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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist erwachsen aus Untersuchungen 
ttber die Volksbewaffiumgeii in SUddeutschland, vornehmlich 

am Endo vorigen Jahrhunderts. Tn ihren Haiiptteileri be- 
ruht sie fast aussclilicsslieli auf bisher uiiln iiutztcm archi- 
valischeiu Material, Uesondcrs den reichen Sciiätzen des 
GroR?;herzn<^licli J^adischen Genoral-Laiulcäarchivs zu Karls- 
ruhe. Nächst diesem wurde in erster Reihe das Königlich 
Preussischc Geheime Staatsarchiv zu Berlin, ferner das 
Königlich Württembergische Haus* und Staatsarchiv zu 
Stattgart und das Fiiialarchiv zu Ludwigsburg, schliesslich 
das Grossherzoglich Hessische Haus- und Staatsarchiv zu 
Darnistadt und das Königliche Staatsarchiv zu Hannover 
von mir benutzt. Don hniidsehriftliclu'n Nac hlass von Leibniz 
konnte ich in (1(M' Köiii^lichon Bibliothek zu Hannover ein- 
teilen. r3as Königliche Staatsarchiv zu Hannover, sowie 
die (iöttinger Universitätsbibliothek gestatteten mir auf's 
liebenswürdigste in ihren Räumen die Aufbewahrung und 
Benutzung der mir in zuvorkommeodster Weise Ubersandten 
Berliner und Karlsruher Archivalien. 

Eine erschöpfende Darstellung der Volksbewaffnungs- 
piäne in den ausserbadischen Landschaften SQddeutschlands 
während der Jahre 1791 bis 1794 zu p^eben, lag gleicher- 
nia.ssen ausserhalb meiner Al)sichtcn. wie ausserhalb des 
Kahmens dieser Arbeit. Eine uadasst ude Durchforschung 
des überreicheu archivalischen Material lür diese Gegenden 
behalte ich mir vor. 
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Den Herren Beamten der von mir besuchten Arcbiye 
mOchte ich für ihre freundliche UnterstOtzung meinen ver- 
bindlichsten Dank ausdrttcken, vor allen Herrn Archivrat 

Dr. Obser in Karlsruhe, dessen liebenswürdige Verwendimg 
und teilnehmende Unterstützung das Zustandekommen der 
Arbeit wesentlich erleichtert hat. In erster Linie aber bin 
ich meinem hochverehrten Lehrer Herrn Geh. Regieruugs- 
rat Professor Dr. Max Lehmann fQr die unermüdliche, liebens- 
wttrdige Anteilnahme und Förderung meiner Arbeiten alle- 
mi gani besonders zu herzlichstem Danke verbunden. 
BSbeiso ist es mir eine angenehme Ffliqbt, dem EOnigüch 
Preussischen Ministerium der geistychen, Unterrichts- und 
Medizinalangelcgcnheiten för die frci^^ebige Förderung meiner 
wissenschaftlichen Arbeiten meinen ehrerbietigsten Dank 
auss^usprecUen. 

OOtting^n, m Oktober 1900. 

Wilhelm Wendland. 
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Zu allen Zeiten Ist es die Pflicht des wehrhaften freien 

Deutschen gewesen, für die Sicherung seiner Heimat in 
eigner Person bewaffnet einzutreten. Häutig verdunkelt» 
häutiger nocli Jahrzelmte hindurch fast völlig zurückgedrängt, 
selten oder garnicht mehr angewandt, ist der Gedanke der 
allgemeinen Wehrpflicht doo\\ niemals ganz untergegangen. 
Die Not der Zeiten und der klare Blick weitschauender 
Männer haben den schlummernden allezeit wieder aufs neue 
geweckt. 

Man hat zu unterscheiden zwischen der Abwehr innerer 

und der äusserer Feinde, zwischen der sogenannten Amts- 
folge und der Landfulge. Beide sind ihrem tiefsten Grunde 
nach wesenseinig; beide haben als gemeinsamen Ursprung 
die allgemeine Wehrpflicht. Während die Amtsfolge es 
einem Jeden zur Aufgabe macht, den im Lande auf hand- 
hafter That betroffenen Gesetzesbrecher zu verfolgen und 
fangen zu helfen (Nacheile), gilt es bei der Landfolge, einen 
Yon aussen einbrechenden Feind von der Grenze abzuhalten 
oder aus dem Lande wieder zu vertreiben. Je nachdem 
ob hierzu das gesamte Volk oder nur ein Teil desselben 
beiträgt, spricht man von Laudbturm, Landaufgebot oder 
von Landausschuss, Landmiliz. 

Eis ist ersichtlich, wie wenig all diese Dinge zu trennen 
sind. Was ist der von aussen eindringende Feind im 
rjnmde anders als ein Verletzer des inneren Friedens? 
Was für ein grundlegender Unterschied besteht» ob alle zur 
Verteidigang Verpflichteten auch thats&chlich bei jeder Ge- 
legenheit ihre Pflicht erfüllen, oder ob zunächst der erste Wider- 
stand einer — eben auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht auf- 
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gebotenen — kleineren Anzahl auferlegt, die weitere Ver* 
teidigung aber der Gesamtheit anvertraut wird? Es kommt 
darauf an, dass der Grundsatz der allgemeinen Wehr- 
verpflichtung in jedem Falle gewahrt bleibt. Die Art und 
Weibe seiner Ausiülirung kann an dem zu Grunde liegenden 
Prinzipe nichts ändern, und wir sind berechtig-t, von dem 
Grundsatze der aligemeinen Wehrpüicht zu sprechen» auch 
wo die Erscheinungsformen yerschiedene sind. 

Bei den einfachen rechtlichen Verhältnissen kleiner 
gesellschaftlicher Verbände war die allgemeine Wehrpflicht 
in ihrem weitesten Umfange für die Germanen der ältesten 
Zeiten das Gegebene.* Auch im fränkischen Eeiche behielt 
dieser Giuudsatz zunächst nocli seine volle Wirksamkeit.- 
Je weiter aber die Grenzen sich ausdehnten, desto schwieriger, 
ja unmöglicher wurde es, ihn uneingeschränkt durchzuführen. 
Es trat hier die Trennung ein, welche entscheidend geworden 
ist für die Entwickelung der Wehrverfassung in Deutschland 
und welche geblieben ist bis auf die Tage Scharnhorsts: 
Der reguläre Krieg, vor allem die Offensive, blieb einem 
Stande vorbehalten, zu welchem Neigung, Geburt oder Zwang 
den Mann bestimmte und dessen Organisation man mehr 
und mehr vervollkommnete. Das allgemeine Aufgebot hin- 
gegen — hinsichtlich seiner weiteren Verfassung vernach- 
lässigt — ^vurde nur noch zur Defensive benutzt. Praktische 
Rücksichten waren hierfür massgcljend. Es genügte, den 
JUandsturm aufzurufen bei Landnot, d. h. wenn es darauf 
ankam, die Ruhe im Lande aufrecht zu erhalten, sei es, 
dass ein äusserer Feind abzuwehren, sei es, dass ein Uebel- 
thäter durch Nacheile zu ergreifen war. Galt es dagegen, 
in fernen Gegenden Krieg zu führen, so pflegte man nur 

1. SehmoUer, die Entstehung des preuöHistlien Heeres von 
1640—1740. Deutsche Rundschau 12 (1877) S. 24B. — Leibniz, 
Militarin, fol. 4b. (Handschrift der Kgl. Bibl. zu Hannover.) 

2. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II. 202; Maurer, 
Geschichte der Frohnhöfe iu Deutschlfttid L 446. 
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einen Teil der Untert.hancn — je näher dem Schauplatz, 
desto mehr — aufzubieten.^ Es ist von Bedeutung flir die 
weitere Eatwickeluug geworden, dass man zum Massstab 
dieser Ausmusterung das Vermögen an Grund und Boden 
nahm und sich damit von dem Grundsatz der allgemeinen 
Wehrpflicht löste. Das Lehensheer musste naturgemäss die 
allgemeine Yolkshewaffnung immer mehr zurückdrängen. 
Allein während der ganzen Dauer des Lehenswesens finden 
wir Spuren, dass nicht nur theoretisch, sondern auch 
praktisch an dem alten Frinzipe festgehalten wurde. Aus 
frühester Zeit ist uns der Name der „Landwehr' erhalten^ 
und es liegt nahe, schon aus diesem blossen Fortleben des 
Eigennamens auf ein ununterbrochenes Weiterbestehen der 
Einrichtung selbst zu schliessen. Thatsächiich sollen Ludwig 
das Kind und Heinrich L bei Lebensstrafe alles Volk unter 
die Waffen gerufen haben." Ein allgemeines Aufgebot des 

1. M. 6. LL. II. 1. No. 49 (8. 186.) Capitula de causis 
diversis. 807 (?) 8i partibus fligpaniae sive Avariae solatium 
ferre faerit necesse praehendi» tuno de Saxonibns quinque seztnm 
praeparare faciant; et ai partibus Beheim faerit neueaae aolatinm , 
ferre, duo tercium praepareot; ai vero cirea Surabia patria 
defendenda neoeaaitas faerit, tunc omnes generaliter ! 
yeoiant i 

2. M. 0. LL. U. 2. No. 204 (S. 71) Hlotharü, Hludowici 
et Karoli Conventus apad Ifaranam priua. 847 Febr. (6) et 
volumus ut cuiuacumque noatrum homo, iu ouiuaoumque regno 
Sit, cum senioro sao in hostem vel alüs suis utilitatibus pergat, 
niai talia regni invasio, quam landweri dicuzit, quod absit, Mci- 
derit, ut omnis populus illiua regni ad eam repeUendam oommu- 
niter pergat. 

3. Waitz, Verfassuiigsgeschichte VlIL 8. 108. Liutpr. II, 3 
(11. Q. SB. in. 8. 288) und IL 25. (a. a. O. 8. 293.) Heinricua.. 
directia per Saxoniam nuutiis, post quatriduum quotquot poterat 
capitali aententia ao adire commendaL . . . eat enim 8azoDum ] 
mos laudandua atque imitaiiduH, quatiuua annum post unum atque 
duodectmum uemini militam hello deease ooutmgat 



Digitized by Google 



sächsischen Landvolks war ©s, das Heinrieb TV. auf der 

Harzburg bedrängte, und mit einem gleichen antwortete 
dieser Kaiser.* Auch das Aulgebot einzelner gefährdeter 
Landschaften blieb bestehen.^ 

Und wie der Landsturm, so die Nacheile. Es ist auch 
von anderer Seite bemerkt worden,^ weich inniger Zu- 
sammenbang zwischen beiden besteht. Grade für diese 
Pflicht der Nacheile finden sich seit der Landfriedens- 
bewegung am Ausgang des IL Jahrhunderts die mannig- 
faltigsten Belege, die auf das hohe Alter dieser Sitte 
scbliesseu lassen* und die zeigen, dass die Bestimmungen 
nicht nur in den Anordnungen der Fürsten gestanden 
haben, sondern auch in das Bewusstsein des Volkes Uber- 
gegangen sind.^ 



1. Waitz, Verf.-gesch. VIII. 101. 

2. Cosmaa, Chroii. Boeraorum II. 35 (M. (i. SS. XI. S. 90), 
wo (1er Markgraf von Oestreioh 10B2 gegoti den Böhmoiilierzog 
Vratislav, a subulco uaque ad bubuicuium aruiatüs omuigena 
specie ferri, a subula usque ad stimulum omueB iubet paratos 
aase ad bellum. 

3. Schröder, Rechtsgeschichte '512. 

4. M. G. LL. IV. 1. 8. 60a Pax dei incerta (saec Xt ex.) 
(6) Si furtum acdderit aut rapina aut bellum patriae ingruerlt, 
et claroor more patriae exortua fuerit, armati omnes insequnntur 
et itj euiido et redeundo pacem unusquisque habeat. Aehnlich: 
Pax Alsatiensis (aaec. XI. ex.) la. a. 0. S. 612") § 8. Innovatio 
pacia f'ranciae Ehananaia 1179. Fabr. 18. (S. 582.) Abs. 16 u. 
14, wo den Bauern die sonst verbotene Wehr bei der Nacheile 
gestattet wird. Pax Alamannica (1104, 1108) (S. G13— 5) Abs. 9. 
Femer Gotfrid von IinBiningen. Böhmer, Foutea III. S. 125 und 
128 (1261). 

5. Sachsenapiegel IL 71. S u. 4. Schwabenspiegel (ed. 
LaBBberg) § 268 (S. 113), „Unde iaget man einen fndebreeh». 
oder einen echter, den aol alles das iagen, daz ez siht oder 
hoeref 
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Das Aufkonimen der deutschen Städte in der zweiten 
Hälfte' des Mittelalters bildet einen Abschnitt auch in der 
Entwickeiung der Wehrvorfassung Deutschlands. Notwendig 
musste es snr Belebung des Gedankens der allgemeinen 

Wehrpflicht beitragen; denn da Stadtluft frei machte, jeder 
freie Deutsche aber von alters her zum Schutze seiner 
Heimat verbunden war, so beruht oben auf dieser allgemeinen 
Wehrptlicht durchaus das ganze städtische Kriegswesen.* 
Mit Wehr und Waffen strömten die Bürger auf dem Markte 
oder dem Kirchhof zusammen, sobald die Sturmglocke 
geläutet wurde.^ 

Wie in den Städten, blieb auch auf dem Lande das 
ganze Mittelalter hindurch bei gemeiner lianciout Jedermann 
zur Landfülge verpllichtet.^ Wenn das Waffengeschrei er- 
tönte oder die Sturm^zlockc ins Land erklang,^ mussto auch 
der Bauer, der sonst keine ritterliche Waffe führen durfte, 
zur Wehre greifen.*^ Die Art und Weise, wie dies geschah, 
ist die alte, durch die Umstände gebotene, die sich auch 
bis in die spätesten Zeiten erhalten hat. Wie die Schilderung 
eines Landsturms am Ende des 18. Jahrhunderts mutet es 



1 . Schröder, Kechtsgeschichte ^ »)2U. 

2. Ohronicon OolmarieuBe 1293. Böhmer, Fontes II. 73. 
SturmordnuDgen von Ereiburg (1509) und Durlach (1586) 8. u. 

3. Eichhorn, deutsche Staats- und Beehtsgesohichte § 223. 
(» H. S. 76.) 

4. Moser, Osnabr. Oesch. II. 8. 18. c. „Wanner eyn Klecken- 

schlag geschtint, den soll alle Maini folgen, hy sy junkt of olt.** 
Grimm, Weistümer 11. ö. 33. fWeistum von Neumünster. Saar. 
1429.) S. 23. (Weistum ebenda 1458.) III. S. 486. (Weistum 

zum Briiiheimei Berg. Wetterau. iiiO^.) 

5. iüicbhorn § 347. Aum. b. 
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uns an, wenn Johann von Winterthur von dem — allerdings 
nicht durch die Behörden geleiteten — Sturm gegen die Juden 
im Elsass erzählt.^ 

Doch auch fUr grössere Gebiete scheint das allgemeine 
Aufgebot im späteren Mittelalter* keine Seltenheit gewesen 
zu sein. Zur Abwehr der Böhmen ward, wie sich aus alten 
Miisterbik'liciii Ligiebt, im Jahre 1450 eine allgemeine 
Musterung in der Gegend an der oberen Donau vorgcnonimen.- 
Einige Jahre später bot Herzog Ludwig der Reiche von 
Bajem die Landwehr auf (1468).^ Tm Jahre 1472 erliess 
Herzog AlbrecM ein allgemelues Aufgebot gegen die Böhmen,^ 
1476 gegen die bis Salzburg vorgedrungenen Tllrken.^ 
i^ehnlich 1485^ und 1488, wo Albrecbt zu Beginn des Jahres 
die allgemeine Musterung, Organisierung und Bereithaltung 
sämtlicher Landeseinwohner anordnete und wenige Monate 
später die allgemeine Rüstuns^ nochmals einschärfte."^ Nicht 
den geringsten Widerspruch criuhreu all diese Massrcgoln; 



1. Johannes Vitoduranus (Eccard, corp. hist. med. aevi. LS. 
1831) de cunctis finibus et angulia Alsatiae . . . ingenti numero con- 
ilueb?inf et . . . ezcepto solo pane, quem secum in sacculo 
deportabant, ... et propriis sibi stipendits milltabant unusquis- 
que instrumetito sui ofßoii vel artis suae, scilicet securl, rastro 
giadio, malteo vei tribula, cultro, ascia, bipeiini, venabulo, arcu, 
baüsta, cuspide vel quocumque alle modo, non providens cra* 
stiauni. 

2. Franz von Krenner, Baierische Landtagehaadlungeii in 
den Jahren 1429—1613. Bd. 7. S. 8 ff. 

S. Budhart, Qeechiohte der Landstände in ßaiem. Bd. 1. 
S. 211. — Bair. Landtagahandlungen 7. 225 ff. 

4. 20. Juli 1472. Bair. Landtagshandlungeii 8. 42. 

5. Bair. Landtagshandlungen 8. 239. 

6. Bair. Laiultaii;shandluni^eii 8, 409. 

7. 24. Januar 1488. Bair. Landtaiishaiidluiigeu 8. 517. 
Wiederholt am 19. Juli 1488. Vgl. dazu: Rudhart a. a. 0. 1. 
S. 256. ff. 
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ein Zeichen, dass sie sich im Rahmen des Gewohnten hielten, 
während ^ch die bairischen Landstände der Abl^nng dieser 

Pfliclit durch eine Steuer, als einer uuborcchtigton Neuerung 
auf das Entschiedenste widersetzten.^ 

Der Ausgang des Mittelalters fällt ungefähr zusammen 
mit dem £nde der grossen Bitterheere, mit dem Aufkommen 
einer neuen Kampfesweise. Weniger, als man erwarten 
sollte, trug die Ueberlegenheit der Schweiser- und Lands*, 
knechtsheere zur Belebung des Volksbewaffnungsgedankens 
bei. Der Grund liegt in der Thatsache, dass man den 
Landsturm nur im äussersten Notfall zu gebrauchen pflegte, 
dass man deshalb auf seine Organisation keine Sorgfalt 
verwendet hatte. Dazu kamen die verhältnismässig nicht 
unerheblichen Kosten, die solch allgemeines Aufgebot doch 
immer erforderte,^ sowie die Schwierigkeit, dass es gewohn- 
heitsgemäss nicht über die Grenzen des Heimatlandes hinaus* 
geführt werden dürfte. Aus all diesen Gründen begnügten 
sich die Landesherren lieber mit einem kleinen, aber be- 
weglichen Heere geworbener, kriegsgeübter Soldkhechte, als 
sich der grossen, schwerlüUigen und oft noch eigenwilligen 
Massen des stürmenden Landvolks zu bedienen.^ 

Auch das Reich that nichts zur Belebung des Gedankens 
der allgemeinen Wehrpflicht. Es war zu umfangreich ge- 
worden, und schon längst musste sich der Kaiser mit den 
Fürsten in das ius arfnorum teilen. Das Aufgebot zur 
Landfolge ward mehr und mehr die Sache der Landesherrn 
und ihrer Beamten.* Die zwei grossen gesetzgeberischen 
Aufgaben, welche das Reich zu Beginn der Neuzeit er- 
füllten^ die Schaffung eines allgemeinen Landfriedens und 



1. Rudhart a. a. 0. I. 257 ff. 

2 Dieser Punkt wird von den Fürsten mit Vorliebe ins Feld 
geführt. Vgl. Eichhorn a. a. 0. § 551 IV. 377). 

3. Lang, Geschichte von Baireutli IL S. 243. 

4. Eichhorn, § 430. liL S. 277.) 
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einer Reichsexekutionsordnung erwiesen sich ebenso weaig 
unmittelbar fruchtbar. In beiden Fragen beschränkte man 
Bich, hinsichtlich der allgemeinen Wehrpflicht^ auf die 
Begelung der Nacheile, die weitere Festsetzung des Land- 
aufgebots den Landcshcrm überlassend. Ward jemand er- 
funden, der den Frieden gebrochen hatte, so war jedermann, 
der es erfuhr, verpfliclitet, auf eigene Kosten und Schaden 
dem Friedensbrecher nachzueilen.' Immerhin handelte es 
sicli hierbei nicht nur um die Alindimg l)ürgerlicher Ver- 
brechen, sondern ebenso gut auch um die Abwehr eines 
feindlichen kriegerischen Einfalls.^ Den einzelnen Reichs- 
ständen ward in dieser Beziehung nur auferlegt, die Nacheile 
mit Sturm- und Glockenstrcich von Land zu Land zu 
fördern.^ Im übrigen ward ihnen, vor allem in dem be- 
rühmten und vielzitierten § 64 der Reichsexekutionsordnung, 
das Recht und die Pflicht zueikaiiiit, iiarh Kriitten mit 
bewaffneter Maclit für die Sicherheit ihres Landes ein- 
zustehen.^ Darüber hinaus ist das Reich nicht gekommen. 



1. Landfrieden Haximiltans I. Worms 1495. (Lünig, corp. 
iur. mUit S. 189.) ^Von Nacheilen zu frischer That . . 

2. Beiohsabachied zu Wonns 1497. (Lünig. c. i. m. S. 191.) 
„So iemand . . . iemand in diesem Landfrieden Ubersiehen oder 
belegen wurde, so sollen dem oder denselben alle und iede Ghur- 
Fflrsten, Fürsten und Stände des Reichs in zwantsig Meilen 
Wegs darum gesessen, zu der Ueberzogenen oder Belägerten 
ersuchen oder welcher des sonst gewahr oder innen wurde, zu 
Stund an, so stark er kan, zu Boss und Fuss aufseyn, zu ziehen 
und wider dieselben Hülffe und Beistand thun treulich . . 
Ebenso Reichsabschied zu Froiburg i, ß. 1498. Abs. 14. (Lünig 
S. 195.) Erklärung des liandfriedens zu Nürnberg anno 1522 auf- 
gericht. Art. 27. (Sonckeubcrg, Reiclisabschiode IL S. 2^9.) 

3. ßeichsabschied zu JSpeier 1559. (Lünig c. i. m. iS. ibuj § 23. 
„Woferne aber ..." 

4. Eeichsexekutionsordnung Augsburg 1556. Senckeuberg, 
a. a. 0. ni. S. 24—25. 
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Alle späteren Beschlüsse begnügen sich diese Fest- 
setsuDgen näher zu erklären und immer wieder aufs neue 

einzuschärfen. ^ 

Eino Anre^iin^r war immerhin damit ^^ogebon: es lag 
bei den Kreisen, ilir zu folgen, sie fruchtbar zu gestalten. 
Vor nnderen zeich uete sich in dieser Beziehung der 
schwäbische Kreis aus, eifrig besorgt, die alten Ordnungen 
des schwäbischen Bundes vom Glockcnsch lagen und Nach- 
eilen zu frischer That wieder in Gang zu bringen.^ Wenn 
diese BemOhungen schon nicht ohne Einfluss auf die Ge- 
staltung der Reichsexekutionsordnung von 1555 geblieben 
zu sein scheinen, so versuchten die schwäbischen Kreis- 
stände, des Jtaiscrlichen Woblwollens versichert, doch noch 
weiter eine genauere Ordnung der Angelegenlieit. Durch 
pirilit lli-n n Schiuss ward endlich am 22. November 1563 
zu Ulm die auf die Reirhskonstitutionen von 1555 und 
1559 gegründete Schwäbiscbt! Kreisverfassung und Exeku- 
tionsordnung verabschiedet, als Muster den Übrigen Kreisen.^ 
Auch hier sind es die erwähnten zwei Funkte, welche be- 
sonders betont werden. Jeder der Fürsten und SWnde 
wird verpflichtet, gegen un versehene Einfälle sich mit den 



1. J. J. ^loser, deutsches Staaterecht 1.8. Friede zu Münster 
zwischen dem Kainer und Schweden. § 8. (LOnig S. 380.) Reichs- 
abschied von 1654, § 17^1 und 180. Kaiserliche Resolution betr. 
§ 180 des J. R. A. 18/3. iVi)i aar 1671. (Schmauss, corp. iur. publ. 
gicbt fälschlich das Jalir 1070 an.) Verbesserte Exekutions- 
ordnung 16. VIII, 167.3. Cap. 4. (Pachner v. Eggenstorffi Sammlung 
der ReichsKclrlüsse I. 643. > 

2. Eines hochlübl. Scliwäbis. Crayses A Ite und Neue Kriegs- 
Verordnun^^eu und RegleraentfMi, wie Bolche nunmehr zusamraen- 
gerichtet und in öffentlichen Druck zu briugeu beföhlet! worden. 
Stuttgart 1696. Vorrede an den Leser. 

3. Verschiedentlich gedruckt. Ulm 1676; in den angeführten 
Srh%val>. Kriep^svorordnungen 1696. Auch bei Langwerth von 
bimmern, die isLreisverCassung Majdmihaiis I. Baud I. Anhang. 
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Seinen zu Abwehr und Hilfe bereit zu halten, und andererseits 
wird den Unterthanen auferlegt, bei Landfriedensbnich den 
Beschädigten auf Anrufen oder Sturm- und Glockenstreich 
nach bestem Vermögen ausnahmslos zu Hilfe zu eilen. ^ 

Wie das Reich, wie die Kreise, so auch die einzelneu 
Fürsten und Clenieinwcsen. Die Stiulto scheinen hier vor- 
ange^an^^on zu sein. Schon I50<) liadcMi wir für Frei- 
burg i. B.-, 1536 für Durlach und Aue Stunuordnungen^ 
wonach jeder wehrhafte Bürger beim Läuten der Sturm- 
oder Eidglocke auf den bestimmten Sammelplatz zu eilen 
hat. 155 L Hess dann der Landvogt von Ortenberg bei Offen- 
burg die waffenpfiichtigc Mannschaft der österreichischen 
Ortenau aufnehmen ^ offenbar nach älteren Vorbildern^ 

1. ed. 1696. S. 49 u. 61. 

2. Mono, Ueber das Kriegswesen. Z. f. Gesch. des Ober- 
rlieina. 16. S. 447 — 149 „Ordnung, wenn die sturniglogk gat, 
wie sich ein yeder halten 8ol.*' Abs. 9, 13, 14. 

3. Mone, a. a. O. 16. S. 450 — 452, ,,bturmordnung in der 
Stadt Durlach und Awe." Abs. 1, 2, 7 u. 8. 

4. Mone, Z. f. G. des ÜlM ri-lu iiis 16. S. 13 ff. 

h. Nicht ohne starken Zwang wiid man die von Waitz, \ eif. 
gesell. 4. 573 uiul Hoietius, Beiträge zur Knpitiilarienkritik 126 fF. 
angeführten Kaiiitularien8t<;llen auf reut liiiassig g<'tührte Muster- 
rollen deuten k»»nnen. Wenn anrh die Fiilirung solcher Listen 
in karolingiseher Zeit, etwa durch die Gaunutare, nicht völlig 
ausgeschlossen er.scheint, .so bleibt eine dei-ai'tige Kinriehtung in 
so früher Zeit docli höchst zweifelhaft, zumal für dieses und die 
folgenden Jahrhunderte jeder weitere Anhalt fehlt. Auf Muster- 
rollen Stessen wir zu frühest im 15. Jahrhundert. (Bair. Land- 
tagshandlungen 7. S. 8. K. H. Lang, Neuere Geschichte des 
Förstenthums Baireuth. Göttingen 1798. I. 74.) Als allgemein ge- 
bräuchlich erwähnt sie V. Ii. v. Seckendorff. (Fiirst^ustaat 1656. II, 
Teil, 10. Kap. 9. 5.) Keinesfalls ist also die Behauptung aufrecht zu 
erhalten, dass Friedrich Wilhelm 1. von Preussen 1733 zuerst 
wieder diese Einrichtuiigi „wie sie seit den Tagen Karls des 
Grossen nicht mehr vorgekommen" w^äre, erneuert habe. Ebenso- 
wenig kann davon die Eede sem, dass zum ersten Male wieder 
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Musterrollen anlegcod. Uni dieselbe Zeit finden wir in den 
bedeutenderen Territorien Süd Westdeutschlands zum ersten 

Male auch jene Landesordniiiigcn, in denen aufs unzweifel- f 
haftcstc von der all^emeint^n Wehrpllicht aller Unterthanen \ 
geredet wird. Bereits in der vvürtenihergischen Landes- ' 
Ordnung von 1552 tindet sicli die Bestimmung,^ dass niemand* i 
im Lande wohnen dürfe, ohne Bürgt geworden und in 
das BQrgerbuch eingetragen zu sein. Die von auswärts 
zugezogenen Fremden, sowie die inzwischen erwachsenen 
Söhne niussten in Stadt und Dorf alljährlich in diesen 
Registern hinzugefügt weixlcn. Auch waren sie verpflichtet, 
sich hestimmtc Wehr und Harnisch anzuschaffen. Mit 
diesen musste (huia jeder gerüstet sein, jed^^rzeit im Fall 
der Not auszuziehen. Immer wieder wird diese Forderung 
in den folgenden Bearbeitungen wiederholt.- Auch in den 
kurpfölzischen Landesordnungon finden wir gleiche An- 
weisungen.^ Später erst folgte Baden mit der Aufzeich- 
nung einer ähnlichen Landesordnung.* Um so eingehender 

bei dieser GelegeiiluiL luil Bewusstsein der Grundsatz der all- 
gemeinen WchrpHicht ausgesprochen sei. Sehr richtig hat be- 
reits Kii hliuni, dt uUsclie Staates- und Jvochtsgeschichte LV. S. 
560 büUieikt. (lass <Vui «rewaltsuiue Einstellung von Unterthanen, 
wie sie duii li Fri< ili irli Willielm 1. zu^elasstMi wurde, als ein 
Kapitel in dei* Ges« hichte dvv ntiliciw illii^iMi Worbiiiifjen zu be- 
trachten sei. Vgl. auch M. Lehmann, iiiäturische Zeitsciirift 67. 
S. 254 Ü\ 

1. Würtemberg. Laudesorduuiig vom 2. L 1552. S. 77 b, 

bü i.. 

2. ed. 15G7. S. 4, b^S. 22ti; ebenso iu den Auagaben von 

1585, lfi21 u. s. r. 

3. (Jhurtürstl f'falz. Laiulcsurduung. 1582. 1594. 1657 
5. Titul. 1, 3, V. ü. Titul. 1 Abs. I. 3. 4 u. ö. 10. Titul. 2. 

4. G«'Tnr»ine Lands Onlnun;,' der Markgrafschailten Baden 
vnnd Hachbcrg etc. 1622. Fast wörtlich finden sich die Be- 
stimmungen -wiederholt in der revidierten Ausgabe von 1715| 
vgL J. J. Moser, Bad. Staatsrecht. Kap. 11. § ü. (Ö. 333) 
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sind dafür deren Bestimmungen. Sobald ein Kind in Baden 
geboren und getauft war, musste es dem Ortsbeamten an- 
gezeigt werden, damit dieser es in seine Listen eintrage.^ 
Jeder Knabe, der 14 Jahre alt geworden war, musste den 

Huldiguiigseid leisten und sich nochmals einschreiben lassen. 
Ebenso waren die Dienstheneii vürpflichtet, ihre fremden 
Knechte binnen 14 Tagen zu dem Vogt zu bringen und sie 
dort den Huldiguugseid scliwören zu lassen. ^ Jedermann 
war bei scliwerer Strafe verbunden, jederzeit und aller- 
orten bei Sturmgeläute und Stur mgescbrei zur Verteidigung 
des Landes gegen äussere wie innere Feinde mitzuhelfen.' 
>^ Bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts soll in Baden der 
^ allgemeine Landsturm und der Landausschuss nicht ge- 
sondert gewesen sein.** Bedurfte man nicht der gesamten 
Bürger, so rief man nur jeden dritten oder zweiten Mann 
zu den Waffen. Markgraf Georg l^riedrich*^ trennte die 
Landmiliz von dem Landsturm ; er teilte sie in Regimenter 
und Kompagnien zu Fuss und zu Pferd, die in ständiger 
Uebung erhalten und dem regulären Militär möglichst ähn- 
lich gemacht werden sollten. Sobald nun ein Feind im 
Lande oder auch nur in bedrohlicher Nähe war/ stürmten 
die Glocken' durchs Land, und Nachts flammten Feuer von 
Türmen und Höhen. Dann mussten sich die Unt^rthanen 
bereit halten. Der Ausschuss — „die Ausgewühiic" — 
hatte sich mit seinen Wehren, ein jeder bei seinem Fähn- 
lein, zu versammeln; die Uebrigen mussten, ebenfalls gc- 
rttstet, in ihren Orten bleiben und weiteren Bescheides 
warten. 

1. Landesordiuing Teil 4, Titel 8. 

2. Landcsurdiiui)«^ 4. 3. 

3. LandeRordming -4. 8. 

4. Badens Kriegs-Vcrlassung, insbesoiidie Landwehr und 
Lvidsturm im 17. Jahrhundert von J. Leichtleu. Karlsruhe 1815. 

5. 1584—1622. geb. 1&75, gest. 1638. 

6. Laudesorduung XV. 9. 
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Im dreissigjährigen Kriege bewährte sich diese Eän- 
richtung Kunfix^hst; allein die Unrnhen der folgenden Jahre 
verhinderten, dass sie Bestand gewann. Landsturm und 

Laiidiiiiliz schmolzen wieder zusammen. Immerhin erscheint 
es unzweifelhaft, dass die Reichsstände schon im IG. und zu 
Beginn des 17. Jalirhundcrts, gemäss den Satzunfj^en des 
Heiches, das Recht hatten und ausübten, ihre sämtliche 
wehrfähige Mannschaft zur Verteidi^^ung des Landes ein- 
zuteilen, zu mustern und militärisch auszubilden.^ 

Der dreissigj ährige Krieg hatte den Uebergang zu dem j 
stehenden Heere im Gefolge. Wenn schon früher die Landes- > 
herren es vorgezogen hatten, statt dos inmiorhin kostspieligen \ 
und trotzdem weniger wirksamen Landaufgebots Söldnerheere 
aufzubringen, und nur im Notfall auf den Landsturm zurück* 
gegriffen hatten, so konnte das bewaffnete Landvolk jetzt erst 
recht nicht mehr als B«rsatz jfür die allezeit schlagfertigen 
stehenden Heere gelten. Die Wünsche des Volkes trafen 
hier mit denen der Fürsten zusammen. Der deutsche 
Bürger und Bauer bedurfte vor allem der ungestörten Ruhe, 
um sich nach den Stürmen des Krieges eine gesicherte 
Grundhige künttigen Wohlstands zu schaffen. So war er 
jetzt mehr als ehedem geneigt, durch eine mässige Steuer 
die Freiheit von persönlichen Kriegsdiensten zu erkaufen. 
Andererseits nahmen die Fürsten gern diese Geldablösung an, | 
die ihnen die Mittel zum Unterhalt stehender Heere gewährte.' / 

Darum ward aber die Pflicht der Unterthanen zur 
Landfolge keineswegs vergessen. Wo die Mittel nicht aus- i 
reichten, ein genügend zahh:eiches stehendes Heer aus 
fremden Söldnern zu halten, griff man auf die eignen 



1, Eichhoni § 551. (*IV. 377.) 

2. David Georg StrubeOi Bechtliche Bedeuken. Bd. 2. 8. ße- 
denkeo: Von Landfolgen. Hannover 1768. 
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Unterthanen zurück.^ Unter Berufung auf die allgemeine 
Wehrpflicht wurden die ledigen Burschen zu einer Land- 
roiKz ausgehoben, die man dem stehenden Heere mehr und 

mehr ähnlich zu machen suchte. Die erforderte Anzahl 
wurde nach dem Verhältnis der vorhandenen männlichen 
Bevölkerung oder d('r lodit^^ea jungen Mannschaft auf 
sämtliche Orte des Landes verteilt. Wo sich nicht frei- 
willig die verlangte Zahl fand, wurden die noch mangelnden 
zwangsweise aus den jungen Leuten des betrefienden Bezirkes 
ausgesucht und eingestellt In manchen Gegenden galt die 
Bestimmung, dass kein junger Mann ohne Dispensation 
heiraten durfte^ der nicht eine bestimmte Zeit unter der 
Landmiliz gedient hatte. Auf diese Weise plante der Mark- 
graf von Baden-Durlaeh im Jalire 1721 eine Landmiliz von 
500 Mann zu errichten. - 

Auch das allgemeine Aufgebot des gesamten Volkes 
geriet nicht in V^ergcssenlieit. Grade um die Wende des 
17. Jahrhunderts linden wir die Frage der allgemeinen Wehr- 
pflicht viel behandelt. Mit Nachdruck trat Veit Ludwig 
von Seckendorff immer wieder für die Dienstpflicht der 
gesamten Unterthanen und gegen das fremde SOldnerwesen 



1. So hrachto der für niin<1erjahrif^en Ehorhard III. re- 
gierende Achuinistratoj" .hilms J'riedrich von W'ürtomhern^ ein 
Heer von IGOCX) Mann, teils Tiandvolk, tt-ils L^^'^vor!M'ne Truppon, 
zusammen, das freilich der üei»ermucht (2400Ü Mann) nicht stand- 
zuhalten vermochte (Juni 1631.). Lang, Auswärt. Politik der 
Würtemb. Stände. Pr. Jb. 50. 392. 

Vgl. auch die Aeusserung von Leihniz: das „ordentliohe 
Kriegsvolk bestehet wiedenirab theils in Ans.schnss, teils in sje- 
worbenen und besoldeten Knechten." (Militaria fol. 4 b, Hand- 
schrift der Kgl. Bibliothek zu Hannover.) 

2, Schätzenswerte Mitteilungeu über diese Verhältnisse finden 

sich z. B. in dem Bande: „Baden. Qeneralia. H. ^^g'*imO.L.A. 
SU Karlsruhe. 
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ein;^ er machte Vorschläge, den kriegerischeo Sinn and die 
Waffenfertigkeit des Volkes zu heben.^ Mit dem ihm eigenen 
Scharfblick erkannte Leibniz die hohe Bedeutung des Volks- 

bcwaffaungsgedaiikLiis. Bei den verschiedensten Anlässen 
wies er auf ihn hin mit Vorsclilägen für die Zukunft und 
Beispielen aus der Verg^aui^enlieit.^ An den Universitäten 
war die Laudiolge ein gern behandeltes Thema.^ Auch die 
Landesherren waren nicht geneigt, sich dies schätzenswerte 
Hecht entgehen zu lassen.^ Wider einbrechende oder 
drohende Feinde pflegte man aucl^ in neuerer Zeit aus der 

1. Seckendorff, f firetenataat (Hanau 1656) IL Teil, 10. Kap. 
Abs. 8 fr. Christenataat (I^eipzig 1685) S. 24d. (II. 5. 4.) 
361—882. (II. 10. 11^ 15.) 

2. Seekendorff, Additionen zum Fürstenataat (Frankfurt 
a. M. 1670) S. 184. 

8. Leibniz, Geschwinde Kriegsverfaasung. (Werke ed. Onno 
Klopp. V. 507.) Wien Okt. 1688. „in publioo periculo omnis 
homo miles est" Anfang eines Konzepts TOn Leibnis (Bodemann, 
die Leibnizhaiidachriften der kgl. öfif. Bibliothek zu Hannover. 
1895. S. 209) „ich bhi der Meinung, dass jedermann, vom 
Fürsten bis zum Ackerknecht geschickt zu machen, dem Vater- 
land im Notfall einige Kriegsdienste zu leisten." Leibniz, einige 
patriotische Gedanken. (Werke VT. 22i\.) Es ist interessant, 
dass Lt'il)iHz zu diesem Zwecke auch auf die Bedeutung der 
LeibesOliungeii iu dei* .Tugeiul- und V'olkserziehung hinweist und 
die Errichtung von ,.Akadcmien zu Leibesübungen" anempHehlt. 
(Schriften u. Entwürfe zur Kriegswisseiischaft, fol. 1. b. Handschr. 
Hannover, kgl. Bibliothek.) 

4. De iure sequelae, praeside Joh. Wolfg. Textore, auct. 
Hermann Zoljell. Diss. Heidelberg lG7ß. — Dissertatio ... de 
miiitia lecta pruvinciali, Von der Laudmiliz. praes. Jo. Samuele 
Strj'kio. auct. Jo. Christ. a!j Oetken. Halle 1705 Vgl. auch 
Pfttter Litteratur d« « dcntHchen Staatsrechts ^ 1116 (HI. S. 335j 
nebst dem Nachtrag Klütjeis im 4. Bande. 

5. M. JähuB, Zur Geschichte der ILriega Verfassung des 
deutschen Kelches. Pr. Jb. 39. 477, 



Digitized by Google 



— 16 — 



gesamten Masse der Unterthanen den dreissigsten, 
xwanzigsten, zehaten, fünften, ja sogar den vierten, dritten 
oder seibat zweiten Mann aufzubieten^ und ins Feld zu 
führen, die andern aber zur Beschützung des Landes und 
ihrer Wohnungen daheim zu lassen. In der höchsten Not 
jedoch nuisste in alter Weise Mann für Mann, jeder dem 
nur iri^end des Leibes Kräfte und das Alter es erlaubten, 
zur Gegenwehr greifen. Schon in Friedenszeiten traf man 
die nötigen Vorbereitungen hierzu. In manchen Gegenden 
wurden von Zeit zu Zeit Musterungen veranstaltet; bei 
denen die Untertbanen in eigenen Waffen zu erscheinen 
hatten. Um jederzeit zu wissen, wie stark und wie gerüstet 
das Land sei, wurden die Musterrollen sorglich weitergeführt.^ 
Mehr noch, als Gesetz und Herkommen, sorgte die Not 
der Zeiten dafür, dass die allgemeine Wehrpllicht nicht 
vergessen wurde. Wenigstens in den vorderen Reichs- 
kreisen. Hier genügte in den ewigen Kriegen mit Frankreich 
die gewöhnliche Wehrkraft des Reiches nicht zum Schutze 
der Grenzen. Eigne kriegsgeübte Heere in genügender 
Starke aufzubringen, waren die kleinen südwestdeutschen 
Splitterstaaten nicht im Stande. So griff man immer 
wieder zu dem alten, nie vergessenen Recht der Landfolge. 
Kurz vor dem Frieden zu Nimwegen hatte der tränkische 
Kreis beschlossen, da Werbungen nicht mehr genügten, 
einen Landausschuss aufzustellen. Das Loos entsciiied, 
wer auszuziehen hatte» und nicht nur innerhalb der Kreis- 
grenzen, sondern auch in andern Gegenden sollte er ver- 
wandt werden. Der Friedenssbhluss unterbrach die weitere 
Ausführung dieses Planes.^ Aber wenige Jahre später 



1. Seckeiidorfi, Fü raten staat II. 10. ö — ü. 

2. SeckendorfF, Fürstenstaal II. 10. 9. 5. dazu auch u. a. 
der oben angefülirte Aktenband des Karlsruhör G. L. A. 

3. Seckendorff, Ohristeustaat U. 10. 15. (S. 380.; berichtet 
davon al» Beteüigter. 
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finden wir einen ahn liehen Bescliluss in dem benachbarten 
schwäbischen Kreise. Im Jahre 1690 verfügte man hier 
die Aufstellung^ eines Landausschusses oder Landmiliz und 
nahm bereits ein allgemeines Aufgebot in Aussicht.^ Drei 
Jahre später erfolgte auf Anregung des Generalleutnants 
Prinzen Louis von Baden ein „General - Aufbott^' des 
zwanzigsten, im Notfall des zehnten Mannes.' Weiter noch 
ging man im spanischen Erbfolgekriege.^ WlUirend hinten 
fern in Regensburg der Reichstag jahrelang verhandelte, 
ehe das entscheidende Konklusum zustande kam, nuisste 
man vorn an der (Jrenzc der andrängenden Gefahr 
schleuni^^^er be;i:eofncn. Ein allgemeines Aufgebot fand 
damals im Breisgau und Schwarzwaldo statt. Anweisungen, 
wie das Landvolk in den Waffen zu üben sei, wurden aus- 
gegeben.^ Die Bauern zogen aus und besetzten, zum Teil 
ohne militärische Untersttttzung, ihre Posten. Und wenn 
auch der Mangel an Organisation eine dauernde Wirkung 
verhinderte, so wirkte das Beispiel doch stark genug, um 
sogar den Reichstag zu dem Entschlüsse zu veranlassen, in 
den gefährdeten fCreisen ein „General-Aufbott aiies Land- 
volks" anzuordnen.^ 

1. Schwab. Kreis-Verordimngeii und Eeglemdnten. 1696. XIV. 
(S. 179.) Auch Lünig c. i. m. S. 602—504. 

2. Schwab. Kr. Kriogsverordnuiigeii und Regl erneuten. 1(>96 
XV. und XVI. (S. 183 und 185.) Auch Ltinig, c. i. m. S. 517 
u. 518. Im Jahre lß92 hatte der Herzog von Würtemherg einen 
nachdrücklichen Vcrsucli gemacht, die „Landesdetensioii" iu ein 
der OlTcnsive fähiges Heer zu verwandeln, war aber auf den 
nachdrücklichsten Widerstand dor Landschaft gestosseo Lang, 
a. a. 0. Pr. Jb. 50. 401. 

3. Mone, der Schwarzwald und Breisgau im spanischen Erb- 
folgekrieg 1702—1705. Z. f. Ö. d. 0. Bb. S. Iftl ff. vgl auch 
M. Jahns, a. a. 0. Pr. Jb. 39. 479. 

4. Mone, Z. f. O. d. 0. Rh. 16. 8. 1. 

5. Pachner von Eggenstorff, Reichsschlüase III. 268. Reioha- 
W • a dl an d , Volkft1iew«ffiikuiif . 8 
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Grade um diese Zeit schien es noch einmal, als ob der 
Volksbewaffnungsgedanke in weiterem Umfange zur That 
werden solle. In dem Prinzen Eugen von Savoyen hatte er 
einen überzeugten und beredten Fürsprecher gewonnen. 
Frühe hatte Sogen erfahren, mit welch' geringer Mühe 
und mit welch' glücklichem Erfolge sich eine Volks- 
bewaffnung aufstellen lasse.^ In Ihr erblickte er das einzige 
Heilmittel für die verrostete Wehrverfassung des deutschen 
Reiches. Wiederholt wies er auf die Vorbilder der Waldenser, 
der Oestreicher, der Franzosen hin. Freilich ohne praktische 
Wirkung. Als dann im Jahre 1713, nach dem Frieden zu 
Utrecht, Kaiser und Keich allein deu Krieg fortsetzten, trat 
Eugen, an die Spitze völlig unzureichender Streitkräfte 
gestellt, noch einmal mit vollem Nachdruck für die allgemeine 
Volksbewaffnung des westlichen Deutschlands ein. In einem 
Auftritt, den er selber lebhaft schildert,' in Gegenwart des 
Herzogs von Marlborough, setzte er dem Kurfürsten von 
Mainz auseinander, es sei unbidiiiiit notwendig, dass sich 
die vorliearenden Kreise m niassc erhöben. Dies sei das 
einzige Mittel, den Franzosen Furcht einzujagen und ihre 
Armee su schwächen. Unbegreiflich sei es, dass ein Volk, 
und besonders ein so kraftvolles, sich allen Leiden und 
Drangsalen des Krieges auf eigenem Grund und Boden so 
geduldig unterwerfe, während es doch nur von seiner 

Bohlofls, dictatnm Batubonae 16. Juni 1707. (S. 2e>5. „Es wftre 
aber auch . . 

1. Prinz Eugen an den Grafen v. Auersberg. Turin 12. Sept. 
1694. (Prins Eugens hinterlassene polit. Schriften I. 24); an 
den Grafen Bucelin. Turin, 22. Sept. 1694 (a. a. O. I. 26); an 
den Fürsten Adam von Liohtenatein. Neubmigi 12. 6. 1704. 
(a. a. 0. I. 226.); an den Grafen v. Strattmann. Brnssel 22. Sept. 
1709. (a. a. O. £1. 109.) Memoire des Prinzen Eugen. Haag. 
19. 12. 1711. (a. a. O. m. 67.) u. s. f. 

2. Prins Eugen an den Grafen von Sinsendorf. Mains 9. 6. 
1718. (hinterlassene poHtische Sobnfton IIL S. 149—162.) 
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Oesamtkraft allein abhänge, allem (Jnheil zaTorzukommefl. 
Mit einem allgemeinen Aufgebot hätten die Franzosen 
geantwortet, als die Deutsehen dnreh die Provence in die 

Daupliiiiö einrückten; und am Ende, von wem hätten denn 
die P'i'anzoscn die Wirkung eines Heerbannes anders, als 
von den Kriegen- der Deutschen bei iliren häutigen Einfällen 
abgesehen? Mit einem Heerbanne von 200 000 deutschen 
Männern, die ausser ihren Ackergerätschaften keine Armatur 
nötig hätten, getraue er sich jetzt, in Verbindung mit einer 
regulären Armee Ton 80000 Mann, die Franzosen in die 
Grenzen des pyrennäischen Friedens zurückzutreiben. Ein 
Vorschhig dieser Art wäre eines Reichskanzlers auf dem 
Reichstage würdig, und dann setze er auch seinen Kopf 
daran, dass das Reich in vier Wochen einen Frieden, und 
zwar einen «solchen haben werde, dessen sich ein Menschen- 
aiter erfreuen sollte. Allein bei allem edlen Eifer sUessen 
die Bemühungen des Prinzen um die allgemeine Volks- 
bewafifnung auf unüberwindlichen Widerstand. Dies seien 
freilich etwas mehr als pia desidma wären, sagte der Kur- 
fürst betroffen ; aber an eine Erfüllung der Wünsche dachte 
er nicht. Auch als ihm wenige Tage später Prinz Eugen 
durch die That den Beweis erbrachte, dass die Bauern zum 
KrioLa' woiil verwendbar seien,* liess sicli der Kurfürst zu 
keinem Schritte bewegen. Es musste ein gewaltigerer Dränger 
kommen, ehe man sich in Deutschland entschloss, den alten 
Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht in zeitgemässer Weise 
in die That umzusetzen. 

1. Prinz EugtMi an den Grafen von Sinzendori". Pliilippslmrg, 
29. Juli 1713: Dieser Tag«' habe ich den KurfürstMTi von der 
Wirkung der SturnigltM-ke überzeugt. Die Bauersleutt' wan n so 
selmell beisammen, das.s sie einem starken Detaschemont P'raii- 
Züsen den Rückzug so lange streitig machten, bia wir sie uingelien 
und es samt drei mit Beute beladenen Wägen aufheben konnten, 
und dennoch will man sich von den Wirkiingeu des Landsturms 
nicht nbeneugen. (PoUt Schrüteu III. 155.) 
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Immerhin blieb auch im 18. Jahrhundert ein allgemeines 
Aufgebot des bewaffneten Volkes nichts ungewöhniiches. 
Um seine Landeshoheit über den Ort Rnmpenheim zu 
behaupten, sandte der Kurfürst von Mainz im Jahre 1740 
nicht nur reguläre Truppen, sondern auch eine starke 
Anzahl bewaffneter Bauern dahin, ^ und 1744 bot Kaiser 
Karl VIT. ganz Baiern zum Widerstand gegen die 
Oestrciclier auf.- 

Solche Ereignisse sorgten dafür, dass die Volks- 
bewaffnung nicht ganz in Vergessenheit geriet. Noch 1794 
erinnerte der hannoversche Gesandte auf dem Reichstag zu 
Begensburg, H. L. von Ompteda, an das Keichsgutachten 
Ton ;L707.' Weit stärker musste die Erinnerung in den 
betreffenden Gegenden selbst fortleben. Es ist klar: sobald 
die Not aufs neue drängte, musste der alte Gedanke der 
allgemeinen Wehrptlicht wiederum auftauchen. Es lag als- 
dann an den Umständen, ob er zur That werden oder nur 
in den Ideen einzelner Männer fortleben sollte. 

Eine solche Not ward dem deutschen Volke durch die 
französische Revolution von 17B9. 



1. Friedrich II. an den Karinraten von Mainz. Berlin. 19. 6. 
1740. (Polit. Oorresp. Friedr. d. Ghr. L S. 9.) 

2. HtBtoriBche Sammlung von Staataschrifben . . . unter 
Kaiser Karl VII. IVankfurt a. M. 1744. fid. 1. S. 260» Kaiser- 
liches Patent wegen des allgemeinen Landaufboths durch das 
gantze Baiern. 18. Okt. 1744. 

3. ßericht Omptedaa bei den Akten des Hannoverschen 
Kgl. Staatsarchivs: Auswärt. Angelegenheiten, Reichssachen 
E. II. 384. 
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Die ersten VolksbewaffniingsTersuclie am Oberrliein. 
(Febraar 1791 — Marz 1792.) 

Es ist bekannt, wie freudig auch in Siiddeiitschland die 
Anfänge der französischen Revolution begrUsst wurden. 
Allein schnell ^emv^ erfolgte der Umschlag, und seit dem 
Starm auf die Bastille wuchs die Besorgnis mehr und 
mehr. Wie alle an Frankreich grenzenden Staaten sah 
sich auch Baden bald unmittelbar gefilhrdet^ Im Elsass 
begannen Unruhen, die sich ständig steigerten und aus- 
breiteten. Einzelne Funken den Aufruhrs flogen zündend 
über den Rhein und in dem Broisgau, in der Ortenau und im 
Strassburgischen brach hie und da der Aufstand in hellen 
Flammen aus.^ Auch auf badischem Gebiet liess sich ver- 
dächtiges Gesindel blicken, in den neuerworbenen Baden- 
Badenschen Landen, z. B. in Bühl, kam es zu oiTenem 
Widerstande. Der Markgraf begegnete der Gefahr durch 
stärkere militärische Besetzung der bedrohten Gegenden.' 

1. Politische GorrespondenB Karl Friedrichs vou Baden. 
1788— 1806, herausgegebea von B. Erdmannsdörffer. Bd. ) 
S. a26 £F. G. Obser, Badische PoHtik in den Jahren 1782—1793. 
(Zeitschrift für Geschichie und Politik. 5. (1888.) S. 905 ff.) 

2. Polit Gorrespondenz I. 806—309. (8. ^7—338.) 

3. Geh. Rats Protokoll. 30. Juli 1789. v. Gayling an Karl 
Friedrich. 5. Aug. 1789, 9. Aug. 1789, 16. Aug. 1789. (Polit. 
Corr, I. 307—310.) 
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Im Einverständnis mit der vorderöstreicliischen Re^^ierung 
wurde die Bbeingrenze durcli einen militärischen Oordon 
geschlitzt; d«* Kehler BrQckenposten wurde verstärkt, und 
zugleich wies man die Aemter an, sich dem Eindringen 
fremden Gesindels nachdrücklich zu widersetzen. Die 
Unruhen im eigenen l^ande waren bald durch besonnenes, 
energisches Auftrotoii, vor allem Karl Friedrichs persönlich, 
mit leichter Mühe unterdrückt* 

Immerhin blieb das rechtsrheinische Deutschland vom 
Elsass her bedroht, und noch grösser war die Gefahr für 
die linksrheinischen Besitzungen der deutschen Fürsten. In 
Baden war man einem friedlichen Ausgleiche nicht abgeneigt, 
und gern hätte der Karlsruher Hof, dem Rate Schlossers^ 
folgend, die längst schon strittigen Herrschaften gegen eine 
angemessene P^utschädigurig ;in Frankreich abgetreten. 
Aliein die übrigen beteiligten Reichsstände waren zu einem 
solchen Vorgehen nicht zu gewinnen. Der neugewählte 
Kaiser schien entschlossen, die Ansprüche seiner Fürsten 
kräftig zu unterstützen; in langen Verhandinngen nahm sich 
das Reich der Sache an: eine friedliche £intscheidung schien 
immer mehr ausgeschlossen und es war abzusehen, dasses 
unter Umständen zu kriegerischen Auseinandersetzungen 
kommen musste. 

So war die Lage am Oberrhein zu Beginn des 
Jahres 1791 eine höchst bcdenkiicho geworden. Die 
militärische Macht Badens war nur jxering. Auf eine wirk- 
same kriegeris>che Unterstützung durch das Reich war in 
absehbarer Zeit nicht zu hoffen. Was lag näher, als unter 
solchen Umständen den Schutz des Landes dem bewaffneten 
Einwohner zu übertragen? 

1. Madeweiss aa Friedrich Wilhelm II. von Preuaseii. Stutt- 
gart 5. Sept. 1789. (Polit. Corr. I. 313.) 

2. Johann Georg Schlosser (geb. 1739, gest. 1709) der Freund 
und 31iiiister Karl Friedrichs. Vgl. Vi\)or ihn: Polit, Corr. I. S. 
31—33, sowie; Gotheiu, J. G. Schlosser {IQdd.) 
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Noch war freilich der Krieg mit Frankreich nicht erklftrt. 

Das Interesse Badens lurderte gcnaaealc Wahrung der 
Neutralität. Es war daher natürlich, dass solche Ideen 
zunächst nur vereinzelt auftauchten und auch nur vereinzelt 
durchgeführt wurden, während sich die Gesamtheit des 
badischen Staates noch abwartend — eher abiebnend, als 
zustimmend — Terblelt 

In RQtteln, dem bedeutendsten Oberamte Badens» 
dessen Leitung als ein besonderer Vertrauenspoeten gelten 
konnte, lag die Verwaltung in den Eßüaden des Land- 
schreibers Maximilian Wilhelm Reinhard,* Er war ein 
Sohn des bekannten badischen Geheinien liats Johann 
Jakob Reinhard, des Freundes physiokratischer Ideen.* 
Was Wunder also, weun auch bei seinem Sohne die Wert- 
schätzung des Bauernstandes so gross war, dass er diesem 
die Verteidigung des eigenen Herdes unbedenklich anvertrauen 
zu können glaubte. 

Die Stellung zur Emigrantenfrage hatte ihn hierzu 

gedrängt. 

Als zuerst Missverguügte aus lYankreich in die ober- 
ländischen Gegenden kamen, glaubte er, wie er nach 
Karlsruhe berichtet,' es würde viel Raub- und Diebs- 
gesindel dabei sein. Er empfahl daher seinen Ortsvor- 
gesetzten die stärkere Besetzung der Tag- und vornehm- 
lich der Nachtwachen , sowie überhaupt vorsichtig ab- 
lehnendes Vorhalten. Als er jedoch bemerkte, dass man 
von den Emigranten nichts zu befürchten habe, dass viel- 
mehr politische Gründe ilire Begünstigung und Aufnaliiiio 
im Lande zu erfordern schienen, änderte er sein Benehmen. 

1. Ueber Reinhard vgl. Polit. üorr. I. S, 391, 1 ; seine Be- 
rufung als Geh. Rat nach Karlsruhe erfolgte im August 1792. 

2. Aoscher, Geschichte der Nationalökonomie S. 486. 

3. Reinhard an Geh. Rat Meier. 27. 2. 1791. Berichte Rein- 
hards, iiörrach 2, 3. 91 und Mxrach 19. 3, 91. (G. L, A.) 
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Dies sog nun freilich der Gegend häu6ge Drohungen der 

Elsässer zu und man musste auf Sicherheitsmassregeln, 
jetzt nicht mehr gegen die Fremden, sondern gegen die 
französischen Nachbarn denken. Man hatte mit der Mög- 
lichkeit eines phltzlichen feindlichen Einbruchs vom Elsass 
her zu rechnen. Auf militärische Hülfe konnte man sich 
in diesem Falle nicht verlassen. Das österreichische Militär 
lag zu fem, das badische war zu schwach. ,fMithin blieb 
nichts übrig, als die Hülfe, welche sich die Binwobner des 
Oberamts unter einander selbst leisten konnten/^ Schnelle 
Versammlung, yemünftigc Auswahl und Einteilung, sowie 
Bewehrung und WalTeniibiing der Unterthanen musste die 
erste Sorge sein. Zunächst wurden die nötigen Einrich- 
tungen in den beiden dem Hheine am näclisten gelegenen 
Oberamtsvierteln, dem Weiler und Sausenliardter, getroffen. 
Mit den Ortsvorgesetzten wurde verabredet, dass einem 
ü eberfall die benachbarten Ortschaften und das Oberamt 
durch Feuerreiter benachrichtigt werden sollten. Ein Aus- 
schuss, bestehend aus einem Drittel der erwachsenen Mann- 
schaft, und zwar den stärksten und beherztesten, sollte 
ausgesucht werden, um den Bedrängten zu Hülfe zu ziehen. 
Die Uebrigen nnissten ftir die Sicherheit ihres Heimatsdorfes 
sorgen. Der Ausschuss bullte möglichst mit Feuerwaffen be- 
wehrt und in ihnen geübt werden. Auf je 15 Mann ent- 
fiel ein Anführer. Listen und Verzeichnisse sollten an- 
gelegt^ die Kosten für Pulver, Blei u. s. f. von den Ge- 
meinden getragen werden. Die ganze Einrichtung war ge- 
dacht, mit der Sicherheit auch die Zuversicht und den Mut 
der Einwohner su heben. 

Es ist leider aus dem auf uns gekommenen Akten- 
material nicht ersichtlich, ob es sich hierbei um eine be- 
wusste Anknüpfung an alte, im Volk überlieferte Einrich- 
tungen handelte. Thatsächlich hielt man sich, wie man 
sieht, im Eahnien des früher lieblichen. Im Geheimen 
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Bäte zu Karlsruhe war jedoch die Stimmuag eine entr 
schieden abgeneigte. Bs wurde die Besorgnis laut, die 
Anstalt könnte einen demokratischen, republikanischen An- ( 
strich erhalten, sie küDiitc eine Art Xatioiuilgarde werden. ' 
Noch waren nicht zwei Jahre seit den Unruhen im Ober- 
lande ver^^angen. Noch immer mochte man eine Wieder- 
kehr solcher Ereignisse befürchten und deshalb Bedenken 
tragen, den Untertbanen jetzt selbst die Waffen in die 
Hand zu geben. 

Sei es, dass solche Erwägungen durchdrangen, sei es, 

dass thatsächlich die Gefahr sich minderte und eine Aus- 
dehnung der Vorkehrungen überflüssig machte — jedenfalls 
hören wir in der nächsten Zeit niclits mehr von einem 
Plane, das gesamte Landvolk zu bewalXiien und teils zur 
Hülfe anderer, teils zur eigenen Sicherung zu verwenden. 
Vielmehr beschränkte man sich in Karlsruhe darauf, die 
Landleute zu den Üblichen EriegsfrohndeU; wie Kundschaft, 
Wachten u. dgl., anzuhalten.^ 

Die er^tc Anregung zu einer Rückkehr zu der all- 
gemeinen Xolksbewaffnung war somit ohne weitere Wirkung 
vorübergcf^aiii^^'n. Allein die Lage der Dinge, welche sie 
hervorgerufen hatte, war nicht geändert. So musste not- 
wendig nach kurzer Zeit ein neuer Anstoss erfolgen. Dies- 
mal ging er von Oesterreich aus. 

In Freiburg war seit dem April des Jahres ein neuer 

Regierungspräsident, der Freiherr von Sunieraw, einge- 
zogen,^ der sich von vornherein ein möglichst freund- 
scliaftliclje:-^ \'erhältnis zu seinen Nachbarn angelegen sein 
Hess. Besonders Baden gegenüber zeigte er allezeit die 
grösste Zuvorkommenheit. Zu den beiderseitigen Inter- 

1. Kescript Karl Friedrichs 30. G. 91. (G. L. A.) 

2. V. Mühl an den Geh. Rat. Wien 16. 4. 91 CPolit. Corr. 
I. Weder in der A. D. B. noch in Wiirzbachs inogr. Lezikou 
bat dieser bedeutende Mauo eine Erwähnung geiuadeu. 
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essen, die eine gemeinsame "Rotrelung erforderten, gehörte 
die Verteidigungsfrapre. Der niissgliickte Fluchtversuch 
Ludwigs XVT. am 21. Juni 1791 hatte in Frankreich neue 
Unruhen erregt, die, zumal bei der Haltung der Fmigrant^n 
in den oberrheinischen Gegenden, ernste Gefahren herbei- 
führen konnten. Es ist begreiflich, dass unter dem Eindruck 
dieser Thatsachen das Entgegenkommen der vorderOster- 
reichischen Begiening in Karlsruhe den lebhaftesten An- 
klang fand. 

Zu den Umständen trat die Persönlichkeit. Zum ersten 
Male in diesem Zusammenhang treffen wir hier den Mann, 
der sich wälircnd der ganzen folgenden Jahre als der 
[ eifrigste Förderer des Volksbewaffnungsgedankens im 
I badischen Geheimen Rate bewährt hat, den Geheimen Bat 
und Kammerpräsidenten, Freiherrn Christian Heinrich von 
Gayling von Althcim, den späteren Ministerpräsidenten.^ 
Der damals noch nicht Fünfzigjährige wurde im Anfang des 
Juli 1791 mit einer Reise nach Frei bürg und in die badischen 
Oberlande beauftragt. 

Wollte man mit Oestreich zusammen eine wirksame 
Verteidigung schaffen, so war es ndtig, die vielen kleinen 
Gebiete, die an der zu sichernden Strecke lagen, zur Mit- 
wirkung heranzuziehen. Meist fanden sie sich zu thäUger 
Mithülfe gern bereit. Ueberhaupt war in den kleinen 
Staaten Süddoutschlands die Anhänglichkeit an das heilige 
römische Reich viel lebendiger geblieben, als in den 
grüsseren Territorien des deutsclien Nordens und Ostens. 
Willig erkannten sie die „reichsväterliche" Gewalt des 
Kaisers an. Die Nähe eines Ubermächtigen P'eindes und 
das Gefühl ihrer eigenen Zersplitterung und Machtlosigkeit 

l. geb. 11, 10. 1743, trat erst in Zweibrtickonsche , dann 
1767 in Badische Dienste. 1779 wurde er Geheimer Rat mit Sitz 
und Stimme aui der Adelsbauk. Er starb am 13. 1. 1812, Vgl. 
Bathgeber, der grosse Markgraf. 27 £f, 
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mochte in ihnen das Bewusstsein der Zugehörigkeit zu 
einem politischen und nationalen Gemeinwesen kräftiger 

wach gehalten babeu, als es bei jenen andern Staaten ge- 
Rcheben konnte, die nicht nur ihrer politischen Zusammen- 
setzung nach, sondern auch in ihren Interessen und Be- 
dürfnissen, thatsäcblich so gut wie ausserhalb des Roiclis» 
Verbandes Jagen. 

Am 4. Juli teilte Gayling der Orteoauischen Boichs- 
ritterschaft die badischen Sicherheitsmassregela mit^ und 

schon am Tage darauf hatten „der Rom. Kais. Maj. Riithe 
auch der freien Reiehsntterschaft in Schwaben Viertels am 
Neckar und HcliwarzwaUl, des Ortenauiscbcu Bezirks er- 
betene Direktoriai-Rätho und Ausschüsse, auch Ausschüsse 
und Räthe" seine Bitte erfüllt^ und nach badischem Muster 
ähnliche Massnahmen in ihren am Rhein gelegenen Orten 
verordnet. 

Die Vorkehrungen Gaylings bestanden vorzüglich in 
einer Bewaffnung und Einteilung des gesamten Land- 
volks zu gegenseitiger Hülfsleistiinjr bei eiuem Einfall 
elsässischen Ocsindels. F'in ansttilirliciier Operationsplan 
wurde entworfen. Für das Rheinufer von Weil {bei Basel) 
bis nach Dundenheim (bei Offenburg) wurde festgesetzt, wie 
sich die am Bhein zunächst gelegenen Ortschaften die erste 
Hülfe zu leisten hätten, wie die weiter zurückliegenden 
D(frfer zwei Drittel der wachtbaren Mannschaft zu einer 
Reserve an bestimmte Sammelplätze zu senden liabe, 
während das letzte Drittel zur Bewachung dos eigenen 
Dorfes zurückbleiben mnsste. Zu solch nachbarlichen Hülfs- 
ieist ungen waren — entsprechend den alten Reichssatzungen 

1. Gayling au die licichsritterschaft. Nounenweier 4. Juli 
1791. Abschr. (G. L. A.) 

2. Rescript an die Vorsteher der rr. Orte Rust, Witten- 
weier, Nounenweier, Moisenheim, d. d. Kehl o. Juli 1791. — 
Schreibeu aii Gayling, Kehl 6. Juli l79l. (0. L. A.) 
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über die Nacheile — die Ortschaften ohne Rücksicht auf 

ihre politische Zugehörigkeit verpflichtet. Bei einem Ueber- 
fall in der Gepfend des ritterschaftlichen Dorfes Rast sollten 
z, R. auch bisciiüÜich-stra^^Rburgische und badische Ünter- 
thanen zur ersten Hülfe eilen; zu ihrer Reserve sollten sich 
u. a. nassauische Landleute in dem badischen Orte Graven- 
hausen versammeln.^ 

Auch diese Einrichtung war dem Herkommen gemäss 

und ähnlich der von Reinhard vorgeschlagenen. Immerhin 
vertraute man den Schutz des I^andes doch noch nicht aus- 
schliesslich den Einwohnern an. Man erachtete die An- 
rufnnir militärischer Unterstritzun<]^ für nötit,^ vor allem 
aber, wenn auch in den Obcrlanden die Stimmung durch- 
weg ruhig und anhänglich war,- so gedachte man doch, 
um Aufsehen zu vermeiden, von diesen vorläu6gen An- 
stalten nur die Vorgesetzten, nicht das Volk selbst, zu be- 
nachrichtigen. 

In allen diesen Stücken zeigte Sumcraw wieder das 
grössto Entgegenkommen. Er orkUii te sich mit den badischen 
Vorschlägen vollkommen einverstanden und versprach in 
allen Fällen Air militärische Hülfe von den östreichischen 
Garnisonen her sorgen zu wollen. Auch an seinem Hofe, 
in WieUi fanden die Abmachungen die günstigste Aufnahme 
und völlige Bestätigung.^ Allein dabei Hess man es auch 
bewenden. Die Gefahr drohte nicht unmittelbar genug, um 

1. Berichte v. GayliDgs. Emmendingen 6. Juli 1791 und 
Karlsrahe 80. Juli «1791 mit 5 Beilagen. — Projekt, wie die An- 
stalt bei einem Einfall von Gesindel aus dem Elsass zu treffen 
sein möchte . . . O. B. (S&milich G. L. A.) 

2. Bericht Gaylings an Karl Friedrich. Karlsruhe 6. 8. 91. 
(Polit. Corr. I. 407.) 

3. Sumeraw an Gayling. Freiburg 25. 7. 91. Gayling an 
d. Oberämter Badcnwciler und Röttehi. Mahlberg 26. 7. 91. 
t?umeraw an Karl Fj-iedrich. Treib urg 20. b. Ül. {G. L, A.) 
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das ßrgreifen entschiedener Massregeln zu erzwingen, tn 
der Stille erkundigte man sich nach der Anzahl der im 
Landvolk voiliandenen Gewehre, und wenn man ihre Zahl 
auch als längst nicht genügend erkennen iiius^te,^ so ver- 
traute man doppelt auf die von Üestreich zugesagte mili- 
tärische Hülfe, ohne sich zunächst ausdrücklich für oder 
gegen die allgemeine Volksbewaffnung zu entscheiden. 

Da kam die Nachricht ron den Abmachungen zu Pill- 
nitz; man mnsste sich darauf gofasst machen, dass Frank- 
reich seineil üe*;neni zuvorkommen, dass es den längst ger 
drohten Einfall auf deutsches Reichsgehiet machen w r le. 
Hiergegen aber war liaden, trotz dor l)isliL'rigcn Uebcr- 
einkünfte mit üestreich, noch nicht genügend geschützt. 
Die Gefahr war drängend, man war vor die Entscheidung 
gestellt, ob man die Verteidigung des Landes der bewaff- 
neten Volksmasse oder dem wenigen regulierten Militär 
überlassen sollte. Im Geheimen Bäte zu Karlsruhe bildeten - 
sich zwei Parteien, als deren Führer der Freiherr Wilhelm / 
von Edclshciiii auf der einen, der Freiherr Karl von WöU- ! 
warth^ auf der anderen Seite erscheinen. Edelsheim — ' 
und mit iimi jedenfalls wieder Gayling - war für Volks- 
bewaffnung. Schon früher hatte Edelsheim auf die Not- 
wendigkeit hingewiesen,^ sich auf alle Fälle gerüstet zu 



1. Bericht des Laiidvogts v. Liebenstein an Karl Friedrich. 
Emmendingen 1. 9. 91. Berichte der Oberämter Durlach, Pforz- 
heim, Badenweiler, Bötteln u. s. w. Sept. und Oki 1791. 
(Sftmtl. G. L. A.) 

2. Der Geheime Rat und Rotitkaniincrpräsident Freiherr Karl 
von Wöllwarth darf nicht verwechselt worden mit dem Obervo^t 
und zweiten badischen Kroisgesandten Ludwig von WöUwarili. 

3. Ccpendant ä tout evenement il faut se mettre en garde 
contre les insultes et pertes qu'on pourrait endurer jus(iu'& 
Tarriv^c des tronpes autriehicnnes et prussiennos. Edelsheim 
au Job. V. Malier. Maiiuheim 15. i). 91. Polit, Corr. I. 413. 
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halten. In der Sitzung des Geheimen Rats vom Id. Sep- 
tember 1791* kam die Sache zur Bespreciiuiig. Auf die 
vom Ministerresidenten von Mlilil in Wien im engsten Ver- 
trauen berichteten Pillnitzer Ai)nui(hiingen In'n hielt man 
einen Krieg zwischen Deutschland und P'raukreich für un- 
vermeidlich. Noch war er jedoch nicht erklärt, und so 
mussten sich badiscberseits natürlich alle Vorkehrungea auf 
die Landesdefension, solange eine solche nötig, beschi^nken. 
Dabei galt es, um keinen Teil gegen die badischen Lande 
zu reizen, die genauste Unparteilichkeit zu beobachten. 
Immerhin wurde beschlossen, weil in den Unterlanden das 
' Miiiillr nicht hinreiche, im Notfall auf die Bewaffnung von 
; einigen tausend Mann Landvolk Bedacht zu nehmen, sowie 
die Unterstützung des schwäbischen Kreises zur Ausrüstung 
dieser Mannschaften — durch Waffen, Munition u. dgl. aus 
dem Kreiszeughaus, durch Geld aus der Kreiskasse — 
nachzusuchen. Der Freiherr von Gayling wurde beauf- 
tragt, nach Freiburg zu reisen und dort über diese Schritte 
Eröffnungen zu machen, sowie eine weitere Verstärkung der 
üstreichischen Truppen im Breisgau anzuregen. Edelsheim 
schien vollkommen gesiegt zu haben. Das Schreiben Karl 
Friedrichs an das schwäbische Kreisausschreibeamt war be- 
reits aufgesetzt,^ als ein Vorstoss der gegnerischen Partei 
die gesamten Beschlüsse umstürzte. Der Geheime Rat Carl 
von Wöllwarth setzte in einem ausfuhrlichen Votum' aus- 

1. Extr. Geh. Rat« Protokolls. No. 291172. 1^- 9. 91. 
(G. L. A.) In diese Zeit gehört auch zweifellos eine Denkschrift| 
Jie im Cüiicept und ohne Datum und Unterschrift, von Edelsheims 
Hand, im Haa8> u. Staatsarchiv zu Karlruhe vorhanden, aber 
oäeubar au eine chronologisch unrichtige Stelle ihres Aktenbandea 
geheftet ist, und welche die Sicherheitsanstalteii Badens, darunter 
die Volksbewaffnung betrifft. 

2. Begest in der PoHt. Corr. I. 416, wo leider jede weitere 
Angabe, ob Conoept oder Original u. s. w. fehlt 

8. Votum WöUwartluBi. 21. 9. 91. (O. L. A.) Auf den Maisoh 
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einander, dass der Beiehskrieg ja noch gamicht erklärt 
sei, dass man also in Baden, der Gefahr am nächsten aus- 
gesetzt, strengste Neutralität zu halten habe. In Pillnitz 

habe man die Sache Ludwigs XVI. als die aller Souveräne 
angesehen und wolle sie, mit anderen Mächten vereint, 
durclifiüiren. Uebcr eine solche Kommunikation sei jedoch 
bisher nichts bekannt. Hingegen habe Ludwig XVX. in- 
zwischen die Konstitution angenommen^ und sei damit 
ganz zufrieden. Es sei daher sehr wohl möglich, dass die 
(Ssireichischen Truppen überhaupt nicht kämen; es sei des- 
halb das Gebot der Klugheit, vorsichtig zu sein und alles - 
zu yermeiden, „was allenfalls zweideutig ausgelegt werden — i 
und den Schein der Aggression haben könnte". So kommt ^ 
denn Wöllwarth schliesslich zu dem dringendon Rate, an 
das Kreisausschreibeamt erst dann zu schreiben, wenn es 
sicher sei, dass fremde Kriegsvölker gegen den Rhein 
marschieren, aber selbst dann noch möglichst behutsam und 
mit der ausdrücklichen Erklärung, dass alles nur defensiv, 
nicht gegen den Elsass und Frankreich gerichtet sei. Vor 
allem aber wendet ach sein Rat gegen die Volksbewaffnung 
in den Unterlanden: „dazu kann ich unmöglich raten** be- 
kennt er. Weder reguliertem Militär, noch räuberischem 
Gesindel könnten die bewaffneten Bür<^er und Bauern 
widerstehen. Militärische Deckung allein könne die hadi- 
schen Lande schützen, und wie die Oberlande durch die 
Uebereinkunft mit Oeslreich, so könnten die Unterlande 
durch ähnliche Vorkehrungen sicher gestellt werden. Eine 
Bewaffnung der Untertbanen sei nicht nur unzweckmässig, 
sondern auch gefährlich. Die Untertbanen seien leichter zu 
bewaffnen, als zu entwaffnen. „Wir haben das nächste, 
neuste, redende Beispiel an Frankreich*'. 

der östreicb. Truppen von Böhmen bis cum Rhein roohnet W. 
8 Wochen. 

1. 14, Sept. 17^1. 
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Es ist eigeritünilicli zu b('ol)achten und schworlich ein 
Zufall, dass bereits hier, beim ersten Auftauchen des Ge- 
dankens der Volksbewaffnung?, dieselben Gegengründe ins 
Feld geführt werden, die wir später bei fast allen Gegnern 
der Volksbewaflnung und auffäliigerweise beinah wörtlich 
' wiederfinden, besonders bei dem hartnäckigen Widerstande 
Freussens im Frühjahr 1794. Wenn aber damals Karl 
Friedrich als einer der Uberzeugtesten Anhänger der all- 
gemeinen Volksbewaffnung^ für diese, gej^^en Preussen auf- 
trat, so verfehlten die früheren Vorstellungen Wöilwarths 
ihre Absicht nicht. Das Vertrauen des MarkiTiafen auf die 
Wehrkraft des Bauernstandes mochte docli etwas schwankend 
geworden sein. War man doch grade im Bcf^riff, die 
physiokratischen Versuche bei dem letzten der drei hierzu 
verwandten Dörfer, bei Dietlingen, als unausführbar auf- 
zugeben. Jedenfalls, wenn man sagen will, dass hier die 
Ansichten einer neuen und einer alten Zeit, der Gegensatz 
zwischen der allgemeinen Bewaffnung des gesamten Volkes 
und den steheiiUeu Soldheeren des 17. und 18. Jahrhunderts 
aufeinanderstiessen, so vermochte Karl Friedrich sich 
nicht so leicht von den alten Anschauungen loszumachen. 

In einer neuen Geheimratssitzung, am 26. September 
1791^ wurde bei der Wichtigkeit des Entschlusses vom 
19. September Uber die Sicherheitsmassregeln die Sache 
nochmals In Erwägung gezogen und die alten Beschlösse 

völlig umgestossen. Deutlich ersieht man aus dem vor- 
sichtig irewählten Wortlaut des (Jeheimcn Rats-Protokolls, 
wie hellig die Meinungen aufeinandergeprallt sein müssen, 
wie man bei der Formulierung des Beschlusses keinem zu 
nahe treten und doch den Gründen beider Parteien gerecht 
zu werden sich bemttht hat. Das Ergebnis aber war doch, 
dass das Schreiben an den Kreis und die Kreisviertelsmit- 
stände unterblieb, ebenso die Beise Gaylings nach EVeiburg. 

1. Eztr. Geh. Eats Prot. 2967. 26. 9. 91. (G. L. A.) 
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Dagegen wurde der zweite Kreisgesandte, Obervogt Ludwig 

V. Wöllwarth, beauftragt, sofort nach Stuttgart zu geheii und 
dort unter der Hand zu sondieren, ob man eine Gefahr 
fUr bevorstehend halte und wie mau sich dagegen zu schützen 
gedenke. 

Es bedeutete dies einen vollen Sieg WöUwBrths, denn 
dass man von dem Herzoge von Wttrtemberg^, über dessen 
Gleichgültigkeit die badiscben Klagen nie endeten, keine 

Anregung zur allgemeinen VolksbewaÜnung erhalten w üicie, 
war, wie es auch thatsächlich eintrat/ vorauszusehen. 

Und Edelsheim empfand dies auch unzweifelhaft. In 
einem Pro Memoria zu den Beschlüssen vom 26. September^ 
bemerkt er, um seine „Grundsätze bey künlftigen VorfUlen 
zu vorwahren^S dass er seinem Herrn „nie geraten haben 
würde, diü Vorschritte gegen den Kreis zu suspendieren/^ 
Anlass und Gefahr habe sich seit dem 19. September nicht 
geändert, nach wie vor sei es darum Pflicht, Vorsorge zu 
treffen. „Hierzu gehört, dass wir Gewehre uns verschaffen, 
um im Fall der Not eine Anzahl Landvolk bewaffnen zu 
können.'' Dass Badens Kräfte genügten, den Ueberfällen 
der französischen Nationalgarden die Spitze zu bieten, daran 
zweifelt £)delsheim nicht im geringsten. Das badische 
Militär reiche allerdings hierzu nicht aus, weU unschwer zu 

beweisen sei, dass mit diesem allein „zu höchstens — M.In- 
' " m 

fanterie und Mann Cavallerie gerechnet", dieser End- 
zweck von Goldscheuer bis Rusheim nicht erreicht worden 

könne. Also ergiebt sich Volksbewaffnung als notwendige Mass- 
regel, und auch, „inwieferne das Landvolk dressieret werden 



1. Karl Eugen. 1737—1798. Okt. 24.; geb. 1728. 

2. Madeweiss an Friedrich Wilhelm II. Stuttgart 12. 10. 91. 
Polit. Corr. I. 420. 

3. Pro Memoria ad. G. R. N, 2967. ohne Datum. (G. L. A.). 

Wandland, VoliLsb«w«f&raDf. 8 
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Inuss, hat Edelsheim schon Vorschläge, die ihm massgebend 
und hinläügiich zweckentsprechend scheinen. 

Mit dieser Denkschrift scheidet Edelsheim aus der 
Reihe der Vorkämpfer für die allgemeine Volksbewaffnung, 
Er icit, soweit wir es erkennen, nie wieder ausdrücklich fUr 
diesen Gegenstand eingetreten; der Misserfolg, der ihn, den 
vertrautesten und nächsten Ratgeber- and Freund seines 
Forsten, betroffen, scheint ihn ihm verleidet zu haben. In 
Baden tritt wieder an seine Stelle sein jüngerer Amts- 
genosse Gayling, unter allen Mitgliedern des Geheimen 
Rates der treuste, unermüdliche Vertreter der Volks- 
bewaffnung. 

Die nächste Zeit scliien der Partei Wöllwarths Recht 
zu geben. Mit der Annahme der Konstitution schienen in 
der That die Pillnitzer Anstalten Überllüssig gemacht. ^ Am 
Bhein blieb alles ruhig, man konnte die Gemeindewachen 
länp des Stromes eingehen lassen,^ gegen unvorhergesehene 
feindliche Anfälle schienen die oberländischen Gegenden 
durch das östreichische Militär gedeckt.^ Wegen der 
Unterstützung durch diese Truppen begnügte man sich, 
einige wenige höhere Beamte ins Vertrauen zu ziehen,* 
Lärmstangen in aller Stilie zu errichten^ und ähnhche 
ebenso unauffällige als ungenügende Vorkehrungen zu 
treffen. 

1. Mühl an den Geh. R&i. Wien. 1. Okt. 1791. (PoUt. 
Corr. I. 419.) 

2. Extr. Geh. Eats Prot. 29. 9. 91. (G. L. A.) 

3. Sumeraw an Karl Friedrich. Freibarg. 29. Sept 91. 
(ö. L. A.) 

4. Berichte der Oberämtor Rütteln. 30. 9. 91; Hochberg u. 
Badenweiler 1. 10. 91; Extr. Geb. Aats Prot. 8. 10 91. (SämÜ. 
im G. L. A.) 

5. Bericlite der Oberämter Rütteln 26. 10. 91; Badeiiweiler 
28. 10. 91; Mahlbeig 31. 10. 91; Hochberg 16. 11. 91. (Sämtl. 
G. L. A.) 
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Umsomehr nimmt es Wander, aus jenen Tagten (Ende 
Oktober — Anfang November) einen Verteidigungsplan zu 
finden,* in welchem fUr die ganze Strecke von Weil (bei 

Basel) bis hinab nach Schröck (bei Karlsruhe) die zur 
ersten Gegenwehr, sowie die zur Keserve gehörigen Ort- 
schaften n, g. f. verzeichnet sind. Auch diesmal ist das 
Verhältnis zu Grunde gelegt, dass zwei Drittel der Mann- 
schaft ausrücken, ein Drittel in jedem Orte zur Bedeckung 
zurückbleiben soll. 

Bs mag dieser Entwurf zusammenhängen mit einer 
fieise, die Karl Friedrich während dieser Zeit in seine 
Oberlandß gemacht hat und auf der er auch mit Reinhard 
in Lürracli über vSicherlieitsmassregehi gesprochen hat.^ 
Auch diesmal werden jedoch die geplanten Anstalten als 
nur vorliliifige bezeichnet, von denen allein die Vorgesetzten 
benachrichtigt werden sollen. Es ist ein kaum verständ- / 
lieber Gedanke, dass für den Fall einer Volksbewafitnung) ' 
eben Rieses Volk erst im letzten Augenblick yon seiner Be- , 
Stimmung erfahren soll. Zugleich aber ist's auch wieder' * 
bezeichnend für die Sorglosigkeit, mit der man trotz aller 
Aengstlichkeit die Verteidigung betrieb. Der eigenen ün- 
zulänglichkeit und Schwäche bewusst, war man lä,ngst '^q- 
wohnt, andere für sich kämpfen zu sehen, und hieraus mag 
sich die eigt^Dtümliche Erscheinung erklären, durch welche 
das erste Auftreten des Volksbewaffaungsgedankens ge- 
kennzeichnet ist: das ewig wechselnde Ergreifen und 
Fahrenlassen. Im Augenblicke der Not kommen die Ter- 
schiedensten Kreise immer wieder mit vielem Eifer, jedoch 



1. Dr-M Tabellen und » ine Abschrift der ersten Tabelle, ohne 
Datum, Lntt rschrift o. dgl,; von ungeübter Hand, in zwei ver- 
schiedenen Fa3cikehi des Bad. Haus- u. Staats-Archivs. No. 1 
uintasst die Gegend bis Weisweil, No. 2 bis Freistett, No. 3 den 
Kcst bis Schröck. (O. L. A.) 

2. Bericht Keiuhardsi Lörrach 26. 10. 91. (Q. L. A.) 

8» 
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dine umfassende Vorbereitungen auf ibn zurüdc, Sobald 
die Gefahr aber glücklich vorQbergegangen, erkaltet dieser 
Eifer* Bäsch, wie man ibn ergrifien, lässt man den Qe- 
danken auch wieder fallen, und ohne auf künftige Fälle, 

ohne auf die MügJiclikcit einer Wiederhol uiig der gleichen 
Not zu denken, trifft man keine weiteren Vorkehrungen, 
bis die plötzh'rh eintretende Gefahr die Idee der Volks- 
bewaffnung wiederum unwiderstehlich aufdrängt. So wenig 
anziehend ein solches Schwanken sonst auch ist, so reiz- 
voll wird es durch die Betrachtung seines Zusammenhanges 
mit der grossen Politik seiner Zeit. Grade in dem Treiben 
der süddeutschen Kleinstaaten finden wir das getreue Ab* 
bild 'all jener Ereignisse, die das Leben unsres Volkes er- 
schüttert haben. Grade an ihnen kann man beobachten, 
wie die Wellen der französischen Revolution von Zeit zu 
Zeit immer mllchtiger an den Grenzen des deutschen 
Reiches branden und mit immer stärkeren Schlägen die 
kleinen Machthaber aus ihrer Unthätigkeit aufschrecken. 
Spiegelt sich doch in jeder Landschaft deutscher Erde diö 
Geschichte des Beiches und der Nation.^ 

Hatten die ersten Aiiiange der französischen Kevokition 
jene kleinen Unruhen in Baden erregt, (h'e weiteren Fort- 
schritte die Pläne Reinhards gereift und die Pillnitzer Ab- 
machungen die Vorschläge Edelsheinus verursacht, so kam 
jetzt neues Leben in die SicherheitsanstaJten durch die Er- 
klärung Ludwigs XVL vom 14. Dezember 179L Zwar 
hatte sich der französische König zunächst nur gegen Trier 
und diejenigen Beichsstände gewandt, welche das Ansammeln 
von Heeresmassen gegen Frankreich in ihren Gebieten 
duldeten. Nur ihnen liatte er gedroht, wenn hier die Be- 
waffnungen der Emigranten nicht bis zum 15. Januar 1792 
unterdrückt seien, mit 150000 Mann diesen ein gewaltsames 
Ende setzen zu wollen. Baden war somit unmittelbar nicht 

1. Üauke, Hardenberg I, 1. 
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getroffen. Aber greozte nicht das strassburgische Gebiet, 
wo die Mirabeauschen und Oondöschcn Truppen standen, 
an Baden? Konnte, mnsste nicht gradezu eine Verfolgung 
dieser zu einer Verletzung badiscbon Gebietes führen? 

Was dann? Die Wöllwarthsche-Politik der strengsten Neu- 
tralität war gescheitert wie 15 Jahre später diejenip^e 
Preiissens. Auch VVüiiwarth uiusste zugestehen,^ dass 
bei solch entschieden hcftig^cn, vor einigen Wochen ihm 
wenigstens noch nicht denkbar gewesenen Schritten Frank- 
reichs, gerüstet werden müsse. Allein noch immer konnte 
er sich nicht entschliessen, lieber die Mittel des eigenen 
Landes auszunutzen, als sich auf fremde zu verlassen. 
Nicht, dass man die eigenen Unterthanen bewaffnen möge, 
schlägt er vor, sondern dass man sich mit dem schwäbischen 
Kreise, mit Kurpfalz. Vorderöstreich und Speier, mit dem 
Kaiser und dem Reiche in Verbindunpr setzen solle. Als 
ob nicht die Langsamkeit, mit der die Keichsinstitutionen 
damals arbeiteten, altzubekannt gewesen wäre und jede 
schnelle Hülfe, die doch bitter Not that, ausgeschlossen 
hätte. Unzulänglich, das musste. jeder einsehen, waren die 
vorgeschlagenen Mittel, und . auch WöUwarth musste das be- 
schämende Eingeständnis thun , dass man ausser Stande sei, 
sein eigenes Land, das zu weit gelegene Eötteln, zu unter- 
stützen. 

Trotzdem konnte man sieb zu anderen Massnahmen 

nicht Ycrstehen. Es scheint, als ob weitere Vorschläge, 
etwa eine allgemeine Volksbewaffnung, im Geheimen Bäte 
nicht einmal aufgetaucht sind. Man verfuhr, so gut es 

ging, in der von Wöllwarth vorgeschlagenen Weise. 

Die Gefahr war augenscheinlich. Der französische 
General Luckner, dessen Haltung stets übermütig und 
herausfordernd gewesen war, hatte gedroht, mit dem 



1. Sehriftl. Votum Wdllwarths, 21. 13. 91. (Q. L. A.) 
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Mirabeauschen Korps den Anfang maclien zu wollen.^ 
Von WUrtembdrg und vom schwäbischen Kreise war Hülfe 
nicht zu erwarten; Kurpfalz und Hessen hatten mit ihren 
eigenen Grenzen genug zu thun; so blieb für Baden nur 

noch die Unterstützung durch Prcussen und Oestreich. 
Edelsheim wandte sich deshalb- an Siimeraw und stellte 
ihm die hülflose Lage Badens vor. Persoiilieli uüd mündlich 
ersuchten Karl Friedrich und Edelsheim den preussischen 
Gesandten Madeweiss, dass Friedrich Wilhelm II. sich in 
Paris für die Schonung Badens Torwenden möchte,^ und 
der Ministerresident v. Mtthl in Wien wurde beauftragt, 
-die Bitte um Verstärkung der östreichischen Truppen im 
Breisgau dem Kaiser vorzutragen.* Während man so bei 
Fremden um Hülfe flehte, musste man den eigenen Ober- 
ämtern unumwunden eingestelien,'* dass man nichts für sie 
thun könne; der einzige Rat, den mau ihnen zu geben 
wusste, war die Anweisung, sie möchten sich wegen mili- 
tärischer Deckung an die vorderöstreichische Begierung 
wenden. 

Unterdessen kamen beruhigendere Nachrichten. Sume- 
raw hatte sofort rückgeäussert,^ er glaube nicht, dass für 

1. Madeweiss au Friedrich Wilhelm II. Karlsruhe 24. 12. 91. 
(Folit. Corr. I, 425). 

2. Edelsheim an Someraw. 0. B. [22. 12. 91.J abgeg.' 24. 
12. 91. (G. L. A.) 

3. Aladeweiss an Friedrich Wilhelm II. Karlsruhe 24. 12. 91. 
(Polifc Corr. I, 425.) 

4. Promemoria der bad. Regierung an den Kaiser. 0. D. 
(Polit. Corr. I, 430.) Das Stück ist vielleicht besser Ende De- 
zember 1791 einzureihen. Vgl. die Anweisung des Geh. Bata 
für Mühl d. d. 25. 12. 91. (G. L. A.) 

* 6. £xtr. Geh. Rats Prot. 3913 u. 8914 v. 31. 12. 91. (beida 
G. L. A.) 

6. Sumeraiw an Edelsheim. FreibiiTg, 23. 12. 91. (G. L. A.) 
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Baden eine Gefahr droLe. Madeweiss konnte versichern,^ 

Preussen wisse „aus sicheren Nachrichten," dass Frankreich 
es mit der Ausführung seiner Drohungen nicht so eilig 
hahen werde, und dass man anderseits im Begriffe stehe, 
mit dem Kaiser zusammen so vorzugehen, dass der Mark- 
graf ohne Sorgen sein solle. Auch in Wien hielt man die 
Lage am Rhein nicht für gefährlich.' Man erklärte viel- 
mehr, dass zweifellos die in und um Freibnrg stehenden 
2000 Mann Oestreicber, „unterstützt durch die fürstlich 
Baadischen und Oesterreichiscfaen Gemeinden bey einem 
ersten Anfall der gegen alle Wahrscheinlichkeit über den 
Rhein setzenden französischen Truppen immer so viel 
Widerstand leisten wilrden, als zur Verminderung des . 
Unglücks nötig wäre". Eine auffallende P^rkläning. Wllhrcnd 
mau also in dem bedrohten Baden von dem Plane eines 
bewaffneten Widerstandes der Qemeinden abgekommen 
war, hatten die Betrachtungen in Wien zu dem entgegen- | 
gesetzten Ergebnis geführt. Wohl unter dem Eindrucke 
Sumerawscher Berichte, gedachte man weiter zu gehen, als 
bisher gewagt war, und nicht nur gegen räuberisches 
Gesindel, sondern auch gegen reguüertc Truppen die 
Gemeinden, vermischt mit Militär, zu führen. 

Die oberländischen badischen Oberämter unterdessen, 
von ihrer Regierung im Stiche gelassen, waren ihrerseits 
zu demselben Entschlüsse gekommen. In Badenweiler 
hatten die Oberbeamten sich mit dem Präsidenten von 
Sumeraw in Verbindung gesetzt* und „sämmtliche zum 

1. Rescript dea preuss. Ministeriums an Madeweiss 2. 1, 92. 
(G-. L. A.) Hegest eines Conzepts des preuss. Kabiiietsmiaisteriums 
nomine Priedr. Wilhelms II. an Karl Friedrich. Berlin, 2. 1. 92 
i. d. Polit Corr. I, 428. 

2. Bericht Mahl's. Wien, 4. 1. 92. L. A.) Note verbale 
an Mühl. [Wien.] 4. 1. 92. (Pol. Corr. I, 431.), nicht 7. 1. 92! 

3. Bericht des Oberamts Badenweiler. MuUheuB, 5. 1. 92. 

(a L. A.) 
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Widerstand tauglicho Haanschaft unter gewisse Führer ab- 
geteilt**, um sie gegen MarodOre o. dgl. zu gebrauehen. 

Weim sich jedoch überlegenes rcguiicites Militär zeigte, 
sollten sie — so war verabredet — sich nicht widersetzen. 
Im Volke war dabei „alles ohne Furcht zur Gegenwehr 
bereit". 

Noch weiter ging der Plan, den der Kammerrat 
Enderlin dem Oberamt Hochberg vorlegte.^ Danach sollten 
die Gemeinden eilends versammelt, die Tauglichsten, be- 
sonders die mit Gewehr versehenen und vertrauten, heraus- 
gezogen, in Abteilungen formiert und mit AnfQhrern ver- 
sehen werden. Allein das Obcranit pllichtete diesem Vor- 
schlage nicht bei. Die Ortsvorgesetzten in der Gegend 
des Kaiscrstuhls wurden vielmehr versannnolt und an- 
gewiesen, sich französischem Militär nicht zu widersetzen, 
sondern nur Marodören und ähnlichem Gesindel; auch 
soUten sie in diesem Falle das ((streichische Militär her- 
beirufen. 

So wenig Enderlin mit einer solchen Verwftssenmg 
seines Planes zufrieden war, so stimmte der Geheime Rat in 

Karlsrulio doch dem Oberamte bei. Wieder schien ja die Gefahr 
beseitigt und die Verhandlungen mit der vorderöstreichischen 
Regierung hatten inzwischen dahin geführt, dass man 
von dem Gedanken einer Volksbewaffnung vollends ab- 
gekommen war. Am 7. Januar hatte Präsident v. Edelsheim 
zu Ottersweier (bei BUbl) mit dem k. k. Begierungsrat 
Fechtig eine Konferenz gehabt, in weldier festgesetzt wurde,* 
dass das östreichische und badische Gebiet einem fran- 
zösischen Einbruch gegenüber als solidarisch zu betrachten 
sei. Falls General Luckner den Durchzug fordere, sollte 
man sich dessen weigern; Oestreich sollte alsdann erklären, 

1. Bericht des Obenonts Hochberg. Emmendiugeu 11. 1. 92. 
. Geh. Rats Prot. 16. 1. 92 (beide G. L. A.) 

2. Edelsheims Prdcis der TJnterreduiig ▼om 7. Januar 1792. 
(7. Jan. 92). (Polity Ooir. 1, 484). 
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dass es das badische Gebiet wie sein eigenes ansehe.' Da- 
mit schien die grösste Sorge gehoben. AVogen der Volks- 
bewaffnung kam man noch zu keinem Entschlüsse. Ob 
man auch das Landvolk zur Abwehr beizieUen solle, bedürfe 
erst einer näheren Vereinbarung. 

In Baden blieb man der Volksbewaffnung abgeneigt. / 
Sin Aufgebot des Landvolks, schrieb Karl Friedrich an 
Sumeraw,* werde kaum nötig sein; da man aber alle Vor- 
kehrungen genau vorher vereinbaren müsse, so werde er 
seinen Geheimrat Gayling und den Obristen v. Bnck nach 
Freiburg senden. Am 19. Januar 1792 trafen diese hier 
ein;^ bis zum 25. Januar dehnten sich die Verhandlungen 
aus. Vorher hatte Fochtig noch geäussert,^ dass er 
es zwar bedenklich finde, die Gemeinden mit Feuergewehr 
zu yersehen, aber unbedenklich, wenn sie unter AnfOhrung 
und Begleitung des Militärs, mit ihren gewöhnlichen Bauer* 
Waffen yersehen, mitgebraucht werden sollten. Oest- 
reichischerseits habe man sie auch dazu schon angewiesen. • 
Auf der Konferenz zu Freiburg aber war von Volks- 
bewaffnung überhaupt nicht die Rede.^ Der crsia Gegen- 
stand, mit dem man sich beschäftigte, war jener, der im 

1. Es sollte dies gemäss den früheren Abmachungen ge- 
schehen. Edelsheim an Görtz. Karlsruhe 11. 1. 92. „II faut 
savoir . • . qu'il existe depuis l'ete de l'annee paasee un arran- 
^ement entre le ministere de Msgr. le Margrave et la Regence 
de Fribourg, ratlfie. par S. M. rEmporenr. d'apres lequel est 
convcnu des Recours mutuels k se rendre eii cas ^ue i'un ou 
Tautre de ces ^tats fussent attaques ou iusuites. (Pol. Corr. 
I, 437.) 

2. Schreiben vom 9. 1. 92. (Pol. Corr. I, 4^ ) 

3. Diese Konferenz darf nirht verwechselt werden mit der 
nächsten vom 21. — 22. Februar 92, wo oicht Beck, sondern 
Obrist V. Freigtcdt 7:iigegen war. 

4. Fechtig [an Edelsheim]. Offen bürg 13| 1. 92. (G. L. A.) 

5. Bericht Gayling's. Karlsruhe 31. 1* 92. (G. L. A.) 
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nächsten Monate die Hauptsorge Edelsheims bilden nnd 
ihm Gelegenheit su einem meisterlichen diplomatischen 
Siege geben sollte: das Mirabeausche Korps. Wegen der 
Landesverteidigung legte man die Ottersweierschen Ab- 
machungen zu Grunde. Die Oestreichcr versicherten, dass 
sie seit der Konvention vom Juli 91 keine weiteren Befelile 
betreffend die Sicherheitsanstalten an die unteren Stellen 
erlassen hätten und dass auch die Ortsvorgesetzten in der 
Ortenau nur mQndlich instruiert worden seien. Alles in 
allem kam man zu der Ueberzeugung, dass die beider- 
seitigen Lande gegen die hdchstens 20 — 22000 brauchbare 
Mann starken Franzosen im Elsass durch die östreichischen 
und badischen Truppen genügend gedeckt seien, zumal der 
Kaiser Leopold ausdrücklich erklärt hatte, mit dem Könige 
von Preussen. dem deutschen Reiche und den übrigen 
europäischen Staaten zusammen demnächst und wirklich 
solche Erklärungen thun zu wollen, „die denen Franzosen 
die Lust benehmen würden, Über den Rhein zu gehen^. 
Im Falle eines Bruches mit Frankreich aber werde der 
Kaiser schon sorgen, dass „kein Dorf in (Sstreichischen oder 
badischen Landen „Not leiden", bozw. ohne Schadenersatz 
bleiben solle. 

Und wie der Herr, so der Knecht. General v. Welsch 
behauptete, mit dem einzi<,^en Regiment v. Hohenzollorn dem 
ganzen elsässischen Gesindel gewachsen zu sein. Kein 
Franzose werde den Mut haben, in Trupps, ohne Linien- 
truppen, Uber den Bhein zu kommen; und wenn sie's doch 
wagen sollten, so würden sie »bald wieder zurückweichen, 
wenn ihnen die Pferde der Cuirassiers auf die Füsse treten^. 
Uns erscheint dies phrasenhafte, ttbermtttige Selbstvertrauen, 
das des Gegners spottet, ohne ihn zu kennen, kaum er- 
klärlich. Die Folge der Ereignisse hat uns belehrt, dass 
e.« nicht ein Kampf gewöhnlicher Art war, wie er an des 
Deutschen Eeiches Westmark Jahrhunderte hindurch geführt 
war, nicht ein Streiten zweier feindlicberHeere, beide wesentlich 
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nach denselben Grundsätzen der Kriegskunst j^eleitet und 
nur versciiiedcn in der Wertigkeit, die geforderten Regeln 
zu erfüllen. Es war vielmehr das Ringen zweier Völker 
mit einander, mehr noch, zweier Weltaaschauungen, von 
deneo die eine mit der freudigen Siegesgewissheit und 
rücksichtslosen Opferwtlligkelt der Jugend auftrat, 
während die andere in den einst bewährten Formen einer 
alten Zeit zu erstarren begonnen hatte. Erst als der 
Deutsche die Kampfesweise des Gegners kennen und an- 
wenden gelernt hatte, war er im Stande, mit gleichen Waffen 
entgegentreten zu können. Damals aber, 1792, war man 
davon noch weit entfernt. Noch stand man im Banne der 
alten üeberiieferung, noch dachte man, seines Gegners durch 
diplomatische Verbindungen und durch wenige, kriegsgeübte 
Trappen Herr werden zu können. Lange, harte Erfahrungen 
erst mussten die Einsicht erzwingen, dass die gesamte 
Wehrkraft eines Volkes nicht durch wenige Regimenter, 
sondern nur durch das gleiche, allgemeine, bewaffnete Auf- 
gebot der angegriffenen Nation überwunden werden kann. 
Nicht leicht ist es, sich aus den Gedankenkreisen gros^Rr 
Männer frei zu niaclien. und noch schien alles denen Recht 
zu geben, die in den Anschauungen Friedrichs des Grossen 
standen. Auch ein Scharnhorst hatte noch nicht die 
„höhere Einheit^ gefunden, in der sich der Gegensatz 
zwischen stehendem Heer und allgemeiner Volksbewaffnung 
auflöste.^ 

Und wie stand es denn mit den unüberwindlichen 
Truppenmengen am Oberrhein? Tn Baden sprach man 
immer von 2000 Mann Infanterie und 100 Mann Kavallerie ; 
von Oestreich ward allgemein angenommen, dass es 12000 
Mann im Breisgau stehen habe. In Wahrheit aber betrugen 
die Östreichischen Streitkräfte, wie Görtz zu seinem Er- 

1. M. I.ehmann, Scharnhorsts Kampf für die Btebenden Heere. 
Hist. ZtBchr. 53, S. m 
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staunen, en^egen den Atissagen der Ostreichischen Minister 

jetzt von Baden erfuhr,' nur 4000 Mann, darunter 1000 
Mann Kavallerie. Von den 2000 badischen Mann aber 
befanden sich 1200 gewöhnlich in Urlaub, „deren Ein- 
berufung immer einen extraordinären Aufwand nötig" 
machte.^ Es war klar, dass bei plötzlich eintretender Ge- 
fahr diese Hülfaiiiittel versagen, die Not za neuen Sicher- 
heitomassregeln drängen musste. 

Zunächst sachte man sich in der vereinbarten Weise 
KU sehtttzen. Anfang Februar sandte der Kaiser 6000 Mann 
zum Schutze der oberrheinisclien (auch der nichtöstreichischen) 
Lande ab.'' Sumeraw lud deshalb zu einer weiteren Konferenz 
nach Freiburp ein, die am '22. Februar 1792 stattfand und 
zu der von Baden aus üayling und der Obrist von Frei- 
stedt entsandt wurden/ 

In Wien war unterdessen die kriegerische Stimmung 
schnell wieder verflogen. Die verschlechterte Lage der 
auswärtigen Beziehungen Oestreichs hatte Leopold in seine 
alte friedfertige Stimmung zurtickfallen lassen, und je 
drohender die Haltung der gesetzgebenden Versanimlüiig in 
Frankreich wurde, desto mehr schien dpr Kaiser durch 
immer weiter gehende Nachgiebigkeit die Möglichkeit einer 
friedlichen Lösung erkaufen zu wollen. Ausdrücklich, in 
einer Weise, die seltsam absticht von dem beinah heraus- 
fordernden Aufiareten im Januar, hatte Leopold erklärt,^ 
dass den französischen Nachbarn durchaus kein Anlass zu 
Missvergnügen gegeben werden dürfe und dass „weder 

1. Edelsheim an Görtz, Karlsruho 11 1, 92. (Pol. Corr. 
I, 437.) Of^rtz an Edelsheim. Regensburg 1. 92. (G. L. A.) 

2. Extr. Geh. Ratlis Prot. 12. 1. 92. Note an MCihl in Wieo. 
Conzept von Edelsheima Hand, (beide G. L. A.) 

3. Sumeraw an Karl Friedrich. Freiburg 9. 2. 92. (G. L. A.) 

4. Extr. Geh. Rats Protokolls. 13. 2. 92. (G. L. A.) 

5. Bericht Gbiylings und Freistedts. Karlsruhe, S. 3. 92. 
(Q. L. A.) 
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VersammluDgeD noch Armirnn^en ^egen sie" geduldet 
. werden sollteü. An eine iiewailiiuag des Volkes war 
unter solchen Umständen natürlich nicht mehr zu denken. 
Statt dessen griff man wif^d^r auf die alte Massregel zurück, 
an die sich späterhin, zu Eude des Jahres 1793, die ail- 
gemeioe Volksbewaffnung angelehnt hat: die Bildung eines 
Kordons den Rhein entlang. Nachdem man sich Uber die 
Dislokation der östreichischen Trappen in den badischen, 
ttatfeiefaiecfaen und baselscben Landen verständigt hatte, 
stellte man den Plan auf, dass die Gegend yon Basel bis 
Schwarzach durch Oestreich, diejenige von Kehl bis Stoll- 
hofen oder Hügelsheim (westlich von Baden-Baden) durch 
den siiiwUbischen Kreis und schliesslich die Strecke von 
Rastatt bis an die linksrheinischen deutschen Lande durch 
Baden gedeckt werden solle. Hierbei rechnete man — 
gradeso wie später bei der ailgemeioen Volksbewaffnung — 
auf die Mitwirkung der benachbarten BMChsstände. Viel 
versprach man sich in dieser Hinsicht von der Thätigkeit 
Badens auf dem engeren Konvent, den der Herzog von 
Würteniberg im März wegen der Sicherheitsanstalten be- 
rufen wollte. Aber auch ohne längeres Warten ging man 
sofort auf eigene Hand vor. Vor allem mussten Hessen- 
Darmstadt, ^assau-Usiugeu und die andern Reichsstände, 
durch deren Gebiet die Verteidigungslinie ging, um Mit* 
Wirkung ersucht werden.^ In Karlsruhe beschloss man«' 
den Landgrafen von Hessen-Darmstadt um Absendung eines 
Truppenkorps in die diesseitigen Hessen - Hanau -Lichten- 

1. Auf Kaunitz' Wunsch schlägt Suineraw dies dem Mark- 
grafen vor. Schreiben 8 an Kai l Friedrich. Freilur^, 23. 2. 92. 
Das Stück ist dadurch merk v, iinii^' daas es, ohne untersclirieben 
zu sein, abgegangen und in Karlsruhe ohne vSchwierigkeiten als 
echt und original behandelt worden ist; ein eigentümlicher 
moderner £eleg für eine in mittelalterlLchen Eanzleien häufigen 
Erscheinung. (G. L. A.) 

2» £xtr. Qeh. Rata Prot 27. 2. 92. (6. L. A.) 
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bergischen Aemter anzugehen und Nassau-Usingen, sowie 
die Reichsslädte Offenburg mul Gengcnbach aufzufordeiD, 
in ihre Städte kaiserliche Truppen aufzunelimen. 

Und noch ein anderer für die Folgezeit wichtig ge- 
wordener Gredanke ward schon hier auf der Freiburger 
Konferenz angeregt: der seit alters bei Kriegsnot von Frank- 
reich immer wieder aufgetauchte Plan einer Assoziation 
der vorderen Reichskreise. Es wQrde zu weit führen, diesen 
von Kaunitz aufgebrachten, von Wien und Berlin ver- 
tretenen und auch von Baden warm befürworteten Plan zu 
verfolgend Für die Volksbewaffnung hat er sich nicht 
fruchtbar erwiesen. Die starke Opposition, die das allge- 
gemeine Landaufgebot im Friibjahr 1794 erfuhr, knüpft 
wesentlich an diesen Gedanken an. Auch diesmal führte 
er zu keinem eigentlichen Ergebnis. £benso wenig die Ver- 
suche, die Mitwirkung der benachbarten Beichsstölnde zu 
erlangen. Des Markgrafen zu Baden Liebden dienstwilligster 
treuer Vetter, Gevatter und Diener, Ludewig von Darmstadt, 
erklärte, 2 eine hinlängliche Truppenzahl könne er in seine 
Aemter Willstedt und Lichtenau nicht senden, und eine 
kleine Anzahl könne mehr schaden, als nützen. Jedoch 
habe er nichts dagegen, wenn von dem beträchtlichen 
Truppenkorps, das die Lande zwischen Basel und Schwarzach 
dedcen sollte, auch in seine Lande einige gelegt würden, 
um ihren Schutz zu Ubernehmen. 

Derselbe Egoismus spricht aus den Antworten der 
übrigen Beichsstände. Offenburg und Gengenbach lehnten' 

1. Vgl. dazu Pol. Corr. T, 457 jfT, und die dort angegebene 
Litteratur. Dass mau wieder auf eine solciie Assoziation der 
vorderen Reichskreiso zurückgreifen werde, sobald Oestreich 
seine augenblicklich frankreichfreundliche Politik verlassen würde, 
hatte wenige Jahre zuvor (1786) Pütter in seiner Staatsverfassung 
(III, 8. 41) überraschend richtig als Folge eines solchen politischen 
UmschwimgeH vorausgesagt. 

2. Ludewig an Karl Friedrich. Darmstadt^ 6. 3. 92. (G. L. A.) 
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Übereinstimmend dio Aufnahme östreichischer Einquartierung 
ab,^ weil sie fürchteten, infolge des bevorstehenden schwäbi- 
schen KreisiLonvents, mit schwäbischen Kreistruppen belegt 
zu werden. Und wenn Carl Wilhelm von Nassau-Usingen 
sich bereit erklärte,' östreichische Besatzung aufzunehmen, 
so machte er selbst kein Hehl daraus, dass er durch sie 
seine rcTolutionsfreundliche Stadt Lahr in Ordnung zu 
halten gedachte. 

In solchen Verhandlungen schien der Volksbewaffnungs- 
gedankft entschlummern zu sollen.. Es bedurfte eines neuen 
Antriebs, um ihn zu wtcken. Noch immer galt von den 
Deutschen das Wort, das einst Prinz Eugen voll Zorn und 
Schmerz ausgerufen hatte :^ „Es giebt Nationen, die wie 
die Vögel an eine gewisse Hdhe gewohnt, sich nicht zu 
schwingen getrauen, bis sie die Not zwingt, sich von ihrer 
stärkeren Schwungkraft zu fiberzeugen." 



1. Reichsstadt Offenburg an Karl Friedrich. Offenburg, 
5. 3. 92. Reichsstadt Gongen bach an Karl Friedrich. Gengen- 
bach, 10. d. 92 (beide G. h. A.). GeDgenbftch zählte damal« im 
gansen nur 80 Häuser! 

2. Carl Wilhehnaa Karl Friedrich. Biobrich, 8.3. 92 (G. L. A.) 

3. Prinz Eupr»!^ r\:\ den Grafen von Sinzendorf. Philipps* 
box«, 29. JuU 17X3 (Hinterl. polit Bchriften lU, lad.). 
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Neatralitftt und TMkfsbewafhraiig. Beginn des Belelis- 

krieges. April 1792 — Marz 1793. 

Mitten in die Unterhandlnngen der süddeutschen Reichs- 
stände fiel die Nachricht von dem Tode Kaiser Leopolds n. 

Die Ungewissheit, welche Politik sein Nachfolger einzn- 

schlagen gedenke, mochte manchen zögern lassen, eine ent- 
scbiedene Partei zu ergreifen. Aber wenn auch Kaunitz 
versicherte,^ der Tod des Kaisers werde an den Beziehungen 
und Vereinbarungen mit Baden, die SicberuQg der Reichs- 
grenzen betreffend, nichts ändern, so waren doch die in 
Aussicht gestellten östreichischen Truppen noch längst nicht 
da; die Lage dagegen verschärfte sich von Tag 2u Tag 
derart, dass der Ausbruch des Krieges mit Frankreich un- 
vermeidlich drohte. Aber selbst für diesen Fall konnte man 
in Karlsruhe noch keine endgültigen Entscheidungen treffen. 
Noch war es fraglich, ob Frankreich dem ganzen deutschen 
Reiche oder ob es nur Oestreich und Preussen den Krieg 
erklären würde. Und selbst wenn dies letzte eintrat, wenn 
Baden zunächst nicht betroffen wUrde, würde es dann von 
den folgenden Kriegsereignissen unberührt bleiben? Würde 
es nicht doch irgend eine Partei ergreifen, würde es nicht 
wenigstens sich irgendwie sicher stellen müssen? Die An- 
zeichen, dass auch Baden von Frankreich emstlich bedroht 
werde, mehrten sich. Man wurde auf Bewegungen auf- 



1. Bumeraw au Karl Friedrich. JTreiburg, 14. 3. 92. (G. L. A.) 
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merksam, die mit Spionage die grösste Aehnlicbkeit hatten.^ 

Es war das Gebot der Notwendigkeit und der Klugheit, dem 
der Geheime Rat zu Karlsruhe folgte, wenn er, von seinen 
nMclisständischen Nachbarn im Stiche gelassen, von Oestreich 
für den Augenblick gleichfalls nicht genügend uaterstützt, 
bei der immer drohender sicli gestaltenden Lage, aiU.^e 
eigenen Kräfte des Landes zurüclLgriff. Unter den ver- 
schiedenen Anordnungen, die er zur Sicherung der marlc- 
gräflichen Familie, Besitzungen und Lande traf,^ findet sich 
auch die Bestimmung? falls ein franc^siseber Ueberfali, und 
zwai hicliL duicti LiiiiCLii Uppen, erfolge, ehe die erwarteten 
kgl. ungarischen Truppen in den hiesigen Gegenden seien, 
so solle das alsdann zu adhibierendc Landvolk, unter der 
Anführung des Geheimen Rats und Oberjägermeisters von 
Geusau, nebst Beizug der Jägerei die Landesdefension mit- 
bewirlcen. Geusau wurde angewiesen, unter Kommunil^ation 
mit dem Obristen t. Freistedt hierzu die nötigen detaillierten 
Vorschläge Seremissimo vorzulegen und deren Ausführung 
demnächst zu übernehmen. 

Es war das erste Mal. dass man sich in Baden an 
massgebender iSleile ausdrücklich, wenn auch nur für vor- 
übergehende Zeit und in recht beschränktem Masse, für die 
Bewaffnung des Landvolks entschieden hatte; und nicht 
ohne Grund waren solche Vorkehrungen gewesen: Tags dar- 
auf, am 20. April 1792, erfolgte die französische Kriegs- 
erklärung gegen Franz IT. 

Die Bestürzung in den oberrheinischen Landen war 
ungeheuer. Das Gerücht, dass Frankreich an Deutschland 
den Ki'ieg i rklärt habe, schwirrte von Ort zu Ort. Gewisses 
war nicht zu erfahren. Zwar meldete Mühl aus W^ien,^ 

1. Extr. Geheimen Rats Protokolls. 19. 4. 92. (G. L. A.) 

2. Extr. Geh, Rats Prot. 19. 4. 92. (G. L. A.) 

3. Boriciit Mühls. Wien, 23. 4. 92. (G. L. A.) 

Wendlund, Volkftbewal&iuujf. 4 
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dass 15 000 Mann (10 Fttsilierbataillone und 2 Basaren* 
regimenter) auf dem Marsche zum Breisgau seien; aHein 
zur DQrchfOhrun«^' der beschlossenen interimistischen Sicher- 

heitsmass'rcgelii war der Geheiiiie Rat jedenfalls noch nicht 
geschritten. Das Land stand dem Feinde ohne Hindernis 
offen. Wir haben, so berichtet das Oberamt Yberg damals,* 
keine Jilaonschaft, die uns schlitzen künnte, keine VVaffea, 
um uns zu yerteidigen, keinen Ort, uns und unsre Habe zu 
flüchten. Sollten die Oberamtsbeamten den Unterthanen 
sagen, ihre Furcht sei ungegründet? sollten sie sie auffordern, 
„so gut als möglich für ihre Sicherheit zu sorgen und sich 
selbst zu verteidigen?'* sollte man ihnen Hoffnung machen, 
dass man ihnen aus Karlsruhe Hülle schicken werde? 

Die Lage war drin^^^'end. Selbst Wöllwarth, der alte 
Gegner der Volksbewaffnung war geneigt,- dem Landmann 
die vSelbstvorteidigung anzuraten. Wenn auch Frankreich 
nicht an Deutschland, sondern nur dem Könige von Ungarn 
den Krieg erklärt habe, so sei ein Einfall doch nicht 
unmöglich; es sei daher geraten, seine beste Habe ins 
Gebirge zu flüchten. Im Falle der Not solle man östreichisches 
Militär anrufen, französischem regulierten Militär sich nicht 
widersetzen, wenn aber Kaubgesindel einbreche, sich mit 

' den natürlichen Waffen des Landinanns /Hauen, (iabeln, 
^ Picken u. s. f.) helfen, die rückwärts liegenden^ Ortschaften 

■ zu Hülfe rufen und mit ihnen vereint die Feinde vertreiben. 
Im Geheimen Rate konnte man sich zu einem solchen 
Schritte nicht entschliessen. Wenn man auch nicht besorgte, 
dass sich das Landvolk für die Franzosen erheben werde,^ 
so wünschte man doch offenbar, bei peinlichster Wahrung 
der Neutralität nach allen Seiten, sorgfältig jeden unvor- 

1. Bericht des Oberamts Vberg. Böhl, 28. 4. 92. (G. L. A.) 

2. Zirkulariiote WöllwarÜi». Karlsruhe, 28. 4. 92, Nachtl 
gegen 12 Uhr. (ö. L. A.) 

3. £del»heim «u Joh. v. MüUer. O. D. [exp. 1. 5. 92j. (Polit 
Corr. I, 488.) 
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sichtigen Schritt, jede verfrühte Entscheidung- zu vermeiden, 
ßia Reskript an sänithche Ober- und Aemter wurde auf- 
gesetzt,^ aber voll unbestimmter Wendungen und ohne einen 
einzigen handgreiflichen Vorschlag. Der Krieg — so sagte 
man bestehe zwischen Frankreich und Ungarn, nicht 
dem deutschen Beiche. Sollte sich demnach ein französischer 
irregulärer Haufe einen Einfall erlauben, so habe man 
schon die nötigen Anstalten getroffen, dass Ordnung gehalten 
und alle Gefahr abgewendet werde. Die Uuterthanen sollten 
deshall) ruhig sein nr^.d sorgfältig alles vermeiden, was der 
Iranzösiscben Nachbarschaft zu irgend einer Unzufriedenheit 
gerechten Anlass geben könnte.^ 

Das war die Antwort an diejenigen, die um ihr Leben, 
um ihr Hab' und Out in höchster Sorge waren. Leere 
Phrasen bot man ihnen, statt annehmbarer Anordnungen, 
Steine statt Brot. Und doch gestaltete sich die Lage immer 
dringlicher. Franzosen rückten in bischöflich baseisches] 
Gebiet ein- und drohten, durchbadisches Land ins östreichische ■ 
Breisgau einzufallen. Auch bei Hüningen musste man einen 
französischen Einbruch erwarten. Und bei alledem hatte 
der höchste Beamte des grösston badischen Oberamts, der 
Landschreiber Reinhard zu Lörrach, trotz amtlicher und 
privater Schreiben, seit der französischen Kriegserklärung, 
also seit zwei Wochen, „nicht ein Wort von Verhaltungs- 
befehlen erfahren, .... die auf die bedenkliche Lage hiesiger 
Gegend Bezug hätten." Die deutsche Grenze war unbesetzt^ 
die zerstreute (tstreicliisclie R*Mterei konnte gegen einen 
franzfjsischen Massenübergang nichts machon. Was war da 
zu thuni' Der Geheime Rat in Karlsruhe war ratlos. Man 
fürchtete,^ dass Oesterreich jetzt Rötteln teilweise zum 

1. fieskript an sämtliche Ober- und Aemter, gemäss Extr. 
Geh. Rats Prot 30. 4. 92. (G. L. A.) 

2. Bericht Reinhards. Lörrach, 2. 5. 92. (G. L. A.) 

3. Schrifbliches Votum WöU Warths und der anderen Geh. 
Räte. Karleruhe, 4. 5. 92. (G. L. A.) 

4ß 
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Kriegsscbauplatz machen, die Qbrigen Oberämter aber 
(Hochberg, Mahlberg, Badonweiler) ihrem Schicksale Ober- 
lassen werde. Dies abzuwenden, fand man keinen Ausweg. 

Man liielt scliliesslich fUi das beste, wenn sich die Ober- 
ämter einem franz^isisclion Durchzuge gegenüber lediglich 
mit offiziellem Proteste, nicht iil)er mit der That wider- 
setzten und im übrigen für Ordnung und Sicherheit möglichst 
sorgten. Unfähig, für das ilun anvert'ante Land etwas zu 
thun, bescbloss daher der Geheime Kat^ Reinhard seiaer 
bewährten Klugheit uad Vorsicht zo überlassen, Ton Karls- 
rahe aus aber nichts dazu zu sagen. Es war das förm- 
liche Eingeständnis der eigenen Unfähigkeit. 

l^m dieselbe Zeit bewegte diesen (ieheinien Rat eine 
andre Frage, die entscheidend für den weiteren Verlauf der 
Sicherheitsangelegenheit in Baden werden musste: „Neutralität 
oder Anschluss an Oestreich?** Wüllwartb erkannte klaren 
Blickes, dass ein Reichskrieg unvermeidlich sei und forderte 
entschiedenen Anschluss an Oestreich, ohne auf Frankreich 
Rücksicht zu nehmen.* Brauer wünschte suspensive 
Ütliandlung der Frage,^ Schlosser war für Neutralität 
Badens* und es scheint, als ob er mit der ihm eigenen Hart- 
näckigkeit sich nielit gescheut habe, seinen Standpunkt auch 
gegen die Entscheidung des Geheimen Kats zu vertreten 
und auf eigene Hand, hinter dem Rücken seines Fürsten, 
Politik zu treiben.^ 

1. Extr. Geh. Rats Prot. 5. 5. 92. iG. L. A.) 

2. Gutachten Wüllwarths. Karlsruhe. 27. 4, 92. (Polit. 
Corr. I, 477.) 

8. Gutachten Brauers. Karlsruhe, 1. 5. 92. (PoJit. Gorr. 
I, 481.) 

4. Gutachten Schlossers. Karlsruhe, 30. 4. 92. (Polit Corr. 
I, 478.) 

5. Vgl. hierzu den Briet Pfeffels. Colmar, 8. 5. 92. (Polit. 
Corr. I, 492.) Leider war es nicht möghch, auf Grund des mir 
vorliegenden Materials zu einem abschliessenden Ergebnis zu 



Digitized by Google 



— 53 — 



So sehr Frankreich ein Interesse daran hatte, Baden 
und den schwäbischen Kreis zu einer Neutralitätserklärung 
zu bringen, so geschickt wich Edelshcim demgemäss jedem 
Drängen Mafsonnenves ^ aus.^ Allein wenn man aach nicht 

auf die Ahsiclitcii Fnmkrciclis einging, so verstand man 
sich doch auch anderseits nicht dazu, die Zeit der Unter- 
handhingen zu weiteren Vorkehrungen auszunützen. 

Wieder ist os die alto Unthätigkoit, welche, sobald ein 
Schimmer der Hoffnung sich zeigt, sobald die drängendste 
Not gewichen ist, alle vorher beschlossenen Verteidigungs- 
massregeln unausgeführt lässt Frankreich versicherte, das 

Reichsgebiet respektieren zu wollen. Von Freiburg kamen 
Nachrichten, dass grössere Heeresmassen zum Scliutze der 
oberrheinischen liegenden im Anmar.^cli seien und dass sich 
des Markgrafen Gemeinden und UnterLhanon in jedem Falle 
des östreichischen Schutzes zu getrösten hätten,^ Damit 
war man beruhigt Von der Volksbewaffnung, zu der sich 
selbst Wdllwarth in der Zeit der dringendsten Qefahr ver- 
standen hatte, ist keine Bede mehr. Jägerposten und 
unbewehrte (!) Bürgerwachen mussten achten, dass jede 
Ueberfahrt über den Rhein unterbleibe; dadurch glaubte 

gelangen. Das hierfür wichtige Votum Schlossers vom 30. 4. 92 
ist in der Polit. Corr. X, 478 nicht wörthch mitgeteilt. Immerhin 
erscheint es nach dem mir vorliegenden ausführliche d (21 Folio- 
seitcu) Gegenvotum Wöllwarths (im Haus- und Staatsarchiv zu 
Karlsruhe) unzweifelhaft, dass niemand anders, als Schlosser der 
Verfasser des Pol. Corr. I, 402 mitgeteilten Briefes ist. Vgl. 
auch Gothein, J. G. Schlosser (18dd)| der zu demselben Ergebnis 
kommt. 

t, Kaisonneuve war Im H&rz 1792, sls Nachfolger Ifackaus 
französischer Gesandter bei den Höfen von Karlsruhe und Stutt- 
gart geworden. 

2. Pol. Corr. I, 490 ff., besonders 511 und 519. 

3. Sumeruw an Karl Friedlich. Freiburg, 5. 5. 92; Privat- 
schreiben Sumeraws. Preiburg, ii. j. 92 (^beide G. L. A.) 
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man, jedor Gefahr vorgebeugt zu haben.* Statt sich der 

eigenen Kraft zu entsinaen, erwartete Baden von Ocstreich 
seinen Schutz; um dessen sicher zu sein, suchte es sich 
immer en^^er mit ihm zu verbinden. Am i8./2i. September 
schloss Baden, nach Trierer und Mainzer Vorbild, mit 
Oestreich und Preussen eine Truppenkonvention ab, wonach 
die Markgrafschaft den Verbündeten 1000 Mann überliess.' 

Der Sommer war verhältnissmässig ruhig vergangen. 
Nach langen Vorbereitungen waren die preussischen Truppen 
siegreich vorgedrungen und wenn sich auch mancher die 
Meinung gebildet hatte, dass die kriegführenden Mächte die 
ßeschützung der Reichslande nur soweit übernähmen, als 
es ihnen grade in ihren Operationsplan passte,^ so war man 
doch eben für den Augenblick von Feindesgefahr gesichert. 
An Sicherung für die Zaknnft dachte man nicht Man war 
überzeugt, dass die Verbündeten siegen und den Reichs* 
forsten alle Entschädigungen verschaffen würden, auf die sie 
Anspruch zu haben glaubten.* Uns scheint eine solche 
Sorglosigkeit, trotz der bedrohlichen Erfahrungon der letzten 
Jahre und Jahrhunderte, schwer begreiflich. Und doch 
waren diese kleinen süddeutschen Staaten in ihrer Zer- 
splitterung seit langer Zeit gewohnt^ von den mächtigen als 
ICampfplatz benutzt zu werden. UnvermOgend, aus eigener 
Kraft den Verheerungen von Freunden und Feinden zu 
widerstehen, hatten, sie sich gewöhnt, anderen ihren Schutz 
zu überlassen, geduldig die Wetter des Krieges über sich 

1. i'xtr. Geh. Rnts Prot. 31. 7. 92; 9. 8. 92; 20. 8. 92 
Extr. Hofrats Prot. 10. 8. 92. Bericht des Amts Ettlingen, 21. 
8. 92. Sumeraw an K.arl Friedrich, f'reiburg, 30. b. 92 (sämtl. 
G. L. A.). 

2. Wortlaut in der Polit. Corr. I, 549. 

3. Tagebuch des Geh. Bats Meier. S. 78. (Polit. Corr. 
I, S. 505.) 

4. Trappenkonyentioti zwischen Baden nnd Oestreich und 
Preussen, 18. und 21. Sept. 1792. Abs. 5. (Polit Ck>rr. I, 549.) 
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ergehen zu lassen und. \\n\\] s-cliwor p^ebeugt", darum aber 
auch nie völlig geknickt, sich aulzurichten, sohald die 
Stürme verblaust waren. 

Dio floffnung, dass die Verbiindeten mit leichter Mttbe 
die Heere der fVaBzosen Bchlagen, jede an Ludwig XVL 
verübte Qewalt strenge rächen würden, hatte sich bald als 
nnrichtig erwiesen. Alles kam anders, als man erwartet 

hatte. Die Nachridiicu von den SchrcckensSszoüeu des 
10, August durcheilten Deutschland, und noch hatte der 
Herzog von Braunschweig nicht die „Thorinop.ylen Frank- 
reichs", die Argonucn, überschritten. Ja noch mehr; Inden 
Tagen, da Baden seine Troppenkonvention abschloss, zog 
sich das preassische Heer nach der Kanonade von Valmy 
ruhmlos auf Verdun zurück. Bin kaiserliches Hofdckret 
erschien, die Erklärung des Reichskriegs gegen Frankreich 
behandelnd, aber es stand zu erwarten, dass die fTranzosen 
diese Kriegserklärung nicht abwarten, sondern, ehe die 
Grenzen gedeckt waren, mit einem starken el.^ässischeu 
Korps die Reichslande heimsuchen würden.^ Noch immer 
befand sich keine genügende Heeresniacht in den ober- 
rheinischen Landen. Das Esterhaz^vscho Korps stand fern 
bei Rheinfelden; das Erbachsche Korps war aus der 
Gegend Tun Landau weggezogen. Mit Ausnahme von Kehl 
war die ganze Rheinstrecke unbesetzt; schutzlos lag das 
badische Oberland französischen Einfällen offen. So kam 
man wiederum auf den Pldu i^iner allgemeinen Volks- 
bewaffnung zurück. iOicsmal war es Karl Friedrich selbst, 
der den Gedanken angeregt liatte.^ Gayling entwarf einen 
Verteidigungsplan, den man auf einer Konferenz zu Rastatt 
am 28. September 1792 annahm.^ Es galt, die oberen 

1. Meiers Tagebnrh S. 79. (Pol. Corr. I, S. 505.) 

2. Extr. Geh. Rata Prot. 22. 10. 92. (G. L. A.) 

3. Gejhtig'd Elitwurf einer Verteidigungsansialt Bastatt» 
Sa 9. 92. (G. L. A.) 
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Gegenden von Schwarzach (bei Bühl) bis Rastatt und hin- 
unter bis riüizlieiin zu sichern. Diesmal vcrsajiften sich 
auch die liiclitonauer nicht. Mit dem iVälalen von 
Bchwarzach, (ien Uberaintern Yberg und Rastatt, dem 
Obertorstmeistor v. Tettenborn, einigen Offizieren und dem 
Oeheimrat Schieblers aus Lichtenau beriet Gayling seinen 
Plan. Ueber drei Gegenstände vornehmlich traf man hier 
Verabredungen: über regelmässigen Nachrichtendienst, über 
Landesverteidigung und über etwaige Massnahmen im Falle 
einer Flucht. Zu allen drei Zwecken bediente man sich des 
aufgebotenen Landvolks: allein auch diesmal sollte das Auf- 
ircbot nur dazu dienen, wenn keine regulierte Armee über 
den Rhein käme, den bestmöglichen Widerstand zu leisten. 

An allen Rheinorten, wo kein Militär liegt — dies sind 
die wesentlichsten Bestimmungen ^ sollen Bauemwachen 
eingerichtet werden; diese haben ruriftlich zu melden: 
^ '1. wenn die Feinde sich auf (!?m linken Ufer versammeln, 
2. wenn sie sich einschiffen und zu landen drohen, 3. wenn 
sie wirklich ^^e landet sind und sich zu einem Anmarsch 
anschicken. Aui die erste Nachricht soll jeder Orts- 
vori^esetzte seine üemciiuic versammeln, zwei Drittel — die 
bestbewaffneten und die Handwerker „mit ihiciti Geschirr** 
— zum Ausrücken auslosen, das letzte Drittel aber zur 
Bewachung des Ortes bestellen. Erst auf die zweite Nach- 
richt ziehen die Vorgesetzten mit ihrer Mannschaft aus, zu 
■ den festgesetzten , Sammelplätzen. Jeder Ortsvorgesetzte 
kommandiert seine Leute selbst und ernennt seine etwa 
noch nötigen Unterkommandanten. Die Mannschaft eines 
ganzen Oberamts htfubligt ein Oberamtsbeamter. Das 
Generalkommando erhalt der Oberforstmeister v. Tettenborn, 
l'nter ihm steht auch das zu l)ildende JUgerkorps. Pulver 
und Blei sollen von Herrschafts wegen angeschafft, aber erst 
' im Notfalle ausgeteilt werden. Zugleich wurde festgesetzt, 
welche Ortschaften und zu welchen Sammelplätzen im Falle 
eines [Jeberganges zu Hilfe zu eilen hätten. Whrd eine 
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Flucht notwendig, so sollen nur Wcil)cr, Kinder und Greise, 
jedoch nicht zu frühe, ins Gebirge flüchten. Kein Mann 
soll sich ohne Erlaubnis der Vorgesetzten entfernen dürfen. 

Gieiehe Abrede, traf Gayling kurz darauf mit dem 
Oberjägermeister v. Qeusau, dem Obrist v. Freistedt und 
den ObeHlmtern Karlsruhe, Durlach und Ettlingen für den 

Fall eines Ivlicinübcrgangs in diesen Gegenden.^ Mit 
geringen Abweichungen wurde der Rastaltcr Vertoidigungs- 
plan übernommen. Nur d ss hier die Hälfte der Bürger- 
schaft auszieht, die andre Hälfte zur Bewachung zurückbleibt 

Ein solcher Plan hatte wohl Aussicht auf Erfolg. Die 
nahe Gefahr entflammte die Stimmung im Volke. Jeder f 
musste ftthlen, dass der Feind unmittelbar ihn selbst bedrohe. 

Ohne Kriegserklärung hatten die Franzosen Speyer genommen : 
das Gerücht von einem geplanten, einem geschehenen Rhein- 
übergang der Franzosen verbreitete sich: allgemein scliickte 
man sich zur Flucht an.^ Aber zugleich wollte man doch 
nicht ohne Gegenwehr sein Heim den Feinden Uberlassen. 
Allenthalben war man entschlossen, die Gefahr eines feind* 
liehen Ueberfalls nach Möglichkeit abzuwenden.^ Die Bürger 
der Städte bezogen zahlreicher die Wachen; im Oberamte 
Pforzheim war mau bereit, „mit Mut und Blut^ für das 
Vaterland und für den Pörsten das Leben darzubieten;* 
Oheranit und Stadt Baden lud in feierlicher Deputation den 
Alarkgrafen ein, in ihrem Schlosse Wohnnog zu nehmen. 



1. Plan zur Ausdehnung der Verteidigungsanstalten 28. 
9. 92. O. D. 7011 Qayling. [Anfang Okt. 92.] praes. 22. 10. 92. 
(G. L. A.) 

2. Meiers Tagebuch. S. 81 ff. (Pol. Oorr, T, S. 505.) 

3. Extr. Geh. Rats Trot. 4. 10. 92. (G. L. A.) 

4. Bericht des Oberamts Pforzheim. 9. 10. 92. Bericht des 
Bäckcrzunftmeistfrs zu Pforzheim. 8. 10. 92. Bericht des Orts 
Bxözingen (bei Pforzheim). 14, 10. 92 (sämti. G. L. A.) 
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Mit Leib und Leben ycrspracii^-n sie da ittr seine Sicherheit 
einzutreten.^ 

Allein dieselben Ereignisse, die im ganzen Lande den 
WuDscti einer allgemeinen Volksbewaffnung laut werden 
Hessen, übten in Karlsruhe die ganz entgegengesetzte 
Wirkung aus. Aus der Eroberung .und Brandschatzung 
von Speyer, von Worms, erkannte man, dass der Stoss nicht 
nach Baden, sondern in die Gegend von Mainz gerichtet 
war. Die oberen Landesteile erschienen, trotz aller Klagen 
der Einwohner über die unbequeme Einquartierung,^ durch 
das Condösche Korps geschützt; in den unteren Gegenden 
hatte man die badischen Haustruppen, und wenn wirklich 
ein Uebcrgang von französischen Truppen gemacht werden 
sollte, so hielt man jeden Widerstand des Landvolkes für 
unnQtz*» ja für schädlich. Auf die Anerbietungen der 
Unterthanen, sich zu bewaffnen, hatte man daher nur eine 
abschlägige Antwort. Am 4. Oktober 1792 beschloss der 
Geheime Rat,* den Ober- und Aemtern der unteren Mark- 
grafschaft zu erwidern, dio Unterthanen sollten sich nicht 
bewaffnen, sondern sich friedfertig l)etragen, da zu hoffen 
stehe, dass sie dadurcli sich und ilu* Eigentum vor Miss- 
handlung sicherstellen würden. Eine gleiche Verfügung 
erging wenige Tage später ins Oberland.^ Wieder schien 
man alles vergessen zu haben und in die frQhere Sorg- 
losigkeit zurfickzufallen, sobaki die drängendste Gefahr nur 
cinigermassen vorübergegangen war. Denn dass die 
Franzosen sich wenig darum kümmerten, ob man ihnen 
friedlich begegne oder nicht, das hätte man aus den Ereig 
nissen der letzten Tage und mehr noch aus d«n Kriegen 

1. Oberamt und Magistrat von Baden an Karl Friedrich. 
Baden, 8. 10. 92. (PoL Gorr. II, 6.) Meiers Tagebuch S. 86 

und 87. (Pol. Corr. I, S, 507.) 

2. Meiers Tagebuch S. 81 u. 82. (Polit. Corr. I, 6Ü6.)1 fe, 

S. £xtr. Oeh. Hats Prot 4w 10. 92. (G. L. A.) 
4. Ibdr. Geh. f^ta Prot. 16. 10. 92. (G. L. A.) 
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der vcrgangenea JaliriiunUerte erkennen können. Noch 
heute ist die Erinnerung an die Verwüstungen unter 
Ludwig XIV. in den badischea Landen lebendig. Solch 
treues Erinnern moditen die Geheimen Bäte jedoch dem 
Volke nicht zutrauen. Wiederholt finden wir die Ermahnung, 
sich nicht zur Annahme französischer Grundsätze verleiten 
zu lassen. Man fühlte sich eben, trotz allem, des Volkes 
noch nicht sicher. Immer nocli dachte man mit Wüllwarth: 
„Die Unterthanon sind leichter zu bewaffnen als zu ent- 
waffnen; wir haben das nächste, neuste, redende Beispiel 
an Frankreich.'' 

So war es natürlich, dass auch diesmal die Pläne 
Gaylings nicht zur Ausführung kamen. An demselben Tage, 
an dem Frankfurt am Main von den Franzosen genommen 
wurde, beschloss der Gebeime Rat zu Karlsruhe, da jede 
Gefahr beseitigt sei, die Entwürfe Geylings ad acta zu 
legen. ^ Schnell genug sollten sie vergessen sein. 

Der Reichskring begann. Endlich, nach langem Zögern 
hatte der Reichstag den Krieg an Frankreich erklärt. Die 
oberrheinisclien Lande waren während der ganzen Zeit von 
ernstlicher Bedrohung fast völlig verschont geblieben. In 
Baden standen, nach wie vor, die Posten am Rheine ent- 
lang und gaben Acht, dass kein Feind übersetze. Ab und 
zu kam die Nachricht, dass sich verdächtige Leute ohne 
Pass herübergeschlichen hätten o. dgl. Im Ganzen aber 
blieb alles ruhig.^ Nur über die Einquai tiei ung und die 
Kriegsfrohnden, die schwer auf den Einwohnern lasteten, 
wurden Klagen laut; häufig finden wir den Wunsrh aus- 
gesprochen, die Bauern wenigstens von den Kheinwachtea 
zu befreien, die sie mit dem Militär zusammen versehen 



1. Eztr. Geb. Rats Prot 22. 10. 92. (0. L. A.) 

2. Eztr. Geh. Rats Prot. 5. 11. 92, Rerichte des Haupt« 
nutDQS Vierordt d. d. 3. 11. 92; 17. 11. 92; 24. 11. 92. (simÜ. 
G. U A.) 
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mwssten.' Wenn auch diesem Wunsche zuletzt nachgegeben 
wurde,^ so lernte doch das Volk in diesen Zeiten die 
Lasten und Leiden des Krieges gründlich kennen. Dadurch 
aber musste der Wunsch allgemeiner werden, sich für all 
diese Plagen wenigstens den Erfolg möglichst zu sichern, 
dass nicht am Ende der Zweck all dieser Mühen und 
Frolmden verfehlt werde: es musste die Bereitwilligkeit 
immer grösser werden, im Notfalle für das lange Verteidigte 
selbst mitzukämpfen. 

So bereiteten sich langsam die Vorbedingungen vor, die 
zu einer allgcnieinen Du»-chführung der Volksbewaffnung 
unerlässlich waren. Das in den oberrheinisclien Landen nie 
ganz erloschene Bewusstsein von der Wehrpflicht eines 
jeden freien Deutschen war durch die immer wieder aufs 
neue afftauchende Feindesgefahr geweckt und geschärft 
worden. Der auf aUem Volke gleichlastende Druck des 
Krieges hatte bei jedem Stande die Bereitwilligkeit gefördert, 
diese Pflicht zu erfüllen. Die Zeit war reif; es kcini dtiiauf 
an, dass sich ein Mann fand, bereit und im Stande, d'e 
günstigen äusseren Umstünde nach seinem Willen sich dienst- 
bar zu machen. iSchon Reinhard. Kdelsheim und in weit 
höherem Masse Gayling und Sumeraw hatten dies ver- 
sucht. Allein ih^^e Kraft hatte nicht genttgt, zu vollbruigen, 
was sie gewollt Wohl hatten sie, angeregt durch die Not 
der Zeiten, dem Volksbewaffnungsgcdanken Raum gegeben, 
wohl hatt3n sie ihn warm und mit Eifer vertreten. Allein 
der Widerstand, auf den sie stiessen. hatte sie vorzeitig 
er?iiii<^!et. Sobald die Gefahr des Augenblicks ihre Für- 
sprache nicht mehr gebieterisch unterstützte, hatten sie den 

1. Privatschreiben des Landvogts v. ßlitteradorff, Durbach, 
8. 1. 9d. (G. L. A.) Bericht Tettenborn'». Bastatt, 18. 3. 93. 
(G. L. A.) 

2. Bxtr. Geh. Rate Prot. 21. 3. 93 und 2. 4. 93. (beide 
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Kampf aufgegeben und den gedachten Plan nndurcbgefOhrt 
wieder fallen lassen. Es bedurfte eines Mannes, der, den 
Weii, der allgemeinen Volksbewaffnung richtig erkennend, 
dies, sein Ziel, klar erfasste und unter allen Uniständen 
unermüdlich mit kräftigem Naclulruck zu verfolgen und 
auch das letzte Widerstreben der leitenden Kreise zu durch- 
brechen verstand. Der Mann, dies zu thun, war der Ge- 
neral der Kavallerie, Dagobert Sigismund Graf von Wurmser. 

Im Frühjahr 1793 hatte er den Oberbefehl Uber die 
östreichischen Truppen im Breisgau erhalten. So verschieden 
auch das Urteil ist, das über seine militärischen Leistungen 
von Mit- und Nachwelt gelallt worden ist, so gebührt ilim 
doch zweifellos das Verdienst, den Gedanken einer allge- ^ 
meinen Volksbewaffnung, besonders in SUddeutschland, nicht 
nur thatkräftig wieder angeregt, sondern, soweit es in seiner | 
Macht stand, auch zur wirklichen Durchführung gebracht 
zu haben. 

Gleich zu Beginn seines Kommandos bereits richtete ) 

er ein Zirkular^ an die gesamten Postierungskomman- 
danten längs des Rheines und stellte ilmen vor, wie un- 
endlich vorteilhaft es für das Allgemeine sein würde, die 
Gemeinden aufzumuntern, dass sie im Falle eines fran- 
zösischen Einbruchs zur eignen Ruhe und Nutzen sich be» 
mtthen möchten^ ihr Hab und Gut mit dem Militär gemein- 
schaftlich so lange zu verteidigen, bis man einander zu 
Hilfe kommen könnte. . 

Es ist klar, welchen Fortschritt in dem Gedanken der 
allgemeinen Volksbcwafinunp^ dies bedeutet. Hatte mau 
bislur das Volk nur bLwaUiien wollen, damit es am Rhein 
stehe und einem Uebergang wehre oder damit es räu- 
berisches Gesindel, sogenannte „irreguläre Banden*' abhalte, 
so war von diesen Beschränkungen hier nicht die Hede. ^ 

1. F. M. L. V. Staader au Karl JFriediicb. Freiburg, 1. 4.9B. 
(G. L. A.) 
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Das Volk wurde — lud zwar von eiDem Feldherrn selbst 
— für fähig gehalten, aach regulierten französischen Truppen 
Widerstand zu leisten. Noch hielt Wurmser zwar an der 
Pordening fest, dass das bewaffnete Volk nur zur Ver- 
teidigung und nur zusammen mit Militär verwaatil werde. 
Aber es liegt auf der Hand, dass die Not dazu drängen 
musste, sich zur Wehr zu setzen, auch wenn im Augen- 
blick militärische Hülfe noch nicht zur Stelle war. Auch 
ist bekannt, dass die Verteidigung, will sie von dauernder 
Wirkung sein, in den Angriff übergehen muss. So hat 
Wurmser, ehe noch Oarnot mit seiner levöe en masse her- 
vorgetreten war, bereits jenen Gedanken gehabt, der in 
seinen praktischen Folgerungen zu einer gleichen allge- 
iiiciueii bewallneten Volkserhebung führen musste und that- 
sächlich auch geführt hat. 

Noch freilich war der Zeitpunkt dazu nicht gekommen. 
Zwar, in den östreichi sehen Gebieten hatte Wurmser „be- 
reits so viel veranlasset, daas sich an der eigenen Neigung 
der Leute an den meisten Orten an der Thätigkeit nicht 
zweifeln** liess. In Neuenburg bei Ufillheim war wirklich, 
als ein franz($sischer Ueberfall zu befürchten stand, nicht 
nur das Militär zusammengezogen worden, sondern auch 
der dortige Bürgermeister mit seiner (lemeinde sogleich ins 
Gewehr getreten und mitausgerüciit. ^ Auf Wurmsers An- 
regung mag es auch zurückzuführen sein, wenn um diese 
Zeit in Würtemberg der Plan eifrig erwogen ward, in den 
herzoglichen sowie In sämtlichen kreisständischen Landen 
ein Landaufgebot nach dem Beispiele voriger Zeiten ein- 
zurichten.^ Freilich scheint hier die Wirkung keine 
bemerkenswerte gewesen zu sein, und umfassend und nach- 
drttcklich scheinen auch im östreichischen iSreisgau diese 



1. Bericht des Oberamta Baden weiler. Müllheim, 16. 4. 93. 
(G. L. A.) 

2. Einige Nachrichten über diesen (iegensiand gebeu die 
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Massrcgoln inclil getroffen zu sein. In Baden spürte maa 
vollends wenig Neigung, solchen Wünsciien nachzukonunen 
und verhielt sich ruhig und abwartend.* So musste dieser 
erste, flüchtige Anstoss ergebnislos verlaufen, denn auch 
Wurmser scheint diese Angelegenheit nicht im Auge behalten 
zu haben. Andere, wichtigere Aufgaben nahmen seine 
Thätigkelt sogleich vollauf In Beschlag. Am 81. März 1793 
Überschritt er den Bhein bei Ketsch, unfern Heidelberg. 
Sein Plan, Strassburg zu erobern, wobei ebenfalls auf eine 
bewaffnete Erhebung des Volkes gerechnet zu sein scheint, 
kam zwar nicht zur Ausführung. Die unmittelbare Gefahr 
aber blieb noch einige Zeit von den badischen Landen fern. 
Es bedurfte abermals eines neuen Anstosses, um den 
Stein endlich ins liollen zu bringen. 



würteniln^r^isrheii Üeheiniratsakten jener Tapjo im Filialarchiv 
zu Ludwigsburg. z. B.: Anbringen dos herzoir]. Geh. Rats. 
4. 8. 93; 5. 3. 93. sowie die Antworten Carla d. d. 5. 3. 98 
und 7. 3. *.)3. 

1. Extr. Geh. Rats Prot. 4. 4. 03. Rf-nVhto der Oberäinter 
Mahlberg, 12.4.93; Bütteln, 13.4.93 und Badeuweiler 16.4.98. 
rBftmtl. a. L. A.) 
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3. Uauptstttck. 

Die Konferenz zu Kfppenheim und die allgemeine Yolks- 
bewaltuuiiL' \m liadischen (H)erlande. 
September bis Oktober 1793. 

Während des Sommers 1793 waron die Waffen der 
Verbündeten im Vordringen gewesen. Mainz, Oond^, 
' Valenciennes waren den Frapzosen entrissen. Auf beiden 

Kriegsschauplätzen, dem niederliüuiisrhen wie dcia luittel- 
rheiniscluin, hatte Frankreich Schritt für Scliritt ziirück- 
weichcii müssen. Schon sah sich Paris, sah sicli d^^r Konvent 
selbst bedroht. Die ausserordentliche Getahr zwang zu 
ausserordentlichen Aiassregeln. 

Der Oedanke einer lev^e en masse war nichtB 
neues in Frankreich. Der Landsturm der Deutschen 
war den Franzosen bereits in frflheren Zeiten bekannt 
geworden, wenn sie "»ach Deutschland vordrangen, und 
als gelehrige Schüler hatten sie sich seiner mit Erfolg 
zu bedienen gelernt. Im spanischen Erbfolgekrieg hatte 
das 8türmen<le Landvolk den vorrückenden Deutschen in 
der Dauphine erhebliche Schwierigkeiten bereitet)^ ja, schon 
Ludwig XIII. und Richelieu hatten sich eines — wiewohl 
nicht uneingeschränkten — eilenden Aufgebots bedient.^ 
Zu dem glciclien Mittel griff man auch jetzt. Am 23. August 



1. Briefe Prinz Eugens v. 22. Sept. 1709 und 9. Juni 17l3; 
Memoire Eugens v. 12. Dez. 1711. (Hinterl. pol. Schriften. II. 109, 
m. 14«) ff. III. 57.) 

2. Leibniz, Geschwinde KriegBvcrfassung. (Werke ed. Klopp, 
Bd. 5, S. 500 ü.) 
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wurde das Gesetz angenommen, wonach in ganz Frankreich 
ein Aufgebot der Massen ins Werk gesetzt werden sollte. 
Die eigne Tbatkraft und die Uneinigkeit der Gegner brachten 

nunmehr den Franzosen einige wichtige Erfolge. Allerorten 
gingen sie wieder zum Angriff vor. Am 15. September 1793 
wurde Altbreisach am Rheine von französischen Kaoonen 
bombardiert und zerstört. 

Aul die benachbarten Gebiete bat dies Ereignis den 
allertiefsten Eindruck gemacht Die geängstigten BQrger 
Breisachs, nach allen Gegenden flüchtend, zeigten einem 
jeden deutlich, wie nahe auch ihm die Gefahr drohe, wessen 
er sich von den „Neufraukou ' zu gewärtigen habe. Die 
Anzeichen, dass auch den oberrheinischen Gegenden ein 
französischer Angriff drohe, mehrten sich. Stündlich stand 
ein Uebergangsrersuch zu erwarten, und es schien zweifel- 
haft, ob es den geringen östreichischen Truppen gelingen 
würde, den Ansturm der Gegner glücklich abzuschlagen. 

Da beschloss das Oberamt Badenweiler, nach dem 
Beispiel der Franzosen gleichfalls durch ein allgemeines^ 
Bauernaufgebot das Militär zu unterstützen.^ Zwei Drittel 
der waffenfähigen Mannscliaft in den Dörfern wurden 
beordert, sich in Mülliieim, der Hauptstadt des überaintes, 
zu versammein. Das übrige Drittel sollte zum Schutze desj 
Heimatsdorfes zurückbleiben. 

Unterdessen hatten die Franzosen, ehe noch diese An- 
ordnungen ausgeführt sein konnten, bei Rheinweiler^ wirklich 

1. „weil das französische Militär nach dem allgemeinen Auf- 
gebot mit Bain ni vormischt ist, so haben uir nicht für uiidien- 
lich erachtet, vieJüieiir (ien Umstanden ^'emass befunden, unsere 
eigenen Kräfte aufzubieten, um nüti^entalls, soweit i^s thuidich 
wäre, unsere gerine:e Mai-ht mit der f. rösseren des Mihtärs ver- 
einigen zu können." Bericht des Überamts Badeuweüer. Müllheim, 
18. 9. 93. (G. L. A.) 

2. Dorf am Hhein, zwiBchen Basel und MUllheim. (etwa 20 
km* nördl. von Basel.) 

We&41>iid, Volk«b«wafiausg. ft 
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einen Uabergang versucht Der Tapferkeit der kaiserlichen 
Truppen glückte es zwar diesmal, die Landung zu ver- 
eiteln; allein es war immerhin möglich, dass die Zurück- 
geschlagenen an einer anderen Stelle mit besserem Erfolge 
ihren Versuch wiederholen würden. Auf die sichere Nach- 
richt von dem Siege der Deutschen wurde zwar der Befehl 
der Sammlung zurückgenommen; die Ortschaften blieben 
dagegen angewiesen, stets zwei Drittel ihrer Mannschaft 
bereit zu halten, sodass sie auf den ersten Befehl sich ver- 
sammeln und Widerstand leisten könnten. 

Weniger schnell zur Tbat bereit war man in den 
andern badischen Oberämtern gewesen. In Rütteln war an 
die Stelle Reinhards, der seit einem Jahre ^ als Geheimer 
Rat nacli Karl.^iuhe beruftin war, der daiiuils erst seclis- 
uiidzwaiizigjährige Freiherr Sigismund Karl Johann von 
Heitzenstein getreten, der spiltere bedeutende Minister Karl 
Friedrichs. Reitzenstein fragte jetzt zunächst erst in Karls- 
ruhe an,^ ob den Oberamtsunterthanen zu Haltingen und 
Umgebung (bei Basel) erlaubt werde, sich auf den Notfall 
mit Gewehr zu versehen und mit den dstreichischen Truppen 
2ur Verteidigung des eignen Herdes vereinigen zu dürfen. 

Da geschah es iiuii, dass der Karlsrulier Geheime Rat 
zum ersten Male aus seiner Zurückhaltun<i^ herausging. Nicht 
mehr nur gegen Gesindel und irreguläre J3anden, nicht nur 
vorläulig und unter alleiniger Wissenschaft der Vorgesetzten 
wurde die Volksbewaffnung erlaubt, sondern Karl Friedrich 

[liess den Haltingern am 19. September 1793 eröffnen, dass 
er ihnen gestatten wolle, sich zu bewaiinen und unter einer 

' Tom Oberamt eingerichteten zweckmässigen Anführung, mit 
den Oestreichei ij ui'incine Saclie zu maclieu. Es war uur 
eine kleine Anzahi Menschen, denen somit die VulksbewaÜ- 



1. 20. Aiicjnst 17n2. (Karlsrulier „Allgemein es Intelligenz- 
und Wochenblatt für sämtliche HochfQrstliche Badiscbe Laude.") 

2. £xtr. Geh. Eats Prot. 19. 9. 9B. (G. L. A.) 
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nuog erlaubt war; aber mau hatte doch im Prinzipe nach« 
gegeben, und was man jenen gestattet hatte, das konnte 
man andern nicht wohl versagen. Das erkannte der Ge- 
heime Bat auch ^nz wohl, allein er wollte es auch garnicht 

versagen. Kail Fiiedricli ämserte seJbst den Wunsch, 
„dass auf etwa eintreten könnenden Fall prlciche Anstalt 
herunterwärts ebenfalls getroffen werden müge".^ 

Bald genug trat dieser Fall ein. 

Im Höttelnschen hatte man sich zum Landsturm er- 
boten. Baden weiler hatte bereits seine Unterthanen bewaffnet. 
Nun berichtete auch Landvogt von Bliltersdorff aus Mahl- 
berg,- dass infolge der Einäscherung Ältbreisachs Bürger 
und Bauern sicli zum Widerstande gern gebrauchen Hessen. 
In den oberen (iegendon sollten bereits 12 000 Mann mit i 
Flinten und Pationen am Rheine stehen und für ihre Dienste 
täglich eine unglaublich hohe Löhnung erhalten.^ So spricht 
denn Blittersdortf den Wunsch aus, eine gleiche Veranstal- 
tung für seine Gegend zu erhalten. Unbedingt nütig sei 
hierbei vor allem eine erfahrene Oberleitung über das ge- 
samte Unternehmen, damit von den dreiundzwanzig (1) an 
das Oberanit stossenden Nachbarn -nicht jeder nach seinem 
Kopie liandle und daraus niclits als Verwirrung entstehe. 
Am besten sei es, wenn mehrere erfahrene Oftiziere unter 
einem Oberkommandanten, am liebsten dem Obristen v. 
Bathsam hausen, mit der Organisation betraut würden« 
„Kann dieses eine Nationalvorsammlung in ihrem Qewirre 
durchsetzen, wie viel mehr lasset es sich dahier bewirken, 
wo auch der allenfalls widrig denkende einsieht, dass diese 



1. Nach einer von Gayling eigenhändig lHiizu<i;eriii;t«'ii Be- 
merkung am Extr. Geh. Rats l'iot. 2879. vom 2:^ '.). \rd. [ii. L. A.) 

2. Privatschreibeu BUttorsdorÖs an Gayling. Mahlberg, 
21. 1). 93. (G. L. A.) 

Blittersdorfif hörte von 1. fl. 30 xr. tägl. vgl. dazu: Bader, 

die ehemaligeu breisgauischeu Staude. Karlsruhe 1846, S. 2üO S. 

5» 
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Aastalten blos die BescbUtzung eines jeden Eigentums zum 
Zweck hat.** 

Es ist also auch hier das Beispiel der Franzosen auf der 
\ einen, das der Oestreicher auf der anderen Seite, auf das 
i sich die badischen Oberämter berufen. Auch den Oberäni- 
tern Badenweiler und Mahlberg wurde «Tfcstattet^ sich für 
den Fall der Not zu bewaffnen, mit den Ostreicbischen 
Kommandierenden in Einvernehmen zn setzen und unter 
zweckmässiger, vom Oberamt einzurichtender Anftthrung 
ihren Herd zu verteidigen. Dem Oberamt Mahlberg wurde 
noch besonders aufgetragen, sich mit den benachbarten 
Qrundherrschaften und Obrigkeiten in entsprechende Ver- 
bindunc" zu setzen. 

Allein auch diesmal drängten die Ereignisse schneller 
vorwärts, als dass man auf die Entscheidung der vorgesetzten 
Behörde hätte warten kOnnen. Badenweiier hatte seine 
Unterthanen bewaffnet, ehe die Geheimratserlaubnis aus 

Karlsruhe eingctrüffcii war. Auch AJahlberg liatte sich zu 
einem gleichen Sehritte gedrängt gesehen, bevor es die 
Antwort auf seine Anfrage erhalten hatte. An demselben 
Tage, an dem der badische Geheime Bat die Erlaubnis zur 
Volksbewafinung in Malilbcrg zu geben beschloss, am 
23. September 1793, hatten Morgens in Kappel' zwei De- 
'sertöre ausgesagt, dass für die Nacht vom 23. zum 24. 
'September ein Rheinübergang von den Franzosen in Aus- 
sicht genoinnien sei.^ Die mahlbergisclien Oberbeaniten, 
Landvügt von Blittersdorff und Molrat Hugo, berieten des- 
halb sofort mit dem Obriston v. Kathsamliausen, welche 
Verteidigungsanstaiten das Oberamt und die Nachbarschaften 
zur Unterstützung des Ostreichischen Militärs treffen kdnnten. 

1. Extr. Oeh. ßats Prot 23. 1). 93. (G. L. A.) 

2. Am ilhein, am Ausflusse der £iz, zwischen Bust und 
Noiinenweier. 

S. Bericht des Oberamts Mablberg, 24. 9. 93. (G. L. A.) 



Digitized by Google 



69 — 



Rathsamhaosen begab sich 2u dem Feldmarschalleutnant 
▼an Jordis nacb Eeozingeo, der nicht nar in eine gemein- 
«ame Verteidigung einwilligte, sondern auch den Wunsch 

äusserte, dass die Bürger bei ihrer Bereitwilligkeit ver- 
harren möchten. Der Zwiespalt zwischen der Militär- und 
Zivilverwaltung, die Missverständnisse und EifersUchtelcion, 
welche später die Durchführung des L;indsturms, besonders 
in Vorderöstreich, so sehr erschwert und teilweise schliess* 
lieh ganz verhindert haben,^ waren in jenen Stunden der 
Qefalir noch nicht Yorhanden. 

In Kippenheim wurde darauf Ton den Oberftmtern 
Lahr und Mahlberg, sowie von der Reichsritterschaft der 
gemeinsame Piau angenommen,- dass von jeder Gemeinde 
die Hälfte der Bürgerschaft im Alter von 20 bis Hü Jahroii 
an die bestimmten Rhoinorte abgehen, dort während der 
Nacht, bis zu Tagesanbruch, mit Verteidigungswaffen bleiben 
und, sobald ein Ueberfall geschehe, zur Unterstützung den 
Militärs an den Rhein eilen sollte. Während der Nacht* 
stunden von 11 bis 1 Uhr sollte ausserdem in jeder Oe* 
meinde Sturm geläutet werden, damit die Franzosen merkten, 
dass luan auf der Hut sei. 

Und so geschah es; die Hälfte der Bürgerschaft zog 
in die dem Rhein zunächst gelegenen Dörfer, bereit, dem 
Feinde den Uebcrgang zu wehren, und zwei Stunden lang l 
stürmten von Ort zu Ort die Glocken durch die herbstliche ; 
Nacht.' Und der Erfolg blieb nicht aus. Die Franzosen 
sahen das Land zum Kampfe bereit und wagten es nicht, 
den geplanten Khcin Übergang zu versuchen. Die allgemeine 



1. Bader, d. ehem. breisj^. Stande. S. 264 fl. 

2 Bericht des Oberamts Mahlher^. 3. 10. OS. (G. L. A.) 

'6. Jordis hatte fjehcteiK da.s Sturmläute!i zu unterlassen. 
Da sein Wunsch aber erst nach 11 Uhr bekannt wurde, konnte 
ihm nur in Kippeiilieim und Mahlberg gewillfahrt weardeti. (Be- 
richt des Oberamts Mahlberg. 24 9. 9d.) (G. L. A.) 
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Yolksbewaffaung hatte sich gleich bei ilirem ersten Auf- 
treten in Baden bewährt 

Es scheint^ als ob man endlich aas den Geschehnissen 
der letzten Kriegsjahre gelernt hatte. Schon ßadenweiler 
hatte, nach Abwendung der ersten Gefahr, nicht die Volks;- 
bewaffnung aufgegeben, sondern den Gemeinden zur Pflicht 
geuiaclit, sich für künftige Notfälle allezeit kampfbereit zu 
halten. Weiter noch ging man jetzt im Mahlbergisclien. 
Noch war ja auch die Gefahr nicht völlig beseitigt. Für die 
Dauer des Krieges ward zunächst dem 0 bristen von Eath- 
sambausen die Anordnung alles Nötigen überlassen. Zur 
Unterstützung hieriD gab man ihm den Schreiber Sievert, 
der schon (öfters zu solchen Stellungen in Aussicht genom- 
men war. Mahlberg, Lahr und die Anderen wiesen ihre Ge- 
meinden an, den Anordnungen Rathsamhausens Folge 
.zu ieii^tea. 

Allein hiermit begnügte man sich nicht. Man schritt 
zur weiteren Ausgestaltung des Landsturms, der sich schon 
bei seinem ersten, flüchtigen Aufgebot so glücklich bewährt 
hatte. Von Karlsruhe war man dabei in Badenweilor, wie 
in Mahlberg noch immer ohne Nachricht. Ob Karl BVied- 
ricli gezaudert liattc, dem Rosolutiim des Geheimen Rates 
vom 23. September seine Zustinmuin^^ zu geben, ob die 
Nachrichten von den letzten Ereignissen oder andre Zwischen- 
fälle dieAbsendung verzögert hatten, ist nicht zu erkennen. 
Am 26. September beschloss der Geheime Rat/ den Ober- 
ämtern Baden weiler und Mahlberg nun erst — jedoch unter 
ZurOckdatierung auf den 23. September — anzuzeigen, dass 
der Markgraf die Bewaffnung des Landvolks in der am 
19. September lür Rütteln gestatteten Weise auch ihnen 
erlaubt habe. 

So lange mit weiteren Massnahmen zu zögern, hatte 
man im Mahlbergischen nicht vermocht. Auf die Besprechung 

h Extr, Geh. Rats Prot. ^(3. 9. 93. (G. L. A.) 
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zu Kippen heim am 23. Sept. war eine weitere zu Diogliogen 
am 24. Sept. gefolgt. Jetzt fand am 28. Sept. zu Kippen* 
beim eine dritte Konferenz statt, in welcher der Obrist v. 
Bathsambausen seine Gedanken vorlegte,^ und wo die fer- 
Deren Sicherheitsanstalten yorlHufig verabredet wurden. Am 
1. Oktober sollte dann wiederum eine Konferenz stattüDden, ' 
zu der man auch die Oberihnter Geroldseck und Ettenheim, 
sowie die Prälatur Schuttern hinzuziehen wollte und in der 
man einen endgültigen Bcschiuss über die gemeinsame Ver- 
teidigung zu fassen beabsichtigte. Inzwischen entwarft der 
Hofirat Hugo, auf Qrund des bisher verabredeten, einen 
auslübriichen PJan, der den Beratungen des 1. Oktobers zu 
Qrunde gelegt werden sollte. 

Da die Angegriffenen ihre vollen Kräfte brauchen, 
schicken, nach dem Hu<ro'schcn Entwürfe, bei eintretender 
Gefahr nicht, wie bisher, sie den rückliegenden Ortschaften \ 
-Nachricht, sondern umgekehrt werden allabendlich von diesen 
einige reitende ]3oten in die ßheinorte gesandt. Hier müssen 
diese Boten bis 8 Uhr Morgens bleibcD. Findet in dieser 
Zeit ein französischer Landungsversuch statt, so bringen 
sie ihren Heimatsdörfern und den an ihrem Wege liegenden 
Ortschaften die Nachricht. Ausserdem wird alsdann Sturm 
geläutet, LärmkanoDcn werden abgeschossen, in der Nacbt 
werden Lärnistangen angezündet. In jedem Orte treten 
nun die Verheirateten und Unverheirateten von 18 bis 60 
Jahren, möglichst gut bewafinet. am Rathaus oder bei der 
Gemeindestube zusammen. Ein Drittel — die Schwächsten 
und alle, welche die meisten Kinder, hochschwangere Weiber 
und Kranke haben — bleibt zu Hause. Die übrigen führt 
der Vorgesetzte oder Obmann zu den Sammelplätzen, bezw., 



1. Bericht des Oberamts Mahlberg. 3. 10. i^d. (G. L. A.) 

2. „Entwurf einer Verteidigungs-Anstalt, auf den Fall eines 
versuchten Ueberfalls der f ranzosen über den Rhein . . von 
C. G. M, Hugo. Mahlberg. 28. 9. 93. (G. L. A.) 
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wenn sie nur eine Stunde weit vom Rhein entfernt sind, 
unmittelbar zu der gefährdeten Stelle. In zwei Eeihen, auf 
den beiden Seiten der Strasse, ziehen sie ihres Wegs, da- 
mit die Fahrbahn selbst frei bleibt und nicht durch Wagen 
0. dgl. Stauungen eintreten. Am Kampfplatz angelangt, 
beteiligt sich der Landsturm niclit, solange das Militär allein 
den Gegner zurückwerfen kann. Erst wenn die Sache 
misslich steht, greift der Landsturm an, dann aber auch 
mit voller Kraft Gelingt es trotzdem dem Feinde, eine 
Landung zu erzwingen, so setzt das Aufgebot im Lande 
selbst den Kampf nicht fort; denn zu einem solchen Kampfe 
bedarf es einer weiteren Organisation, und da die Zeit drängt, 
muss man fttr den Augenblick noch darauf verziehten. 

Betrachtet man den Rathsanjliausen-Hugo'sclieii Entwurf 
im Verhältnis zu den früher vorgeschlagenen Massnahmen, 
so ist augenfällig, welch beträchtlichen Fortschritt er in 
der Entwicklung des V^olksbewaffnungsgedankens^ bedeutet. 
Qrundsätzlich stellt er sich auf die Forderung der allge- 
meinen Wehrpflicht jedes Bürgers. Ausdrücklich wird ab- 
gelehnt, blos Freiwilligen die Verteidigung zu überlassen. 
Vervollkommnung und Ausdehnung der Organisation auf 
die Nachbargebiete wird gefordert. \ oi allem aber wird 
die Verteidigungsthätigkeit des Landstuinis gegen einen 
Feind nicht nur an der Grenze, sondern auch im Lande 
selbst prinzipiell angenommen und nur aus Mangel an Zeit 
zu seiner Organisation und deshalb nur vorläufig wird da- 
von abgesehen. Nur in grossen Umrissen war der Ver- 
teidigungsplan gezeichnet; vieles war näher auszufüllen, 
was die kundige Hand Kathsamhausens offen gelassen hatte. 
Es geschah dies auf der Konferenz zu Kippenheim am 
L Oktober J793. 

Oertlich und zeitlich waren die Entwürfe bisher meist 
eng begrenzt gewesen; blos wenige Personen in der Regel 
hatten von ihnen erfahren; von thatkräftiger, erfolgreicher 
Durchführung kann nur ganz vereinzelt die Kede sein. Auch 
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den Zeitgenossen ist deshalb schon bald die Erinnerung an 
die VerteidiguDgspläne vor dieser Zeit verloren gegangen. 
Ihrer Anschauung nach war der Tag, wo in seltener Ein- 
mütigkeit sechs verschiedenartige Gebiete zu gemeinsamen 

Verteidigiingsanstalten zusaiiiiiieiilraten, der Anfang der 
Landsturmidcc. S( Ibst eingeweihtero Kreise sind so zu der 
Ansicht gekonimeü, als ob ohne sonstige Anregung die sechs 
benannten Herrschaften sich zusammengefunden und in ge- 
meinsamer Beratung den Qrund und Anstoss zu einer 
Volksbewaffnung geschaffen hätten, wie sie im Jahre 1794 
das Interesse weiterer Kreise erregt hat. 

Wir sahen schon, dass die Konferenz zu Kippenheim 
am 1. Oktober nur ein Glied in einer lokalen Eutwicklungs- 
reihe bedeutet, wie ihr Anregungen mannigfachster Art 
nicht gefehlt haben. Zu dem nie erkjsclienen Bewusstsein, 
dass der waffenfähige Deutsche vcrpUichtct sei, seinen Herd 
gegen feindliche Einfälle selbst zu 8chtttzen,Urat die[einfache 
Logik der Thatsachen, welche zu dem gleichen Gedanken 
führen musste. Jetzt halte Vorderöstreich diesen Gedanken 
bereitwillig aufgenommen und gab den badischen Naehbarn 
Vorbild und Anregung zu gleicher Veranstaltung. Hinzu 
kam üuu auch das Beispiel der Gegner, das den Gedanken 
nahe legen nnisste, Gleichem mit Gleichem zu begegnen. 
Auf eignen Kopf zwar, aber doch unter Zustimmung der 
Regierung, war man im Mahlbergischen — wie in anderen 
Gegenden — zur Durchführung dieser allgemeinen Volks- 
bewaffnung geschritten. Nicht also hierin liegt die Be- 
deutung der Kippenheimer Konferenz, sondern vielmehr darin, 
dass sich hier, ohne auf die Weisung ihrer ßeiiörden zu 
warten. Beamte verschiedenster Gebiete über gemeinsame 
Verteidigungsanstalten verständigten. »Nicht in den Formen 
des alton römisciien Bcichcs, nicht nach Kreisen und Kreis- 
vierteln geschah es — das Reich war eines solchen Auf- 
schwungs nicht^ mehr fähig« Vielmehr erzeugte und er- 
weckte die gemeinsame Not das Bewusstsein der Interessen- 
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gemeinscbaft, der Zusammengehörigkeit. Nicht zum Schutze i 
Badens, Oestreichs, Sirassburgs o. dg]., auch nicht zum 
Schirm des schwäbischen oder oberrheinischen Kreises, 
sondern „wegen gemeinschaftlicher Verteidigung des 

deutschen Vaterlandes ^^egen die Franzosen, wenn sie über 
den Rhein in Deutscliland einbrechen wollten", fand man 
sich zusammen, partikularistischc Bedenken Ubergehend. 
Man sieht, der Gedanke der NationaHtät, des gemeinsamen 
Vaterlandes brach sich unter dem Drucke drohender Feindes- 
gewalt^ Ober alle veralteten Formeln hinwegschreitend, 
schon damals im Volksbewusstsein mächtig Bahn. Freilich, 
die Grundlage für Reichseinigkeitsgedanken in späterem 
Sinne darf man hinter dieser Tagung nicht vermuten. 
Reiche aiifzulüsen und zusamiiicnzuschiaieden bedarf es 
stärkerer Mittel, als einer vorübergehenden niciil allzuge- 
fährJichen Grenzbedrohung. 

Es waren die Oberämter Ettenheim (strassburg.), Mahl- 
berg (badisch)^ Lahr (nassau.) und Seelbach (Geroldseck.), 
die ortenauische Reichsritterschaft und die Prälatur Schuttern, 
die sich am 1. Oktober 179H zu Kippenheim eingefunden - 
hatten.^ Sie beschlossen, „in ein enges Verbündnis*' zu ' 
treten und versprachen, für den Fall, dass die Franzosen | 
es wa^jen wollten, zwischen Kiist und A!tenl)eim Uber den i 
KUem zu gehen, einander mit vereinigten Krälten allen 

1. Bei den Akten des Gteuerallandeaarchivs zu Karlsruhe 
(Haus- und Staatsarchiv III. Staatssachen. Kriegssache. Fase. 
769 und ib. Fase. 740) finden sich zwei offizielle Protokolle der 
Konferenz, die jedoch nicht vollkommen tibereiiistiinmen; immer- 
hin sind die Ahwcichuiifj^tMi nicht allzu betrachtlich und scheinen 
in keiner anderen Abaicht, ulrf durch die fiücksicht uut" das den 
Kinpl'anger Interessierende verursacht zu sein. Ein sehr kurzer 
Auszug findet sich auch in der Poht. Corr. II. llH. Wir mtlssen 
auf den Kippenheimer Vertcidigungsplan etwas naher eingehen, 
weil nach seuiem Muster wesentlich die späteren Orgauisatiouen 
gescliaffeu sind. 
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Beistand zu leisten und alles anzuwenden, dass der gemein- 
schaftliche Feind von den Ufem des Rheins abgehalten und 
zurückgetrieben werde. 

Diese Aufgabe hatte man sich zunächst för eine ört- 
lich ziemlich enz hegrenzte Strecke ^ gesetzt. Allein schon 
der Wunsch, nicht in der Flanke angefallen zu werden, 
musste zu weiterer Ausdehnung nötigen.^ Im Grossen und 
Ganzen wurde natürlich der Kathsamhausen-Hugo'sche 
Entwurf beibehalten; man muss jedoch vermuten, dass es 
wohl .nicht ganz leicht gewesen ist, die verschiedenen 
Meinungen in Uebereinstimmung zu bringen. Die Disposition 
ist vielfach geändert; häufig erkennt man das Bestreben, 
die verschiedenen Vorschlüge zu vereinigen. Beibehalten 
wurde, dass die Benachriciitigung rückwärts irclegener Ort- 
schaften durch eigene, von diesen an den Rhein gesandte 
Boten geschehe. In fünf Rheinurten ^ sollten allnächtlich 
je zwei reitende Boten mit gesattelten Pferden bereitstehen, 
um die Nachricht von einem nächtlichen Ueberfall auf vor- 
gezeichnetem Wege ihrer Heimat zu überbringen. Ausser- 
dem aber wurden noch andere ßenachrichtigungswefsen vor* 
gesehen. FML. von Jordis sollte durch reitende 
Ordonnanzen die Kunde an die Oberämter Ettenheim, Mahl- 

1. Die Entfernung von Anst bis Altenheim beträgt etwa 

25 km. 

2. „Die Verteidigung des Rhehiufers oberhalb Kust wird 
den oberen l)adischon Acmtern, sowie unterhalb Altenheiin der 
östreichischeii Ortenaii uiui Jiaiiuui.sclien Aemtern überlassen, 
auch die beiden Reichsstädte Offenburg und Gougenbach dazu 
eingeladen. 

„Das überaoit Mahlbcrg übernimmt es, die oberen badischen 
Aemter und die östreichiscbe Ortenau /n henachriehtigen, sowie 
das Oberamt Lahr den Hanauischen Aemtern und den l)eiden 
Keichsstädten den Plan mitteilen wird." (In beideu Sitzuiigs- 
protofeollen Ji 3 Ct. L. A.) 

3. Kust, Kappel, Nounenweier, MeiBsenheim und Alteuheim. 
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bejg, Lahr und Nonnenweier gelangen lassen; in Mahlberg, 

Lahr und Niederschopfheim sollten Böller abgescliossen und 
LHrnistangen angesteckt werden, worauf in allen dazu ge- 
hörigen Orten Sturm geläutet werden sollte. Ferner sollten 
die bedrohten Platze an die Vorgesetzten der fünf verab- 
redeten Sammelplätze des Landsturms £ilboten schicken. 
Diese lassen hierauf sofort stürmen und senden die Bot^ 
schalt eilends an alle Orte, die sich bei ihnen zu ver- 
sammeln haben. 

Verbreitet sich auf diese Weise die Nachricht von einem 
drohenden Ueberfall, so zieht die Hälfte der Einwohner 
aus, die andere Hälfte bleibt al^ Reserve zurück. Ver- 
pUichtet zum Auszuge sind alle ürtseinwohncr, Bürger wie 
Beisassen.^ Wer zu dem ersten oder dem zweiten Auf- 
gebot gehört, wird aber nicht, wie bisher, nach Massgabe 
der Tauglichkeit von den Vorgesetzten, sondern durch das 
Los bestimmt.' Immerhin kommen diejenigen, welche bei 
den kürzlich veranstalteten Schanzarbeiten am Rhein be- 
schäftigt gewesen sind oder auf den ausgestellten Piketcn 
Nachtwachen gehalten haben, jetzt ohne Verlosung in das 
zweite Los. Die Verlosungen müssen sogleich vorgenommen 
und ihr Ergebnis den Vorgesetzten eingesandt werden. Die 

1. Unklar, wie ühorlianpt diosor Absclinitt des Protokolls an 
Unklarheitoi» leidet, ist die Bestimmuni; im Hauptstück 6: „Von 
dem persönlichen Auszüge sind nur diejenigen frei, welche 60 
Jahre zurückgelegt haben, wenn sie nielit einen Sohn von 
18 Jahren bei Bieli haben, der alsdaaa an des Vaters Stelle mit- 
ziehen musö." Gemeint ist wohl: zum Auszug ist jedermann von 
18 bis üü Jahren verpflichtet. Schon damals erachien dem 
Oberamt Mahlbcrg diese Bestimmung des Protokolls unverständ- 
lich, ebenso dem Geh. Rate. Vgl. ^^Bemerlcungen" des Oberamts 
zu dem Vertaidigangsplan. 3. 10. 93 und Extr. Geh. Rats Prot. 
7. 10. 98. (sämtl. G. L. A.) 

2. Es liegt nahe, hier au eine Ehiwirkung franaösischer 
Vorbilder su denken. 
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zum ersten Auszug Bestimmten müssen sich zum Ausrücken 
stets bereit halten. 

Die Bewaffnung geschieht, so gut ein jeder kann. Wer 
sich ein Gewehr verschaffen kann und damit umzugehen 
weiss, versieht sich mit einem solchen. Die andern nehmen 

eine Heugabel. Für jedes Gewehr werden auf Gemeinde- 
kosten sechs Patronen angeschafft, aber erst beim Auszuge 
verteilt. 

Weil ein feindlicher Angriff möglicherweise gleichzeitig 
an verschiedenen Stellen des Rheins unternommen werden 
kann, ziehen die Bewohner der am Strom gelegenen Ort^ 

Schäften nicht aus, halten sich aber in ihren Dörfern mit 
Gewehr zu jedem Angriff bereit. Die anderen Gemeinden 
dagegen ziehen, eine jede unter Anführung eines Qerichts- 
nianues oder des HeimbUrgers an ihre Versammlungsorte. 
Fünf^ solcher Sammelplätze werden festgesetzt: Kippen- 
heim, Dinglingen, Schuttern, Qravenhausen und Ichenheim. 
Hier Übernimmt ein angesehener Adelsherr der Gegend die 
Führung der" versammelten Gemeinden. Das General- 
kommando über alle fünf Versammlungen führt der Obrist 
von Rathsamhausen. 

Der so zusammengesetzte Landsturm ist natürlich nur 
im äussersten Notfalle aufzubieten. Die Verteidigung des 
Rheines — daran hält man fest — ist die Aufgabe des 
regulären Militärs. Nur wenn dies zu schwach ist, greift 
der Landsturm in den Kampf ein. Dass ihm aber nicht 
nur eine schnell Torübergeiicnde, sondern anter Umstandcii 
eine recht lange dauernde Aufgabe zugedacht war, erkennt 
man aus der Verabredung, dass den Abziehenden Wagen 
folgen sollten, welche Brot für zwei Tage, Schauzgeräte 
und dgl. m. tragen sollten. Auch für Wundärzte, Verband- 
zeug und dgl. sollten die Obrigkeiten im Stillen sorgen — 



1. Nicht vier. 
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ein Zeichen, dass man den Landsturm nicht nur zu gefahr- 
losen Demonstrationen zu verwenden gedachte. 

Eine Einrichtung, wie wir sie in Baden weder vorher 
noch nacber finden,^ ist die Einteilung in vier , Jjinien^', die 
als Grundlage der Landsturmordnung geplant gewesen sein 
mag. Die erste Linie begreift alle am Rheine liegenden 
Orte,* die zweite diejenigen zwischen der Khein- und der 
Basler Laiidbtrasse : die dritte die „auf oder nahe bei" der 
Basler Landstrasse gelegenen, die vierte alle hinter ihr ins 
Land liegenden Ortschaften. Welches der Zweck dieser 
Einteilung gewesen sein mag, geht aus dem Protokoll nicht 
hervor. Vermutlich sollten die Ortschaften einer Linie auf 
jedem Sammelplatz ein geschlossenes Ganzes bilden, um an 
den Ort der Gefahr abrttcken zu können, ebne auf die An- 
kunft der weiter entfernten, also erst später eintreffenden 
Gemeinden länger warten zu müssen. In W ukaamkeit ist 
diese Einrichtung nie getreten. 

Noch weniger Beifall fand die Bestimmung, dass jeder, 
der zum ersten Aufgebot gehöre, sich aber nicht stets zum 
Ausrücken bereithalte, mit 50 fl. Geldstrale oder, wenn er 
unvermögend sei, mit Zuchthaus bestraft werden solle. Das 
Oberamt Mahlbcrg wandte dagegen ein,^ dass mit Zucht- 
haus zu drohen, keinen guten Eindruck machen möchte und 
dass statt dessen lieber ,,cmplindlichc Leibesstrafe" zu 

1. Nach einer im Kgl. Haus- und Staatsarchiv 2u Stuttgart 
befindlichen Karte war für die wttrtemberg. Landmtliz (1795) 
eine Einteilung in drei Linien vorgesehen, die jedoch mehr nach 
Art der alten Landwehren, als Operationsl)asen, gedacht zu seiu 
scheinen. 

2. Rust, Kappel, Wittenweier, Nonnenweier, Ottenheim, 
Meissenlu iin, Ichenheim, Altenheim. 

3. ßeiiiei klingen des Üherarats zu dem Protokoll. 3. 10. i>3. 
(Ct. L. A.) Dor {gerügte Passus lindet sich in dem zweiten, 
sonst reichhaltigeren Exemplar des Protokolls eigenartigerweise 
nicht. 
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setzen sei, zumal ja weder die Oberäniter Ktteiilieini und 
Seelbach, noch die Reichsritterschaft ein Zuchthaus besitze 
— ein Einwand, dem allerdings der Geheime Hat beipüichten 
musste. £s wird damit übrigens zum ersten Male die 
Frage bertthrt, die späterhin in Baden nie eine reehte 
Losung gefunden, und die an ihrem Teile dazu beigetragen 
hat, dass man den Landsturm durch eine freiwillige Land- 
miliz zu ersetzen gedachte, die Frage: „welche Mittel besitzt 
die Regierung, um im Augenblick der Not den üüterthanen 
zum Landsturm zu zwingen?*' 

Im allgemeinen fand aber das Oberamt an den Kippen- 
heimer Abmachungen nichts wesentliches auszusetzen, und 
auch in Karlsruhe erklärte man sich einverstanden.^ ParU- 
kularistische Bedenken freilich, die bei der Konferenz so 
glücklich vermieden waren, konnte man hier doch nicht 
ganz unterdrücken. Man hätte es lieber gesehen, wenn die 
badischen üuterthancii auch unter der Anführung des 
hadischen Oberamts- und Oberforstamtsperson als geblieben 
wären. Aber man genehmigte doch auch die Anführung 
durch nichtbadische Kommandanten. So bestätigte derGe*- 
heime Rat den Landsturm in der yoreiubarten Form. 
Welchen Fortschritt dies in Bezug auf die Entwicklung 
der Volksbewaffnung bedeutete, sahen wir bereits. 

Rütteln, Badenweiler, Mahlbcrg hatten iliro Unterthauen 
bewaffnet. Im Mahlbergischcii hatte sich der Landsturm 
in der Nacht vom 23. zum 24. September bewährt, in 
Rütteln waren die Unterthanen 900 Mann stark ausgerückt, 
als ein nächtlicher Ueberfall zu besorgen stand.* Auch in 
den Unterlanden, in Bastatt, baten die Bauern, sich mit 
Schiessgewehr versehen zu dttrfen.' In den Oberlanden war 

1. Extr. Geh. Rats Prot 7. 10. 93. (G. L. A.) 

2. Dankschreiben des k. k. Geiieriilmajora Theodor Graf 
V. Wolkcnsteiii an Karl Friedrieh. Lörrach. i>. 10, iVd. (Q.L.A.) 

3. Bericht aus Ka.statt. lO. lO. U3. Beilage zu e. Brief Karl 
i'riedrichs au Wurmser. 13. 1. 94. (G. L. A.) 
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nur das Oberamt Hochberg zurückgeblieben. Zwar hatten 
sich auch hier die Unterthanen zu gleicher Bewaffnung, wie 
in den andern badischen Landesteilen erboten, aber der 
ängstliche Landvogt von Liebenstein fand^ „ein förmliches 
Aufgebot weder ratsam noch nOtig/' Der Grund hierzu 
war aber kein rein sachlicher; vielmehr war es offenbar 
die Besorgnis um die eigene Person, die Liebenstein noch 
nianchmal verraten liat. Diesmal fürchtete er, an die 
Spitze eines solchen Laudaufgebots treten zu mUssen. Da 
ihm jedoch ein Einbruch durch baseJsches Gebiet zu drohen 
schien, und da die Franzosen, seiner Erfahrung nach, bei 
einem Einfall in Feindesland „gewöhnlich obrigkeitliche 
Personen entweder gemisshandelt oder, wann*s gut geht, 
als Geiseln mitfortgeschleppt" hätten, so fragte er angstvoll 
an, ob er, wenn die Gefahr komme, auf seinem Posten 
bleiben mUsse. 

Welch ein Abstand zwischen diesem feigen Zaudern 
und dem mutvollen Vorgehen der andern oberländischen 
Oberämter. In Karlsruhe nahm man ihm das freilich nicht 
Übel; war doch ein viertel Jahr später Karl Friedrich 
selbst drum und dran, mit seinen adligen Räten zusammen 
sein Land zu verlassen und die gesamte Verwaltung in 
die Hände einer j^tellvortretenden Regierung zu legen * So 
jj^estaltete man denn dem Landvogt und seinen Üerunteii, 
für die Zeit der Gefahr den anvertrauten Posten zu ver- 
lassen.' 

Allein die Gefahr ging diesmal noch glücklich vorQber. 
Die franz((sischon Angriffe wiederholten sich nicht. Wurm- 
ser stand siegreich in der Pfaiz, die unüberwindlichen 



1. Bericht des Oberamts Höchberg. Emmeudiugmi. 5.10.93. 
(G. L. A.) 

2. Heskript an sämtl. bad. Oberämter. [Karlsruhe] 7. 1. 94. 
{(3t. L- A. Regest auch in der Pol, Corr. IT. 146.) 

3. £xtr. Geh. Kats Prot. 10. 10. 93. (G. L. A.) 
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Weissenburger Linien wurden von ihm genommen. Auf 
die Bewaffnung des Volkes drang man nicht weiter. 
Wiederum sank man in die alte Sorglosigkeit zurück. Wieder- 
um bedurfte es eines neuen, stärkeren Anstosses, um Baden 
zu neuem Handeln zu bringen. £r sollte nicht lange auf 
sich warten lassen. 



Wendland, Volkübttwallaung. 



6 
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4. Uauptstück« 

Warmser und die allgemeine Tolksboraifnang in Süd- 
deutschland. November — Dezember 1793. 

Nach kurzem, siegreichem Vordringen waren die beiden 
Armeen der Verbündeten zum Süllstand gekommen. Der 
Herzog von Braunschweig hatte mit den Prenssen nach 

der Schlacht bei Pirmasens die Belagerung von Landau 
begonnen, Wiirmser war bis nalie an Strassburg herange- 
drungen; aber seine Hoffnung, die wichtigste Stadt des 
Eisass, seine Vaterstadt, mit einem Handstreich den 
Franzosen entreissen zu kOnnen, war gescheitert Die 
Jakobiner verhinderten blutig, dass die royalistisch Gesinnten 
Strassburg an den dstreicbischen General auslieferten, und 
schickten sich nun, im Besitze der Hauptstadt, an, aus der 
Defensive zur Offensive überzugchen. Wurmser bh'eb an 
der Zorn stehen und nahm eine gedeckte Stellung ein. Be- 
denklichkeiten der Scluil«;trategic und der Politik machten 
ein weiteres Vorgehen unmöglich. 

Anders die Franzosen. Auf dem belgischen Kriegs- 
schauplatze hatten sie nichts zu befürchten. So richteten 
sie nun ihre Kräfte gegen den Oberrhein. Pichegru zog 
gegen Wurmser, Hoche gegen den Herzog von Braun- 
schweig. Wollte Wurmser den Angriff aufnehmen, ohne 
seine Stellung aufzugeben, so musste er möglichst alle ver- 
wendbaiea Truppen heranzir-hrn, d. h. auch den Rhein- 
kordon unter Umständen vermindern. Dies machten sich 
die Franzosen zu Nutze. In einem Aufrufe forderten sie 
die elsässischen Ortschaften auf, ihre letzten Kräfte gegen 
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das Wurmst isclio KoriK aufzubieten und zugleich aufs 
Neue zu versuciien, ixb^r deu Itheiu iu den Breisgau einzu« 
dringen.* 

Bereits kurze Zeit nach Zerstörung Breisachs hatte der 
landständische Eonsess dos Breisgaus dem General Wurmser 
eröffnet,^ dass das Land bereit sei, sich auf eigene Kosten 

zur Unterstützung der kaiserlichen Truppen zu bewaffnen, 
und da man auch in Wien einem solchen Anerbieten 
freundlich gegenüberstand,^ machte Wurmser jetzt davon f 
Gebrauch. Er wandte sich an Sumeraw und bat ihn um ! 
ein Korps von 15000 Bauern, zur Verstärkung des Militär- | 
kordons an dem Khein auf längstens 14 Tage.^ Sumeraw \ 
ging sofort darauf ein. Des eigenen Landvolks war er 
sicher; auch die badischen und die sonstigen angrenzenden 
Landschaften hatten ihre Bereitwilligkeit seit der Ein- 
äscherung Breisachs genugsam gezeigt. So setzte sich 
Sumeraw zunächst mit den breisgauischen Ständen und dem 
FML. V. Sitaader in Verbindung. 

Wurmser hatte die 15000 Bauern zur Deckung des 
Rheines verlangt; in Freiburg gedachte man sie auf der 
Strecke von Märkt (bei Basel) bis Marlen (bei Kehl) der- 
gestalt zu verteilen, dass in jedem Rheindorfe von lil&rkt 
bis Burkheim bei Breisach je 560, von Buckheim bis Marlen 
ahrr 290 Bauern liegen sollten. Hierzu sollte Oestreich 
10000, Baden und die iil)rigen R/ich^stände oou«» Mann 
stellen. Den Proviant auf höchstens 14 Tage sollte jeder 

1. Erlassdes vorderüstr.-breisg. landstärid. Konsesses. ITreiburg 
9. 11. 93. (G. L. A.) Die anssergewöhnliclie Trockenheit des 
Rheins in diesen Tagen (Bericht des OArats Malilberg 13. 11. 93. 
G. L. A.) Hess einen solchen Versuch doppelt geflihrlich er^ 

scheinen. 

2. Bader, die ehemaligen breisgauischen Stände. S. 261. 

8. Bader, a. ä. 0. S. 262. 

4. Bericht Liebensteins an Edelsheim. Freibnig. 10.11.98. 
(G. L. Ä. auch Polit. Corr. II. 125.) 
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Uoterthan selbst, die Munitioa (50 — 60 Patronen für jeden) 
sollten die Gemeinden zu besorgen haben. Das Kommando 
sollten Östreichiscbe Offiziere führen. 

Da nur eine beschränkte Anzahl von Bauern gefordert 
war, entscbloss man sich in Oestreich, die gewünschte Zahl 
auf die einzelnen Dürfer verhältnismässig zu verteilen. 
Wieder hielt man an dem Grundsatze der allgemeinen 
Wehrpflicht fest, jedoch erst in zweiter Linie. Zunächst 
sollte jede Qemeinde versuchen, die auf sie entfallende An- 
zahl durch Freiwiilige aus den Waffenfähigen von 16 — 50 
Jahren^ zu erfüllen. Erst wenn dies nicht yoUkommen 
möglich, sollten die noch Mangelnden durch das Los ans 
den ledigen Burschen des betreffenden Ortes ergänzt 
werden.^ Diese Mannschaft sollte bereit sein, Tags oder 
Nachts Rofort aufzubrechen. 

Solchen Erwägungen entsprechend wurde am 9. No- 
vember 1793 ein Zirkularschreiben an sämtliche vorder- ^ 
üstreichische Beamtungen erlassen,^ worin man die Be- 
völkerung zu den Waffen rief. Zur gleichen Zeit setzte sich 
Sumeraw mit den benachbarten Herrschaften in Verbindung. 
Die Oberbeamten von Hochberg, Badenweiler und SchHengen 
bat er „wegen einer wichtigen und gelieinicn Lande;->ange- 
iegenheit" am nächsten Tage nach Freiburg zu kommen.^ 

1. Liebenstein berichtet 18 — 50 Jahre. Konzept und Ab- 
schrift des östr. Entwurles besagen 16 — 50 Jahre. 

2. So ist wohl zu verstehen der etwas unklare Ausdruck 
des Zirkulars: ,, Insofern es aber an geinigsamen Freiwilligen 
mangeln sollte, [sind] die abgängige ledige ohne Kücksicht auf 
das Eekrutenmaas alleaialls durch Loos des Spiels zu be- 
stimmen." 

3. Abschrift als Beilage zu Liebensteins Bericht d. d. Frei- 
burg 10. 11. 93. (G. L. A.) Das z. T. stark al) weichende Kon- 
zept bietet Bader, d. breisg. Laudstände S. 137 ff. 

4. Bericht Liebeusteins, Freiburg, 10. 11, 93 und Geh, Bat 
Groosy o. d. [11. 11. 98.] (beide G. L. A.). 
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Liebenstein aus Höchberg, Groos aus Badenweüer und 
Baron Yon Botberg aus Scbliengeii begaben sich demgemSss 
am 10. November zu Sumeraw, und dieser eröffnete ihnen 

Wiirmsers Bitte sowie die üstreicbiscben Pläne; er zeigte 
ihnen das Zirkular und erklärte, in etwa sechs Tagen 
werde das allgemeine Aufgebot gcscheben. 

Da Sumeraw auf die kampfesbereite Stimmung der 
Unterthanen in Hotteln, Badenweilcr und Mahlberg während 
der letzten Wochen hinwies, auch Geheimrat Groos nichts 
einzuwenden fand, so wilh'gtc auch Liebenstein in den Vor- 
schlag. Seine Bedingungen, dass die Unterthanen nicht 
länger als 14 Tage und nur auf dem rechten Rheinufer ge- 
braucht, auch nui- in mihtärischcn Dingen den östreichischen 
Offizieren unterstellt werden sollten, wurden vollkommen 
zugesagt. 

Das letzte badiscbe Oberamt im Oberlande, das die 
Voiksbewaffnung bisher noch nicht durchgeführt hatte, war 
jetzt also dafür gewonnen. . Der eine Wunsch der Kippen- 
heimer Konferenz — Ausdehnung der Rheindeckung mit 
Hülfe des Landmanns, auch oberhalb Rust — war erfüllt, 
wenn auch nicht durch badischc, sondern durch östreichische 
Anregung. 

Aber noch mehr. 

Was die Zusammensetzung des Landsturms betraf, 
hatte man sich diesmal zwar, abweichend von den bisherigen 
Plänen, nur auf die Freiwilligen, höchstens die ledigen 
Wehrpflichtigen zu beschränken gedacht. Die Aufgaben 
dieses Landsturms dagegen waren, den früheren Entwürfen 
gegenüber, bedeutend erweitert wordcQ. ^ichL nur im Not- 
falle, wenn sich das Militär zu schwach erweise, sollten die 
Bauern in den Kampf eingreilen, sondern man plante schon, 
sie ohne militärische Unterstützung, allein und selbständig 
zu verwenden. Wenn die Bauern am Rheine ständen, 
wollte man — wie GFML. v. Staader durchblicken 
liess — das MiliUlr ganz wcgzieheui um es anderwärts zu 
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gebrauchsn; dann sollten dlo Landleutc alleiae den Rhein 
decken. Es war dies ein Fortschritt in dem Gedanken der 

Wehrpflicht und der Wehrfähigkeit des Unterthanen, und es 
ist charakteristisch, dass der Plan hierzu wiederum von 

I Militärkreisen ausging, von 2*iviJkreisen dagegen eine gewisse 

i Einschränkung erfuhr. 

In Karlsruhe fand der vorderöstreichische Vorschlag 
freundliche Aufnahme. Karl Friedrich sagte seine Mit- 
wirkung zn.^ £r versprach, schleunigst einen Aufruf an 
seine Unterthanen ergehen zu lassen und machte nur zur 
Bedingung,dass man am Rheine, besonderszwischenRheinfelden 
und Weil, sowie bei I3reisnch, genügende reguläre Truppen, 
vor allem Artillerie, stehen hisse und dasa die östreichi- 
schen Unterthanen nicht zurückblieben. Der Obnst v. Beck 
wurde beauftragt, Wurmser Ton den Wünschen Badens zu 
unterrichten ; Gayling wurde sogleich am Tage darauf (13.11.) 
in die Oberlande abgesandt, um mit Sumeraw das Weitere 
zu besprechen und an Ort und Stelle alles NOtigc vor- 
zubereiten. 

Man gedachte, die auf Baden entfallenden 5000 Mann 
so zu verteilen, dass Röttcln 2140, Baden weiler 715, Hoch- 
berg 1430 und Mahlberg mit Eiuschluss der Ortenauischen 
ßeiclisrittcrschaft 715 Mann aufzubringen hätten. Indessen 
beabsichtigte man, auch die anderen benachbarten Reichs- 
stände zur Mitwirkung heranzuziehen. Ein wesentlicher 
Unterschied von der östreichischen Anstalt bestand darin, 
dass, wie Edelsheim schon frülier in Vorschlag gebracht 
hatte, jeder Unterthan 12 Kreuzer täglichen Sold aus des Mark- 
grafen eigener Kasse erhalten sollte. Dagegen stimmte 
man insofern mit Wurmser und den Freiburgern übcreio, 
dass nur Freiwillige zur Verteidigung zugezogen werden 

1. Schreiben Karl Friedrichs an Sumeraw. Extr. Geh. Kais 

Prot. 12. 11. 1793 (nicht bereits 1792, wo Wurmser noch gar- 
nicht aiij Rheine war). Orig. im G. L. A. Vgl. übrigens auch Pol. 
Corr. II. 126 u. 127. 
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sollten. Den tieferen Grund hierfür verschwieg man in den 
offiziellen Schreiben. Sich selbst jedoch gestand man: ^ „die 
ünterthanen müssen freiwillig an den Rhein marschieren 
wollen; denn in der That fehlt es uns an Macht, sie hierzu 
zu zwingen oder gar in denen Postierungen zu erhalten.^ 
Ein merkwürdiges Licht wirft dies Bekenntnis des ersten 
Ministers auf den Zustand der badischen Verwaltung zu 
jener Zeit. 

Die Sorge wegen der' Bereitwilligkeit des Volkes war 

üiinütig gewesen. Auf einer Konferenz zu Kenzingen, zu 
welcher Liebenstein aufgefordert hatte,^ konnte Lahr 450, 
Geroldseck 250, ]\Iahlberg 600 Mann „vcrwilligcn", so dass 
ohne Schwierigkeiten 1300 Mann aufgebracht werden 
konnten, wo der Geheime Hat nur 715 veranschlagt hatte. 

Auch diesmal hielt man sich an den Verabredungen 
der letzten Zeiten. Das Oberamt Mahlberg befahl« dass 
alle Leute von 18 bis 60 Jahren durchs Los zu zwei Ab- 
teilungen bestimmt werden sollten. Nummer 1 zieht sofort 
an?, Nummer 2 löst ab. Alle vier Tage soll eine solche 
Äblosuncr stattfinden, damit die Leute „nicht zu ungeduldig 
oder durch die eigene Verköstigung nicht zu sehr belästigt 
werden." Abweichend also von dem Vorhaben der eigenen 
und der vorderöstreichischen Begierung hielt man im Lande 
selbst unbedenklich an der allgemeinen Wehrpflicht Aller fest. 

Unterdessen hatte Qayling seine Reise angetreten; nach 
langer Trockenheit — der Rhein war an einigen Orten ausser 
dem Thalweg bis auf Schuh eingetrocknet gewesen — 
waren starke Regengüsse gefolgt, die nicht nur die Arme 
des Rheines wieder füllten, sondern auch die Wege bis zur 
Grundlosigkeit aufweichten.^ So traf Gayling erst am 
14. November Abends in Nonnenweier ein und nahm am 



L Edelsheim an £eck. Karlsruhe 18. 11. 93. (G. L. A.) 

2. Bericht des Oberamts Mahlberg. 13. 11. 92. (G. L. A) 

3. Bericht des Oberamts Hahlberg. 18. 11. 93. Eigenhftnd. 
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16. mit Bathsambausen sowie den Oberbcamten yon Mablberg 
und Hodbberg Abrede. Ihre bisherigen Anordnungen — die Kon- 
ferenz zu Kenzingen war soeben gewesen — fanden seine volle 

Zustimmung. Vor allem aber eriulir er, dass das Volk aller 
Orten den Ruf zu den Waffen aufs beste aufgenommen hatte. 

Am folgenden Tage (16. Nov.) traf Gayling in Freiburg 
ein, wo Sumnraw und Staader das alte EntgegeniLommen 
zeigten. Mehrere Wünsche hatte Gayling im Namen Badens 
vorzubringen ; besonders dreierlei lag ihm am Herzen, 1. dass 
die Unterthanen nur zur Verteidigung, nicht aber zum 
Uebergang über den Rhein gebraucht werden sollten, 2. dass 
die gefäbrlichen Hauptposten bei Hüningen und Altbreisach 
mit Militär und Gescliütz hinlänglich besetzt bleiben sollten 
und 3. dass auch an den übrigen Stellen das Landvolk durch 
Militär und Geschütz unterstützt werde. Diese Wünsche 
fanden sofortige Zustimmung, ja man erklärte, nur unter 
solchen Bedingungen sei ein Erfolg erreichbar. Ebenso 
leicht erledigten sich die übrigen WUnsche Badens: alle vier 
Tage darf eine Ablösung stattfinden; die Jurisdiktion bleibt 
dem Landesherrn, auch auf fremdem Boden; das ostreichische 
Militär stellt den badischen Unterthanen seine Befehle nur 
durch Vermittlung der badischen Vorgesetzten zu und 
behandelt überhaupt das Volk gelinde. Auch versprach 
man Gstreichischerseits, sein möglichstes dazu zu thun, dass 
Baden seine Unterthanen mit Gewehr und Munition versehen 
könnte. Die Organisation betreffend schlug Staader vor, auf 
30 Mann einen Obmann, auf 100—130 einen besonderen 
Komniandor zu bestellen. Ausdrücklich versichterte Sumeraw 
überdies dem Markgrafen,^ dass die 10000 Oestreicher nicht 
zurückbleiben würden. 

Schreiben Gaylings an Karl Friedrich, Freiburg 16. u. 17. Nov. 9Bi 
FUr das Folgende besonders: Bericht G^ylings, Zarlsrahe 4. 12. 98 
mit Eahlreicheu Beilagen. (Sftmtl. G-, L. A. vgl. auch Pol. Goxr. 
H. 184.) 

1. Sumeraw an Karl Friedrich. Froiburg. 19, 11. 03. (0.L.A.) 
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Der folgende Tag (17.11.93) war ein Sonntag. Qayling 
verhandelte noch wegen der Organisation mit Staader, der 
ihn des weiteren an den Grafen v. Wolkenstein wies. Dann 
reiste Gayling ab, sprach in MüUbeini mit dem Gehiimrat 
Groos und traf Abends in Lörrach ein, wo er noch mit dem 
Landvogt v. Heitzenstein und dem östreichischen General 
V. WolkoDstein eine Unterredung hatte. Für den nächsten 
Tag hatte man einen Teil der Ortsrorgesetzton nach Lörrach 
bestellt Der Piilsident eröffnete ihnen die Freiburger Ver- 
abredangen. Auch hier «eigto sich, wie in Badenweilcr, Hoch- 
berg und ^lalilbeig die gleiche kampfesfrohe Stimmung des 
Landes, und al« Gayling ausdrücklich erklärte, dass die Volks- 
bewaffnung nicht eine Nachahmung der französischen Nationai- 
gardcn sein sollte, dass die Unterthanen auch nicht mit dem 
Militär vermischt und zu regulären Kriegsoperationen heran- 
gezogen werden sollten, da schwanden auch die letzten Be- 
denken. Besonders die Zusage von 12 Kreuzern pro Mann 
erhöhte die Bereitwilligkeit. 

Nun begann Gayling sein eigentliches Werk: die Ein- 
teilung und Organisation der Bevölkerung. Es ist nicht ganz 
klar, wie in einigen Einzelheiten die Entsclieidung zuletzt 
gefallen ist. Bei den Karlsruher Akten befinden sich mehrere 
Tabellen und Entwürfe, die sämtlich von Gayling verfasst 
oder durchgesehen, teilweise mit demselben Datum bezeichnet 
sind, verschiedentlich aber nicht übereinstimmen.^ Auch die. 
Darstellung dieser Vorgänge, welche der Hofrat in der Re- 

1. üebersiohtgplan für Röttoln. o. JD. [ungefähr 20. 11. 93.] 

Tabelle für Rötteln und Badenweiler. Lörrach 21. 11. 93 
und Mflllheim 22. 11. 98. 

Dsgl. für Höchberg, Mahlberg und die ortenauische Ritter- 
schaft. Emmendingen 24. 11. 93 und Hählberg 25. 11. 93. 

üebersichtsplan für Höchberg und Mahlberg. Emmendingen 
24. 11. 03 und Mahlberg 25. 11. 98. 

Anlage 4 zu Oaylings Bericht vom 4 12. 94. o. B. (SümtL 
O. L. A.) 
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gistratur der Geheimen Kanzlei des Ministeriums und Sekretär 

der schwäbiscben Kreisgesandtschaft, Friedrich Matthias 
Vierordt 1794 verfasstc,^ vermag die Zweifel nicht alle zu 
lösen. Imuitrhin lässt sich alles Entscheidende ziemlich 
deutlich erkennen. 

In dreiunddreissig Dörfern am Kbein sollten die 
15000 Bauern verteilt sein, 19 Orte, von Märkt bei Basel 
bis Wybl bei EenzingeD sollten 560 Mann Einquartierung 
erhalten; das folgende, Welswcil, 290; die zwei nächsten 
(Oberhausen und Niedcrhausen) je 460; die übrigen von 
Rust bis hinab nach Marlen bei Kehl je 290. Wo ein Ort 
die volle Einquartierung nicht aufnehmen konnte, sollten 
die Ucbrigblclbendcn in den nächsten zurückliegenden Ort- 
Schäften untergebracht werden. 

Zu diesen Mannschaften stellten dieOberämterBötteln 2000, 
Badenweiler 672 Mann. Fttr Hochberg waren 940, fttr 
Mahlberg 680 und für das Amt Staufenberg 90 Mann in 
Aussicht genommen, zusammen 4b32 Mann. Kamen hierzu 
noch 500 Mann von der Ortenau Ischen Reichsritterschaft 
und 160 aus dem Oberamt Geroidseck, so waren es zu- 
sammen mit Ausschluss der Oftiziero 4992 Mann. 

Die so zusammengesetzte Mannschaft musste nun organi- 
siert werden, Rötteln und Badenweiler sollten gemeinsam 
mit 112 Mahn aus dem bischöflich baseischen Oberamt 
Schliengen fflnf Divisionen bilden^ jede zu 560 Mann. Jede 
Division zerfiel in fünf Kompagnien zu 112 Mann; jede 
Kompagnie bestand aus zwei Abteilungen zu je 56 Mann. 
Jede Kompagnie hatte 1 Ober-. 2 Unteroffiziere und 4 Ob- 
leute. Jede Division hatte einen ersten und einen 
zweiten Kommandanten. Die erste und zweite Division 



1. „Summarischer Ueberblick der . . . Landesvdrteidiguugs- 
anstalten und der ... Verhandlungen . . . Vorfälle und Ilreig- 
niBse" von F. M. V. Karlsruhe 1794. (Handschrift des O-.L.A. 
No. 1802.) 
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hatten den Landvogt v. Reizcnstcio, die dritte und vierte 

den Obeiforstmeistcr Baron v. Stetten als ersten Komman- 
danten gemeinsam. Die Divisionskommandanten stammten 
aus den hrdieren. dio Oberofüzierc meist aus^ den niederen 
Beamten der betreffenden Gegend. Bei den vier ersten 
Divisionen blieben die Kommandanten und Offiziere ständig, 
auch wenn die Mannschaften abgelöst wurden; in der fünften, 
der Badcnweilerschen Division scheinen sich mit der ab- 
lösenden Mannschaft auch die Oberkommandanten und Offi- 
ziere haben abwechseln sollen. 

Diese fünf Divisionen hatten die Aufgabe, die Platze 
]\Iärkt, Istein, Kleinenkems, Steinenstadt und Zienken zu 
besetzen. 

Aehniich zusammeni^csetzt, organisiert und beauftragt 
war die zweite badische Mannschaft. Hochberg sollte 940, 
Mahlberg 630, Staufenberg 90, Geroldscck 160 und die 
Ortenauische Eeichsritterschaft 500 Mann stellen. Diese 
2320 Mann zerfielen In acht Divisionen zu 290 Mann, jede 
Division in fünf Kompagnien zu 58 Mann; auch hier hatte 
jede Division einen ersten und einen zweiten Kommandanten, 
auch hier waren meist je zwei Divisionen unter einem ersten 
Kommandanten zusammcngefasst. Die erste Division führte 
der Landvogt von Liebenstein, die zweite, dritte und vierte 
der Landvogt von Blittersdorf, die fünfte und sechste der 
Herr v. Höckel, die siebente und achte der Obrist v. Rath- 
samhausen. Als Besetzungsposten waren diesen acht Divisionen 
zugeteilt die Orte: Weis^YeiI, Ottenheim, Ichcnhciiii, Dunden- 
heim, Rust, Wittenweier, Nonnen weier und Meissenheim. 

Es war die Mannschaft von 18 bis 50 Jahren, welche 
auf diese Weise zum Auszug bestimmt war. Entgegen dem 
östroichischen Vorbilde, entgegen auch den Ansichten Edels- 
heims, stützte sich Gayling hierbei nicht auf Freiwillige, 
sondern griff wieder auf die alte Wehrpflicht aller wehr- , 
haften BQrger zurück. Jeden fünften Tag sollte die Mann* 
Schaft am Rheine abgelöst werden, sodass jeder einmal dran 
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kommen musste ; grösstenteils war die Einteilung so gemacht, 

dass eine dreifache Ablösung stattfinden konnte. Aber nicht 
nur periodisch, sondern dauernd lastete die Wehrpflicht auf 
jedem Bürger.. War der eine Teil der Mannschaft am 
Kheine, so bildeten die Zurückgebliebenen eine ßeservo, 
welche sich im Notfall versammeln und den am Strome 
stehenden zu Hülfe eilen musste. 

Wegen der Ausrüstung hatte sich Gajling an das 
östreichische Militärkommando gewandt und die Zusicherung 
erhalten, dass erbeutete oder sonst überflüssige Gewehre zu 
diesem Zweck an Baden abgegeben werden sollten. PUr's 
erste musste sich jeder Unterthan, der sich ein Gewehr Ter- 
schaffen konnte, damit versehen. Wer keins auftreiben 
konnte, hatte Heugabeln, lange Stangen o. dgl. mitzubringen. 
An Munition wurden auf jedes Gewehr 20 bis 25 Patronen 
gerechnet; doch erhielt jeder Mann nur sechs Patronen und 
hatte sich, wenn sie verbraucht waren, wegen weiterer an 
seinen Obmann zu wenden. 

Soweit war man, die Bewaffnung betreffend, bei den 

Kippenheimer Vereinbarungen geblieben; aber etwas mili- 
tärischer wollte man nun doch schon zu Werke gehen. 
Jeder Posten — d. h. die Division eines jeden Rheinorts — 
sollte ein Abzeichen bekommen: den schön geschnörkelten 
Anfangsbuchstaben ihres heimatlichen Oberamts, nebst 
Zahlenbezeichnung der Division und der Kompagnie. Wo 
dies getragen werden soll, wird freilich nicht gesagt; für 
all die Tausende von Bauern wQrde die Beschaffung auch 
einigermassen schwierig gewesen sein. Charakteristischer 
aber und besser gewühlt ist ein anderes Merkmal, das unver- 
kennbar beweist, dass man auf uralt überkommenene Einrich- 
tungen zurückgriö: „Jedermann tragt auf dem Hut zurDistinc- 
Uon gegen die französischen Bauern ein Zeichen, das in einem 
grQnen Busch besteht/' Es ist das alte Abzeichen des deutschen 
Landsturms. Die angenehmste Bestimmung fOr den Landmann 
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war wohl der Satz: „Jeder Gemeine erhält täglich 12 xr., 
die Vorgesetzten und Förster aber ihre gewöhnliche Diät." 

So war in wenig Tagen der umfassende Verteidignn^s- 
plaa für den badisciicn Anteil festgesetzt und durcligefUhrt, 
abweichend in vielen Stücken von den Einrichtungen des 
benachbarten Oestreich, zurückgehend meist auf ältere Pläne. 
Es war das Werk des Freiherrn t. Qayling» und dieser 
hatte die Genugthuung, dass seine klugen Massnahmen In 
weiteren Kreisen Aufnahme und Nachahmung fanden. Nicht 
allein bei dem östreichischen Militärkomniando, so koiinte 
er berichten, habe seine ^anze Einrichtung Approbation er- 
halten, sondern auch Sumcraw habe ihm gedankt und den 
Wunsch ausgesprochen, womöglich auch östreichischerseits 
alles ebenso zu machen. Auch die ortenauische fieichs- 
ritterschaft habe seinen Plan bereitwillig angenommen. 

Aber ehe die Gaylingschen EntwOrle zur That werden 
konnten, hatte sich die allgemeine Lage dergestalt geändert, 
dass neue, andersartige Mabsnabnien nötig wurden. Allein 
für Gallings Plan bedeutete dies nicht die Vernichtung, im 
Gegenteil; mit einigen wenigen Veränderungen, wie die 
neue Lage sie bedingte, nahm man seine Anordnungen zur 
Grundlage der neuen, umfassenderen Verteidigungsanstalten. 

Auch in den Unterlanden hatte man inzwischen geplant, 
das bewaffnete Landvolk zur Grenzverteidigung zu verwen- 
den. Zu derselben Zeit, wo Gajling In Freiburg weilte, am 
17. November 1793, fand zu Offenbuig, auf Veranlassung 
des k. k. Oberlandeskommissariats eine Konferenz statt, 
wegen Bewaffnung des Landvolks von Kehl bis Bischufsheim 
am Steg. £s kann fUr sicher gelten, dass auch dieser Plan 
von Wurmser veranlasst war. Rheinbischofsheim liegt nur 
wenige Kilometer entfernt von Herlisheim an der Zorn, wo 
Wurmsers linker FlUgel lehnte, und die Sicherung der ge- 
nannten Rheinstrecke war eine notwendige Vervollständigung 
des Wurmserschen Planes. So fand denn der Vorschlag 
auch willige AuinaUme. G. Chr. v. Harrant sagte für sein 
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Obcramt Yberg 600 Maiiii hierfür zu,^ für welchen Fall das 
Oberamt Baden allerdings hinzugezogen werden müsste. 
Die Kosten für Pulver, Blei ii. s. f. sollten aus der Landes- 
kasse bestritten werden, Schanzen sollten liie und da vom 
Militär gemacht, die genauere Festsetzung der Einzelheiten 
aber einer anderen Konferenz mit den Militärbehörden vor- 
behalten werden. 

Doch auch diese Anfänge riss der Gang der Ereignisse 
mit sich fort. Schon auf der Heimreise von Freibuig, am 
24. November, in Emmendingen erfuhr Gayling,- dass es 
unter Umständen nötig sein würde, etwa tausend Bauern 
sogleich an den Bhein rücken zu lassen. Gayling sagte 
dazu sofort für Baden einen Tcrhäitnismässigen Beitrag zu 
und teilte diese Nachricht mündlich den Oberämtern Hochberg 
und Mahlberg, schriftlich Bötteln und Badenweiler, sowie 
Sumeraw und Staader mit. 

Der Grund hierfür lag in der Entwicklung der Dinge 
im Elsass und in der Pfalz. Hier stand die Entscheidung 
des Feldzuges unmittelbar bevor. Pichegru näherte sich 
mit seinem Heere den Wurmscrschen Stellungen, Hoche 
zog siegesgewiss den langsam zurückweichenden Preussen 
nach. Von dem Herzog von Braunschweig war in dieser 
Lage eine Unterstützung nicht zu erwarten. So entschied 
sich TVormser, den Rhein kordon zn schwächen und drei 
GrcniidierbataiHuue sowie das Küiassierrcgiment llohen- 
zollern auf die linke Kheinseite zu ziehen. Inzwischen 
durfte die Bheinlinie nicht ungeschützt bleiben: ein sofortiges 
Einrücken des Bauernaufgebots, oder wenigstens eines Teils 
desselben zunächst, in die entblOssten Stellungen wurde 
unvermeidlich. 

Wurmser wandte sich daher mit einer entsprechenden 

1. Bericht Harraiits über die Kouferenz v. 17. 11. 93. 
(ö. L. A.) 

2. Bericht Gaylings. Karlsruhe 4. 12. 93 nebst den zahl- 
reichen Beilagen. (G. L. A.) 
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Bitte an Sumeraw.' Er schlug vor, aus jeder am Bheino 
gelegenen Ortschaft eine verhältnismässige Anzahl taug- 
licher Mannschaft auszuwählen, die den Bhein bewachen 
und nötigenfalls verteidigen , daneben aber ruhig ihrer bür- 
gerlichen Beschäftigung weiter nachgehen sollte. Hierzu 
wollte er jedoch nur Freiwillige verwandt wissen. Da sie 
ihren eigenen Grund und Boden zu verteidigen, sonst aber 
keinerlei Last und Kosten zu tragen hätten, war er über- 
zeugt, dass sich genug Leute finden würden. Zur besonderen \ 
Auszeichnung sollten sie den Namen Deutsche Freiwillige" | 
führen und durch eine gelb und schwarze „Masche", sowie i 
durch ein grünes Feldzeichen am^ Hute kenntlich sein. 

Eine solche Einrichtuog nach Wurmsers Qedanken 
hätte eine ToUkommen neue Organisation erfordert. 
Wenn man die Freiwilligkeit an Stelle der allgemeinen 
Wehrpflicht zur alleinigen Grundlage nahm , so bedurfte es 
80 vieler Aenderungen. dass ein Ausrücken der bewaffneten 
Bauern bereits in wenigen Tagen unmöglich hätte bewerk- 
stelligt werden können. So war es richtig, wenn Sumcraw 
und die breisgauischen Stände Ubereinstimmend erklärten, 
der Wurmserische Antrag sei unausführbar, und ihm einen 
anderen Plan entgegensetzten, der sich an den ersten mehr 
anschloss. 

Sollten nach dem ersten Entwürfe 15000 Bauern auf 
14 Tage an den Rhein ziehen, so sollte jetzt nur ein Fünftel, 
also 3ÜUÜ Alann, jedoch sofort, die Rheinposten besetzen. 
Nach 14 Tagen sollten sie von dem nächsten Fünftel abge- 
löst werden und so weiter, bis alle 15 000 am Strome ge- 
standen hatten. Auf diese Weise blieb der Bhein 10 
Wochen lang täglich von 8000 Bauern gedeckt Dergestalt 
hatte man die jüngsten Forderungen Wurmsers und die 
alten Pläne geschickt vereinigt. Die Umänderungen, welche 
erforderlich wurden, waren nur gering. Der etwas umständ- 
liche, aber allezeit dienstwillige und eifrige Syndikus der 

1. Am 24. 11. 93. vgl. Schreiben Sumeraws an Oayling 
Freiburg, 29. 11. 98. (G. L. aach Pol. Oorr. II. 183.) 
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brelsgaiuBclien Landstände, Dr. Baumann, entwarf einen 

Ueberschlag.^ Danach sollten in jedem der 33 Wachtposten 
von Märkt bis Marlen 100 Mann, zusammen also 3300 Mann 
stehen, Kechnete man noch auf ftinf Poston im oberen 
Ebeinfiertei (von Basel ostwärts) je 66 Mann, so gab das 
zusammen 3630 Mann. Für 10 Wochen bedeutete das 
ein Aufgebot von 18160 Mann. Baumann setzte nur 
17 890 Mann an, wobei er offenbar die Offiziere abzieht. 
Von diesen 17 890 sollten 10 590 Ton Oestreich (Breisgan 
und Ortenau), 4060 von Baden (Rötteln, ßadenweiler, Hoch- 
berg, Mahlberg und Staufenberg), 3240 von den übrigen 
Reicbsständen gestellt werden. 

Sumeraw teilte diesen Beschluss Wurmser und Üayling 
mit^ freilich mit dem Bemerken, er müsse, da der Antrag 
mit Kosten verbunden sei, zu denen er nicht ermächtigt sei, 
erst von seinem Hofe Verhaltungsbefeble erbitten. 

Der Schnelligkeit der Ausführung war diese Umständ* 
lichkeit ja nun zwar nicht sonderlich günstig. Doch wurden 
immerhin von der vorderöstreichischen Regierung vorläufige 
VorkehriiDcren getroffen und auch Baden darum gebeten. 
Ein verhängnisvoller Satz aber ist in dem deshalb an Baden 
gerichteten Schreiben: Sumeraw bittet, die Bewohner von 
Lahr und Wildstädt von der Bewaffnung auszuschliessen, 
weil bei deren bösen Gesinnungen eine solche Bewaffnung 
gefährlich werden konnte. 

Es ist immer geiährlich, bei Lasten, die auf allen gleich 
schwer ruhen, eine Ausnahme zu machen, doppelt jedoch, 
wenn die^e Nachgiebigkeit durch Trotz erzwungen, Schwäche 
oder Furcht zu sein scheint. Wohl war es unter Umständen 
schwer, der revolutionsfreundlichen Bürger Herr zu bleiben, 
wenn man ihnen die Waffen selbst in dio Hand gegeben 

1. Neuerlicher üeberschlag . . . von Dr. Baumann. Freiburg, 
1. 12. 'J3. (G. L. A.) 

2. Sumeraw an Gayling. Freiburg, 29. 11. 93. {Q. L. A. 
und Polit. Corr. iL 133.) 
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hatte. Weit verhängnisvoller aber musste es sein, wenn 
man hier zurückwich. „Die Unterthanen müssen freiwillf^ 
an den Rhein marschieren wollen; denn in der That fehlt 
es uns an Macht, sie hierzu zu zwingen." Es war das 
Unglück der sttddeutschea Kleinstaaterei, dass sie, gewohnt 
von fremdem Willen stets abzuhängen, die Sorgen einer 
Zukunft^ die ihr nicht gehörte, zurückschob und sich den 
Genüssen des Augenblickes hingab. Unföhig, wirklich eine 
mililärische Rolle zu spielen, hatten sich die meisten dieser 
kleinen Machthaber mit dem Scheine bogiiügt. Sie hatten 
ihre Mittel dazu gebraucht, äusserlich die grossen Macht- 
haber nachzuahmen, sie Iiatten sich mit einer prunkenden 
Leibgarde umgeben; jedoch im eigenen Lande ihren For- 
derungen durch ein gut geschultes Heer entsprechenden 
Nachdruck zu geben, dazu waren sie alsdann natttrlich 
ni<fht mehr im Stande. Indem sie nach aussen den Glanz 
einer ud verhältnismässigen Hofpracbt zu verbreiten strebten, 
hatten sie die Macht im eif^enen Hause verloren. 

Wohl hatte die Persönlichkeit Karl Friedrichs mit 
seinem Heere genügt, um die Unruhen des Jahres 1789 im 
eigenen Lande zu unterdrücken. Aber Karl Wilhelm von 
Nassau - Usingen war nicht der Mann, seine Lahrer zum 
Gehorsam zu zwingen. Dazu lag Lahr mitten im badischen 
Gebiete. So anhänglich die badische Bevölkerung war, so 
konnte es doch nicht ohne Einfluss bleiben, wenn der 
Lahrer Pöbel ungcalraft. in Gegenwart von Offizieren, „Vive 
' la nation" und „an die Laterne mit den Aristokraten" 
schreien oder „ga ira" singen durfte.- Noch nicht allzu- 
lange war es her, dass die katholischen badenbadener Lande 
an die eyangelis<^en Baden - Durlacher gekommen waren. 
Grade jetzt gährte es, wenn man von den Drangsalen der 



1. Langsdorffs Bericht. 8. 2. 92. (Q-, L. A.) 
Wendland, VolksbewafTaung. 7 
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den fiogläudern in die Niederlande iiberlassenen badischen 

Truppen in den Wirthshäuscrn erzälilto.* 

Noch ein anderes kam hinzu: auf dem Lande lag der 
Druck der einquartierten östreiciiisciien Armee, und das 
bedeutete etwas in jenen Zeiten. Noch waren die stehenden 
Heere das Sammelbecken, in das der Abschaum aller Na- 
tionen zusammenfloss; nur durch die strengste Zucht iionnten 
sie in Ordnung gehalten werden. Auch die k. k. Trappen 
jener Tage waren Banden, die den Bauern die herrschaft- 
lichen Patronen stahlen- und die niemand „allein zu Haus 
bei den Weibslcuten, dem Futter uiid den Victualien lassen'* 
wollte.^ Das niuss man bedenken, wenn man die Abneigung 
des Bauern vor dem Heeresdienst verstehen will, wenn 
man die ewige Besorgnis der Unterthanen liest, nicht mit 
den Soldaten Ycrmischt, nicht unter militlirisches Kommando 
gestellt zu werden. Das muss man aber auch bedenken, 
wenn man .die Bereitwilligkeit des grössten Teils der Be- 
völkerung sieht, sich zu dem sonst so verachteten Heeres- 
dienst gebrauchen zu lassen. Denn in der Tliat, mit nur 
verschwindenden Ausnahmen zeigte sich der oberrheinische 
Bauer zur Bewaffnung willig. Es ist eben nicht anders 
erklärlich, nls- dass der Gedanke der Wehrpflicht eines Jeden 
im Volke lebendig fortbestand. Wenn in Staufenberg und 

1. Reitzenstein an Gayüng. Lörrach. 30. 11. 93. (G. L. A.) 

2. Bericht JUebensteliia. Emmendingen. 6. 9. 94. (G. L. A.) 
8. Groos an Gayliug. Müllheim 27. 11. 93. (G. L. A.) Die 

späten Beschuldigungen, dass Wumser an der Auflösung der 
Uanneszucht während der Kriegszeit am Eheine die alleinige 
Schuld trage, wird sich kaum aufrecht erhalten lassen. Vgl« 
IPolit. Oorr. n. 8. 183, Anm. 1. Nicht so unrecht hatte dagegen der 
Golmarer Dichter Gotfclieb Eonrad Pfeffel (1736—1809), wenn er 
in einem kleinen 1780 entstandenen s&tu fachen Gedichte „Pie. 
Katzen** (Poet. Versuche I, S. 119. Basel 1789) die Soldaten 
mit Kaisen vergleicht, die alles benasohen, statt die Ratzen zu 
vertrdben. 
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Mablberg, in Kippenheim, in Weilert und in zablreictiea 
anderen Orten die Gemeinden freiwillige Sammlungen yer- 
anstalteten und viele Wagenladungen tdII Lebensmitteln den 

vor Strassburg stehenden üstreicliisclien Truppen zusandtCD, 
so wussten die Leute und gestanden es selbst, dass sie 
eigentlich verpflichtet gewesen wären, mit eigner i^erson 
zur Verteidigung des Vaterlandes beizutragen.^ 

ßei solch allgemeiner Bereitwilligkeit des Volkes ist es 
eiklärlicli, dass man auch in anderen Kreisen auf den 
Gedanken verfic], den dstreichisch-badischen Plan auf weiter^ 
Strecken auszudehnen. Es ist leider nicht erkenntlich, in\ 
wessen Auftrag sich der Keicbsfreiberr und nassau-weil-' 
burgisclie Geheime Rat a. D. von Botzheini, der später in 
den Verhandlungen der Wilhelmsbader Fürstenversammlung 
eine JRoUo spielen sollte, sieb an Gayling wandte.^ „Da 
man auch in anderen Gegenden die heilsame Anstalt der 
allgemeineQ LandbewaCtnung nachzuahmen im Begriff" stehe, 
so sei er »sehr dringend angegangen,** den Plan der 
Organisation, welche unter Gaylings Leitung in dem Breis- 
gau zustande gekommen, sowie die Repartitioa sich zu ver- 
schaffen. 

Gayling kam diesem Verlangen bald nach;' denn seine 
Verabredungen und Anordnungen hatten in Karlsruhe Bei- 
fall gefunden. Der Gebeime Hat bcscbloss, f ür beide Arten 
des Aufgebot« — die 15000 wie die 8000 — seine Zustimmung 
und Anweisung zu geben, und befahl in einem Dekret an 
die vier^ oberländischen Oberämter, auf Hequisition die 
ünterthancn in der von Gayling angegebenen Weise aus- 
rücken zu lassen. Auf die Xichtverwendung der Lahrer 

" L Schreiben ßlittersdorffis. Mablberg, 9. 12. 93 nebst Bei- 
lage o. D. (G. L. A.) 

2. BotKheim an Qayling. Eaatatt, 8. 12. 1^3. (G. L. A.) 

8. Oayliug an Botzheim, Konzept o. J>. [wohl bald nach dem 
8. 12. 98J (G, h. A.) 

4. Nieht fünf. Baden hatte zu dieser Zeit im Oberlande nur 

1* 
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Und Wildstädtcr war Gayüng eingegangen. ^ Dagegen 
forderte er die Hinzuziehung der drei Beichsstädte Olfen- 
burg, OoDgenbach und Zell am Hammersbach, der Heicbs- 
ritterschaft sowie der Fürstenbcrgcr. 

[Tobor all diese Vorbereitungen war inzwischen viel Zeit 
verstricben. So entgegenkommend sich Vorderöstreich und 
Baden den Absiebten Wurmsers gezeigt hatten, so hatte 
man sich doch zo der n(^tfgen Eile nicht entscbliessen 
können. Sumeraw hatte nach Wien berichten mttssen, in 
Earlsrabe hatte die Krankheit des nllmftchtigen Ministers 
AVilhelm von Edelsheini auf den Gang der Geschäfte sichtlich 
einen hemmenden EinÜuss ausgeübt. Am 24. November 
hatte "Wurmser seine Bitte ausgesprochen — fast zwei 
Wochen waren ins Land gegangen, che man sich zu den 
nötigen Anordnungen anschickte. Der Tod Edelsheims 
(am 6. Dez. 98) vermehrte die Unruhe, und es war ein 
Glttck f&r das oberrheioischo Deutschland, dass während- 
dessen auf dem Schlacbtfelde Tollbraebt "wurde, was die 
Regierungen in dieser Zeit schwerlich zustande gebracht 
hätten: die Sicherung der ßlieingrcnzc. Wurmser hatte die 
Angriffe Pichegrus zurückgewiesen und in der dreitägigen 
Schlacht bei Kaiserslautern hatte der Herzog von Braun- 
schweig den siegesgewissen Hoche glänzend zurückgeschlagen. 
Wurmser war überzeugt, dass nunmehr ein feindlicher 
Uebergang Über den Rhein nicht zu besorgen stehe, und 
dass mit dem Ausrücken der Bauern bis Anfang März ge- 
wartet werden könne, „wenn anders unvorzusohendo Fälle 



vier Oberfimter (BadenweUer, Hochberg, Hablberg und Röttoln). 
An Mahlberg angegliedert war das Amt Staufenberg. Die dies- 
beafigliche Verfitguug des Gtoh. Rats aäblt ausdrücklich nur die 
4 Oberftmter namentlich auf. Eztr. Qeh. Rats Prot. & Dez. 179S. 
(G. L. A.) 

1. Gayling au Sumemw. Karlsruhe, 7. 12. 93. (G. L. A.) 
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die Umstände nicht ändern und andre Massregeln zu 
ergreifen nicht nötig machen.*** 

Die unvorzusclicDdcn Fälle sollten bald genug eintreten. 

In früheren Zeiten hatte man stets, sobald die Gefahr 
vorüber schien, die kaum ciDgelciteten Anstalten wieder 
fallen lassen und hatte immer wieder von frischem anfangen 
müssen. Die Kippanheimer Konferenz schon hatte es, fUr 
ein kleines Gebiet, anders gemacht Jetzt zeigte es sich, 
dass man gelernt hatte. Wurmsers Aeusserong bewies 
zudem, dass die Gefahr doch nicht so unbedingt vorbei war; 
in Wien hatte man gegen die Volksbewaffnung grundsätzlich 
nichts einzuwenden*/ so drang denn Sunieraw auf Durch- 
führung der ßewaffnungsanstalten, sei es, dass „die ganze 
Land Volks Masse auf einmal oder aber nur ein Teil der- 
selben abwechslungswcis erfordert werden sollte."" Der 
breisgauischo Konscss entwarf eine Einteilung des Land- 
volks auf die einzelnen Rheinorte; der ortenauische Land* 
vogt V. Kleinbrod hielt, auf Sumeraws Auftraf^ hin, zu 
Üffenburg eine Konfcrcaz mit den betreffenden ^acbbar- 
tcrritorien ab und trotz der grossen Zahl und Buntheit der 
Beteiligten — Malilberg, Ettenheini, Geroldscck, Nassau- 
Usingen, Ortenau, Ritterschaft, Oberkirchen, Yberg, Offon- 
burg, Gengenbach, Zell und FUrstenberg (Lahr und Hessen 
Hanau - Lichtenberg hatte man nicht hinzugezogen) — 
herrschte übereinstimmend die erfreulichste Willffthrigkeit. 
Eine nochmalige Konferenz, ebenfalls zu Offenburg, sollte 
weitere Vereinbarungen trcficn.* In der Zwischenzeit sorgte 

1. Sumeraw an Gayling. Freibui^g, 8. 12. 93. (G. L. A.) 

2. Blittersdorffß Bericht. Mahlbcrg, 9. 12. 93. (G. L. A.) 

3. Sumeraw an Gayling. Freiburg, 11. 12. 93. (G. L. A.) 

4. Von badischer Seite ward dazu nicht der von Sumeraw 
vorgeschlagene Obervogt v. Harrant 2U Yberg, sondern der 
L&Ddvogt V. BHttersdorff aus Mahlberg entaandt. Eztr. Geh. Bats 
Prot. 16. 12. 93 . (Das im Aktenbande von apiterer Hand biiaa- 
gefOgte Datum „14. 12. 93.** ist unrichtig.) Gayling an Sumentw. 
Karlsrabe, I8. 12. 98. (sämtl. G. L. A.) 
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uian io aller Ruhe, dass im Notfall alles zum Ausmarsch 
bereit sei. Pulver, Flinten und Blei wurden in die einzelnen 
Ober&mter gesandt,^ Patronen wurden ycrfertigt, die Aus- 
lagen von der Rentkamroer den Gemeinden zurfickerstattet, 

Aenderungen in der Besetzung der ßheinposten wurden vor- 
genommen u. s. f. Man entschied sich nach Einholung 
oberamtlicher üutachten, dass die Untertliauen unterschieds- 
los, sobald sie Kriegsdienste leisteten, die versprochenen 
12 xr. Sold bekommen sollten % und wenn es auch zu einem 
Ausrücken der ganzen ' Gemeinden nicht kam, so zogen 
doch fast täglich einige Bauern aus den verschiedenen 
Rheinorten zur Verstärkung - der Mih'tärpikets auf Wache 
hinaus^ und gewöhnten sich so langsam an den Dienst 
im ü'elde. 

Lernte so der Bauer die VertoidiG"iinf?sth;Uiirkeit kennen, 
so wuchs auch seine Bcroitwilligkeit dazu, la Kötteln 
zeigten fast sämtliche Gemeinden Lust, aus eigenen Mitteln 
den Sold für die Ausrückenden zu erhöhen.^ Alles in allem 
konnte man, sobald ein Ausrücken n9tig wurde, auf die 
Unterthanen mit Gewissheit rechnen. 

Und das war notwendig. 

So günstig die Lage der Verbündeten im Elsa^^s und 
der Pfalz gewesen war, so hatte man sich doch nicht ent- 
schliessen können, in einheitlichem Vorgehen die Vorteile 
nachdrücklich auszunutzen. Wurmser stand im 70. Lebens- 



1. Blittersdorffs Bericht. Mahlberg, 5. 12. 93. Extr. Geh.. " 
Eats Prot. IG. 12. 93. (beide G. L. A.) 

2. Extr. Geb. Eats Prot. 19. 12. 93. Oberamtsberichte von 
Badeuweiler 13. 12. 93, Mahlberg und Hochberg 14. 12. 93, 
fiötteln 16. 12. 98. (sämtl. 0. L. A.) 

3. Berichte des Oberamts Höchberg. Emmendingen 11. u. 
14. 12. 93. Liebenstein an Gay]tDg. 14. 12. 93, (sämtlich 
G. L. A.) 

4. Bericht des Oberamts Rottela. Lörrach 16, 12. 93, 
(G. L. A.) 
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jähre, der Herzog Ton Braunschweig war 59 Jahre alt. 
Beide galten für bedeutende Feldherren, und zu ihren sach- 
lichen Bedenken mochten persönliche Eifersüchteleien hinzu- 
kommen. Dem Plane des Andern nachgeben — das hiesse 
ja. sich ihm unterordnen, und dazu war aus politischen wio 
ans stratcj^isrhen Gründen Keiner von beiden geneigt. 
Mit der dein Alter eigentümlichen Hartnäckigkeit hielt jeder 
von ihnen an seinem Vorhaben fest, — die Preussen blieben 
vor Landau, die Oestreichcr an der Zorn — durch völlig 
unzureichendes Eingehen auf die Wünsche des Andern, den 
Schein des Entgegenkommens wahrend, die Schuld für einen 
Misserfolor dem Genossen zuschiebend. 

Wurmscr hatte Pichegru, Braunschweig Hoche zurück- 
werfen können; jetzt vereinigten sich die Geschlagenen, um 
die beiden Sieger einzeln zu überwältigen. Natürlich und 
notwendig war es, dass sich jetzt die deutschen Heero eben- 
falls vereinigten, gemeinsam zu leisten, was jedes einzelne 
nicht konnte. Sie thaten es nicht. Keiner näherte sich 
auch nur dem andern und so geschah, was geschehen 
musste: der eine ward geschlagen und riss den andern im 
Sturze mit sich. 

Wurniser stand am weitesten nach Süden, auf ihn richteton 
sich die französischen Angriffe zuerst. Freiwillig aus seinen 
Stellungen an der Zorn zurück, dem preussischen Heere 
entgegen zu gehen, war der östroichische Gkneral nicht 
gewillt. Von dem Herzoge von Braunschweig anderseits 

enügend unterstützt, musste er Schritt für Schritt zurück- 
weichen. Erst langsam. Eine Stellung nach der andern 
wurde nnhalthar. aus einer nach der anderen wurde er 
hinausoi»ericrt, und wie der Stein im Rollen immer schneller 
und schneller zu Thale stürzt, unaufhaltsam mit sich hin ab- 
reissend, was ihm anfangs noch hätte Hemmnis und Halt sein 
können, so zog, immer eiliger, immer flüchtiger, nirgends 
Ruhe flndend, das östreichische Heer dem Mittelrheine zu. 
Die rechtsihiinicJchcn J.ande, ehemals durch Wurrasers 
Linien geschützt, lagen nun dem Feinde offen. Die linke 
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Flaoke der Preusscn, bei Lembach, durch Wnrmsers Rück- 
zug entblösst, musste gleichfalls weichen: ihr folgte das 
ganze preussische Heer. Die Armeen der Verbündeten 
"wurden getrennt, keilartig schoben sich die Massen der 
Franzosen in den Riss, jede Verbindung zwischen den 
Gegnern aufhebend. Ein Halten gab es nicht mehr; rast- 
los trieben die Franzosen die Deutschen ror sich her, dem 
Bheine entgegen. 

Mit wachsender Bestürzung hatte man am Oberrhein 
die Bewegungen der deutschen Heere verfolgt, ^'och Iiofl'ic 
man auf eine günstige WenduLg, als Wurmser sich bis 
gegen die Lauterburger Linien zurückzog.^ Bis in die 
Gegend von Kehl war die Rheingrenze durch die gemein- 
samen Vertcidigungsanstalten mit Oestrcich geschützt ge- 
wesen; nördlich davon aber war man bisher nur durch 
Wurrosers Heer gedeckt worden. Je weiter sich dessen 
linker 'Flügel zurfickzog, eine desto lUugere Strecke des 
Rheinufers wurde feindlichen Angriffen biossgestellt. Man 
musste auf Sicherung denken. In Gaylings Hause zu Karls- 
ruhe kamen die sämtlichen Geheimen-Rats-Mitglieder, unter 
Zuziehung des Oberjägenneistcramts, des Oberamts Karls- 
ruhe, des Oberlandeskommissariats und des Militär- 
kommandos zusammen.^ Man beschloss, dem Markgrafen 
die Besetzung des Bheinufers zwischen Schröck* und Iffez- 
heim teils durch das forstliche Militär, teils durch bewaffnete 
Landleute unter Anführung von Jägern, vorzuschlagen. 
Das Oberkommando sollte teils Militär, teils höheren Forst- 
beamten anvertraut werden. Gajling begab sich persönlich 

1. LiebeDfltein an Gayling. EmmendingeOf 14. 12. 93. 
(a. L. A.) 

2. Ad. 0. B. N. 40^4. Karlsruhe, 26. 12. 93. Anhang zum 
Extr. Geh. Bats Prot, vom 2j5. 12. 93; conttnuatum 26. 12. 93. 
{G. L. A.) 

3. Schröck ist das heutige Leopoldshafen am Bhein, etwa 
10 km. nördl. von Karlsruhe ; 1838, bei Gelegenheit der Hafen- 
anlage wurde es so zu Ehren des Landesherrn umgetauft. (Das 
Grossherzogtum Baden. 1885. S. 883.) 
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zu Karl Friedrieb, der die vorgeschlagenon Sichcrhieits- 
anstalten genehmigte. In sUmtlichon Ober- und Aemtern 
des badisclien Lruid s miissten die Beurlaubten unverzüglich 
zu ihren Standquartieren eilen. Alle flüchtenden Elsässer 
sollten möglichst schnell ins Innere, nach Schwaben, befördert, 
Wagen und Pferde aber an das östreiehische Militärkommando 
10 Bbcinssabem zurückgesandt werden. PerstfoUch wandte 
sieh Karl Friedrich mit der dringenden Bitte um miUtl&rische 
Deckung an Wurmser und den Herzog Ton Braunscliweig, 
an Louis Eugen von Würtemberg und das schwäbische 
Kreisausschreibeamt. Die Feldherren wurden um Absendung 
Ton Mannschaften nach dem rcclitcn Rheinufer ersuclit; 
aber wie sollte der llüchtendo Wurmser noch Truppen ab- 
geben? Die schwäbischen Kreistruppen waren auch nicht 
bei der Hand und der Brief an den Herzog von Braunscliweig 
Icam unbestellt wieder nach Karlsruhe zurttck, da die Ver- 
bindung der Armeen durch die Feinde unterbrochen war.^ 
So war es eine notwendige Massregcl, wenn jetzt auch die 
untere Markgrafschaft Baden zur allgemeinen Volksbewaff- 
nung aufgerufen wurde. Am 27. Dezember 1793 erfrinj]:^ 
an die Ober- und Aemter Ybcrg, Baden, Rastatt, Eberstein, 
Ettlingen, Karlsruhe^ Durlach, Stein und Pforzheim das ent- 
scheidende Dekret. Trotz der Tiden übrigen druckenden 
Kriegsfrohnden und Lasten eutschloss man sich, die Unter- 
thanen auch noch „zur SelbstTcrteidigung ihres Vaterlandes 
und Herdes" aufzurufen. Das gesamte Volk sollte ermahnt 
werden, „mit gutfindender Selbstbcwaffnung sich stets gefasst 
zu halten, um unter Mitwirkung des Militärs sich in einer 
gemeinsamen Masse dem etwaigen Uebcrgang der feindlichen 
Truppen und ebenfalls versammelten französischen Land- 
leuten kräftig zu widersetzen**. £in jedes Ober- und Ober- 
forstamt musste seine sämtlichen dazu tauglichen Unter- 

1. Die sämtlichen diesbezüglicheu Akten finden sich im 
G. L. A. 

2. G. R, N. 4041. Karlsruhe, 27. 12, 93. abgeg. 28. 12. 93. 
(G. L. A.) 
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thancn bicrvon Tcrständigcn und sie anweisen, n^uf den 
ersten toiu OFAmt erhaltenden Aufruf sich nach der 
demselben bekannt gemacht werdenden Station am Rhein 

oder bei erfolgendem Sturmläuten gegen den Ort hin, von 
wo solches angefanj^en bat, unter Anfülirung ihrer Vor- 
gesetzten" einzuhnden, „um dort nach Erfordernis mit 
oder ohne Gemeinschaft und Mitwirkung des Militärs, das 
Vaterland oder die vaterländisciien Grenzen möglichst zu 
verteidigen helfen.'' 

Ohne irgend welche Einschränkung war hier die all- 
gemeine Volksbewaffnung geboten, weiter als je. war man 
gegangen: auch ohne Mitwirkung des Militärs sollte der 
badische Bauer und Bürger sein Vaterland sogar gegen 
reguläre feindliche Truppen verteidigen. Wie in alten Zeiten 
der Not stand das ganze Land, ein Volk in Waffen, gegen 
den Landesfeind auf. Ro hat Baden das Verdienst, zuerst 
von allen deutschen Landen in seinem ganzen Umfange 
eine lev^e en masse gegen die französische Revolution an- 
geordnet zu haben. Auch Louis Eugen von Wrirteml)erg 
hatte in denselben Tagen eine allgemeine Volksbewaffnung 
angestrebt; aber nicht eher konnte er sie anordnen, als bis 
die Landstände ihre Bewilligung erteilt hatten.^ Der Mark- 
graf zu Baden dagegen hatte sein Volk im Äugenblicke der 
Not unverzüglich unter die Waffen nifen können, und ehe 
Sumeraws Bitte^ um Aiiürdüuug des Laiidaufgebots in den 
badischen Oberlanden an den Markgrafen gelaugt war, 
hatte dieser schon aus freien btücken das Begehrte 
epfülit^ 

Die badischen Unterlande waren von dem Feinde zu- 
meist bedroht, doch auch in den Oberlanden wurde ein 



1. Botzheim au Cniylliig. Stuttgart. 30. 12. 93. (G. L. A.) 

2. Snmcraw an Gayling. Freiburg, 28. 12. 93. (G. L. A.) 

3. Extr. Geheim. Rats Protokolls. 30. i2. 93. (G. L. A.) 
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Einbruch gefürchtet. Es scb wirrten Gerückte/ dass lO-^llCOO 
Mann bei Höningen, 6000 bei Otiuarshciin ständen mit dem 

Befehl, ohne auf den Verlust von sogar mehreren tausend 
Manu zu schcD, auf jeden Fall und zwar an drei ver- 
scliiedcncD Stellen durchzubreclicii. >s ach anderer Nachricht 
sammelte sich auf dem Ochscnfelde bei Mühihauson eine 
Armee von 50000 Mann ; die elsässischen Bauern sollten in 
beständiger Bequisition stehen, um auf das aogegebcne 
Zeichen mit Proviant für 15 Tage auf ihrem Platze zu sein. 
Auch einen Durchbruch durch baseisches Gebiet besorgte 
man. Dazu führte der Rhein z. Z. wenig Wasser und war 
stellenweise so schmal, dass iu 5 bis 6 Minuten eine Uebcr- 
fahrt geschehen konnte. 

In Basel tagte der grosse Rat von Morgens bis Abends; 
in den badischen Landen aber standen hunderte von Untcr- 
thanen teils in Bereitschaft, jeden Augenblick, wonn es Not 
thätc, auszurttckeni teils war nach östreichischem Vorgange 
aus den nächstgelegenen Ortschaften die bewehrte Mann- 
Schaft an das Rheinufer gezogen. Und wie in Baden, so 
auch in anderen Gegenden. Aus eigener KiafL versuchten 
die süddeutschen Lande sich gegen den Einbruch der Fran- 
zosen zu verteidigen. Die Idee der allgemeinen Volks- 
bewaffnung breitete sich allmählich immer weiter aus, sie 
gewann Gestalt, sie wurde viclerortcn zur That. Eine 
grosse Zukunft schien ihr schon sicher. Da traf mitten 
auf die junge Bewegung eine zweite, vGllig entgegengesetzte, 
die jene zu lähmen und gänzlich zu vernichten drohte, und 
die auch wirklich der ganzen Strömung eine andre, zum 
Verdcrhon führende Richtung gegeben hat: der preussische 
VerpUeguogsantrag. 



1. Bericht des Oberamts Böttelii. Lörrach, 80. 12. 98. — 
Bericht des Oberamts Badenweiler, MoUhetm, SO. 12. 08. (Beide 
G. L. A.) 
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5. Hauptsliick. 

. Der preassisehe Yeipflegiiiigsaiitrag und das Beicb. 

Jannar-'llal 1794. 

Schon seit langer Zeit war man in Preusson des 
französischen Krieges müde. Niclit so schnell, wie man 
erwartet hatte^ war der Thron der Bourbonen wiederherzu- 
stellen. Der monarchische Kreuzzugseifer war bald cr- 
loschen, der Krieg aber zog sich in die Länge, ein Ende 
war nicht abzusehen. JJazu kamen neue Vei Wickelungen im 
Osten. Um sich sein Stück von der polnisclien Beute zu 
sichern, hatte Preussen hier einen Teil seines Heeres ver- 
wenden müssen und sich, ausser dem Missmut des über- 
gangenen Ocstrcicb, noch recht empfindliche Ausgaben auf- 
geladen. Ein Feldzug auf zwei entgegengesetzten Schau- 
plätzen, sosehr er dem preussiscben Selbstbewusstsein schmei- 
chelte,^ überstieg die Kräfte Friedrich Wilhelms II. Wir haben 
keinen Grund, an der Wahrheit der verschiedenen Vor- 
Sicherungen preussischcr Staatsmänner, vor allem des 
Kfiniirs selbst, zu zweifeln: Preussens finanzielle Mittel 
waren Knde 1793 erschöpft.* 

. Wenn beide Aufgaben zu viel waren, so musste man 
eine fallen lassen; es war nicht zweifelhaft, welche. Der 
Krieg gegen Frankreich, das Zusammengehen mit Oestreich , 

1. Polit. Journal 1793. S. 877. 
. 2. Vgl. hierza auch: A. Kaude, Der preussische Staats- 
flchats unter König Friedrich Wilhelm II. und seine Erschöpfung. 
Forsch. 2. brand.-preuss. Gesch. Bd. 6 (1892) S. 206-256,) 
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war nicht im Sinne der aitOD preussiscbcn Politik, die stets 
auf ein gutes Einvernehmen mit Frankreich abgezielt und 
die Zukunft und Gr<$sse Preussens im Osten gesucht hatte. 
Dass der Krieg am Bheine für Preussen unmittelbare Vor* 
teile bringen werde, war nicht zu erwarten; wohl aber sah 
mau die endlose Kcike ungeheurer Ausgaben, die er ver- 
ursachte. So waren schon lange die Gegner der Koalitions- 
politik geschäftig gewesen, gegen den französischen Krieg 
zu wirken. An Zahl und Entschiedenheit des Auftretens 
hatten sie mit der Zeit zugenommen. Einen bedeutsamen 
Rückhalt hatten sie auch im eigenen Onigshause in der 
Person des Prinzen Heinrich gefunden. Nur noch der KOnig 
selbst widerstrebte. Aber auch seine Festigkeit musste 
unter den] Eindrucke der Ereignisse und unter den Ein- 
wirkungen seiner Umgebung allmähh'ch nachlassen. Miss- 
muti^ war er vorn Kriet^sschauplatze abgegangen. Immer 
leerer wurden die preussiscüen Kassen, ohne dass man Rat 
gewusst hätte, woher sie aus eigenen Mitteln wieder zu 
füllen.^ Schon ward offen ausgesprochen, man müsse die 
Truppen vom Rheine zurückziehen, wenn Preussen keine 
anderweitigen ÜnanzicÜen Unterstützungen erhielte. Der 
Rückzug Wurmscrs, der die preussische Armee gleichfalls 
zum Zurückgehen nötigte, entriss den Preussen die FrQchte 
des Sieges bei Kaiserslautei n, des ganzen Feldzuges von 
1793. In Berlin betrachtete man ihn wohl gar als einen 
schlau berechneten Zug der treulosen östreichischen Politik. 
Jedenfalls gab er den Anstoss zu der entscheidenden Wen- 
dung: Preussen entschloss sich, am Rheine eine andere 
Politik einzuschlagen.^ 

1. Vgl. dazu den Aufsatz von Paul ßailleu. (Hist. Ztschr. 
75. S. 237 fi) „König Friedrich Wilhelm II. und die Genesis des 
Friedens von Basel." Die Entstehung des basler Friedens allein 
ans der Finanzlage Preuasens bu erkläreii| wird schwerltch 
angehen. 

2. Wir mOssen aui diese Prägen hier eiogeheui w«il mit ihnen 
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Zu Ende des Jahres 1793 weilten in Berlin der 
englische ausserordentliche Gesandte James Harris, Earl 
of Malmesbuiy, und der Ostreichische ausserordentliche 
Gesandte und bcTollmäcbtigtc Minister Graf Lehrbacb. 
Während • Malmesbury sicbor ein geschickter und klar 
schauender Vertreter der Interessen seines Staates war, 
kann man von Lehrbach nicht grade dasselbe sagen. Zwar 
hatte vor anderhalb Jahren Wöllwarth* versicliert : solange 
Deutschland Männer wie Lehrbach an seinem ^^taatsruder 
siebt, darf man an der Wohlfahrt des Vaterlandes nicht 
yerzweifelo. Allein auf diese höfliche Beantwortung einer 
ebenso höflichen Zuschrift Lchrbacbs, kann man nicht all- 
suTiel geben, wenn Thugut bekennt:^ „Je me suis bien 
tromp6 sur le comptc de Mr. de Lehrbach: c'est un grenier 
de cuiifusion, c'est le perc aux tripotages, il nc fait quc 
tournailler depuis le niatin jusqu'au soir. bavarder partout 
sans poids ni mesurc et tout embrouilier par ses indiscre- 
tions/' Diesen Mann sandte nun die östrcichische Regierung 
nach Berlin und — er bewies, dass Thugut richtig geur- 
teilt hatte. Wenn es sich auch nicht erweisen lässt — was 
man vielleicht nach den Berliner Akten annehmen könnte 
— dass Lehrbach seine Instruktionen gradezu Überschritten 



auts engste zusammenhangt clie Stellungnahme Prcusscns zu der 
allgeraeineii Volksbewaffnung und damit das Scheitern dieser 
Bewegung in Sü l leutschland. Eine abschliessende Untersuchung 
hätte 7Aiwelt gi iHlirt. Viel reiches Material, wohl geeignet, aut 
die Politik Preussens in dieser Zeit neues Licht zu werfen, habe 
ich ira Berliner Geheimen ötaatsarcliiv, im Hannoverschen Kgl. 
Staatsarchiv sowie in den süddeutschen ötaatsarchlvM) gefunden. 
Dies für die vorliegende Arbeit bereits zu erscliöpien, stand 
weder in meiner Absicht noch iu meinen Kräften. 

1. Gemeint ist wohl der Obervogt Ludwig v. Wöllwarth« 
Juni 1792. (Polit. Cow. I. S. 457. Aum. 1.) 

2. Thugut an Colloredo. 30. Juli 1793. (Vivenot, Vertrau- 
liohe Briefe Thuguts. Bd. t. S. 25.) 
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liabe und der i)rcussjschen Re^aeriing auf eigene Hand 
^vciter cntg-oeongckominen sei, als er dui lte, so hat er es doch 
oü'eübar an der nötigen Energie bei der Betonung des 
östreicUisclien Standpunktes fehlen lassen. Dadurch, dass 
er den preussisclien AnslnneD nicht nachdrücklich gcnag 
widersprach» erweckte er an dem Berliner Hofe Hoffnungen, 
die man in Wien zu erfüllen, nicht geneigt war, und trug 
so durch seine Ungeschicklichkeit zu der Verschärfung der 
schon vorliandeneii Gegensätze bei. 
Anders der englische Gesandte. 

Malmesbur.y hatte den Aultrag, den König für ein Fest- 
halten an der Koalition zu gewinnend Am 25. Dezember 1793 
hatte er mit Friedrich Wilhelm eine Konferenz,' in der dieser 
erklärt^, er habe kein Geld mehr. Neue Steuern oder An- 
leihen könne er nicht machen. Wenn seine Bundesgenossen 
ihm nicht in seinen Oeldverlegenhefteü Abhülfe gewährten; 
könne er einen dritten Feldzug unniöghch noch unternehmen 
und werde deshalb nur einen kleinen Teil seines Heeres am 
Rheine lassen können. Hingegen sei er überzeugt, dass 
England ihn nicht fallen lassen könne. 

Der angedeutete Ausweg war kein neuer. Bereits im 
Oktober 1798 hatte Friedrich Wilhelm dem Wiener Hofe 
mitgeteilt^ dass er seine fernere Mitwirkung von einer ent* 
sprechenden Unterstützung durch die verbündeten Mftchte 
abhängig machen müsse.'' Im November hatte dann Baron 
V. Jacobi oüiziell in London erklärt, dass Preussen nur dann 
an dem Kriege gegen Frankreich weiter teilnehmen könne, 
wenn es Subsidien in der Höhe von 22 Millionen Thalern 



1. Diarics and Correspondence of James Harris, first earl of 
Malmesbury. London 1844. Bd. III, S. 1 ff. ö. 7 ff. 

2. Malmesbury. a. a. O. IIL b. -S. 31,32. 

3. Tliugut au Cobenzl. Wien 21. lo. ( Vivenot-Zeissberg, 
Quellen zur Geschichte der deutschen Jvaiaerpohtik Oestreichs. 
Wien 1882. 3. Bd. S. 333.) 
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erhielte. Zu diesen — so dachte man — sollten 3 Millionen 
von dem Kaiser, 9 MiHionen von England und 10 Millionen 
von dem deutschen Heiche gezahlt werden.^ Allein diese 
Forderung stiess in London wie in Wien auf den nachdrück- 
lichsten Widerstand. Nach den Brdftnungen der Gesandten 
sah der ECnig ^in, dass er auf diese Weise sein Ziel nicht 
erreichen werde. Da er jedoch nach wie vor fest gewillt 
war, auch fernerhin so lange als irgend müglich an dem 
Kriege teilzunehmen, so entschloss er sich, zwar nicht den 
Inhalt, wohl aber die Form seiner Forderung zu ändern. 
Auf seinen Befehl verfasstc Haugwitz ein Memoire,^ in 
welchem die neuen Vorschläge ausgeführt wurden. £s galt^ 
den Wiener und den Londoner Hof — denn nur auf diese 
kam es hierbei an — zu gewinnen. Nach der Ansicht des 
Königs war Preussen zum Kriege zu stellen verpflichtet 
nur sein Reichskontingent. Versprochen hatte es ferner 
Oestreich und England gegenüber weitere 40 000 Mann, 
welche jene l>eiden mit Brot und Fourage zu versorgen ver- 
bunden waren. Seine tibrigen Truppen hätte er also — 
unbeschadet seiner Verpflichtungen — von dem westlichen 
Kriegsschauplatz zurückziehen kennen. Bierauf baute 
Friedrich Wilhelm seinen Plan. Gr erbot sich, nicht nur 
jene 40000 Mann, sondern sein ganzes jetzt am Rheine 
stehendes Heer dort zu belassen, falls England und Oestreich 
dafür die Verpflegung an Brot und Fourago übernehmen 
und überdies dem Könige 9 Millionen Thaler bezahlen 
würden. Zur Verpflegung könnte — so dachte man — der 
eroberte französische Proviant dienen. Man erwartete, 
dass diese Forderungen den beiden Mächten annehmbar 
erseheinen würden* 

Die Östreichische Antwort hierauf lautete sehr vorsieh- 

1. Vivenot-Zeissberg, Quellen III S. 367. (Starhembeig an 
Thugut. London, 8. 11 93.) 

2. Haugwitz' Bericht an Finkenstein und Alvengieben. 
BerUn, 24. 12. 9B. (Berlin. 0. St A.) 
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ti^.* Zur Beseitigung aller hindernden Uneinigkeit solle 
Iviisslands Scbiedssprucb angerufen werden. Der Kaiser sei 
geneigt, wegen der Gelder in Veriiandlungea zu treten, 
mache jedoch seinen £)ntschluss von der Zustimmaog Eng- 
lands abliängig. 

In Berlin war man mit dieser Antwort wenig zufrieden. 
Alvensleben meinte, das sei gar keine Antwort, sondern 
ein ^aiiz neuer Vorschlag und das Hereinziehen von Russ- 
land bezwecke nur, die ganze Sacbo zu verzögern. Da 
nun Lcbrbacb hinzugefügt hatte, der Kaiser sei der Ver- 
püegungsidee geneigt, so cntschloss sich Friedrich Wilhelm,^ 
die Intervention Husslands abzulehnen, dafür aber dem 
Kaiser, weil die Zeit drängte, ein „interimistisches Arrange- 
ment** Yorsuschlagen. Hiemach sollte der Kaiser vom. 
1. Februar ab die Sorge für die Verpflegung der proussiscben 
Truppen übernehmen. Das „Wie*' blieb ihm überlassen. 
Offenbar hoffte man, dass der Kaiser hierauf eingehen werde, 
in der stillen Absicht, die eben aufgenommene Last sofort 
auf andre Schultern weiter zu wälzen. Auf wessen — das 
lag ja nur zu nahe: es konnte einzig das alte heilige 
römische Reich gemeint sein. 

Nicht klein war diese Forderung. Oberst Manstein' 
berechnete den effektiven Bedarf der Rheinarmee auf 
41966 Rationen und 82154 Portionen. — Diese Zahlen, 
die sich, wie ein roter Faden durch alle folgenden Verhand- 
lungen hinziehen, tauchen hier zuerst auf. — Rechnet man 

1. Memoire Lehrbachs. Berlin, 3. 1. 94. Outachtea von 
Fiukeiistein, Alveusleben und Haagwitz. Berlin, 4. 1. 94. 
(Das Original hat irrtümlich: 1793) (sämtlich Berlin. O. St A.) 

2. Eigenhändiger Bescheid Friedrich Wilhelms II. unter der 
Eingabe des Kabine ttsmiuisteriums. Berlin. 7. 1. 94. praes. 8. 1. 94. 
(Berlin. G. St. A.) 

3. „Berechnung des eantzen Bedarfs an Ratioiies und Por- 
tiones für die Armee um iiiieiii". Berlin, 8. 1. Ö4. (ßerJiu. 
G. St. A.) 
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noch hinzu das auf Ocstreich entfallende Di iltcl der 9 Millionen 
Thalcr, so iiiiiss man gestehen, dass diese Forderung alle 
früher an den Kaiser gesteüleii niclit unerheblich übertraf. 
Trotzdem erklärte man rundweg: wenn bis zum 81. Januar 
keine Antwort des Kaisers erfolge, so werde maa den 
grOssten Teil des preussischen Heeres zurückziehen. Man 
hoffte eben zuversichtlich, dass der Wiener Hof darauf ein- 
gehen werde. 

Am 10. Januar 1794 trat in Berlin eine Ministerial- 
konferenz zusammen. Lelirbach und der russische Ge- 
sandte Aiopaeus waren zu^c^en. Letzterer war ohne 
Instruktion und beteiligte sich daher nicht an der Diskussion. 
Trotzdem glaubten die prcussischcnStaatsmänner zu erkennen, 
dass er ihren Wünschen gennigt sci.^ Haid kam man zu 
den wichtigsten Entschlüssen.* 

Ohne die prcussische Armee, so führte man aus, sei 
das deutsche Reich zu einem grossen Teil verloren, ßilliger- 
weise, folgerte man, musstc es einen Teil der Verpflegung 
tragen. Unschwer musste es dalier sein, die Stände zur 
Ucbernahme dieser ihrer Pflicht zu bewegen. Auch auf 
welche Weise die Sache einzuleiten sei, war srhneil gefunden. 

In doppelter Weise gedachte man dem Reiche gegenüber 
vorzugehen: unmittelbar und mittelbar. In Regensburg 
wollte man den Antrag stellen, dass das Reich vom 1. Februar 
ab die Verpflegung der preussischen Armee zum Teil llber- 
nehmen solle. Da diese Verhandlungen aber voraussicht- 
lich sehr lange Zeit in Anspruch nehmen würden, wollte 
man zweitens die vorderen Reichskreisc veranlassen, unter 
Vorbehalt des zu fassenden allgemeinen Reichsscblusses und 
bis zu dessen Realisierung, die Verpflegung der preussischen 

1. Ministenalbenciit an den König. ßerliii, 11. 1. 94. 
(Berlin. Cr. 8t. A.) 

2. Haugwitz' Bericht an G*)rtz über die, Konferenz. 0. D. 
Schreiben Haugwitz' an Lelnbacli. (Berlin. G. St. A.) vgl. auch 
Viveuot-Zeissberg; Quellen IV. S. 10 ff. 
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Arineo in natura zu übernehmen. Für die binaren Kreise 
waren dann Geldcntschädigungcn an die vorderen in Aus- 
sicht genommen. 

Dem ersten Entschlüsse gemäss erging an den preiissischen 
Keiclih;tagsgesandten, den Grafen Görtz, der Auftrag, gemein- 
sam mit dem östreicliischen Reichstagsgesandten, dem Grafen 
V. Seilern, den preussischen Antrag dem Reichstage zu unter- 
breiten und die Sache kräftigst zu untersttttzen.^ Eine gleiche 
Instruktion erwartete man vom Kaiser an den Grafen Seilern. 
Wegen des zweiten Antrages sollten die beiderseitigen Minister 
bei den Kreisen entsprechende Weisungen erhalten. Dies 
Zusammengehen mit dem Kaiser dem Reiche gegenüber sollte 
indessen nicht den Termin aufheben, bis zu welchem Oestreieh 
erklärt haben musste, den Unterhalt der preussischen Truppea 
übernehmen zu wollen. Höchstens — und dies Zugeständnis 
sollte fUr Prcussen TerhängnisToU werden — wolle man 
noch ein paar Tage zugeben wegen der Kürze der Zwischen- 
zeit. Erfolge jedoch die kaiserliche Zustimmung nicht bald, 
so werde der Rückzug der Prcussen unfehlbar stattfinden. 

Die Art und Weise, wie Lehrbach diese Vorschläge 
aufimhm, mussten am Berliner Hofe Hoffnungen erwecken, 
die keineswegs begründet wai*en. Es unterliegt keinem Zweifel, 
dass die letzten Weisungen für Lehrbach aus Wien wohl 
ein entschiedeneres, mindestens aber ein vorsichtigeres Ver- 
halten des Ostreichischen Bevollmächtigten erfordert hätten. 
Üem entgegen trat Lehrbach allzu eifrig fQr das Zusammen« 
gehen Oestreichs und Preussens dem Reiche gegenüber ein. 
Mochte seine stille Absicht (hihci auch sein, Preusson auf 
diese Weise hinzuhalten und dem Kaiser Zeit zu ander- 
weitigem Vorgehen zu verschaffen, so konnten die preussischen 
Staatsmänner dieser Tage, wie sie nun einmal waren, kaum 
etwas anderes daraus entnehmen, als ein Entgegenkommen, 

1. Instruktion für GOrtz. Berliu, 13. 1. 94. abg«g. 16. 1. 94. 
(Berlm. G. 8t A.) 

8* 
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mit dem sie wohl zufrieden sein durften.^ Doppelt zurer- 
siclitlick waren sie darum geworden. Des Kaisers glaubten 
sie sicli gewiss, unschwer hofften sie, unter solchen Um- 
ständen das Heich zur Zustimmung zu bnugcn. 

Die vorderen Rcichskrcise, so reclmeto man, werden 
voller Furcht sein, oiiiie das preussisclic Heer den Franzosen 
schutzlos preisgegeben zu bleiben. In der Hoffnung, von 
den hinteren RcichsiLreisen entschädigt zu werden, werden 
sie also willig dem prcossischen Verlangen nachkommen. 
Damit ist dann aber auch schon das ganze Reich und zwar 
fttr den endgültigen Antrag gewonnen. Die vorderen Kreise 
werden darauf dringen, dass sie nicht allzulange interimistisch 
ohne abschh'essende Entscheidung: die Verpflegung zu tragen 
brauchen: sie werden nach Kräften daher auf dem Reichs- 
tage dalUr sorgen, dass ihre Last möglichst bald auf das 
ganze Heich verteilt, d. h. dass der preussische Antrag vom 
Beicbe angenommen werde. Dem Kaiser andererseits mnsste 
ebenfalls daran liegen, die bis zum 81. Januar auf sich 
genommene Last auf das Reich abzuladen. Den preussischen 
Staatsmännern schien die Annahme ihres Vorschlages unbe- 
dingt sicher. 

Wie aber, wenn die vorderen Reichskreiso nicht die 
erwartete Furcht zeigten und auch ohne das preussische 
Heer sich getrauten, ihre Lande zu verteidigen ? Wie, wenn 
der Kaiser nicht bis zum 31. Januar seine Zustimmung er* 
klärte und statt dessen die Entscheidung hinauszögerte? 
Der berliner Hof hatte in seinen Forderungen schon nach- 
gegeben und den letzten Januar nicht so streng einhalten 
zü wollen versprochen. Hier Hess sich einsetzen. Es war 
keineswegs iindcukl ar, Preusyen so lange hinzuhalten, bis 
ein genügender ij)rsatz iür seine Heere inzwischen geschalten 



]. Viveiiot-ZeiBsberg, Quellen IV, S. 23—25. Den Lehr- 
bachschen Berichten stellen sich die Akten des fierl. G. St. A. 
erg&nsend cur Seite, 
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war. Alsdann, konnte man sich von ihm ohne Schaden los- 
sagen und war überdies des lästigen Drängers ledig. Anch 
das Reich musste unter diesen Verhältnissen geneigt sein, 
wenn irgend mOglich, nicht zu den vielen Lasten des Krieges 
auch noch die kostspielige Verpflegung zu übernehmen. Die 
Interessen des Kaisers und des Reiches fielen also zusammen, 
standen den Wünsclicn Preussens ablehnend ^of?enüber. 

Es sollte sich bald herausstellen, dass sich die preussischen 
Staatsmänner in der That verrechnet hatten und ihren 
Fehler erst einsahen, als es za spät geworden war. 

Inzwischen ging man in Berlin frischen Mutes an die 
Arbeit. An den Reichstagsgesandten ging die erforderliche 
Weisung ab. Um bei den Kreisen mö ^liebst bald etwas 
auszurichten, griff man auf den alten Plan einer Kreis- 
assoziation zurück. Wir sahen schon, wie vor nicht allzu- 
langcr Zeit ein llhnlicher Vorschlag in Preusscn befürwortet 
und beinahe zustande gekommen war. Jetzt schrieb Friedrich 
Wilhelm II. an den Kurfürsten von Mainz, als den £rzkanzler 
und Direktor zweier Kreise^ und forderte ihn auf, die Ver- 
sammlung der sechs vorderen Kreise — unter Beobachtung des- 
sen, was dem Kaiser gebübro — zusaromenzubernfen. Zu- • 
gleich wurden die Geschilftsträger zu München, Frankfurt, 
Köln, Stuttgart und Nürnberg angewiesen, bei den Behörden 
und Ständen ihrer Kreise die dringendsten Vorstellungen zu 
machen und die Zusammenkunft der sechs vorderen Kreise 
eifrigst zu betreiben.^ Als Vertreter der preussischen 
Interessen auf dieser Versammlung, zu der Frankfurt am 



1. Friedrich Karl Joseph, Freiherr von Erthal war als Kur- 
fürst von Mainz Direktor des kurrheinischen und als Bischof 
von Worms Direktor des oberrheinischen Kreises. — Friedrich 
Wilhelm an den Kurtilrsten. Berlin, 12. 1. d^. Konzept. (Berlin. 
G. St. A.) 

2. Die betr. Instraktiooea sind vom Datum: Berlin. 12. 1. 94. 
(Berlin. G. St. A) 
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Main aU Sitznnp:sort vorgeschlagen wurde, ward der Frei- 
herr von Hardenberg auserseheo.^ 

In der That, man hätte keine bessere Wahl treffen 
können. Unstreitig war Hardenberg der bedeutendste der 
damaligen prcussischon Staatsmänner. Schon seine Berichte, 
Anfragen und Gutacliten untersclicitlen sich nach Fonii und 
Inhalt auffällig von den schwerfälligen und breiten dor 
Mehrzahl seiner iibri<j:cn Standcsü^cnossnn. Mit dem klaren 
Blick für die Vorteile und Schwierigkeiten politischer 
Situationen verband er den Mut und das Geschick in seiner 
feinen» gewandten, nie verletzenden Weise, den König auf 
die Schwächen seiner Massnahmen aufmerksam zu machen, 
und da seine Voraussagen sich damals meist augenfällig er- 
füllten, schenkte man seinen Vorschlägen in Berlin fast regel- 
mässig geneigtes Gehör. 

Hardenberg befand sich damals in Ansbach; jedoch ehe 
er noch dem Befehle, nach Frankfurt abzugehen, folgen 
konnte, hatten sich die Dinge im westlichen Süddeutschlaod 
so geändert, dass der Erfolg seiner Sendung aufs höchste in 
liVage gestellt wurde. 

Die Schreckensnachricht von dem BHckzuge der ver- 
biindettn lltoie liatte ganz Deutschland durchtlogcn und 
den Gedanken einer allgenioincn Volksbewaffnung allerorten 
entfacht. Schon während dor zwicspjtltigen Operationen im 
Elsass und bei Landau hatte maa an verschiedenen Stellen 
Anstalten zur Landesverteidigung eingeleitet. Solange die 
Gefahr jedoch nicht drängte, hatte man mit der Durch- 
führung nicht sonderlich Eile und Eifer gezeigt. Jetzt 
aber, von alten andern HQlfsmitteln verlassen, griff man 
überall — zum Teil, wie es scheint, völlig unabhängig von 
einander — auf die alte Wehrptlicht jedes freien Deutschen 
zurück. Selbst die verrosteten lastitutionca des heiligen 



1 Instruktion ffir Hardenberg. Berlin, 13. 1. 94. (Berlin. 
6. St A.) 
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römischen Reiches schickton sich noch cinma! zu unerwartet 
kräftiger Tliätigkeit an. In VVlirteniborg, in Frankfurt, in 
der Pfalz, in F^anibori,^ und an anderen Orten war man zu 
Einrichtungen gesclirittcn, die mit den vorderöstreichiscli- 
badiscUen viele Aehnlichkeitcn boten. 

Der Freiherr von Botzheim hatte, wie wir sahen, sich 
schon früher nach der Einrichtung der badischen Volksbe- 
waffnung erkundigt. ^ Jetzt glaubte er, „dass in so höchst 
bedenkh'chen Zeitläuften jeder Teutsche all seine Biederkraft 
aufbieten müsstc."- Er reiste deshalb nach Stuttgart, um 
dorn Herzoge die Gefabr vorzustellen. In Würtembcrg war 
auf den weni«? umgänglichen Karl Eugen seit zwei Monaten 
sein Bruder Louis Eugen gefolgt. Damit war in dem Ver- 
hältnis des Landes zu seinen Naciibarn eine freundlichero 
Wendung eingetreten. Anders geartet» als sein Vorgänger, 
hatte der neue Herzog Yon vorn herein und zurückgreifend 
auf die Massnahmen seines Bruders vom März 1793|* eine 
Bewaffnung des Volkes in Aussicht genommen. Schon im 
Oktober 1793, dann nochmals Mitte Dezember desselben 
Jahres, hatte or bei seinen Landständen sowohl auf Ver- 
mehrung seiner Haustruppen und des würtembergischeu 
Kreiskontingents, als auch überbaiipt auf eine Mannschaft 
zur besonderen Bedeckung des Vaterlandes angetragen, war 
jedodi auf hartnäckigen Widerstand gestosscn.^ Jetzt hatte 
die dringende Oefahr auch die Stände willfähriger gemacht 
und Louis Eugen konnte dem patriotischen Freiherrn Ter- / 

1. Botzheim an Gayling. Rastadt 8. 12. 93. (Earleruhe. 
G. L. A.) 

2. Boisheim an Gayliog. Stuttgart» 30. 12. 93. (G. L. A.) 

3. Die diesbezQglicbcu Akten findea sich besonders zu Lud- 
wigsburg iu dem Filialarchtv des Stuttgarter Egl. Haus- und 
Staatsarchivs, z. B. Anbringen des herzogl. Geh. Rats. 4. 3. 93 
und 5. 3. 94. 

4. Bericht des landschafti. gröss. Ausschusses. 1. 1. 94. 

(Ludwigsburg. F. A.) 
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Stehern, dass er die ErricbtoDg einer Landmiliz von 12—15000 
Mann trotz aller Schwierigkeiten möglichst beschleunigen wolle. 

Auch sei er — so hicss es iu seiner EikUirung weiter — 
im Begriff, die Lnndstäncle zu versammelu und mit ihnen 
ein allf^enicincs Aufgebot zu beschliesscn. Bis zu 60000 
Mann bewehrten Volkes hoffte er zusammenzubringen/ 
und nicht unmöglich erscheint solche Anzahl; hatte sich 
doch bereits ein Oberamt freiwillig erboten, allein 20000 
Mann zur LandesTcrteidigung aufzubringen. Und wenn 
auch nach den wOrtembcrgischen Gesetzen der Landsturm 
nicht über die Grenzen der Hciniat gelührt werden durfte, 
so waren doch, noch ehe das Jahr 1793 zu Ende ging, die 
JUger und Bauern in der Nähe von Pforzheim zur Landes- 
verteidigung aufgerufen. 

Musste solch rUhrige Thätigkeit naturgemäss auf die 
Haltung des ganzen schwäbischen Kreises nicht ohne Ein- 
flnss bleiben, so gab im oberrheinischen Kreise die Stadt 
Frankfurt die entscheidende Anregung. 

Schon vor zwei Jaliren, im Oktober 17i)2, hatte Frank- 
furt die Brandschatzungen der Franzosen unter Oustine 
kennen gelernt. Im Volke waren jene Schreckenstage noch 
nicht wieder vergessen, der Rat aber erinnerte sich der 
wenig franzosenfreundlichen Stimmung, die die Bürgerschaft 
ausnahmslos bewiesen hatte. So lag der Gedanke nahe, 
den Schutz der Heimat dem Volke anzuvertrauen, um sich 
mit dessen Hülfe vor einer Wiederkehr ähnlicher Zeiten zu 
sichern. Noch che der Rückzug der Verbündeten wahr- 
scheinlich erschien, bereits am 3. Dezember 1793, hatte sich 
der Bürgermeister und Rat der Stadt Frankfurt an die 
pfälzische, mainzer, hessen-darmstäd tische und hessen- 
kasselsche Regierung gewandt^ und eine nähere Verbindung 



1. Botsheim an Gayling. Stuttgart, 31. 12. 93. (Karlarnhe. 
G. A.) 

2. Schreiben der freien Beicbsstadt Frankfurt an Karl 
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der Stände des kur- und obcrrhciiitscheh Kroisos zur Sieber- 

Stellung der Grenzen und eiu Aufgebot und Bewaffnung 
eines Teils der Einwohner io Stadt und Land vor- 
geschlagen. 

Noch drängte die Not jedoch nicht unmittelbar, und wie ^ 
m Wttrtembcrg, begnügte man sich daher vorläufig mit all- / 
gemein gelialtonen Massregelo. In Hessen-Darmstadt, wo/ 
die alte Zentverfassung seit den iUtesten Zeiten ununter- ^ 
brocben fortbestand, bedurfte es einer neuen Organisation 
zum Landsturm nicht. Hessen -Kassel verstärkte zwar seine 
Besatzungen in Hanau und Rheinfels und berief die beur- 
laubten Soldaten und Rekralen zu ihren Regimentern ein; 
ein allgemeines Landaufgebot fand jedoch nicht statt. In 
Mainz, dem auch von Regensburg her der Vorschlag ge- 
macht wurde» »das taugbare Landvolks gegen die feindlichen 
Inrasionen nach dem Beispiel der kaiserlichen Niederlande 
und VorderCstreichs zu armieren" und aus den herrschaft- 
liehen Arsenalen mit Gewehr und Munition zu versehen,^ 
wurde in den Zeilurigcü den Bürgern Waffenreichung an- 
geboten. Sechstausend Mainzer Bürger hatten sich binnen 
kürzester Zeit daraufhin gemeldet und die Mainzer Regierung 
beabsichtigte, fest vertrauend auf die „beste Wirkung"" dtr 
Volksbewaffnung an den Grenzen, sich mit einem dementr 
sprecbenden Ansinnen an die Übrigen am Rheine belegenen 
Fürsten zu wenden.* 

Vor allem aber zeichnete sich Kurpfalz durch seinen ^ 
Eifer für die Landesverteidigung mittels Volksbewaffnung 
aus. Ganz im Gegensatz zu der allgemein verbreiteten 

Theodor v. Baiern. Frankfurt, 3. 12. 93. Bericht des kurpfUx. * 
Kreistagsgesandten Weiler an Karl Theodor. Frankfurt, IG. 12. 93. 
(beide G. L. A.) 

1. Bericht dea bair. Beichstagvgesandten, Grafen von uad 
SU Lerchenfeld an Karl Theodor. BegeoBbnrg. 9. 12. 98. (Q. 
L. A.) 

% Weiler'8 Bericht. Frankfurt, 15. 12. 93. (G. L. A.) 
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Anschauung über die Haltung Karl Theodors und seiner 
Regierung in Sachen der Reichsvertoidigung, ergeben die 

l^fiilzcr Akten zu Karlsruhe das Bild rührigsten Interesses, 
(las von der höchsten Stelle auszugchen scheint und in den 
leitenden Kreisen lebhaften Widerhall findet. Zwar nicht 
sogleich und schnell war dies Interesse erweckt; aber ein- 
mal vorhanden, blieb es auch Ivrältig ausdauernd. Zu einer 
si»äteren Zeit, wo die meisten sUd westdeutschen Reichsständo, 
selbst Baden, in den Bemühungen für des Reiches Sicher- 
heit lässig geworden und von der nllgcmoiuen Volksbewaff- 
ijuiig teilweise abgckumnicn wariMi. Iiielt Kurpfalz werk- 
Ihütig daran fest und erst mit sirlitliehem Widerstreben gal) 
man zuletzt auch liier der allgenieiuon Strömung nach.^ 
Man darf eben in der Beurteilung dieser Fürsten nie die 
Schwierigkeit ihrer Zwittcrstcllung vergessen: einerseits 
hatten sie die Herrscherpflicht, in souveräner Freiheit auf 
jede Welse für die Sicherheit ihres Landes zu wachen, und 
anderseits sollten sie damit vorbinden die Vertretung der 
Reichsiutcressen — eines Roiehcs, das ilineu ernsthaften 
Schutz zu gewähren nicht im Stande war. Hätten sich 
Oestreicli. Prensson auf die Stellung ihres ReichskontiDgentes 
beschränkt, schwerlich wäre die Reichsarniec (die bis 1794 
überhaupt nicht zusammengekommen war) im Stande ge- 
wesen, die vorliegenden Reicbsstände auch nur einiger- 
massen zu schützen. Wenn diese daher ihre Partikular- 
politik trieben — wer kann's ihnen verargen? Preussen 
hat sein Basel, Ocstreieh sein Canipu Formio. Doppelt an- 
zuerkennen aber ist darum jode Bemühung der süddeutschen 
Kleinstaaten, zum Schutze des Reiches das ihrige nach 
Kräften beizutragen.^ 

1. Die diesbezüglichen Akten finden sich im G^eneral-Landes- 
arohiv 9su Karlsruhe, ^or allem kommen im Betracht die Fas- 
zikel: Pialx. Gen. 8736 und 8721. 

2. Aehnlich hat — wie ich nachträglich gefandeii — auch 
Leibniz die schwierige politische Lage der südwestdeutscheu 
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An demselben Tage, an welchem Frankfurt soiaca ersten 
Aufruf erliessboscbloss man zu Mannheim, die Oborbeamtcn 
der einer nahen Qefahr am meisten ausgesetzten Gegenden 
nach Mannheim zu berufen und sie mflndlich zu instruieren, 

wie sich die Gemeinden gegen Marodürc und anderes Raub- 
gesindel zur VVcbr setzen, sich gegenseitig helfen und ver- 
ständigen sollten.^ Gegen regulierte feindliche Truppen 
sollte dies Aufgebot zwar im allgemeinen noch nicht dienen; 
doch sollten als Marodürc auch reguläre Truppen, welche 
plünderten, zu behandeln sein.^ Damit begnttgto man sieh 
zunächst. Karl Theodor forderte von seinem kurpfälzischen 
wirklichen geheimen Staats- und Konferenz-, auch dirigieren- 
den ]\Iinistcr, dem Grafen von übcrndorff zu ^Mannheim ein 
Gutachten über den frankfurter Vorschla^r,'^ allein weitere 
Massregeln scheint man, gleich den andern süddeutschen 
Staaten, nicht getroffen zu haben. Ein Teil der kurpfalzischen 
Bäte, besonders der einüussreicho geheime Staatsrat Cuntz- 
mann, stand cioer allgemeinen Volksbewaffnung entschieden 
feindselig gegenüber.* 

Fürfiten l)curtc'ilt. Solange die Tcutscheu Fürbtcn und Staude 
des Scl^utzes vom Keicli nicht versichert, kau mau sie nicht ver- 
denckeu, wann sie zu ihrer Unterhaltung sich in ncutralität< n, 
auch wohl näher verbLiudiiusse mit ficmbdeu einlassou müssen." 
Freilich erkennt auch er, „dass sie gleichwohl dadurch das Uu- 
gewitter nicht abwenden, sondern nur aufhalten ; dass sie nichts 
andere thun, als solches von sich auf ihre nachkommen schieben; 
dass sie doch von den frembden nichts anders, als Polyphemt 
gnado zu erwarten." wenn er auch zugesteht: „Schwaben und 
Bheinstrohm sind ehe zu entschuldigen, als die so der gefahr 
mehr entlegen," Oonzept von Leibniz. Militaria, fol. 2b — fol. 
8a. Handschrift. Hannover, kgl. Bibhothek. 

1. Reskript 8. 12. 93. exp. 4. 12. 93. (G. L. A.) 

2. Eeskript 12. 12. 93. als Antwort auf die Aufrage des 
kurpfalz. Reg. Rats. y. 10. 12. 93. (6. L. A.) 

8. Reskript 12. 12. 93. (G. L. A.) 

4. Promemoria Cuntzmanu's. Manitheiui 20. 12. 93. (G. L. A.) 
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Da geschah der Bückzug der Tcrbündcicn Armeen. ' 
Der Herzog von Sacbsen*Coburg erklärte^ dem KurfOrstca 
7on Mainz, dass die regulierten Trappen die Angriffe der 
Franzosen nicht mehr lange aushalten könnten. Er schlug 

deshalb die Arüüerung uiul eigene Dcfcnsion des Volkes ' 
Tor, welches, wenn es ,.von dem Militaire unterstützt wäre, i 
den grüssten Nutzen leisten und die deutschen Lande von 
französischer Invasionen sicher stellen würde." Mainz 
wandte sich an Karl Theodor. Während aber die kurpfäl- 
ziäche Regierung noch zOgerte, dem Verlangen nachzageben, 
ordnete Karl Theodor unvcrweilt das Aufgebot und die 
Armierung des Landvolkes in den Gegendon am Rheine an.* 
Wenn auch noch nicht K^nz bedinguii^^slos, so hatte man 
sieh doch thatsachlicli für die Volksbewaffnung einmal ent- 
schieden und es war klar, dass es bei diesem ersten Schritte 
nicht bleiben würde. 

Auch anderwärts hatten die Ereignisse zu ähnlichen 
Entschlfissen geführt. Die Reichsstadt Frankfurt wieder- 
holte ihren Vorschlag einer allgemeinen Volksbewaffnupg, 
diesmal In nachdrücklicherer Form. Ihr Kreisgesandter 
V. Gunderrode stellte beim oberrheinischen Kreise den An- 
trnp:^: „ob nicht zur Abwendung der, wegen bosorglichcn feind- 
lichen Vordringen erschiineiidcn Gefahr, und zur Deck- 
und Beschützung der diesseits Rhein gelegenen Kreislandon, 
ein Aufgebot und Bewaffnung deren von dem regulierten 
Militär dirigiert und unterstützt werdenden Bürger in den 
Städten und des Landvolks, von Coblenz an bis Speyer 
verabredet und bewerkstellig werden wolle. Damit diesen 
Landen die Sicherheit verschafft werden möge, welche sich 
in dem Breisgau und ia den hochfürstlich badischen Landen 

1. Bericht Lerchen fn]r';s-. Regensburg, 26. 12. 93. (G. L. A.) 

2. Kurl Theodor an Obemdorff. Maachen, 28. 12. 93. Eigeii- 
hftnd. Unterachr. Orig. (G. L. A.) 

. S. Promemoria Gunderrodes. Frankfurt^ 29. 12. 93. (6. 

A:) 
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von gleichen Yorkebniiigeii erwarten lasse und wozu matt 
von liicsiger Reichsstadt nach Verhiltnis beizutragen so 
obngesäumt vriWig, als bereit sei*^. 

Und nun beginnt in allen Teilen des südwestlichen 
Deutschlands eine gewaltige, erhebende Bewegung, welche . 
eine all(.^omoinc Volksbewaffnung zum Ziele hat. Wie ein ' 
jj'euer verbreitet sich dieser (icdanke und ergreift unwider- 
stehlich immer weitere Kreise.^ Es ist als ob noch einmal 
ein einziger, grosser Gedanke alier Herzen durchweht und 
das arg zersplitterte Reich in zwölfter Stunde zu yereinigen 
verspricht. Von allen Seiten kommen die Anerbieten des 
Volkes, sich zu bewaffnen, nach allen Richtungen treten 
die einzelnen Landesteile unter einander und mit ihren 
Regierungen in Verbind nnf^. Die Regierungen wenden sich 
an ihre Kreise, die Kreise an einander, sie teilen sich ihre 
Beratungen, ihre Beschlüsse mit, sie fordern zu gleichem 
Vorgehen auf und Schlag auf Schlag erfolgt im kurrheini- 
schen, im oberrheinischen, im fränkischen, im schwäbischen 
Kreise die Entscheidung: allgemeine VolksbewaiTnung beisst's 
Oberau. 

ilaa erinnerte sich des Beispiels älterer Zeiten, man 
wies auf die vorderüstreichischcn und badischen Einrich- 
tungen hin, man erklärte, Gleiches mit Gleichem, die levöe | 
en massc der Franzosen mit einer allgemeinen Erhebung i . 
des deutschen Volkes zurückweisen zu wollen. Allen voran I , 
zeigte sich Louis Eugen von Wttrtemberg iUr die Bewaffnung 
des Volkes thätig. Unter Umgehung der umständlichen 
Formen des alten römischen Reiches, ohne Kommunikation 
mit Konstanz,^ wandte er sich öufürl an Wurmser und an 

1. „Wie das elektrische Feuer der Bewaffnung, welches die 
Reichsstadt Frankfurt in Bewegung gasetst hat , durch mehrere 
Glieder des tcutschen Staatskörpers gewiijket • , Bericht 
Weiler'8. Frankfurt, 18. 1. 94. (G. L. A.) 

2. Im schwäbischen Kreise bekleideten der Henog von 
Wflrtemberg und der Bischof von Konstans gemeinsam das 
Kreisauflschreibeamt. 
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den KaiserJ Er stoUto ihnco dio Gofabr des schwäbischen 
Kreises vor, bat um thatkräftige Unterstützung und berich- 
tete von seinen Sicherhcitsanstalten, vor allem von dem 
allgemeinen Aufgebot, das an seine sämtlichen Vasallen er- 
gangen sei, sowie von dorn Plane, eine Laiuhiuliz von min- 
destens 25 000 Mann aufzustellen. Am 4. Januar verkün- 
dete er dann- dass auf den Notfall nach Anleitung der 
älteren und nourron Landesverträge und Beispiele, auch 
den geäusserten Wünschen des Landes selbst, eine allge- 
meine Landesverteidigung eingerichtet werden solle. Mehr 
noch. Um diese Anstalten an Umfang und Nachdruck zu 
vermehren, ward auf den 4. Februar ein engerer, auf den 
18. Februar ein allgemeiner Konvent des schwäbischen 
Kreises ausgesciiriebcn. 

Schneller noch vollzogen sich die Ereignisse im fränki- 
schen Kreise. Tlicr war der edle Bischof von Bamberg 
und Wttrzburg, Franz Ludwig aus dem Hause Erthal, ein 
warmer Anhänger und Fdrderer des Volksbowaffnungs- 
gedankens. Der erste Anstoss freilich kam von einer an- 
deren Stelle. Zu Nömberg am 8. Januar 1794 Ubergab der 
Hohenlohe- Waldenburgische Gesandte, der Geheime Hat v. 
Frnnckcn der fränkischen Kreisversauinilun^' ein Promenioria.' 
Er erklärte ein allgemeines Aufgebot für nötig in dem 
jetztigen Augenblicke, er wies auf den Vorgang Würtembergs 
hin, wo der Herzog, zur rechten Zeit als erster die erfor- 
derlichen Massregeln getroffen habe, und stellte den Antrag, 
dass jeder Kreisstand verbunden sein solle, alle seine Unter- 

1. Louis Eugen an Kurl Friedrich. Stuttigart, 2. 1. 94. Louis 
Eugen an Wurmser* Stuttgart 2. 1. 94. (beide G. L. A.) 

2. Gedruckte Verordnung Louis Eugens. Stuttgart, 4. 1. 94. 
(G. L. A.) 

3. Promembria v. Francken's 7. 1. 94. dict. Nürnberg, 8. 1. 94. 
^ Bericht Sodens an Hardenbei^g. Nürnberg, 8. 1. 94. praes. 9. 1. 94. 

Bericht Hardenbergs an den König. Ausbach, 10. 1.94. praes. 
14. 1. 94. (samü. Berlin. G. St A.) 
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thancn vom 16. bis zum 56. Jaliro in wclirhafton Verteidi- 
gungszustand zu setzen, um sich den Franzosen in einur 
Masse widersetzen und das fränkische Vaterland vertpidigen 
zu können. 

Morgens und Abends beriet die Versammlung, und als 
sie zum Schlüsse kam, hatte man sich zu einer PanktaUon 
vereinigt, deren Annahme unzweifelhaft erschien.^ Bin all- 
gemeines Aufgebot hielt man, bei der gegenwärtigen Oofahr, 
zum Schutze des fränkischen Kreises für unumgänglich 
nötig. Keiner der Stände sollte sich ihm entziehen dlirfen; 
Land und Stadtbevölkerung sollte zu dieser äussersten Ver- 
teidigung gleichmässig und ohne Auseahme herbeigezogen 
werden» Die verschiedenen notwendigen Erkundigungen 
schleunigst einzuziehen, ward den Gesandten zur ausdrück- 
lichen Pfliclit gemacht. 

Schon am -Tage darauf, am 10. Januar 1794, erging 
Jenes herrliche Dekret Fmi z Ludwigs von Bamberg und 
WUrzburg, das in ilannncndcn Worten die Unterthanen zur 
allgenicinen Bewaffnung aufrief.- Die Gefahr, die den Hütten 
wie den Palästen von den Franzosen droht, wird offen dar- 
gelegt. Aber ein Grund zum Verzagen soll das nicht sein. 
„Wenn das französische Volk sich auf Ein Mal, und zwar 
für die schlimmste Sache, nicht ohne guten Erfolg erhebt, 
SU können auch die Völker Deutschlands für die beste 
Sache, für ihre Religion, ihr Vaterland und ilir Eigentum 
mit dem besten Erfolge aufstellen. Wir sagen noch meiir: 
sie sind es ihrem Vaterlande und sich selbst schuldig, sich 
dem Feinde auf Ein Mal und als ganzes Volk entgegen zu 
setzen.^ Alle Waffenfähigen von 16 bis 60 Jahren sollen 

1. Soden an Haidenlierg. Niirnberg, 8.1. 04. (Berlin. G. St. 
A.) Puuktatioii des fVankisciieii Kreiskonvcnts. NCirnberg, [uict.j 
9. 1. 94. (Berlin. St. A. und an anderen Orten.) 

2. „Aufgeboth an das gesammto Landvolk des Würzburger 
Landes." Druck. Bamberg, 10. 1. 94. (G. L. A.j Beriiu. G. St. 
A. uod au yielea andereu Orten.) 
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daher ohne Unterschied zu den W<iflcü greifen, sobald der 
Feind sich naht, und schon jetzt sofort sollen die dazu 
Dütigea Einleitungen getroffen werden. 

Allein Franz Ludwig blieb dabei nicht stehen; or forderte 
von seinen Behörden Gutachten, wie das Landvolk am ge- 
schwindesten mobil 2u machen sei^ und, nicht genug, in 
seinem eigenen Lande das Seinige gethan zn haben, setzte 
er sich mit Mainz, Hessen-KasseJ, Hessen-Darmstadt, Pfalz 
und Dtutschorden in Verbindung, um eine weitere Durch- 
führung der Volksbewaffnung zu veranlassen.^ 

Wenige Tage später, am 15. Januar 1794, trat der 
fränkische Kreistag wiederum zusammen, um über die Volks- 
bewaffnung endgültig zu beschliesscn.^ Aus zahlreichen 
Orten yernahm man von dem allgomeinen Wunsche des 
Volkes, sich zu bewaffnen. Ueber die Sache selbst herrschte 
kaum eine Meinungsverschiedenheit, ein Umstand, den der 
preussischo Gesandte v. Soden dem „unablässig eifrigen 
Betlieb'' des (istreichischen Bevollmächtigten v. Schlick zu- 
schreibt.* Die meisten folgten bei der Absi iiniinnig dem 
Votum des Deutschordens, der ein aligemeines Aufgebot 
und Bewaffnung der gesamten Mannschaft eines jeden 
Kreisstandes in Stadt und Land nicht für gefährlich, sondern 
f[ir äusserst wirksam erklärte. Das wurde denn auch be- 
schlossen;^ die Ausführung blieb jedem Stande überlassen. 
Mit der Reichsritterschaft sowie mit den benachbarten und 

1. Votum Wünburgv in Hardenbergs Bericht. Ansbach, 
2t. 1. 94. praes. 28. 1. 1)4. (Berlin. O. St A.) 

2. Bericht Hardenbergs an den König. Ansbach, 21. 1. 94. 
prae««. 26. 1. 94. mit vielen Aulagen. (Berlin. G. St A.) 

3. 268. Sessio des frankischen Kreistages. Mittwoch, 15. Jan. 
1794. Sign. 18. 1; 94. (Berlin. G. St A.) 

4. Bericht Sodens an Hardenberg, d. d, 18. 1. 94. (Berlin. 
O. St A.) 

5. Conclusum des fränkischen Kreistages. 18. 1. 94. (Berlin. 
0. St A.) 
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Torliegendcn Kreisen wollte man wegen gemeinsamen Vor- 
gehens in Verbindung treten. 

Eher noch, als in Stuttgart und Nürnberg, war man 
in Frankfurt zum Ziele gekommen. Am Tage, wo in Nürn- 
berg die Punktation des fränkischen Kreistages festgesetzt 
wurde - CS war der 9. Janu^ir 1794 — beschloss der kur- 
rbeinische Kreis/ „nach dem rühmlichsten Beispiel verschie- 
dener Gegenden dieses und anderer löblicher Kreise", eine 
allgemeine Bewaffnung aller reclitsrheinischen ständischen 
Untertbanen. Um den Franzosen den BheinUbergang zu 
wehren, soll das Volk bewaffnet an den bedrohten Ort 
eilen. Die „nachliegenden Gemeinheiten*' sollen den vor- 
liegenden auf Anrafen bereitwiUig zu Hülfe zu kommen 
verbunden sein. Die Organisation im einzelnen, die Ver- 
einbarung grösserer Unternehmungen blieb auch hier den 
betreffenden Ständen überlassen. 

Dem kurrheinischen folgte der oberrheinische Kreis. 
Schon am nächstfolgenden Tage, dem 10. 1. 94 — es ist 
der Tag des Bamberger Aufrufs — beschloss der ober- 
rheinische Kreis die Bewaffnung der Bheinbewohner am 
rechten Ufer.' Einstimmig war die „quaestio an"? aflir- 
uiativ bcaDiwortet worden. Mit fast den nämlichen Worten, 
wie der kurrheinische Kreis, entschied man, dass, um den 
Feind von dem Uebergang über den Rhein abzuhalten oder 
ihn von weiteren Fortschritten im Lande zurückzutreiben, 
alle oberrheinischen Untertbanen auf dem rechten Bhein- 
Ufer aufzubieten seien, dass em Stand den andern unter- 
stütze, besonders die yorliegendeu von den rückliegenden 

1. Bericht des preussischen Gesandten v. Hochstetter. Frank» 
fürt a. Hain. 12. 1. 94. (Berlin. G. St. A.) Bericht des kui^ 
pftlmseheu Gesandten v. Weiler. Frankfurt 9. 1. 94. (Karlaruha. 

G. L. A.) 

2. Bericht Hochstetten, Frankfurt a. M. 18. 1. 94. (Berlin. 
O. St. A.) — Bericht Weilers. Frankfurt 10. 1. 94. Karlsruhe. 
O. L. A.) 
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Wurksftme Aushülfe erfaielten. Im Übrigen scbloss man sich 
den kurrheinischen Anordnungen ToUkommen an. 

Der schwäbische, fränkische, kur- und oberrheinische 
Kreis hatte sich für die allgemeine Volksbewaffnung ent- 
schieden. Von den vorderen fünf Reichskreisen stand allein 
noch der oiederrheinisch-westphälische aus. Hier war die 
Kreisversammlung grade suspendiert.^ Der Kurfürst von 
Köln, Maximilian Franz» der als Bischof von Münster Direk- 
torium und E[rc2saussclireibeamt in diesem Kreise bekleidete, 
war während dieser Zeit grade auf einer Reise, die ihn an 
den Hof seines kaiserlichen Neffen nach Wien führen sollte.* 
Ein formeller Kreisbcschluss war also so bald nicht zu er- 
• warten. Bei der Steiiungnahmc jedoch, die der Kaiser, die 
der Kurfürst im kurrheinischen und fränkischen Kreise ge- 
zeigt hatte, bei der allgemeinen Neigung für die Volks- 
bewaffnung, konnte man mit Sicherheit darauf rechnen, dass 
auch der niedenrheinische Kreis dam Vorgange der übrigen 
folgen werde." 

Wie die Kreise, so waren auch die einzelnen Eeichs- 
stände zur Volksbewaffnung bereit. Die Würteniberg-ischen 
Anordnungen lernten wir schon kennen; ebenso die Würz- 
burger. Die beiden Hessen blieben nicht zurück,* beide 
boten ihr ganzes Land „wirklich" auf. Einige Tage später 
folgte Kurpfalz.» Nassau-Oranien forderte am 14. Januar 
zu einer 2u Wetzlar abzuhaltenden Konferenz auf.^ An 

1. Bericht des preius. Oesandten t. Dohm. Köln 11. 2. 94. 
(Berlin. G. St A.) 

2. Polit Joumtl 1794, S. 61. 

8. Weilers Bericht Frankfurt 18. 1. 94. (0. L. A.) 

4. Bericht des Oberamtmanns TiUmaim. Umstadt 17. 1. 94. 
(0. L. A.) Beskripte. 6. 1. 94. .(Darmstadt, H. und St A.) 

5. Verfügung Oberudorfis, (auf kurf. Spesialbefehl) Hann> 
heim, 19. 1. 94; ausgefertigt Mannheim, 25. 1. 94. (Karlsruhe, 
ö. L. A.) , 

6. Darmstadt Grossh. hess. Haus- und StaatsarchiT. 
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anderen Orten stand man im Begriff, die Volksbewaffnung 
durchzuführen. Allenthalben regte sich dieselbe Bewegung. 

So war die Lage der Dinge, als Hardenberg in Ans- 
bach soinon Auftrag erhielt, nach ITrankfurt abzugehen und 
für den preussiscben Vorschlag zu wirken.^ 

An demselbon Tage, an welchem in Berlin die Konferenz 
mit Lehrbach stattfand — am 10. Jannar 1794 — hatte 

Hardenberg einen Bericht von den Vorgängen in Würtem- 
berg und auf dem fränkischen Kreistage nach Berlin 
gesandt.- Nach seiner Ansicht war die Gefahr am Rheine 
nicht so dringend; wohl aber schien es ihm bedenklich, das. 
Volk be waffne n. Wenn das Volk den Feind vertrieben 
habe, könnte es leicht „im Qefiihl der Kraft Forderungen!, 
dnrchsetzen wollen, die es bis itzt vergeblich machte/' - * 
RUcke aber der Feind ein, so wDrde es vielleicht nochl, 
ärger sein. „Das allerbeste wäre unstreitig ein hinreichendes 
Corps regulärer Truppen, um im Notfall den fränkischen 
Kreis zu decken und dann die Bewaffnung der ünterthancn 
zu unterlassen." Das Militär in den Fürstentümern reiche 
frellicli dazu nicht aus; eine Verstärkung desselben sei nötig. 
Solle die Bewaffnung nicht stattfinden, so mUsse der König da- 
her schnelle Deckung der gefährdeten Lande durch Fk-eussen 
zusichern. Die Verpflegung der Truppen mUsse dann der 
Kreis übernehmen. 

In seltsamer Weise trafen so Hardenbergs eigenste 
Ansichten mit den Wünschen seines Hofes zusammen. 
Deckung des Reiches durch die preussischen Truppen, Ver- 
pflegung derselben durch die Kreise — das waren ja grade 
die Dinge, welche man in Berlin erstrebte. Zugleich Hess 

1. Schreiben an Hardenberg. Konzept des Kahinetsministe- 
riuma. ad. mand. Berliii, 12. 1. 94. exped. 16. 1. 94. per cour. 
(Berlin. O. St. A.) 

2. Bericht Hardenbergs an den König. Ansbach, 10. 1. 94, . 
praes. 16. 1. 94. (Berlin. G, St A.) 
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Hardenbergs Bericht keinen Zweifel darOber, wie gef&hrlich 

die Volksbewaffnung dem preussischen Verlangen werden 
konnte. Naturgemäss machte man sich des Aliüisters grund- 
sätzlich ablehnende Meinung sogleich zu eigen. 

Bei der Wichtigkeit der Ereignisse zog man es Tor, den 
sonst üblichen Weg einer schriftlichen Eingabe zu verlassen.^ 
Am 16. Januar stattete Haugwltz dem Könige mttndlich 
Bericht ab. Dieser entschied,' dass das allgemeine Auf- 
gebot den Unterthaiien im fränkischen Kreise weder zweck- 
mässig noch nütii? sei, da die prciissische Armee den Rhein 
und den fränkischen Kreis scliiiizc, und da die Volki?bewaff- 
f nung doch nichts ausrichten werde. Alles von Hardenberg 
gegen den fränkischen Kreisantrag Angeführte sei deshalb 
sehr zn approbieren, ihm selbst aber sei aufzugeben, dass 
er alles anwenden möge, um denselben gänzlich abzuweisen. 
Von einer Verstärknngf der preussischen Armee, wie sie 
der Minister gefordert hatte, könne allerdings nicht die Kedo 
sein, doch wolle der Köni^ das Reich schützen, wenn sein 
Heer von dem Reiche verpllegt würde. Auf jeden Fall 
aber solle Hardenberg es sich angelegen sein lassen, „ein 
allgemeines Aufgebot möglichst zu hintertreiben.^ 

Das preuBsische Heer hatte sich ausser Stande gezeigt, 

die deutschen Lande am Rhein vor den Angriffen der 
Franzosen zu sichern. Wenn nun der Berliner Hof dies 
geschlagene Heer als den allein )>rauchbaren und völlig 
ausreichenden Schutz eben dieser Gegenden hinstellte und 
solche Obhut wie eine grosse Gnade darbot, die nur durch 
schwere Opfer seitens der Schützlinge erkauft werden 



1. KaDileivermerk an dem Konsept einer (nicht ausgefertigten) 
Eingabe an den König. Berlin, 15. 1. 94 (Berlin. 0. St. A.) 

2. Bericht des Ministers Haugwitz über seinen Vortrag bei 
Triedrich Wilhelm II. Berlin, 16. 1. 94. — Schreiben des Kabuiets- 
ministeriums an Hardenberg. Berlin, 16. 1. 94. exped. 16. 1. Üi. 
(beide Berlin, ö. St. A.) 
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könne, so war kaum zu erwarten, dass die geängstigtea und 
bedrohten Fürsten am Rheine auf diejenige Schutswehr, die 
ihnen unschwer zu Gebote stand, die sich anderorten schon 
bewfthrt hatte, auf die VolksbewaiTnung verzichten würden, 

zu Gunsten eines offenbar ungenügenden, nur mit dem 
grössten Aufwände zu erkaufenden Mittels: des preussischen 
Heeres. Waren sie doch grade durch dessen Versagen in 
diese Gefahr gebracht worden und hatte doch anderseits 
Preussen keineswegs ein unmittelbares Interesse an der 
Sicherung der gefährdeten Gegenden. 

Und wirklich erfolgte nun, Schlag auf Schlag, teils 
mittelbar, teils unmittelbar, eine Ablehnung der preussischen 
Vorschläge nach der andern. Wenige Tage nach dem Ein- 
treffen der Hardenbergsclien Naclu ichten über den fi aiikischcn 
Kreis kamen von Hochstctter aus Frankfurt die Berichte 
Uber den oberrheinischen,' über den kuiTheiniRchon Kreis- 
schluss.- Noch gab man in ßcriin nichts verloren. An 
Hochstetter, Dohm, Madeweiss, Schulze und Soden, die 
Geschäftsträger bei den sechs vorderen Reichskreisen, erging 
der Befehl, allen Ejreisbeschlttssen, welche die Volksbewaff- 
nung begünstigten, den preussischen Verpflegungsantrag 
somit hinderten, aufs iiusserste zu widerraten und sie nach 
Möglichkeit zu hintertreiben.' 

Noch konnte man auf Erfols: hierbei rechnen, denn 
noch glaubte man sich in dieser Angelegenheit der wich- 
tigen Unterstützung des Kaisers sicher. Durch Lehrbach 
und Lucchesüii musste dieser ton den preussischen Ab- 
sichten bereits unterrichtet sein.^ Da erschien, all solchen 

1. Bericht Hochstetters. f'raokfurt, 13. 1. 94. praes. 18. 1. 94. 
(Berhn. G. St. A.) 

2. Bericht Hochstetters. Frankfurt, 12. 1. d4. praes. 19. 1. 94. 
(Berlin. G. St. A.) 

8. Reskript an Hochstetter, 22. 1. 94. Dsgl. an die übrigen. 
(Berlin. G. St. A.) 

4» Auf Lebrbaolks Vorschlag hatte man an den Kaiser, als 
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Hoffnungen gradezu entgegentretend, das kaiserliche Kom- 
mission sdekret vom 20. Jannar 1794'. Vor allem der 
zweite Punkt, den der Kaiser dem Reichstage zur Beratung 
vorlegte, musste dem Berliner Hofe die Augen öfinen: 
^ I ^Ob nicht bei der veränderten feindlichen Kriegsart eine 
I allgemeine Bewaffnung sämtlicher deutscher Grenzbe- 
V, {vohner zur Sicherheit des Beichs und dessen getreuer 
' Ünterthanen als nötig anzusehen, und wie diese Ver- 
teidigungsanstalt am zweckmässigsten einzurichten, auch 
etwa von Seiten des Reichs durch hcsondero, an Händen 
zu gebende Mittel mit Nachdruck zu unterstützen sei."'* 
Unzutreffend ist es, will man^ dies Dekret» vor allem 
die Empfehlung der Volksbewaffnung, lediglich als den 

Oberhaupt des deutschen Reiches, noch ein besonderes Schreiben 
geschickt, ihm die Verhandlungeu mit Mains mitgeteilt und ihn um 
deren Fördening gebeten. Billet Lehrbadm 16. 1. 94. — Schreiben 
Priedrich Wilhehns II. an Franz II. Durch Estafette am 18. 1. 94 
au Lnechesini abgesandt (Sämtl. Beriin. O. St A.) 

1. In fast allen Archiven. Gedruckt s* B. im Politischen 
Journal, Jahrgang 1794. S. 118—124 bes. S. 122. 

2. Bericht des Grafen Görts. Regensburg 20. 1. 94. praes. 
26. 1. 94. (Berlin. G. St A.) 

3. Sybel, Gesch. der Revolutionsseit Bd. 3, 8. 58 (1. Aufl.); 
47 (4. Aufl.). — ^Vgl. dementgegen Vivenot-S^eissberg, Quellen IV. 8. 
79 „ . . . Die Kreise, besonders Franken, Kur- und Oberrhein hätten 
ohne ZuthundeskaiserlichenHofes die Armirung beschlossen, die der 
Kaiser im Grunde bei der jetzigen Not nicht abschlagen, noch 
so leicht verhindern könnte, da sie sich sonsten doch machten." 
Lehrbacli aa ihugut. liorliu, 8. 2. 94 mit Beziehung auf das 
kais. Kommissionsdekret. 

Ueber die Aufnahme des Dekrets in Regensbiirg, besonders hin- 
sichtlich des zweiten Punktes, berichtet der Speirische Reichstagsge- 
sandte seinemßischofnachBruchsal,z.B. wie jeder Patriot die drin- 
gende Notwendif^keit ausserordentlicher Massregehi einsehen und 
deshalb die Bewafi'iiung des Laudmanns billigen werde u. s. w, 
(Karlsruh^. G. L. A.) 
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Ausfluss einer gereizten Stimmung anschon, hervorgerufen 
durch den Inhalt der preussischen Anträge. Nicht der 
Inhalt, sondern höchstens die Foim, besonders das Nichtor- 
w&bnen der Jcaiserlicben Verdienste um die BeiohsTerteidigung, 
hatte in Wien Verstimmung erregt. Auch ward die Volks- 
bewafbiung im Reiche wohl nirgends als ^reydution&re 
Massregel" empfuadeü. Eine lev6e eii masse nach dem 
Beispiel der Franzosen mochte der kaiserliche Hof wolil 
im Auge gehabt haben. ^ Allein hatte man sich nicht auch 
.an anderen Orten, ohne revolutionär zu sein, auf den Vor- 
gang in Frankreich berufen? Ein Grund zum An^toss 
war das nicht Vielmehr stellt sich uns das Kommissions* 



1. „S. Maj. eotrevoyant le grand effet, que pourrait faire 
une levie en masse, teile qu* E!lle Tavait eue en vae en la pro- 
posant k TEmpire le 20 de janvrier . . fieroldingen an Boia- 
heim. Wien, SO. 7. 94. (Polit. Corr. II. 211.) — Lehrreich be- 
züglich der Slimmnng, die man am Wiener Hofe .dem Volksbe- 
wafEnnngsgedanken entgegeubraohte, sind die tehwürdigen Ans* 
führu Ilgen des nachmals so berühmten Grafen Clemens von 
Metternich. In einer anonymen, im August 1794 gedruckten 
riugschriit „Ueber die Notwendigkeit einer allgemeintiii ßöwalT- 
nung des Volkes an den Grenzen Frankreichs, von ehiem Freunde 
der allgemeinen Ruhe" (nachgelassene Papiere I. 340 — 346) tritt 
er aufs schärfste den Einwondungen der „alten Diplomaten" ent- 
gegen, wie wir sie aus den Papieren der preussischen Staats- 
männer kennen lernen. Ungerechtfertigt sei deren Furcht vor 
dem Pöbel. Niclit dou Pöbel, sondern das Volk wolle man ja 
bewaffnen, das mit »It ii iff Trschern durch das gegenseitige Inter- 
esse aufs engste verbunden sei. Der einzige, aber natürliche 
Ausweg aus der gegenwärtigen Gefahr sei, gegen da«? gesamte 
französische Volk das gesamte deutsche Volk unter die Waffen 
zu rufen. Jenes sei keineswegs kriegsgeübter als dieses. „Be- 
dient enrli, so ruft er den Fürsten und dem Volke zu, dieser 
nämlichen Mitte], die euren beiderseitigen Feind bis jeUt er-, 
hielten.'* n^osB^^ ungewöhnlichen Uebehi kOunen nur 
grorae und ungewöhnliche Mittel steuern,'* 
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dekret dar als der höchste, letzte und notwendige Abschluss 
jener langen Reihe von Verordnungen der Reichsstände 
und -kreise, zum Schutae der deutschen Lande, nach dem 
Vorbilde fiJterer Zelten. So ward es auch in jenen 
Tagen autigefasst. Nicht in Regensburg, sondern in Berlin 

I wirkte es, „wie eine das Gebälk dnes fdodlichen Zimmers 

1 i durchschlagende Bombe." 

Am preussiscbcn Hofe stand man dem Dekrete ratlos 
gegenüber. Qraf Qörtz, der zaerst seinem Könige von dem 
Inhalt Mitteilung gemacht hatte, hatte seine Kenntnis mir 
mündlich durch den Ostreichischen Reichstagsgesandten; 
den Preiherm v. Hügel, erhalten. Noch war das Dekret 
nicht zur Diktatur gekommen. Man tröstete sieb desbulb, 
es sei gewiss noch verfasst unter den Eindrücken des 
Scbreckens über Wiirmscrs Niederlagen, ebe nocb der k. k. 
Hof von den preussiscbcn Vorschlägen etwas gewusst habe. 
Da diese inzwischen bekannt geworden sein mussten, er- 
wartete man, dass es unterdrückt werden würde. 

Es ist nun charakteristisch für die nachlässige Sorg- 
losigkeit der preussiscbcn Politik jener Tage, wie lange 
Zeit man unbenutzt verstreichen liess. Als ob nicbt die 
Ereignisse drängten und jede Stellung von Tag zu Tage 
schwieriger machten 1 Am 20. Inn aar hatte Görtz seinen 
Bericht abgesandt und um baldige Antwort gebeten. Neun 
Tage spfttcr kam diese Antwort zu stände. Bis sie nach 
Hegensburg gelangte, mochten sich 14 Tage vollendet 
haben. Und selbst jetzt liess man es an der nötigen Ent- 
scbiedcTilieit feblen. i\IaD iiiointe, das kaiserliche Kommis- 
sioDsdekret stebe nicht in p]inklaner ,.mit der itzo de concert 
in Antrag gebrachten VerptJegung unserer Armee"; sein 
einziger positiver Vorschlag, die Volksbewaffnung, bilde 
sogar einen unlöslichen Widerspruch dazu.^ Man beauf- 

1. „Will das Eeich sich bewaffnen, so hört lelne Verteidi- 
gung durch unsere Truppen auf; dcnu die Verpflegung demelben, 
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tragte deshalb Görtz, dio Diktatur^ möglichst zurttckzuhaltOQ 
und EQ TerhinderD, sowie der Volksbewaffnung dringend bu 
widerraten. 

Schärfer schon ging Preussen in Wien selbst vor. 
Lncchcsini wurde mit der Erklärung beauftragt,- dass man 
in Berlin nicht einsehe, wie der kaiserliche Hof ein solches 
Dekret erlassen könnte; es hätte zurttckbehalten oder 
sogleich zurttckgenommen werden müssen. Man erwarte, 
dass dies nunmehr geschehen werde, und zwar um so 
mehr, als — so schrieb man — wir widrigenfalls hierunter 
ein Merkmal und einen Beweis währnehmen mtissten, dass 
der kaiserliche Hof unsere fernere Teilnahme an dem 
Krieg fUr überflüsüiir anselie und indem, er selbst dio Ver- 
pflegung unsrer Armee hindern wolle, das Reich seiner 
. eigenen und alieinigen Verteidigung zu überlassen gedenkel 

Das war eine deutliche Absage, - allein sie kam zu 
spät. Man dachte in Wien nicht daran, das Kommissions- 
dekret zu unterdrücken. Man hatte es längst zur Diktatur 
befördert. Mehr noch. Am Abend des 22. Januar war 
bei dem kaiserlichen Reichstagsgesandten, dem Grafen v. 
Seilern, ein Nachtragsdekret zu jenem vom 20. Januar 
eingelaufen, in welchem das Vorgehen des Herzogs von ^ 
Wttrtemberg in der Volksbewaffnung den übrigen Ständen I 
als Muster aufgeführt wurde." Vergebens wartete Görtz, i 
um Verabredetermassen gemeinsam mit dem kurböhmischen 



sogar die Möglichkeit hierzu, würde alsdann wegfallen." Ant- 
wortschreiben au Görtz. Konzept Berlin, 29. 1. 94. (Berlin. 
G. St A.) 

1. Sie war bereits vor einer Woohe, am 22. Januar 17d4, 
geschehen ! 

2. Schreiben an Lucchesini. Konzept Berlin 29. 1. 94> 
(Berlin. 0. 8t A.) 

8. Bericht des Grafen Gdrlz. Begensburg, 23. 1« 94. praes. 
80. 1. 94. (Berlin. G. Öt A.) 
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GesandtOD v. Seilern den preussisehen VerpfleguQgsantrag 
einbringen jsu können. Die Dekrete kamen wobl avs 
Wien; aber die von ilim erwarteten Instruktionen blieben 
ans. Nicht einmal in ihren Privatrelationen — behaupteten 

die k. k. ^liiiister — hätten sie auch nur den entferntesten 
Wink darüber empfangen. Allein während Görtz der An- 
sicht war, der Wiener Hof gebe dadurch zu erkennen, dass 
er nicht gesonnen sei, das prcussische Verlangen zu unter- 
stützen, konnte man sieb In Berlin noch immer nicht za 
der gleichen Auffassung Terstehen. ^ Man wartete und 
wartete und liess Uber dem Warten die Zeit zum Handeln 
yerstreichen. 

Ebensowenig Erfolg, wie in Wien und Regensburg, 
hatten die preussischcn Vorschlüge bei den Kreisen er- 
fahren. Auch hier hatte die langsame Geschäftsführung 
in Berlin die Stellung der Geschäftsträger erschwert. Ehe 
noch Hardenberg nach Anweisung des königlichen Befehls 
vom 16. 1. den Grafen t. Soden hatte instruieren kOnnen^ 
hatte sich der fränkische Kreistag für die Volksbewaffnung 
entschieden, ihre Durchführung für jeden seiner Stände 
Terbindlich gemacht. Was half es, wenn Soden jetzt noch 
durch Hardenberg beauftragt wurde, alles, besonders per- 
sönliche Einflüsse, anzuwenden, damit das allgemeine Auf- 
gebot unterbliebe? Was half es, wenn der Minister aus- 
drücklich versicherte, dass er es in seinen fränkischen 
Fürstentümern nicht dazu kommen lassen werde?' Das 
war einfacher Ungehorsam gegen die reichsverfassungs- 
mässig zustande gekommenen Satzungen, der wohl einige 



1. Antwortschreiben au Görtz. Berlin, 30. 1. 94. (Berlin. 

G. St. A.) 

2. Bericht Hardenbergs an den König. Ansbach 21. 1. 9i. 
praes. 28. 1. 94. (Berlin. G. St. A.) 

3. Instruktion fOr Soden. Ansbitch 21. 1. 94. (Berlin. 
G. St. A.) 
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UcbclwoHcndc zu gleicher Gesetzwidrigkeit crinutigea, 
schwerlich aber den Erfolg des Ganzen ernstlich hindern 
konnte. Musste doch Hardenlierg selbst gestehen, er zweifle, 
dass Soden das partielle Aufgebot zu hintertreiben im 
Stande sein werde.^ 

Und schon zeigte sich allerorten die Wirkung des 
kaiserlichen Kommissionsdekretcs, das bald genug bekannt 
wurde. Aus der Mitte des Volkes geboren, war der Volks- 
bewaffnongsgedanke zuerst von einigen wenigen Begierungeii 
aufgenommen und gepflegt worden. Andere hatten sich 
seiner angenommen, die Kreise waren gefolgt, nun trat das 
Haupt des Reiches, der Kaiser selbst, offen für denselben , 
Gedanken ein. Wieder zeigte sieb Wurmser als der eifrigste 
Förderer der Volksbewaffnung. In den ersten Tagen des { 
Jahres hatte er in einem Schreiben an den Markgrafen von 
Baden und den Landgrafen von Hcssen-Darmstadt als not- 
wendig hingestellt'i dass sämtliche ßeichsunterthanen auf- 
geboten,, bewaffnet und in Verbindung mit den Heeren der 
kriegfahrenden Mächte dem Feinde entgegengesetzt würden. 
Der Volksbewaffnungsgedanke hatte sich bei ihm bis zu 
seinen letzten Folgerungen entwickelt, und es ist wohl denk- 
bar, dass der von seinem Kaiser und dessen Beratern hoch- 
gescIuUzte"^ Feldherr diesem seinen Gedanken in weiterem 
Umfange verwirklicht hätte, wenn er nicht dem unablässigen 



1. Bericht Hardenbergs an den König. Ansbach. 21. 1. d4. 
(Berlin. G. ät A.) 

2. Sehreiben Wumsers 10. 1. 94 im Eztr. Geh. Bats 
Prot Karlsruhe, 18. 1. 94. (G. L. A.) 

8. „Notre Wurmser est depuis quatre ans le premier genö> 
nü, que je vois garder sa t^te dans le malheur; tous les jours 
il m'inppire plus de confience." Dietrichaen an Thugut. Frei- 
burg, 21. 9. 95. (Vivenot: Thugut, Clerfayt und Wurmaer. 
S. 226. Vgl. auch ebenda S. 228.) 
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Drängen Prcussens zu FoJge bätto fallen und den Kriegs- 
schauplatz Teriassen mttssen.^ 

Nicht Tiel mehr hätte gefehlt an einer umfassende 
Durchführung der allgemeinen Volksbewaffnung, wenigstens 
in Sfidwestdeutschland. Zu Hunderten, ja zu Tausenden 
strömte — wie uns die Zeitungen jener Tage melden^ — 
die wehrfähige Bevölkerung aus eigenem Antriebe oder auf 
den Kuf ihres Landesherrn zu den Waffen. Wir werden 
nodi die Ereignisse in Baden und seinen Nacbbargebieten, 
besonders VorderOstreicb, eingehender und im Zusammenhange 
zu betrachten haben. Das bewaffnete Landvolk hat in diesen 
Gegenden monatelang wichtige Dienste geleistet In WQrtem* 
berg glaubte man, es auf 100000 bewaffnete Männer bringen 
zu können. Eine „lieer- uüd landschaftliche gemeinsame 
Landcsdefensions - Deputation" unter dem Vorsitz des Ge- 
heimen Rats Fischer war hier mit der Einleitung der er- 
forderlichen Massregeln betraut worden^ Im Darmstädtiscbea 
war das ganze Bbeinufer yon hessischen Soldaten und Bauern 
. mit Kanonen wohl besetzt, die Ortsvorstände zur Bewaffnung 
bereit'; man rechnete auf 20 000, für den Notfall sogar auf 
40000 wehrhafte Männer. In Trier, wo bis Mitte Januar 
30 000 Mann bewaünct sein sollten, erging ein Generale an 
die gesamten erzstiftischen Aomter^ wodurch die Aufrichtung 

1. Die Abberufung erfolgte wohl nicht Ende 1793 (A. D.B. 
44, S. 339\ sondern erst im Januar 1794, Vgl. Viveuot-Zeiss- 
berg, Quellen IV. S. 31. 

2. Polit. Journal 1794 S. 82 ff., 178 ff. Andre Nachrichten 
bei den Akten z. ß. des Ritterkantons Neckar-Schwarzwald 
(Ludwigsburg F. A.). Die Archivaliea stützen die Glaubwürdig- 
keit jener Zeitungsberichte. 

3. Promemoria (o. d.) (Stuttgart. H. u. St. A.) — ,)AnbriQgen 
der H. u. L. G. L. D. D." r.. 3. 94. (Ludwigsburg. F. A.) 

4. Bericht aua Alzei. 7. 2. 94. (Karlsruhe G. L. A.) 

5. Generale an gesammte Enstiftisch Trierisohe Aemter in 
Betreff eines Verteidigungs-Ausschusses von regulirter MUits su 
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einer 6000 Mann starken Landmiliz bcstiaiuU warde. Ein 
allgemeines Aufgebot von 50 000 Mann sollte für den Not- 
fall in Bereitschalt sein. In der Unterpfalz, im. Bheingau, 
in der Bergstrasse standen die Baueru unter den WaffeD, 
im NaBsauischen wurden alle Männer von 16 bis 50 Jahren, 
im Hessen-Kasselschen alle Ton 18 bis 50 Jahren zur Ver- 
teidiguQg aufgeboten. In Enrpfalz war eine eigene „ex 
parti civili et militari vermischte Kommission'* wegen der 
Landes verteidigiingssache eingesetzt. Am 4. Februar er- 
klärte Kar] Theodor auf eine Anfrage der kurpfälzischen ^ 
Eegierung, in einem eigenhändig unterxeichneten Reskript^ 
dass „bei solcher Ereignis alle Privilegion bei männiglich 
weltlich und geistlich, dem Adel und Burger suspendiert ^ 
werden und sind.** In gleicher Weise TerfOgte er* vier Tage 
später die Organisation des Landsturms, z. B. die Besetzung 
des Bbeinufers. Auch der schwäbische Kreis kam am 
12. Februai' zu einem endgültigen Entscheide. Auf dem 
engeren Konvente, der hier stattfand, wurde u. a. be- 
schlossen ^ „nach den Beispielen älterer Zeiten und nach 
dem rühmlichen patriotischen Vorgang einiger Kreise und 
Stände nicht nur eine bewaffnete Landmiliz yon wenigstens 
40000 Mann im Kreis zu errichten, sondern auch sämt- 
lichen Kreisunterthanen ein allgemeines Landaufgebot dahin 
zu yerkflndigen,'' dass alle zum Waffendienst -tauglichen 
Männer vom 18. — 50. Jahre mit Waffen und anderen zur 
Gegenwehr brauchbaren Werkzeugen versehen und im Falle 
der Not auf Sturmläuten o. dgl. hin, „unter Anführung der 

6000 Mann. Koblenz 27. 1. 94. Druck. (DarmsUdt. H. u. 
St. A; Berlin, G. St. A.; Karlsruhe 6. L. A.) 

1. Heskript Karl Theodors an die kurpfälzische Eegierung. 
München, 4. 2. 94. (G. L. A.) 

2. Reskript Karl Theodors au die kurpfälzische Regierung, 
MtincheTK 8. 2. 94. (G. L. A.) 

8. iilrlass der Fürsten und Stände des engeren schwäbischen 
Kreiskouvetits. Ulm, 12. 2. 94. (G. L. A.) 
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ihnen zugeteilten Vorgesetzten an den bestiuimtcn Vor- 
sammlongsorten, bei Verlust ihres UDtertbaDen< und Bürger- 
rechts, auch anderen schweren Strafen, sich einfinden, zu- 
gleich aher das nötige Brod auf einige Tage, inglcichon 
MunitioD an Pnlver und Blei mit sich fuhren sollen.' 

Die Verfügung wurde im Laude verbreitet', die Vor- 
bereitungen zum Landsturm aller Orten getroffen. 

Auch kleinere E-eichsstände blieben nicht zurück;- so- 
gar die Heichsritterscbaft in Schwaben, Franken und Ober- 
rhein schloss sich den nachbarlichen Veranstaltungen an.* 
Alles in allem: durch ganz Sttddeutschland geht in den 
ersten Wochen des Jahres 1794 ein allgemeiner wafPen- 
freudiger Zug. Nicht künstlich erregt, sondern der Not 
und dem Wunsche Aller entsprungen, ergreift der Volks- 
bewaffnungse^edaoke je länger, desto weitere Kreise. Esisteine 
unwiderstehliche, tiefgehende zukunftsreiciie Bewegung. ^ 

1. Extr. Geh. Rats Prot. 27. 3. 94. (G. L. A.) 

2. Erlasa der Erbach -Erbachschen Regierung. Erbach 
25. 1. 94. — Bericht Weilers, Frankfurt, 13. 2. 94 betr. Nassau- 
Weilburg, Solma-Laubach u s. i. Vgl. dazu auch die Angaben 
bei Gelegenheit der Eeichstagsabstimmungeu. April u. Hai 1794. 
(G. L. A.) 

3. Kanton Kocher, Aufruf 30. 1. 94. (Ludwigsburg F. A.) 
— Rundschreiben der ReichsritteracbaCt in Franken, Orts Otten« 
wald. Kochendorf 9. 2. 94. — Promemoria der oberrheinischen 
Reichsritterschaft. Mannheim 1. B. 94. (G. L. A.) 

4. Wohl kein Zufall, sondern ein Zeichen, wie volkstümlich 
die Volksbewaffnung in den sttdwestdeutschen Landen geworden 
war, ist der Uxost^d, dass sogar in des Weltbürgers Ooethe 
Dichtungen mit unverkennbarer innerer Anteilnahme ihrer ge» 
dacht wird, ja dass ein Abglanz der wannen patriotischen 
Begeisterung auch den Dichter ergriff. In Hermann und Dorothea 
finden wir erwähnt, ^ie man die Streitenden aus den Bürgern 
ausgelesen (4. Gesao^), wie zum Eampf gegen die Franaosen 
alles die Waffen ergriffen, wie rastlos die stürmende Glocke ge- 
tdnt habe (6. Gesaug), Persönliche Wttnne aber spricht aus den 
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Ihr entgegen stellte sich nun mit seinem Vprpflegungs- . 
antrag der preussische Hof. Dass seine ablehnende Beurteilung 
der Volksbewatfnung hinreichen würde, die ganze Strömung 
autzuhalten und nach seinem Wunsche zu wenden, konnte, 
er nicht erwarten, zumal auf die Freundschaft des Wiener 
Hofea kein Verlaas mehr war. Wollte Friedrich Wilhelm 
sein Vorhaben dtirehsetzen, so konnte er bei seinem ersten 
Schritte nicht stehen bleiben, fir durfte sich nicht damit 
begnügen, seinen eigenen Antrag zu verteidigen, sondern 
musste seinerseits zum Angriff übergehen. Wollte er nicht 
zurückgedrängt werden, so musste er vorwärts schreiten. 

Hardenberg war der erste preussische Staatsmann, der 
diese Lage der Dinge klar durchschaute und in seiner 
feinen, überzeugenden Weise dem Könige unverholen die 
Schwächen seiner Politik darlegte.^ 

Den Zusammentritt der vorderen sechs Reichskreise 
in Frankfurt bis zum 1. Februar zu stände zu bringen, war 
ein Ding der Unmöglichkeit. Man musste sich deshalb 
möglichst bald entscheiden, wie man unter diesen üpiständen 
weiter handeln wollte. Friedrich Wilhelm II. hatte erklärt» 
länger als bis £nde Januar wolle er sein Heer nicht am 
Bhelne stehen lassen; es kam. darauf an, ob er diese seine 
Drohung wahr machen wollte oder nicht. Zog er sein Heer 
zurück, so lagen die westdeutschen I^ande, damit aber auch 
die preussischen Gebiete in Westphalen und Franken dem 
Ansturm der französischen Heere und der fast noch mehr 
geiUrchteten französischen Ideen offen. Gesichert blieben 
sie nur, wenn der König alsdann einen allgemeinen oder 



mahnenden Worten, „zu widerstehen da vorne an der Gränze" 
,^dem Vaterlande zu leben" (4. Gesaiig) und selbst noch in den 
letzten Zeilen wird als einziges Mittel, den iVieden zu öichern, 
hingestellt, dass sich Macht gegen Macht erhebe (9. Gesang). 

1. Schreiben Hardenbergs an den König. Ansbach 24. 1. 94. 
praes. 28. 1. 94. (Berlin. G. SK A.) 
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wenigstens einen partikularen Frieden mit Frankreich er- 
langen konnte. Zog er dagegen sein Heer nicht sofort zu- 
rück, trotzdem das Reick in keiner Weise erklärt hatte, 
auf die preussischen Anträge -eingehen zu wollen, so konnten 
nnr zwei GrUnde ein solches Zdgem rechtfertigen: entweder 
mnsste der E(fnig mit Zuversicht darauf reebnen kOnnen, 
dass in diesem Falle der Wiener Hof — allein oder ge> 
meinsam mit dem Londoner — anstelle des Reiches die 
Verpflegung Obernehmen werde, oder es mussto Friedrich 
Willielms Absiclit sein, den Verhandlungen die erforderliche 
Zeit zu lassen, zugleich aber, durch die stets zu besorgende 
RUckberufung der Armee, jede unnötige Verschleppung der 
Angelegenheit zu verhindern. 

Traf jedoch keine dieser beiden Voraussetzungen zu, 
so war der EOnig gezwungen, die Folgen seiner Handlungen 
zu tragen und trotz der militärischen Bedenken, aus 
politischen Gründen sein Heer zurückzuziehen, sollte nicht seine 
Drohung als übereilt, sein Zögern als Schwäche ausgelegt 
werden. 

So etwa beurteilte Hardenberg die Lage der Dinge. 

Was den Umfang der preussischen Forderung betraf, 
vertrat der Minister einen von dem bisher geplanten ab-» 
weichenden Standpunkt. In Berlin war die Absiebt 

gewesen, die ganze preussische Armee — mit ihren 41966 
Rationen und 82154 Portionen — vom Reiche verpflegen zu 
lassen. Hardenberg war anderer Meinung. Auf alle Fälle 
müsse Preussen seinen bestehenden VerpilichtuDgen nach- 
kommen. Das Beichskontingent müsse man also am Bheine 
stehen lassen, auch die KOmermonate zahlen. Ebenso kOnne 
man sich allianzmftssig für Oesterreich zugesagten Truppen- 
stellnngen nicht entziehen. Ob die Berliner Forderung des- 
halb durchzusehen sei, sei zweifelhaft. Das Kontingent 
werde man wohl abrechnen müssen. 

Schränkt Hardenberg somit ein allzuweitgehendes Be- 
gehren seines Hofes ein, so berührt um so seltsamer seine 
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Ansicht, dass man dem Beiche sehr wohl ramnien ^9oii9, 

auch die allianzmftssig für Oestreich ev stellenden 

.preutisischeu Truppen zu verptlegen, „weil Ew. Kuüigl. 
Majestät besondere Verträge mit dem Wiener Hofe dem 
Keich nichts angehen." 

Mehr noch. Nicht nur für die augenblickUdi zu 
leistende Httlfei sondern auch für alles bisher über Ver* 
pflichtung Geleistete soll das armQ Beich Entschlfidigung 
gewähren. Hatte das preassische' Beer In stärkerer Anaahl, 
als sein Relehskontingent betrug, an dem Reichst^riege gegen 
Frankreich teilgenommen, su luitte es, wie Hardenberg fol- 
gerte, mehr für das Reich gethan, als es gebraucht hatte. 
Es sei deshalb nur billig, dass das Reich lUr diese bereits 
gebrachten Opfer** — ausser der Verpflegung — noch auf 
eine weitere Vergfltung Bedacht nehme. 

Auch Hardenberg selbst entging es nicht, dass diese 
flberspannte Forderung den stärksten Widerspruch hw7or- 
rufen würde. Stellte sie doch die Thatsachen einfach auf 
den Kopf. Erst dadurch, dass Preussen im Bunde mit 
Oestreich den Kampf gegen Prankreicii aufgenommen hatte, 
war das Reich in den Krieg verwickelt worden. Wollte 
man überhaupt von einer Verpflichtung reden, so war es 
sweifelios an Preussen, dem Beiche nach Kräften beiau- 
atehen. 

Wie aber dachte sich Hardenberg die reriangten Bnt^ 

Schädigungen? „Man wird — so meinte er — die neue Er- 
werbung in Polen anrechnen wollen ; diese geht aber das 
deutsche Reich nichts an. Eroberungen von Frankreich 
erscheinen nicht wahrscheinlich, noch hiezu bequem oder 
politisch ratsam, da Frankreich doch noch, wenn einmal 
Ordnung an die Stelle der Ittrchlerliohen Anarchie treten 
"Wird, ein ntttsliches Gewicht in der Balance fttr Preussen 
werden kann. Das Haus Oestreich. wird wegen seiner Hvf^ 
Opferungen auch Entschädigungen verlangen; einige andere 

W«iid)ft&d, yeUEtbwwttAaiwf. 10 
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t*Qrston ebenso — Warum sollte ob aber anmdgtieb seio, 

bei diesen Unistüiidüii eine gemeinsame Uebereinkunft des 
• Reichs zur Säkularisatioo einipfer Hochstifter zu finden? 
Ein Ausweg, den die Geschiclite Deutschlands schon hinläng- 
lich rechtfertigt, der keinen wahren Nachteil, keine Unzu- 
friedeobeit — wenige Individuen abgerccbnet — bervor- 
bringen kann.** 

Das war die Sprache und Denkweise des kllblberech- 
nenden, aufgeklärten Politikers, der in der SSkularisation 
nicht ein Rütteln an den Grundfesten des deutschen Reiches, 
sondern eine günstige Gelegenheit zu bequemer Entschä- 
digung erblickte Ks war nicht klug, zu einer Zeit, wo die 
Auflösung aller staatlichen Ordnung in Frankreich auch 
•die deutschen Lande bedrohte, wo die Fdrsten und Herren 
angstvoll vorder ^Pesides franzüsiscben Freibeitsschwindels** 
bangten und ihre Throne erzittern fühlten, es war nicht 
klug, in einer solchen Zeit, kaltsinnig nur des eigenen, 
augenblicklichen Vorteils gedenkend, selbst Recht und Ge- 
setze umzustürzen, den Boden, auf deni man selber sitand, zu 
erschüttern. „Die unnützen, aber beträchtlichen Schätze 
der katholischen Geistlichkeit — schrieb wenige Tage später 
Dohm, der preussische Geschäftsträger in EOln^ — wären 
obnstreitig noch eine ergiebige Quelle, und deren Verwen- 
dung zur Erhaltung der Religion und btlrgerlichen Gesell- 
schaft dt&rfte elnp weit mehr anzuratende Nachahmung des 
franz5sisehen Vorgangs sein, als diejenige, welche durch 
Bewaffnung der Volksmasse auf eine so gefährliche Art 
versucht werden soll." Ganz offen also sprach man die 
Absiclit aus, sich zuerst, unter dem Vorwande der Reichs- 
verteidiguug von den Ständen des Reiches, d. h. auch von 
diesen geistlichen Hochstiftem, unterstützen und verpflegen 
zu lassen, um diese nachher, mit Hülfe eben der Armee, • 
welche sie selbst em&brt hatten, zum Danke zu vemichteo« 



1. Bericht Dohmas, piöln, 11. 2. 94. (Berliu. O. St A.) 
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jiDie Ideen von Recht und Unrecht waren den Mensclieü ^ 
nicht nur in Prankreich - verloren gegangen.** 

Aher es bedeutete docli noch mehr. Man wollte die 
SAkQ]arisatio&f am Franki'eich nicht zu schädigen, um es 
gewinneD, wenn erst einmal das gestörte politische Gleich* 
gewicht wieder hergestellt sei. Das war die alte Politik 
Preussens: sieh gut zu stellen mit Fkmnkreich, um an ihm ein 
Gegengewicht gegen den Ostreichischen Erbfeind zu haben. Von 
dieser Politik war man in Pillnitz abgekommen. Die neuen 
Bahnen hatten dem ^reussischen Staate geschlagene Heere 
und geleerte Kassen eingebracht. Hardenberg erkannte 
schon jetzt\ weichen Vorteil man sich verschaffen konnte, 
wenn man sich rechtzeitig Frankreich näherte. Bin gutes 
Verhältnis zu Frankreich unter Aufopferung reichsdeutscher 
Interessen: der Basler Friede wirft seine Schatten bereits 
voraus. 

Es kam auf die Stininiuug in Deutschland an. Zwischen 
Oestreich und Preussen bestand das alte Misstrauen« Die 
Persönlichkeiten der beiderseitigen Gesandten, vor allem die 
Lucchesinis, trugen wohl noch zur Verschärfung bei.Oestreichs 
Sucht nach Baiem, seine Ländertauachprojekte u. s. f. hatten 



1. Der erste, welcher die £dee des Friedens mit Fnuskreich 
aieht nur als einen Wunaeh aoaeprach, sondern sie sls eine auf 
jeden Fell entrebenawerte politische Massnahme ematUch ina 
Aage faiate, und der nicht mttde wurde, immer wieder darauf 
SU dringen, acfaeint Hardenberg gewesen su aetn. Bereits hier, 
deutlicher noch in späteren Berichten an den ESnig, tritt er mit 
Beatimmtheit dafür ein, lange noch vor GeHsena Besuch in der 
Eremitage bei Baireuth. (Bänke, Hardenberg. S. W. 46. S. 189.) 
Man wird wohl nicht fehlgehen, wenn man vermutet, dua Görts 
bei dieser Gelegenheit die entsch^ideuden Anregungen arat von 
Hardenberg empiangen hat 
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die kleinen Fürsten ängstlich gemacht.* Preassen wäre ihr 
gegebener Halt g:ewe8en: allein damit war es seit der 
östreichisch-preiissischen Allianz vorbei. Man traute auch 
ihm nicht mehr, und wenii grado in jener Zeit Gerüchte 
amherliefen, dass gegen einen Teil der deutschen Reichs- 
fürsten Absichten ä la poloDaise im Werke sein dilrftenS^ 
80 s^rieb man auch Preossen seiaen Anteil daran zu. 
Man glaubte, dass es nur den richtigen Augenblick abwarte, 
um seinen „diftidierten", aber zweifellos gehegten „deutscheu 
Säkularisations-, Divisions- und Subjektionsplan zu realisie- 
ren."* War es unter solchen Umständen schwer, für die 
von Preussen geforderten Opfer beim Reiche Stimmung zu 
machen, so war esjetzt doppelt schwierig darum, weil der Zweck 
all solcher Anstrengung unbekannt blieb. Was wollte man denn 
eigentlich noch mit dem Kriege gegen Frankreich? Ludwig 
X VT. war tot, Maria Antof nette ebenfalls. Lftngst war im Volke 
jener monarchische KreuzzLi^scifer der ersten Kriegsjahre er- 
loschen. Mit Schaudern las man wuhlin den Blättern die Berichte 
vonder „TyranneyRobbespierres/' von den ,,Schreckensscenen 
in Frankreich." Aber ob man geneigt sein würde, für die 
die gewaltsame Herstellung der Ordnung in Frankreich sich 
selbst die schwersten Opfer aufzuerlegen, das war mehr als 
zweifelhalt. Die zwei fhichtlosen Feldzttge hatten gar Vielen 
Mut und Hoffnung benommen. Um die kleinen Reichsstftnde 
zu neuen Leistungen zu veranlassen, beduilte es vor allem 
besserer Waffenerfolge seitens der grösseren Mächte, damit sich 
die Hoünung auf einen endlichen Erfolg zunächst erst wieder 
einmal belebe. Die Hauptsache aber blieb, dass man 
ein Endziel aufzuweisen habe, welches auch ihnen erstrebens- 
wert erscheinen musste. Wenn man daher als alleinigen 
Zweck des preussischen Antrages hinstellte: volle Abwendung 



1. Eeitzeustein au Edelsiieim. Lörrach, 1. 4. 94. PoUt 
Corr. U. 163. 

2. Gutachten Brauers. Karlsruhe 2b. a. 94. PoUt. Corr. II. 162. 
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der Gefahr, BntechÄdigunf? der benachteiligten Reichsstände, 
jedoch nicht durch Eroberung, alles vielmehr nur, „um 
dadurch desto eher einen sicheren Frieden zu erkaufen," so 
hofite Hardenberg, leichter die werkthätige Hülfe des Beiches 
erlangen zu können. — 

Ate Vertreter einer Politik, deren Schwächen er selbst 
genaugenugerkannte, hinzugeben dahin, woMisstraaen, Uebei- 
wollen und Abneigung gegen Preassen herrschte — wahr- 
lich, das war keine leichte Aufgabe. Hardenberg begehrte, 
um sich Gewissheit Uber die Absichten seines Hofes zu 
verscbaflen, vorher noch persönlich nach Berlin zu kommen. 
Man lehnte es ab^ Er musste sich gradeswcgs nach Frank- 
furt am Main begeben. 

Die Stimmung im Reiche gegen den preussischen Ver- 
pflegungsantrag war, wie erklärlich, die denkbar schlechteste. 
Freussen war einer volkstttmlichen Bewegung schroff entgegen- 
getreten. Allgemein war daher die Entrüstung Uber die 
Zumutung^ und am Wiener Hofe war man geschickt genug, 
diese Stimmung auszunutzen. So betroffen man über den 
preussischen Vorschlag gewesen war, so sehr es die 
ÖsUreichische Empfindlichkeit verletzt hatte, dass Freussen 
sich allein als den Verteidiger des Reiches hinstellte,^ so 
konnte man Fk'eussen und seine Armee doch im Augen- 
bli^e nicht entbehren. Noch war keine Beichsarmee ge- 
schaffen, die an die Stelle der abziehenden preussischen 
hätte treten können; noch war auch die Volksbcwaitaung 

1. AntwortFiiedrich Wilhelms «nBardenberg. Berlin 29.1. 94. 
(Berlin. 0. St. A.) 

2. Eine „Zumutung, die notwendigerweie dahier eine allge- 
meine Entrtistung verbreiten musste" nennt sie der speirische 

Reichstatisf^^eaandte v. Karg in seinem Bericht an den Bischof 
August zu Bruchsal. Regensburg. 28. 1. 04. fKarlsruhe G. L. A.) 

J^ericht des badischen Ministerresidenten v. Mühl nach 
Karlsruhe. Wieu. 19. 2. 94. (G. L. A. auch i!^erpt; Polit. 
Corr. U. 156.) 
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Dicht völlig durchgeführt. Ee ist das bharakteristisch« Merk- 
mal der östreichischen Politik während der nächsten Wochen 

und Monate, dass sie Preussen so lange hinzuhalten sucht, 
bis diese beiden Erfonlernisse — iScbaffung einer selbstän- 
digen Keicbsarmee und Durchführung der Volksbewafinung — 
gesichert scheinen. So spielte Oestreich ein doppeltes Spiel, 
indem es einmal, besonders Preussen gegenüber, sich den 
Anschein gab, die prenssischen Forderungen zu unterstützen, 
dann aber wieder gleichseitig alle Hebel in Bewegung setite, 
um den Verpflegungsantrag zu Falle zu bringen. 

Erleichtert wurde dem Wiener Hofe dies Treiben durch 
die Haltung der preussischen Staatsmänner selbst. Wir sahen 
schon bei den Unterhandlungen Lehrbachs (Anfang 
Januar 1794X wie übereilt zufahrend man einerseits in 
Berlin war, ohne sich dabei doch wieder von der schleppenden 
Geschäftsführung losmachen zu können, und mit wie urteils- 
loser Leichtgläubigkeit man andererseits, sich alles zu eigenem 
Wunsch und Gunsten auszulegen, geneigt war. Vorschnelle 
Schroffheit, sorglose Langsamkeit und ein unausrottbarer 
schwer begreillicher Optimismus in politischen Dingen sind 
in den Verhandlungen jener Tage bei fast allen preussischen 
Staatsmännern in aUzugrossem Masse zu finden. 

In Wien hätte Preussen am meisten eines Vertreters 
bedurft, der frei von diesen Fehlem geblieben war. 
Allein Lucchesini hatte das Misstrauen, das man ihm 
Ton Anfang an entgegenbrachte, durch sein zufahrend 
herrisrhes Wf^en^ nur noch vermehrt und verschärft. So 
oehandeite man ihn nicht gerade höüich. JBis zum 25. Januar 
hatte er noch keine Antwort auf die von ihm Uberbrachten 
interimistischen Voi*schläge erhalten.^ Erst an diesem Tage 

1. Thugut au Lehrbach. Wien. 23. 12. 93. (Viveiiot-Zeiss- 
berg Quellen III. S. 444.) und dgl. m. 

2. Bericht C. G. Hardenbergs und M uhls rui die hannover- 
Bche Regierung. (Chiffre.) Wien, 25. 1. 94. i liaaiiüver. Kgl. St A.) 
Der Geh. Kammerrat £riist Giiristiau Georg August, Graf 
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wurde er zu einer Konferenz mit dem BeichSTicekansler, 
dem Fürsten Frane Ton Oolloredo-Mansfeld, nnd dem 

östrcicbischen Minister, Froiherm Franz Maria von Thugut, 
berufen.^ Die Antwort, die man ihm erteilte, war zwei- 
ßchneidig: die östreichischen Minister v. Seilern und v. Hügel 
in Begensburg seien beauftragt, die prcussischcn Vorschläge 
zu unterstOtsen, aber — und da offenbarte sich die wahre 
Absicht — sie sollten erkläront dass auch Oestreich in Aus- 
sicht genommen habe,^ mit einer ähnlichen Forderung. fOr 
sein Heer an das Reich zu tretei, dass es ^jedoch, um seine 
freundschaftliche Gesinnung fUr Prcussen zu bowoisco, diesem 
den Vortritt gelassen hätte. 

Wenn also noch jemand im^ Reiche gewesen war, der, 
eingeschüchtert durch die preussischen Drohungen, zur An- 
nahme der Verpflegungsforderung geneigt gewesen wäre, so 
musste ihn diese Aussicht sieber zurückschrecken. Dem 
Reiche eine aussorordentliclie Steuerlast von mehr als 
20 Millionen aufzubürden, in der sicheren Voraussieht, als- 
dann früher oder später gezwungen zu sein, die doppelte 
Last auf sich nehmen, dazu fand sich so leicht niemand 
bcroit Anderseits hatte Oestreich scheinbar sein Rntgegen- 
kommen bewiesen. Ohne verletzend zu sein, konnte der 
berliner Hof nicht unvermittelt abbrechen — Preusscn war 
für einige Zeit hingehalten. 

Lucchedni war klug genug, die Gefährlichkeit der 
Östrelcblscben Antwort, wenn auch vielleicht noch nicht in 
ihrer ganzen Tragweite, zu durchschauen. Er wagte nicht, 

V. Hardenberg war ausserordentlicher hannoverscher Abgesandter 
am kaiserlichen Hofe au Wien ; der Hofrat Christof Christian 
Freiherr von Httbl, war bevollmächtigter Minister ebenda; er 
war sngleioh auch badischer Mintst-erresident. 

1. Bericht C. G. HardenbergB und MOhls an die banuov. 

Regierung. (Chiffre.) Wien. 29. 1. 94. (Hannover, kgl. St. A.) 

2. Mühl an den bad. Geh. Rat. Wien. lU. 2. 94. (Karls- 
ruhe. G. L. A. auch Polit. Curr. II, 106.j 
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den andern refeheBiftndisehen Gesandton die Wahrheit an 

sagen; er gab dem einen dies, dem andern jenes als Inhalt der 
l'nterredung an; aber er verwickelte sich dabei noch obeodreiii 
in Widerspruche. Man glaubte ihm zuletzt nicht mehr, und 
das Misstrauen gegen ihn wuchs von Tag zu Tag. Wenn 
je ein preüssiecher Minister nicht die Eigenschaften hatte, 
eine Binignng zwischen Wien und Berlin anstände an bringen, 
so war es aicher Lucchedni. Was jedoch das Schlimmste 
dabei war: er besass Verstand genug, dies selbst su er- 
kennen. 

Seine Stellung verschlechterte sich immer mehr. Er 
hatte ausgesprengt, dass der Kurfürst von Köln, welcher, 
wie erwähnt, damals in Wien zum Besuche seines Neffen, 
des Kaisers, weilte, dem preussiseben Verpflegungsantrage 
beipflichte, AnsdrQcklich widersprach jetat der Erzbischof 
Lucchesinis Behauptung.^ Am iräiserlichen Hofe entschloss 
man sich snletzt,^ Lucchesini nberhaupt keine Antwort mehr 
zu geben, und fortan nur direkt durch Lehrbach dem berliner 
Hofe zu antworten. Noch einmal versuchte Lucchesini, bei 
Gelegenlieit des Malmesburyschen Planes, eine Rolle zu spielen. 
Man liess ihn „deklamieren'* und ging über ihn hinweg.^ 

Anch dem Reiche gegenflber war Prenssen während 
dieser ganzen Zeit keinen Schritt weiter voran gekommen. 

Friedrich Wilhehn Iiattc den 1. Februar als den Termin 
angesetzt, bis zu dem der Kaiser seine Bereitwilligkeit er- 
klärt haben sollte, die Annahme der prenssischen Forderungen 
durch das Beich zu garantieren.* Immer näher rückte jetzt 



1. C. G. Hardenberg» und Mühls Bericht. Wien, 8. 2. 94. 
Baiiiiover. kgl. St. A.) 

2. C. Cr. Hardenbergs und Mühls Bericht. Wien, 12. 2. 04. 
Hajiiiover. kgl. St. A.) 

3. Bericht Mühls au den badisciien Geh. Rat. Wieu, 13. 3.94 
(Karlsruhe. Cr L A.) 

4. Scbreibeu an Lehrbach. Berlin. B. 1. 94. (Berlin. G.St.A.) 
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dieser Tag; die Zustimmung des Kaisers war noch 
nicht eingetroffen. Statt dessen nahm die Volksbewaffnungs- 
bewegUQj^^ immer grössere Ausdehnungen an. So entschloss 
sich der Beriiaor Hof deon eodlich zu selbständigem Vor- 
gehen. Wenn man auch noch daran festhielt offiziell 
den preussiiidieii Verpflegsngsantraf? gemeimiain mit Kur- 
bdhmen einzubringen,^ so wurde Görte doch beanflragt, im 
Namen seines Königs dem Reichstage zu eii[lären: falls das 
Reich die Volksbewaliiiung boscliliesse, werde die preussische 
Armee unfehllmr in ihre Heimat zu deren Verteidigung 
zurückgezogen werden. Am folgenden Tage, dem 31. Januar, 
erliess der König an drn Kurfürsten von Mainz ein Schreiben,' 
in dem er der Volksbewaffnung die preussischen Verpflegungs^ 
antr^ als den einzig brauehbaren Bettungsausweg für 
Deutschland entgegensetzte und um schleunige Zusammen- 
rufung der sechs vorderen Reichskrefse ersuchte. Zugleich 
erging ein lie^kript an die kurfürstlich sächsischen und 
braunschweigischen Räte mit der Bitte, für den Verpllogungs- 
antrag gegen die Volksbewaffnung kräftig einzutreten. 

In Mainz war man zu einem Eingehen auf die preussischen 
Pläne wenig bereit. Man schützte vor, dass man doch erat 
wissen müsse, ob der Kaiser ein solches Vorgehen auch 
nicht missbillige.^ Hier aber vertrat Hardenberg mit weit 
mehr Geschick, als Lucchesini in Wien, die Absichten seines 
Hofes. Am 9. Februar kam er in Aschaffenburg an.^ Am 
12. Februar konnte er bereits berichten, dass der Kurfürst, 

1. Schreiben &ii ÜorU. Berlin. 30. 1. 04. (Berhn. G.St.A.) 

2. ^Schreiben Friedrich Wilhelms an don Kurfürsten von 
Mainz. Berlin, 31. 1. 94. (Concept ad contrasigii.) Am 1. 2. 
per Estafette an Hardenberg gesandt. (Berlin. G. St. A., ge- 
druckt: Polit. Journal 1794 S. 304.) 

3. Bericht Hardenbergs. Aschaffeuburg. 11. 2. d4. prae». 
15, 2. 94. (Berlin. Cr. St. A.) 

4 Polit. Journal 1794 S. 190. Der Kurfürst vou Mainz 
hielt sich damals in Aschaffenburg auf. 



Digitized by Google 



^ 154 

ohne auf die kaiserliche Zustimomog länger zvl warten, die 
Kreise auf den ersten MKne Kosammensiiberafen besehlossen 

habe.* Wirklich erging noch an dem genannten Tage ein 
Aufforderungsschreiben an den Kurfürsten von Köln.- Harden- 
berg glaubte diesen Umschwung der preussen freundlichen 
Stimmung Albinis, des alltuäclitigen Hofkanzlers des Erz- 
biscbofs, susclireiben zu können. Es war ein Irrtum. Trotz 
des Entgegenkommens, das Albini dem Minister gegenüber 
zur Schau trug, trotz des scheinbaren Eingehens auf seine 
PIftne, blieb der Hofkanzler im Grnnde seines Herzens den 
Preussen abgeneigt,^ eine Stütze der kaiserlichen, ein Förderer 
der partikularen mainzischen Poiiüi^. IJass Hardenberg dies 
nicht erkannte, dass auch er sich von ihm hinhalten liess, 
ist einer der Gründe für das Scheitern des preussischen 
Verpflegungsantrages. 

In der preussischen Politik jener Tage« soweit sie sich 
auf die fernere Teilnahme an dem Kriege gegen Frankreich 
bezieht, treten uns jetzt zwei neben einander gehende Ver- 
handlungen entgegen: der Versuch, das Reich zur Unter- 
stützung heranzuziehen, und die Bemühungen, von den See- 
mächten Subsidien zu erlangen. Während bei der ersten 
Angelegenheit zweifellos die Anregungen von Berlin aus- 
gehen, ist Preussen im zweiten Falle mehr passiv, d. h. die 

.1. Beridit Hardenbergs. Aschaffenburg. 12. 2. 94. (Berlin 
G. St. Ai) 

2. Abgedruckt: Polit. Journal 1794. S. 805. 

8.. Dies ergtebt aich aus dem Berichte dea auaaerordeni- 
lichen hannoversche]] Abgesandten und bevollmächtigten Ministers 
am, kurköln. und kurmains. Hofe, des G^h. Kriegsrats Frans 
Ludwig Wilhelm v. Reden. Mains. 15. 4. 94. (Hannover, kgl. 
St A.) Vgl. auch das interessante Lob Albinis in der anonymen 
FJngscbriit:. „Rechtliche Untersuchung über die Frage: Sind die 
Landesherm . . . berechtigt . . . ihre Uoterthanen zukn aUgs- 
meinen Landsturm au&ufordem ...?.,.. von einem deutsohen 
Biedermann." 0. Ort. 1800. S. 66, 
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Seemächte sind ihrerseits bestrebt, Preussen zur Thätigkcit zu 
bringen. Vor allem ist es hier der unermüdiiche Malmes- 
bury, der die persönlichen Neigungen Friedrich Wilhelms 
und das wenn auch nur geringe Entgegenkommen einiger 
berliner Hofkreiso auf das geschickteste zu benutzen und zu 
stärken weiss. Ihm und seinen Absichten steht auf preassiscber 
Seite am nächsten Haugwitz. Wie sich bei den Verband* 
Inngen mit dem Reiche die Ereignisse und damit auch unsre 
Betrachtungen um Görtz und Hardenberg gruppieren, so 
stehen Malmesbury undHaugwitz im MUtelpuokt derSubsidien- 
verhandlungen. 

Man kann nicht sagen, dass Preussen auf dem einen 
Gebiete glücklicher gewesen sei, als auf dem anderen. 
Hardenbergs Hission scheiterte, das Reich hat die Verpfle- 
gung der preussischen Truppen in keiner Weise bewerk- 
stelligt Andererseits gelang eszwar, die Substdienverhand- 
lungen zu einem gewissen Abschluss zu führen. Altetn-es 
waren dabei mehr die Interessen der Seemächte, als dieje- 
nigen Preussens gewahrt. Der Baader Subsidicn vertrag 
bildet eine Niederlage der preussischen Politik, weil er eine 
nur vorübergehende und künstliche Verzögerung der preussi- 
schen Sonder- und Friedensbestrebungen bedeutet. Ver< 
pfiegungsantrag und Subsidienverhandlung werden also als 
eine — nicht grade rühmliche — Episode in der preussischen 
Politik zu betrachten sein. Ein wichtiges positives Resultat 
haben sie aber doch: die Leiter des preussiscljcn Staates, 
vor allem der König selbst, ^rewannen Beweis und Erkennt- 
nis, dass die bisher eingeschlagene Politik, das Bündnis der 
europäischen Mächte zum Krieg gegen FranlLretch, nicht 
roelur haltbar sei. Ein Wechsel erschien immer unvermeid- 
licher. Ueber alle Bedenken siegte, je länger, desto voll- 
kommener, die Ansicht» dass es im Augenblick für Preussen 
wichtiger sei, sich wieder mit Frankreich gut zu stellen, 
als länger in dem morschen Gebäude des lieiligi n römischen 
Reiches seine Stelle auszufüllen, auf die Gefahr hin, bei 
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einem kräftigen Stosse des siegreichen republikftnischen 
Frankreicbs, unter den Busammenbrechenden Trümmern des 
BeicbsgefUges erschlagen zo werden. So wagte Preosaen 

zuerst den Schritt, den man lange für nnmöglich gehalten 
hatt(3^, den ihm Oestreich, zwei Jahre später, zu Cainpo 
Foniiio nachthat. Verpflegungsantrag aber und Subsidien- 
forderung mussten vorausgehen. Man muss sie kennen, 
wenn man den Frieden von Basel verstehen will. 

Engverbanden waren anfangs Subsidienverbandlnng und 
Verpflegungsantrag gewesen, eigentlich nur zwei Seiten ein 
und derselben Sache. Im Verlaufe der Ereignisse schdden 
sich beide mehr und mehr, und in dem Augenblicke, wo 
dem preussischen Hofe der Zusamnientritt der vorderen 
Eeichskreise gesichert, damit also der glückhche Fortgang 
der Verhandlungen im ßeicbe wahrscheinlich erschienr trat 
die endgültige Trennung der beiden Verhandlungsreihen 
ein. Der Anlass dazu war der sogenannte Malmesbuiysche 
Plan. 

In London hatte man wohl gemerkt, dass die preussi- 
schen Vorschlage wenig AuftSiclit aut Annahme hallen. Im 
eigenen Interesse jedoch lag es, Preussen ani Krieg gegen 
Frankreich festzuhalten. Auf Anregung des Lord Grenville 
versuchte daher Malmesbury Anfang tfebruar 1794 in Berlin 
die preussischen Forderungen in eine neue, den verbündeten 
Mächten annehmbarere Form zu bringen.^ Sein Plan war 

1. „Die französische Republik anerkennen, ist das Grab 
aller Monarchien." Lehrbach au Thugut. Berlin. 24. 1. 94. 

Vivenot-Zeisaberg, QueDcn IV. S. 57.) 

2. Registratur Lehrbachs. (Vivenot-Zeistiberg, Quellen IV, 
S. 97.) 

'S. Vgl. hierzu die Berichte Malmesbiirys (Diaries and 
correspondence III.) und Lehrbachs (Vivenot-Zeissberg, Quellen 
IV.), die freiUch nicht jeden Zweifel zu lösen vermögen. Auch 
die Berichte C. G. v. HardenV^ergs ntul Mülls nach Hannover bringen 
manche Autlkläning, besonders derjenige aus Wien, 19. 2. 94« 
(Hannover, kgl. St A.) 
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etwa folgender: Preussen Termclirt seine Streitmacht am 
Rheine auf 100000 Mann. Von diesen werden 40000 allianz- 
mässig von England und Oestreich versorgt; für die Übrigen 
60000 Mann bezahlt das Reich Brot und Fourage, wofUr 
England und der Kaiser sich yerbürgeo. Dazu erhält 
Preussen 2 Mill. Pfund Sterling, yon denen zwei FOnftel 
von England, ein Fünftel von Holland, ein Fünftel von dem 
Kaiser und ein Fünftel von Preussen selbst bezahlt werden. 
Für dies letzte Fünftel wird Preussen durch französische 
Eroberungen nach Schluss des Krieges entschädigt. Das 
gesamte Heer (100000 Mann) operiert unabhlbigig unter dem 
Oberbefehl des preussischen Königs. 

In Berlin zögerte man, dies günstige Angebot anzu- 
nehmen, wegen des auf Preussen entfallenden Fünftels. 
Der endgültige Erfolg war jedoch dadurch eigentlich nicht 
in Frage gestellt. Malniesbury war dies Feilschen und 
■ Zaudern von dem ßerliiier Hofe längst gewohnt. Aus- 
schlaggebend musste es dagegen sein, wie sich Oesterreich 
zu dem neuen Vorschlage stellen würde. Lucchesini hielt 
seine Annahme für gesichert. Nun, meinte er, werde die 
Zusammenziebung der Reichsarmee und die Bewaffnung der 
Bauern wegfallen.^ Tn Wien aber war man weit dayon 
entfernt, hieiaul einzugehen. Trutz des unangenehmen An- 
stosses, den man dadurch bei England erregen musste, war 
man am Kaiserhofe von Anfang an entschlossen, den 
Malmesbury sehen Plan nicht anzunehmen, ja, sich Uberhaupt 
gar nicht erst in irgendwelche Unterhandlungen darüber 
einzulassen.^ Die Ablehnung der russischen Vermitttang, 
die Anfang Januar von Oesterreich vorgeschlagen gewesen 
war, die sabbreichen von Lehrbacb ins Feld geführten Grttnde^ 



1. C. G. Hardenbergs und Mühls Bericht. Wien, 15. 2. 94. 
(Hannover, kgl. St. A.) 

2. Vivenot-Zeibsberg, Quellen IV. No. G3 flf. 

S. Viveuot-Zeissberg, Queiieu IV, ä. 98 und 99. 
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die Haltung Luechesinis und das jeder Besehreibung 
spottende Auftreten seines engen Pfundes, des von seinem 
eignen Hofe desavuierten Prinzen von Nassau, in Wien^— * 

all das mag zur Ablehnung nicht unwesentlich beigetragen 
haben. Jedenfalls trat der lang verhüllte Gegensatz 
zwischen Wien und Berlin jetzt zum ersten Mal wieder 
offen zu Tage. Man musste am preussischen Hofe 
erkennen^ dass man von Oesterreich keine Forderung in 
dieser Beziehung zu erwarten habe. 

Mit seiner Ablehnung des Malmesbury sehen Planes 
hatte sich Oesterreich aus dem^ Verbände der Preussen 
zutii Kampf ge^en die französische Revolution treibenden 
Mächte gelöst. RlIS( Ii ontsrhlossen machten diese nun weiter 
keinen energischen Versuch, Oesterreich zurückzugewinnen. 
Aber schnelles Handeln that Not. Man durfte er- 
warten, dass Preussen jetzt seine Drohung wahr 
machen und unges&umt sein Heer zurückziehen werde* 
Im Interesse der Seemächte dagegen lag* es, dies zu 
verhindern. Ohne fernere Instruktionen abzuwarten, brachte 
deshalb der gewandte Malmesbury eine neue Ver- 
ständigung zu Wege, Oesterreich liess er vöMi«,' aus dem 
Spiele und bahnte, um Preussens Heere am Rheine festzu- 
halten, neue Unterhandlungen mit den Seemächten — Eng« 
land und Holland — an. Um den Binflttssen Oesterreichs 
sowie der i^riedenspartei am Berliner Hofe zu ent^ 
gehen, wurden die Verhandlungen nach dem Haag ver- 
legt. Das Ergebnis war der bekannte Subsidienvertrag vom 
19. April 1794-, durch den Preussen noch einmal, nicht 
ohne Schwierigkeiten, dt m Kampfe gegen die französische 
Republik zurückgewonnen wUrde. Es war ein yergeblicher 
Versuch, der auch ohne die Unklarheiten und Doppel* 



1. Vivauot-Zeissberg, Quellen IV. No. 62. 

2. Abgedruckt: Polit Journal 1794, S. 461<»466. 
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totigkeiten einzelner Bostimninngen nicht lebensfähig ge- 
blieben wäre. Bedeutete er doch die Fortsetzung einer 
Politik,' die den alten Ueberliefemngon und den augenblick- 

lieben Interessen des preussiscben Staates gleicherraassen 
zuwiderlief. Diese aber verlangten: Ruhe nach Innen, 
Friede nach Aussen, vor allem mit Frankreich. 

In Wien hatte man inzwischen ohne Aufregung der 
' fintwickluug der Dinge zugesehen. Zwar hatte am 

7. Fcbi uar der preussischc Reichstagsgesandte, Graf 
Görtz, den Verpflegungsaiitrag wiederholt^ mit der 
Tnhäsiverklärung: wenn die gelorderte Unterstützung 
nicht erfolge oder die allgemeine Volksbewaffnung vom 
Kaiser und den Ständen auch ferner noch betrieben werden 
sollte, so würde der Etfnig von Freussen einen grossen 
Teil seines Heeres zur Sicherung des eigenen Landes zu- 
rückziehen müssen. Allein wenn der kaiserliche Hof auc3i 
stets darauf gefasst blieb, dass Preussen selbst das Unwahr- 
scheinlichste zu thun im Stande sei,- so glaubte er doch 
nicht, dass der Rückzug sofort und unvermittelt erfolgen 
werde. Die Gefahr, die darin für Preussen selbst gelegen 
hätte, war zu augenfällig, ^als dass man sie nicht ebensogut, 
wie bereits Hardenberg, wie bald darauf Möllendorfl^, er- 
kannt hfttte. Vor allem aber: man wnsste in Wien, dass 
man das Reich hinter sich habe, und dass man mit dessen 
Hülfe die Preussen so lange werde hinhalten können, dass 
unterdessen die Aufstellung der Reichsarmee und die 
Durchführung der Volksbewaffnung bewerksteiligt werden 
konnte. 



1. Bericht des speirischen Heichstagsgesaodtea v. Kar|{. 
Regensburg, 9. 2. 94. (G. L. A.) 

Ü. Bericht C. Q, Hardenberges and Mahls. Wien, 12. 2. 94. 
(Hsanover. kgl St. A.) 

!^ Häusser, .Deutsche Oesehiohte I. 8. 682. 
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Und darin hatte man sich nicht getätMcht 

In Berlin glaubte man sich freilich zu dieser Zeit 

ebenfalls nicht weit von dem Ziele seiner Wünsche. Die 
Geschäftsträger bei den deutschen Fürsten und Kreisen 
waren nur allzu geneioft, jede einigermassen günstige 
Aeusserung iür bare Müaze zu nehmen und zu ihrem Yor- 
tMle auszolegen. Am preossischen Hofe aber brachte man 
ihren Berichten zu viel Vertrauen und zu wenig priifeade 
Vorsicht entgegen. So kam es, dass man sich ki^^Ober 
die wahre Stellung der anderen deutschen Hdfe nur zu 
sehr täuschte. 

Dem Malmesbury sehen Plane gegenüber hatte sich 
der Kaiser völlig ablehnend gezeigt; auch fttr den Vor- 
{Aegungsantrag war eine .wirksame UntersttttzuDg von ihm 
'nicht zu erwarten. So ^war es von doppelter Wichtig- 
keit, wie sich die übrigen Reicbsstände dazu verhalten 
würden. 

In erster Reihe stand hier Karl Theodor von Baiern. 
In bairischen Kreise war seine Stimme beinah ausschlag* 
gebend, im oberrheinischem war sie wegen Simmem, im 
westfälischen wegen Jfilich und im kurrheinischen wegen 
Kurpfalz besonders schätzbar. Sorglich blickten ja die 
kleinen Pörsten nach ihren grossen Nachbarn^ denen sie 
sich auch in ihren Abstimniungea gerne anschlössen. Nach 
den Beschlüssen des kur- und oberrheinischen Kreises konnte 
an den Gesinnungen des EurfQrsten kaum noch ein Zweifel 
-sein. Anderer Ansicht war der preussische Geschäftsträger 
Schahs, der trotz alledem eine preussenfreundliche 
Stimmung • entdeckte.^ Er schrieb diese, nicht grade be- 
scheiden, einer von ihm überreichten Note zu, wobei er 



1 Inalroktion der Bpeiriflchen Begiernog iür Karg. Bniohsal, 
8. 2. 94. (G. L. A.) 

2. Bericht SohuU's. .MOuohen, 12. 2. 04. (Bevlm. G. St A.) 
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Übersah, dass die KUrzc der inzwischen verfiosseaeii Zeit 
eine solche Vermutung unmöglich machtet 

Als ihm daher der Staats- und KoDferenzminister Ton 
Vieregg erklärte, die TerrnGgenden Beichskreise mttssten in 
der gegenwärtigen Erisis allerdings etwas aussergewOhn» 
liehes - thun und der KurfQrst werde in Ansehung seiner 
vom Feinde nicht ruinierten Lande alles thun, was 
in seinen Kräften stehe, um zur Unterhaltung der 
preussischen Truppen am Rhein, soweit sie nicht in der 
allianzmftssigen Zahl begriffen seien, beizutragen — da 
zweifelte Schulz nieht» dass all diese Aeusserungen mklich 
für wahr zu nehmen seien. So unbestimmt und vorsichtig 
sie auch gehalten waren, so erweckten sie In ihm doch die 
freudigste Zuversicht. Gewaltig stieg diese iiuii nocli, als Vieregg 
sich auch über die Volksbewaffnung aussprach. Hierüber, 
so hiess es, habe man aus gleichen Gründen ganz ähnliche 
Grundsätze. In Baiern sei man daher von der Ausführung 
einer soichen Massregel sofort abgegangen, in Ansehung der 
Pfalz habe man sich höchst ungern und nur auf wieder- 
holtes Andringen der benachbarten Kreise und selbst des 
Kaisers zu einer ähnlichen, wiewohl eingeschränkten Ver- 
fügung entschlossen, welche aber nicht nur nicht weiter 
ausgedehnt, sondern nächstens mit guter Manier wieder 
aufgehoben werden sollte. 

Das klang allerdings nicht sonderlich begeistert^ und 
wenn man sich auf Worte verlassen wolltOi so hätten die- 
jenigen Becht, welche der Ansicht beipflichten» dass Baiern 
sich dem Vorhaben Preussens günstig gezeigt habe^. 
Allein nicht Worte, sondern Thatsachen entscheiden in 



1. Noch nicht ein Tag war seit der UebenreichuDg (11. 2.) 
vergangen; eine MiniBterialkonierena hatte seither noch nicht 
stattgefunden. Schule musste später seihat gestehen, seinen 
länfluss fibeTBchltst und sich verrechnet su haben. 

2. Bänke, Hardenberg L S. W. 46. S. 149. 
W«ndlftitd« VolkabAtnillbiiBg. 11 
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diesem Falle. Wir sahen schon, wie tbatkräftig in Kur- 
pfalz die Volksbewaffnung betriebea wurde. Wenn wirklieb 
Viereggs Worte aufrichtig gewesen wAren^ wie war es dann 
SU verstehen, dass wenige Tage vorher Karl Theodor ans- 
drOcktich erklärt hatte, dass ,»bei solcher Ereignis alle 
Privilegien bei Männiglicb, weltlich und geistlich, dem Adel 
und Bürger suspendiert werden und sind"\ dass er mit 
scharfen Worten die widerstrebende Hür^^erschaft von 
Mannheim und Heidelberg ermahnt hatte, ihre eigene Pflicht 
nicht zu vergessen ^nd sich der Volksbewaffnung nicht zu 
entziehen, zu der sie schuldig sein würden, selbst wenn 
ihre Privilegien ihoen dies nicht auferlegten. Wenn man 
geneigt gewesen wäre, in preussischem SinnOf die ISstige 
Volksbewaflnuiig möglichst bald unter irgend einem guten 
Vorwand wieder abzusclilitteln — weshalb benutzte man 
nicht diese bequeme Gelegenheit, das Widerstreben der 
beiden grössten Städte im Lande V Weshalb drang man^ 
in München und Mannheim auf die genauere Organisierung 
der Volksbewaffnung, auf Kommunikation mit Hessen-Darm- 
stadt und Eurmainz? Weshalb scheute man nicht die 
Kosten der neuen Einrichtungen, des eiligen Transportes 
von W^affen aus Bayern nach Kurfalz?' Warum drang man, 
trotz des Zeterns der reformierten Geistlichkeit Heidelbergs 
unnachsicbtlich darauf/ dass in allen Kirchen aller Kon- 

1. Baakript Karl Theodors «n dio kurpfUs. Begierung. 
Mfinchen, 4. 2. 91 (G. L. A.) 

2. Reskript Karl Theodors an die kurpfil£. Begierang. 
Hnnchen, a % d4. (G. L. A.) 

3. Promemoria Cuntzmanns 26. 3. 94. (G. L. A.) 

4. Kurpfälz. Verfügung. Mannheim, 8. 5. 94. — Extr. Prot. 

des kurpfälz. Karchenrats. Heidelberg, 12. 5. 94. — Extr. Re^. 
Rats Prot. Manubeim 16. 5. 94. — Verordnung den dirigierenden 
Ministers v. Obemdorff. Mannheim, 27. H. 94. — Reskript an 
Samtliche Oberämter, 28. 6. 94. — Bericht des reformierten 
Kirchenrats zu Heidelberg, 7. 7. 94. — Bericht des Oberamts 
Bretten, 8. 8. 94. (sämtl. Karlsruhe. L. A.) 
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fessionen durch geeignete Prediger und Predigten das Volk 
zur allgemeinen Bewaffnung aufgemuntert werde? Weshalb 
begnügte man sich nicht, die Bewalfaung auf dem rechten 
fiheinufer, trotz aller Schwierigkeitea, unennttdet durcb- 
gefUbri SU haben, ^ sondern drang, trotedem die Kreis- 
beschlttsse es nicht verlangten, ungeachtet der fast unüber- 
windlichen Hindernisse, auf die Durchführung dieser Or- 
ganisation auch in den hnksrheinischen Landen ?2 Wahrlich, 
angesichts solcher Thataaclien wird man schwerlich be- 
haupten können, der bairischen Regierung sei es nicht ernst 
gewesen mit der Volksbewaffnung. Dass sie es dempreussischen 
Oeschftftstrfiger nicht offen erklärte, geschah, um emstUchea 
Anstoss bei Preussen nicht zu erregen, ehe sie eines sicheren 
BUdibalts gewiss war, und so erklftrt sich, gans wie bei 
Oestreich, das scheinbare Eingehen auf die preussischen 
Pläne: Man konnte die preussischen Soldaten nicht entbehren, 
bis man etwas anderes, gleichwertiges, an ihre Stelle zu 
setzen hatte. 

Ebenso hoffnungsfreudig, wie Schulz in München, war 
Otfrti in Begensburg. Auf seine Berichte geht die Ansicht 
Eurttck, dass Baden für den preussischen Antrag gewesen 
sei. Karl Friedrich hatte ihm erklärt,' er sehe nicht ein, 

wie den erscbüpften vordersten Kreisen neben der küstspieligou 
Bewafininig nocli die Verpflegung des preussischen Heeres 
zugemutet werden könnte. Die preussische £«rkläning werde 

1. ... da nunmehr die rechtsrheinische Organisation in 
tantum fertig, „so könne nun einmal Kurpfalz trotz alles Schrei- 
ens dagegen aufweisen, dass es hierbei mehr als fast sämtliche 
sonstige ReiohsBtände t^el eistet habe.'' £xtr. lieg. Rats Prot, 
Mannheim, 28. G. y4. {G. L. A.) 

2. Kurfürst). Mioisteriahreakript. Mannheim, 4. 7. 94. (G. 
Ii. A.) 

3. Bericht Görtz'. Regensburg, 13. 2. 94. praes. 20. 2. 94. 
über ein Reskript Karl Friednohs, d. d. Karltrabe, 8. 2. 94. 
(BerUn. G. 8t A.) 
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Zweifellos bei Feinden, wie Verbündeten einen fatalen Ein- 
druck maclien. Uebrigens wolle er beweisen, dass ihm kein 
Opfer zu gross sei, um seine „devote Ergebenheit" gegwi 
den K<)nig und seinen patriotischen Eifer für die Erhaltung 
des deutschen Vaterlandes zu erproben. Wenn wir, so meint 
er, nichts mehr leisten kennen, so sind wir beruhigt, unser 
Möglichstes gethan zu haben, und vertrauen auf Gottes 
Schutz. 

Ein andrer würde aus dit so r Antwort eine höflich ent- 
schuldigte, aber deutliche Zurückweisung der prcussischen 
Ansprüche entnommen haben. Görtz las daraus, dass Baden 
als Kreis- und Reichsstand gesonnen sei, Preussen möglichst 
zu unterstQtzen.^ 

Aber selbst diese Verblendung musste weichen yor der 
immer stärker, imniti allgemeiner iinti uoverkeuübai er sich 
zeigenden Abneigung, auf die preussischen Forderungen ein- 
zugehen. Hatte schon das Kommissions'dekret vom 20. Januar 
einige Reichsstände zum Widerstand ermutigt, so hatten 
während der letzten Wochen wohl alle erkannt, dass sie den 
Kaiser hinter sich hatten» und zögerten nun nicht länger 
mit der mehr oder weniger verhauten Ablehnung. Ein 
Reichsstand nach dem andeni versagte sieh den Wünschen 
Preussens. Kurtrier schien — entsprechend seiner exponierten 
Lage — noch am wenigsten abgeneigt. Dem preussischen 
Geschäftsti äger v. Hochstetter erklärte man, seine Bereit- 
willigkeit für die Truppen verpüegung an den Tag legen zu 
wollen, unter der Voraussetzung jedoch, dass das eigne 
erschöpfte und ausgeplünderte erzstiftige Land von jeder der- 



1. Die Gesinnungen des Markgrafen von Baden lassen . . . 
keinen Zwoite], dass derselbe sowohl als Kreisstand, als auch 
bei einem zu fassenden Reichsschluss Euer Königl. Majestät Er- 
wartung und Antrag zu entsprechen die Notwendigkeit einsiehet 
und demnach auf dessen Willf&lirigkeit zu rechnen sein könnte." 
Görtz an den König. Begensburg, 13. 2. 94. (Berlin. 0. 8t. A.) 



Digitized by Google 



— 165 — 

artigen Zumutung verschont bleiben sollte.^ Der Kurfttrst 
von Köin hatte sich, wie wir sahen, ausdrücklich gegen diis 
Gerücht verwahrt, dass er den preussischen JForderungea 
beipflichte.' Kurhanoover zögerte noch; mit seiner Gesinnung 
an den Tag zu treten; es gab vor, dem Ednige erst Meldung 
machen zu mttssen.* Eurpfalz erklärte offen/ sein Wansch 
sei ein annehmlicher Friede oder eine verfassungsmässige 
Neutralität des Reiches. Sei keins von beiden zu erlangren, 
so sei Karl Theodor fUr defensive Kriegsführung. Um diese 
zu bewerkstelligen, sei er bereit , die allgemeine Volks- 
bewaffnung auszudehnen und zu vervollkommnen. Auf den 
preussischen Antrag jedoch einzugehen, sei eine Unmöglich- 
keit Noch ungünstiger womöglich war die InstruktioD lllr 
Knrsachsen, das sich unumwunden gegen die preussischen 
Forderungen erklärte. Weder es selbst könne einen Bei- 
trag zur Verpflegung liefern, noch zustimmen, dass solches 
von Seiten des deutschen Reiches geschehe. 

Fast einstininiißc also — die vorsiclitig zweideutige 
Haltung des Mainzer Hofes kennen wir schon — hatten sich 
die Kurfttrsten gegen Kurbrandenburg erklärt Was half 
es da, wenn sich einige kleinere Fttrsten, eingeschticbtert 
durch die Drohungen des mächtigen Nachbarn, falls die Not 
es erfordere und Majora belieben sollten, sich nicht ganz 
abgeneigt finden lassen wollten?"^ Man fand diese Weisungen 
nur verwunderlich; an ein Durchdringen des preussischen 

1. Hochstetters Bericht. Frankfurt, 15. 2. 94. — 1 Post- 
eknptuQ) zu Görtz' Bericht. Begensburg, Id. 2. 94. (beide Berhu. 
G. St. A.) 

2. Bericht C. G. Hardenbergs und Mühl«. Wien, 8. 2. 94. 
(Hannover, k^l. St. A.) 

3. Antwortschreiben der grossbrlt. und braunflchweig-lüneb. 
Eate. Hannover, 11. 2. 94. Berlin. G. St. A.) 

4. Bericht Kurgs nach Bruchsal, ßegeusburg, 15. 2. 94. 
(G. L. A.) 

5. Bericht Kaign. Regensburg 16. 2. 94. (G. L. A.) 
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Antrages war nicht entfernt zn denken. Denn aneh die 

übrigen bedeutenderen Reiclisstände waren ihm fast aus- 
nahmslos entgegen. Auf die unzweideutigste Weise drückte 
Karl Friedrich von Baden dem preus.sisclien Reichstags- 
gesandten Görtz seinen Entschluss aus, die Volksbewaffnung 
nach Kräften zn fördern, da er die Verpflegungaforderang 
zu unterstützen^ aller daraus entstehenden Unannehmlich- 
keiten ungeachtet, auf keine Weise im Stande sei.^ Vor 
allem aber war es wieder der Herzog von Württemberg, der, 
in Uebcreinstimraung mit Konstanz, sein Land und seinen 
schwäbischen Kreis zum Widerstande aufmunterte. Völlig 
ablehnend fiel denn auch die Antwort des engeren Kreis- 
konventes aus. Die Kosten, welche die Veipflegong 
der PreuBsen Tenirsachen würde, seien, nach den 
vielen bis jetzt getragenen Lasten, unerschwinglich, und 
selbst wenn man sich darüber hinwegsetzen und den Antrag 
annehmen wUrde — erfüllen könnte man ihn auf die Dauer 
doch nicht, da alle Kassen in kurzer Zeit zu zahlen aufhören 
niüssten. Ebenso nnaubliiin bar sei die Verpflegung in natura. 
Kurz; beim besten Willen sei die Annahme des preussischen 
Antrages unmöglich. ^ 

Ein fieichsstand nach dem anderen hatte sich versagt; 
wenig oder gar keine Hofinung war geblieben. An einen 
Zusammentritt des geplanten Frankfurter Konvents am 
1. März oder überiiaupt in iiäclister Zeit war nicht zu 
denken.- Wie man bei solchen Umständen von einer „seltenen 
Mehrheit" hat sprechen können,^ die Preussen, im Gegen- 
satz zu Oestreich, bei seinen Verhandlungen gefunden habe, 
bleibt sehwer verständlich. 

1. Karl iViedrich an Görtz. Karlsruhe, 17. 2. 94. ^Polit. 
Corr. II. 156.) 

2. Bericht des Charge d'affaires Madeweiss. Stuttgart, 15. 2. 94. 
praes. 2U. 2. 94. — Promemoria des engeren schwäb. Kreifl- 
konvents. Ulm, 12. 2. 94. (beides Berlin. G. St. A.) 

8. Sybel, BevolutioDflseit III. S. 4d (4. Aufl. 1877). 
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In Berlin war man jedenfalls jener Zeit anderer An- 
sicht. Man empfand deutlich die Niederlage. Allein noch 
^ab man die Sache nicht t91% verloren; man machte, wosn 

auch Hardenberg riet, noch einen letzten umfassenden Ver- 
such. Madeweiss wurde umgehend beauftragt,^ sich sofort 
nach Ulm zu begeben und dort durch ein verstärktes Prome- 
moria beim vollzähligen Konvent des schwäbischen Kreises 
für eine günstigere Aufnahme der preussischen Vorschläge, 
Tor allem- für die fieschiokung des Frankfurter Konvents 
zu wirken. G<)rtz wurde nach München gesandt» um dort 
durch den ihm persönlich von den Verhandlungen des 
Fürstenbundes her bekannten und gewogenen Herzog von 
Pfalz-Zweibrücken auf Karl Theodor zu ^virken.- Soden 
musste beim fränkischen, Hochstettcr beim oberrheinischen 
Kreise feierlich erklären,^ — dass Säkuiarisationogedanken 
dem Könige von Freussen völlig fem lägen, dass er auch 
an keine Broberungen für sich dächte, sondern dass alle 
etwaigen Entschädigungen von Frankreich allein dem Beiche 
KU Gute kommen sollten. Persönlich und mündlich besprach 
sich"* Friedrich Wilhelm H. mit seinem Minister Haugwitz 
über den Fortgang der Verpflegungssache. Auf den Wunsch 
des Königs wurden dem 'kurhannoverschen sowie dem kur- 
sächsiscben Ministerium vertrauliche Eröffnungen gemacht. 
Man setzte ihnen die Motive des preussischen Verlangens 
auseinander und ersuchte sowohl um Unterstützung des 
Verpflegungsantrages als um Beschickung des Frankfurter 
Konventes. Ehi Fromemoria gleichen Inhalts ging auch an 

1. Reskript an Madeweiss. Berlin, 20. 2. 94. Concept. ad 
mand. (Berlin. G. St A.) 

2. Bieskript an Hardenberg. Berlin, 18. 2. 94. Concept. ad 
mand. exp. 18b 2. 94. (Berlm. Geh. 8t Ä.) 

8. Beilage sum Berichte Kaigs. Regeusburg, 1. 3. 94. (O. 
L. A.) Polit Journal 1794, S. 806. 

4. Haugwitz an Finkensteiu. Berlin, 21. 2. 94. (Berlin. G. 
8t A.) 
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das Hessen-Kasselscbe Ministerium ab.^ Allein weder die 
abgebrauchten erregten Ausfälle gegen die Volksbewafiiiang, 
noch die ailzuoft schon wiederholte Drohung, die Truppen 
abxiehen ko lassen, konnte auf wirklichen Erfolg rechnen. 
Wenn man dem KOnige auch glauben mochte, dass 
er seinen Patriotismus einschränken nuivsse durch die pflicht- 
schuldige Rücksicht auf den eigenen Staat und die Er- 
haltung der Ünterthanen,^ so musste man doch bezweifeln, 
dass wirklich, wie hier behauptet wurde, die Gefahr dem 
preussischen Staate keineswegs so nahe drohe, und dass sie 
g^nzlidi von ihm werde abgewendet werden kOnnen, wenn 
der El$nig seine Truppen blos auf dessen Verteidigung ein* 
schränken wolle. 

Nein, liess Preusscn die deutschen Lande am Rheine 
den Franzosen kampflos zur Beule, so war damit eine 
Sicherung des eigenen Staates nicht bewirkt. Mochte es 
immer einige Zeit dauern, bis Frankreich dies Vorland ab- 
gerissen hatte — mit um so stärkerer Macht stand es dann 
unmittelbar vor den Qrenzen des preussischen Königreiches. 
War die preussische Regierung wirklich der Ansicht, dass" 
das Zurückziehen der Truppen für ihren Staat keinen 
Schaden bringen werde, so konnte das nur sein, wenn — 
wie Hardenberg gelehrt hatte — zugleich ein sicherer ifriede 
mit Frankreich geschlossen war. 

Hardenberg war yon Aschalfenburg nach Frankfurt 
ttbergesiedelt^ Auf geschickte Weise hatte ihn hier Albini 
2u fesseln Vermocht. In derselben Zeit, wo ein Reichsstaad 
nach dem andern sich dem preussischen Verpflegungsantrage 
schroff entzog, hatte der mainzische Staatsmann seinen 

1* Promemoria an das kurhannoveniche Hinfsterinm, Berlin, 

22. 2. 94; an das kursächsiäche und kurhessische. Berlin, 23. 2. 94 

Conzept. (Berlin. G. St. A.) 

2 „diese können nicht ganz erbchoptt und zu Boden gedrückt 
werden für eine Sache, die ihnen eigentlich noch fremde ist'*<^i) 

3. PoUt. Journal 1794, S. 218. 
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goflUirllchsteii Gegner hinzuhalten and dnrch scheinbaM 
BIngtthen auf seine Absichten abzuleniten gewusat Der Plan, 

auch die Privilegierten nach Art des gemeinen Pfennigs zu 
Leistungi n heranzuziehen, eine alte Lieblingsidee Harden- 
bergs,^ wurde zu diesem Zwecke aufgenommen. Schliesslich 
kam man zu einer Uebereinkunft.- Das Verpflegungs- 
quantum sollte auf die einzelnen Reichskreise nach der 
Beichsmatrikel von 1521, nicht nach der dem kurrfaeinischen 
gOnstigeren von 1681, irertoilt werden. Jeder Kreis konnte 
dann seine Quote nach dem gemeinen Pfennig znsarameo- 
bringen. Den Vorschlag einer Naturalverpflegung durch die 
vorderen (sechs) Kreise Hess man fallen. Entweder sollte 
die Leistung in Geld bestehen oder man wollte wenigstens 
die Wahl freilassen, ob in Geld oder in Natura. Vor allem 
aber: das königliche Kontingent ebenfalls Tom Beiche Ter» 
pflegen zu lassen, sei nicht ratsam. 

Fast eine Woche war Uber diese Verhandtungen ver- 
gangen. Was war aber damit erreicht? Im Grunde nichts. 
War es doch ein rein privates Abkommen, das. sollte es 
die Form vorstellen, in der die preussischen Vorschläge ans 
Reich gebracht werden sollten, erst der königlichen 
Genehmigung bedurfte. Ein handgreifliches EIrgebnis war 
dies nicht Hardenberg mochte das selbst fühlen, fir er- 
bot sich, TOfl Frankfurt aus die nädistgelegenen Reichs- 
stände, Kassel, Darmstedt u. s. f. aufzusuchen und für 
Preussen zu gewinnen. Vor allem aber wiederholte er seine 
alte, mahnende Frage, ob der Rückzug der Truppen für 
Preussen die Aussicht auf einen langen und wahren Frieden 
eröffne. Und nun fügte er die Bitte hinzu: wenn der 
König seine Truppen zurückziehe, d. h. in Hardenbergschem 
Sinne Frieden schliesse, so möchte er doch di^nigen in 



1. Ranke, Hardenberg. S. W. 46, S. 141. 

2. Der lit Hardenbergs. Aschaffenburg, 18. 2. 94. praes. 
26. 2. Ö4. (Berlin. G. St. A.) 
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Sicherheit bringen, die seinen Schutz ^flehten. Er stellte 
dem Könige dabei anheim, wie dies geschehen könne, ohne 
förmliche Unterhandlung mit SVankrelch als Bepublik. 
Noch also hatte sich auch bei Hardonlierg die Ueber- 

Zeugung nicht ganz vertreiben lassen: ^Die französische 
Republik anerkennen, ist das Grab aller Monarchien."' 
Aber es war nur noch ein letztes Z<]^^ern. Fand sich ein 
Weg, ohne förmliche Anerkennung der Republik mit Frank- 
reich anzuknüpfen, so war Hardenberg entschlossen, ihn 
einsuschiagen. Wiederum gewShron uns seine Worte einen 
weiten Ausblick in die Zukunft. Die Tersteckten Ver- 
handlungen zu Basel, die Demarkationslinie — hier finden 
wir ihre ersten ÄDtieutungcn. Wiederum ist es der Friede 
von Basel, dessen vorauseilenden Schatten wir begegnen.- 

Die Ereignisse drängten zum Schluss. Auch der zweite 
Versuch Preussens, für seinen Verpflegungsantrag Stimmung 
KU machen, scheiterte. Beim Keichstage wnssten die kaiser- 
lichen Bevollmächtigten stets neue Versögemngen in den 
Weg zu legen; allem Andrängen gegenüber gaben sie be- 
harrlich vor, noch immer keine Instruktionen TOn ihrem 
Hofe zu haben. Beim fränkischen und oberrheinischen 
Kreise machten die preussischen Erklärungen wenig Ein- 
druck und viel Bedenken.^ In München musste Schulz 
selbst bekennen, die Macht seines Einflusses und die Gunst 
der Lage betrScbtUcb Uberschätzt zu haben.^ Er untere 

1 . Lehrbach an Thugut. fieriin, 24. 1. 94 (Vivenot-Zeiasberg, 
Quellen IV, S. 67.) 

2. Wir müssen es uns leider versagen, an dieser Stelle 
weiter auf den O^enstand einzugehen. Ueber manchen der 
bertthrten Vorgänge, besonders auch über den Anteil Hardenbergs 
hienm, sind die umfangreiehen Arehivalien z. B. dee Berliner 
Geh. Staats-Arohiva wohl geeignet, neues Licht su Terbreiteo. 

8. Kargs Beriebt. Begenaburgi 1. 8. 94. ^arlsrahe. G. L. A.) 
4. Bericht Schule*. Manchen, 28. 2. 91 • F^memoria 
Viereggs. Manchen, 12. 2. 94. — Promemoria Scknls*. MandiMi, 
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drückte nicht die Vermutung, dass man ihn einfach hinter- 
gangen habe. Trotz aller Bemühungen gelang es nicht, 
den Kurfürsten zur Unterstützung der preussischon Pläne zu 
bewegen. Geradezu erklärte Karl Theodor, dass er die 
Beschickung^ des Kongresses für bedenklich und gefährliob 
ansehe.^ Selbst die Reise des Grafea Gtfrts Dach Mttnchen 
yermochte keine wesentliche Aendeniog berbelzofUhron. 
Nach langen Unterhandlungen zeigte sich der bairische Hof 
bereit, für seine Person den frankfurter Konvent beschicken 
zu wollen;* allein man blieb dabei des Widerstands der 
andern, besonders des mitkreisausschreibendcn Salzburgs 
nur zu gewiss, in Hannover erschienen in den halb- 
offiziellen „Politischen Nachrichten^ die heftigsten Angrifife 
gegen Preussen.^ Ebensowenig Erfolg hatte Hardenberg 
mit seinen Bemühungen. In Kassel« wohin er sich, ohne 
die Zustimmung aus Berlin abzuwarten, begeben hatte, 
gelang es nicht, den Landgrafen zu einer günstigeren 
Stimmung zu bringen. Auch der Versuch, ihn durch die 
Aussicht auf die eben noch feierlichst abgeleugneten 
Säkularisationspläne zu gewinnen, schlug fehl. Alles was 
man nach vieler Mühe von ihm erlangen konnte« war, dass 
er sich schliesslich bereit finden Hess, den Frankfurter 
Konvent zu beschicken. Jedes Eingehen auf die preusslschen 
Absichten machte er jedoch von der doppelten Bedingung 
abhängig, dass Friedrich Wilhehn II. ihm für einige frühere 
Kosten Entschädigung leiste und von seinem, des Land- 
grafen, Lande keinerlei Beitrag zur Verpfiegung des 

17. 2. 94 — Promemoria Viereggs. Miluchen, 21. 2. 94. (samtL 
Berlin. G. St. A.) 

1. Polit. Journal l794, S. 328. 

2. Berichte des Legationssekretärs Kaufmann. Anfang Man 
1794. (G. St. A.) Kaufmann war der Vertreter des Grafen Görtz 
in Kegensburg während deBseu Keise nach München. 

3. Hannovenobe PoUUsohe Nachrichten 1794, 8. 254—266; 
277^27a 
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preussischen Heeres verlange.^ Koch mehr Widerstand 
zeigte sich im fränkischen Kreise. l^Tit Geschick und Erfolg 
hinderte hier Bamberg eine Stellungnahme zu Qunsten 
Preussens.^ Dass der niederrheinisch-westphälische Kreis 
günstiger gesinnt gewesen sei, ist nicht wahrscheinlich.^ 
völlig gescheitert aber waren die Bemühungen des preussischen 
Gescbüflsträgers am schwäbischen Kreise, Madeweiss. An 
eine Rückgängigmachung des engeren Kreiskonvents- 
beschlusses war nicht zu denken. Statt dessen übergab* 
am 2. März der würtembergische Gesandte dem Kaiser ein 
Schreiben vom Herzog und ein anderes vom engeren Aus- 
schuss, worin Fürsten and Stände zum Schluss, mit Beziehung 
auf Preiissens Vorschläge, den Kaiser bitten, „sie gegen solche 
ungewühnliche, in Verfassung und Gesetze nicht gegründete 
Zumutungen, so wie gegen alle weitere dergleichen An* 
forderungcn kräftigst zu schützen.** 

Der Malmesburyache Plan war gescheitert; Oesterreich 
Iialte sich zurückgezogen, vom Reiche war die Annahme 
des Verpflegungsantrages nicht mehr zu erwarten; es war 
Tielmehr vorauszusehen, dass sich die übrigen vorliegenden 
Kreise dem Vorgang des schwäbischen anscbliessen würden, 
dass überhaupt der gaazc Antrag i^reussens allgemach ver- 



1. Berichte Hardenbergs. Kassel, 26. 2. 94 und 28. 2. 94 

mit vielen Beilagen. (Berlin. G. St. A.) 

2. Bericht Hardenbergs, ii'iaukiurt a. Main, 22. 2. 9'i. (Berlin. 
G. St. A.) 

3. Rauke, Hardenberg. S. \V. 4G, S. 148. Der Deutschordens- 
meister, der (Eaiikc, a. a. 0, S. 14U) als der voniehraste Gegner 
der preussischen Anträge im fränkischen Kreiso bezeichnet wird, 
war der im niederrhein. - westphul. einflussreiche Biachof von 
Münster und Kurfürpt von Köln selbst. 

4. ßericiit C. G. Hardenbergs "und Mühls. Wien, 5. 3. 94. 
(Hannover, kgl. St. A. ; das Schreiben des schwäb. KreiseSi 
Ulm, 12. 2. 94 auch BerUn. G. St A.) 
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scbwiüden werde. ^ Friedrich Wilhelm II. sah sich gezwungen, 
seine Drohung wahr zu machen. Am 11. März gab er dem 
FeldmarschaH von MöHendorff den Befehl, seiae Truppen 
bis auf 20000 Mann zurUckzuzieheo. Allein kaum gegeben, 
stiess dieser Befehl an den verschiedensten Stellen auf 
Widmtand. Hardenberg warnte^ eindringlich vor einem 
solchen Schritte. MöHendorff, der wohl auch damals schon 
erkannt hatte, dass ein i ortziehen der Truppen, ohne vor- 
her erlangte sichere Aussicht auf einen Frieden mit Frank- 
reich, eine vollkommen verfehlte Massregel sei, zauderte, 
unvorbereitet, wie er war, die Weisung auszulUhreo.^ 
Malmesbury, der den ganzen Erfolg seiner Sendung, seiner 
vielwtfchentlichen Anstrengmgen mit einem Sclilage bedroht 
sah, zögerte unter solchen Umständen nicht, unverweilt aufis 
neue im Namen der Seemächte jene schon erwähnten Ver- 
handlungen anzuknüpfen, um Preussen wenigstens für den 
Augenblick zu fesseln. Es gelang ihm, und so blieben auch 
nicht ohne Erfolg jene wirksamsten Anstrengungen in 
dieser Hin sieht, die von dem deutschen Beiche, vorzüglich 
von dem Kurfürsten von Mainz, ausgingen. 

Die Nadiricht von dem plützlichen Bttckzugsbefehl hatte 
im Beiche begreifliche Bestürzung erregt Man moohte dein 
Könige einen solch entschiedenen Schritt nicht, mindestens 
in diesem Zeitpunkte noch nicht, zugetraut haben. Die 
Reichsarmee war noch nicht zusammengezogen : sorglos hatte 
man an vielen Orten die Organisation des allgemeinen Land- 
. Sturms liegen lassen. Nun sahen sich die vorderen Reichs- 
stände ungedeckt, gefährdet. Angstvoll sandte der Kurfürst 
von Trier seinem Beichstagsgesandten den Befehl,^ den 



1. Knrgs Beri-^ht. Regensburg, 4. 3. 94. (G. L. A.) 

2. Hardt Iii * l g an Haugwitz. 27. 3. 94. (Raoke, Hardeuberg. 
S. W. 46. S. 158. Anm.) 

8. Häusser, Deutsche Gesch. I. S. 632 und G33. 

4. KargB Bericht. Bagensburg, 22. 8. 94. (G. L. A.) 
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preussiscben Verpfle^^ungsantrag aufs krüftigstc zu unter- 
atützen, zu empfehlen und als das einzige Hillfs- und Aus- 
kuuftsmittei bei der dermaligen dringenden Lage für die 
Rettung der blosgestellten Lande zu einem unverweiiten 
Beicbsaeblttss befördern su helfen. Selbst Kursachsen und 
Curbannover zeigten sieb zu weiteren Unterbandlungen 
bereit* 

Man sieht, eine energische, zielbewusste Politik hätte 
den preussischen Forderungen vielleicht doch noch zu einiVem 
Erfolge verhelfen können. Allein dem Reiche gegenüber 
war eine solche nicht mehr mogltdi. Die Verhandlungen 
im Haag hatten begonnen. Durch eigne Schuld sab Prenssen 
seine Hände gebunden. ^ 

So war denn auch erfolgreich der Versucb, der von 
Mainz aus gemacht wurde, um das preussische Heer am Rheine 
festzuhalten. Kühler, als in Trier, hatte man hier der Ent- 
wicklung der Dinge entgegengesehen. Lange genug hatte 
sich Preussen hinhalten lassen: sollte das nicht auch noch 
länger möglich sein? Scheinbare Nachgiebigkeit hatte sich 
bisher stets bewährt. Albini griff wieder zu diesem Mittel. 
Am 18. März 1794 erschien ein kurmainzisches Beskript an 
den kurfürstlichen Reichsdirektorialgesandten v. Strauss in 
Begensburg.^ Das Wesentliche in dem langen Sehreiben 
war, dass Mainz die Volksbewaffnung — die allgemeine 
sowohl, wie die Landmiliz — als mit den preussischen 
Forderungen wohl vereinbar hinstellte und das Reich auf- 
forderte, etwa in der Art, wie man sich mit Hardenberg 
verständigt hatte, für die Aufbringung der Kosten sein 
möglichstes zu thun, freilich unter der dreifachen Voraus- 
setzung, dass Preussen erstens seine Armee in ihrer Stärke 



1. Bericht des preuss. Legationsaekretär Kaufmann. Hegena- 
burg, 17. 3. 94. (Berlin. G. St A.) 

2. Polit. Journal 1794. S. 35B— 3G4. — Auazug als Beilage 
SU KargB Bericht. Begensburg, 22. 3. 94. (G. L. A.) 
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von mindestens 60—70000 Mann erhalte, zweitens keine 
Broberongen für sich sondern ausschliesslich für das Reich 
mache und drittens keinerlei Nachforderungen für geschehene 
oder kOnfÜge Leistongen stelle. 

Mau hat diesen Vorschlag als einen Versuch betrachtet,* 
,,beim Reichstag günstigere Stimmungen zu erwecken." 
Zweifellos mit Unrecht. Es ist wohl kein Zufall, dass an 
demselben Tage, an dem das Mainzer Reskript erlassen 
wmrde, ein kaiserliches Kommissionsdekret erschien/ in 
velchem die Zusammenziehung säuitllefaer Beichs* und Kreis* 
kontingente am Oberrhein zu einer Beichsarmee und die Ueber- 
tragung des Oberkommandos an den wirklichen Kaiserlichen 
und Reichsgeneral-Peldniarschall, Herzog Albert von Sachsen- 
Teschen bekannt gegeben wurde. Hinzügerung* Preussens, 
bis das Reich des preussischen Schutzes entbehren könne, 
das war das Ziel oichl nur des üstreichischen, andern auch 
des Mainzer Hofes. «In der FttUe seines Herzens" offen- 
barte Albini dem hannoverschen ausserordentlichen Gesandten 
Franz von Reden :^ „es mag nun entschieden werden, was 
will, immer haben wir durcli Jenen Antrag die Preussen so 
lange hier behalten, bis die andern Mächte für die Sicher- 
stellung dieser Gegenden gesorgt haben werden." Mehr wie 
dies habe er auch nicht verlangt 

Wirklich ward der Zweck erreicht. Der Abzug der 
preussischen Truppen wurde eingestellt. Die Verhandlungen 
im Haag versprachen einen glücklichen Abschluss. Wenn 
man den Verpflegungsantrag geeignet modifizierte, allenfoHs 
in das Ansinnen eines Geldbeitrages umänderte, mochte man 
ein gleiches vom Reiche hoffen. 

Allein auch dies war ein schwerer Irrtum. Die Instruk- 
tionen fUr die Reichstagsgesandten lauteten wenig günstig. 

1. Haaaser, Deutsohe Geseh. I. 8. 632. 
% Polit. Journal 1794. S. 858—868. 

8. Beriebt Badens an daa hannoverache Miniatarinni. ICainai 
16. 4. 84. (HannoTer. kg). St A.) 
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Kurbrauascbwefg erklärte,' es sei mit dem VerlüUtnis, woria 

das Reich zn dem Kriege gegen Frankreich stehe, mit dem 
Beichsverband, mit der \' erlas» ung und mit den Reichs- 
gesetzen nicht vereinbar, vielmehr von grösster Bedenklich- 
keit und Konsequenz, wenn man sich auf den preussischen 
Verpflegungsantrag einlassen wollte. — Nur fUr diejenigen 
Truppen, die Preusseu Uber jegliche Verpflichtung hinaus 
fttr die Zukunft zur Beschfltzung des Reiches stellen werde, 
und nur unter verschiedenen Bedingungen, vollte KurkOln 
von der Möglichkeit eines Subsidientraktats von Seiten des 
Reiches etwas wissen.* Kurpfalz, Kursachsen dachten ähn- 
lich.^ Was sich von Kurniainz erwarten Hess, das dem 
hannoverschen Gesandten seine Zufriedenlieit darüber aus- 
drückte, dass Hannover dem preussischen Hofe mit Brfolg 
so thätigen Widerstand geleistet habe,^ sahen wir schon. 

Der Beginn der Beratung des kaiserlichen KommissionB- 
dekrets vom 20. Januar war auf den 7. April festgesetst^ 
Pünktlich fing man an:" aber nur langsam kam man von 
der Stelle. Am Nachmittag des 14. April war man mit 
dem Aufrui im ReichsfUrstcnrate zu Knde gekommen;' doch 
noch viele Gesandtschaften hatten sich das Protokoll offen 
gehalten, viele hatten weitläufige Stimmen abgegeben. Die 
Ostertage kamen dazwischen.^ Endlich am Mai 1794 kam 

1. Suii.^tauz des kurbrau nschweig. Dafürhaltens und an die 
KomitialgoBandtschaft erlassenen Reskripts über den kgi. preusa. 
Verpflegungsautrag. 0. d. Beilage zu Kargs Bericht v. 22. 3. 94. 
{ß. L. A.) 

2. Extrakt der kurkölu. Instruktion. 0. D. Beilage sum. 
Bericht Karga. 22. 3. 94. (ö. L. A.) 

3. 2. Bericht Kargs. Regensburg, 22. 3. 94. (G. L. A.) 

4. F. V. Bedeng Bericht Mains, 15. 4. 94. (Hannover kgl 

St. A.) 

5. 2. Bericht Kargs. Begensburg, 22. 3. 94. (G. L. A.) 

6. Kargs Berielit. Regensburg. 8. 4. 94. (G. L. A.) 

7. Kargs Beriebt Begenaburg, 14. 4. 94. (G. L. A.) 
d. Der Ottersoxmtag war am 20. April 1794. 
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das Reichsgutachten zustande.^ Weni^ günstig war die 
StimmuDg für den preussischen Verpflegungsantrag, wenig 
günstig freilich auch für die allgemeine VolkBbewaffnung. 
So eifrig auch viele Beichsstftnde^ Tonttglich die vor- 
liegenden, wie Baiern, Bamberg, Passau, Hessen-Darm- 
Stadt, Lüttich n. a., nicht zum mindesten auch Baden, für 
die Volksbewaffnung eintraten,- so war bei der ablehnenden 
Haltung der rUckliegei^den Stände an die aligemeine 
Durchführung nicht zu denlsen. Anderseits war, trotz 
des grundsätzlichen Widerstandes einer Anzahl von 
Ständen, eine bedingungslose Ablehnung des prenssischen 
Ansinnens nicht zu erwarten. Allein etwas wirklich Br- 
spriessliches konnte auf diese Weise nicht zustande kommen. 
Trotz des Mainzer Reskripts standen sich Volksbewaffnung 
und Verpflegungsantrag als sciiioffe Gegensätze gegenüber. 
Gegenseitig hinderten sie sich an einem gedeihlichen Erfolge. 
Hätte das Reich die Kraft besessen, mit rücksichtsloser Ent- 
schiedenheit eins von beiden aufzunehmen, das andere zu 
verwerfen, so hätte wohl ein Ergebnis erzielt werden können, 
das den Absichten auf Reichsverteidigung und Beichssicher- 
heit vollauf entsprach. Allein das Reich war zu vielköpfig 
geworden, es war nicht mehr einheitlich genug, um all seine 
Glieder in einem allgemeinen Interesse zu vereinigen. Ein 
Teil seiner Stände war über die Grenzen hinausgewachsen 
und wenn auch die kleinen treulich die Keichspolitik zu 
stützen suchten — die grossen trieben ihre Sonderpolitik 
und mussten sie treiben. Das heilige rtfmische Reich — 
das zeigt der Reichstag 1794 wieder deutlich, — hatte sich 
flberlebt. Ohne eine durchgreifende Umgestaltung wäre auch 
bei dem besten Willen eine Wiederbelebung unm({gUch ge- 



1. Polit. Journal 1794, S. 539. 

2. Protokoll das Reiobsfarstenrats. Gedraekte Beilage zu den 

Berichten der ReicbstagsgeBandten in den ▼erachiedenen Archiven« 
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Wesen. Die Form war veraltet, sie musste zerbrechen. 
Sollte wirklich etwas daueriialles geschaffen werden^ so 
waren neve Formen nötig. Aus seinem Innwn heraus aber 
«ich neu zu gestalten, daen war das Reich damals nicht 
mehr f&lüg. Es bedurfte eines .Ansturms von aussen, es 
bedurfte eines Zusammenbruchs des ganzen Gebäudes, wenn 
sich ein festes Gefüge wieder erheben sollte. Noch war die 
Zeit hierfür nicht gekommen, noch behalf man sich mit 
allgemeinen, dehnbaren Keichsschlüssen. die jeden befriedigen 
sollten und doch keinem genügten. Man verdeckte die Wunde» 
statt sie zu heilen* 

So auch hier. Der Reichstag wollte Volksbewaffnung 
und Verpflegungsantrag allen annehn^bar machen und 
schwächte beides so sehr ab, dass der Zweck des GFanzen 
völlig verfehlt wurde. Die aligemeine Bewaffnung des 
deutschen Volkes, wie sie Wurmser geplant hatte, ward 
nicht angenommen. Die Bewaffnung der Grenzunterthanen 
fand den dankbaren Beifall des Reiches. Die Vervollkommnung 
.dieser den Ständen des Reiches sowohl als ihren braTen 
Unterthanen zur £hre gereichenden Unternehmung wollte 
man ab«r lediglich dem Ermessen patriotischer Landesherren 
überlassen und empfahl die Unterstützung von Seiten der 
Kreise, sowie ein vertrauliches Einverständnis mit der 
Generalität. Das war, im Grunde genommen, garnichts; 
nur das besciiämeude Eingeständnis, dass das Reich unfähig 
sei, ^en grossen, Yolkstümiichen Gedanken zur That zu 
machen. 

Schünuner noch stand es mit dem preusslschen Ver- 
pflegungsantrag. Wie der kurbraunschweigische G^andte 

schon vor längerer Zeit angeregt hatte,^ beschloss man, um 
unter so ausserordentlichen Umständen die eigene selbstän- 
dige Reichsarmee zu verstärken, ein bestimmtes Corps der 
schon in d|ensttUchtigem Zustande an Ort und Stelle vor- 
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handeaen pronsfiiscben Truppen gegen Subsidien in barem 
Gelde zu. ÜberDebmen und zu diesem Zweck baldigst Ver» 
handluDgen anzukuttpfen. 

Nicht die ganze Armee, sondern nur ein Teil; nicht 

Natural Verpflegung, sondern Geldentscbftdigung; nicht selbst- 
ständig, sondern als Auxiliarcorps der Reichsarmee: wie 
hatte man den preussischen Antrag? bis zur Unkenntlichkeit 
umgestaltet! Aber selbst in dieser Form konnte der Antrag 
nicht völlige Zustimmung finden.- Hannover resp. Bremen, 
Salzburg« Bamberg, Wttrzburg und Wttrtemberg legten 
feierlichst gegeii die Verbindlichkeit dieses Beschlusses Ver- 
wahrung ein.^ Doch auch « Preussen erkannte, dass die 
Hülfe des Reiches in dieser Form unannehmbar sei. Der 
preussische Gesandte erklärte,^ dass von einem Subsidien- 
traktat zwischen seinem Hole und dem deutschen Reiche 
gegenwärtig nicht die Rede sein kdnne; eine Absage, die 
Friedrich Wilhelm II. kurze Zeit darauf wiederholte.' 

So lagen nun einmal die Dinge fttr Freussen. Von 

Russland war thätige Unterstützung niemals zu erwu^n 

gewesen. Oestreich hatte sich seit dem Alalmesbury sehen 
Plane zurtickgezogen. Das deutsche Reich, das durch seinen 
letzten Schluss gezeigt hatte, dass es unfähig war, sich und 
seine Glieder zu schützen, hatte seine BeihUlfe versagt, 

1. Kargs £encht. Regensburg, 6. 5. 94. (Q. L. A.) 

2. Polit. Journal 1794, S. 555. 

3. Kargs Bericht. Regensburg, 17. G. 94. (G. L. A.) „Das^^ 
Freussen jetzt am ßeichstage die Oberhand über Uestreieh hatte" 
(Eanke, Hardenberg. 8. W. 46, S. 166), wird man angesichts 
dieser Lage der Dinge wohl nicht mehr aufrecht erhalten können. 
Auch die aus der gleichen Ausohauiing tiiessende, «ohon erwähnte 
Ansicht, dass Preussen mit seinem Antrage eine seltene Mehrheit 
auf seiner Seite gehabt habe (Sybei, Revolutionszeit III, 4. Aufl. 
S. 48), ist in keiner Beziehung haltbar. Die Stimmung im Reiche 
spiegelt sich in den Berichten auB den kleinen Staaten weit 
deuthoher, «Is in denen der grosaeo. 

m 
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Noch war Preussen duroli Ueu Haagcr Vertrag zum Kriege 
gegen Frankreich gezwungen; allein sclion zeigten sieb auch 
hier die ersten Anzeichen des Bruches; der hald genug ein- 
treten sollte. Hatte Preussen auch von den Seemächton 
■nichts nielir zu hoffen, so war das letzte Band, das es noch 
an dem Kampfe gegen Frankreich gefesselt hatte, zerrissen. 
UnuDterstützt von seinen auswärtigen Bundesgenossen, 
unablässig bestürmt von seinen eigenen Räten und Ver- 
wandten, konnte der König wohl noch eine Zeit lang un- 
entschieden schwanken. AUein schliesslich musste auch er, 
der in ritterlicher Treue immer wieder an dem einmal unter- 
nommenen Kriege festzuhalten versucht hatte, so oft sicli 
ihm die Möglichkeit zur Fortsetzung zu eröffnen schien — 
schliesslich musste auch er zur Nachgiebigkeit gebracht 
sein. 

Welchen Weg er alsdann einzuschlagen hatte, konnte 
nun nicht mehr zweifelhaft erschehien. 

Der preussische Staat zu Ende des 18. Jahrhunderts war 
nun einmal kein „deutscher.'' Mit Bewusstsein hatten seine 

gefeiertsten Herrscher seinen Schwerpunkt immer weiter nach 
Osten gerückt. Um der polnischen Aussichten willen hatte 
sich der grosse Kurfürst geneigt erwiesen, mit Ludwig XIV. 
ein engstes Bündnis einzugehen; um östliche, ausserhalb der 
deutschen Beichsgrenzen gelegene Gebiete sich zu gewinnen 
und zu bewahren, hatte der grosse König seine west- 
deutschen Landesteile vernachlässigt und war selbst vor 
einem Kriege mit dem deutschen Reiche nicht zurückgeschreckt. 
Sein Neffe hatte in Pillnitz mit dieser Politili. zu brechen 
versucht. Aber in der Aufopferung für „eine ihm völlig 
fremde" Sache hatte der altpreussische Staat Einbusse über 
Einbusse erlitten. Die Zeit kieiudeutscher Ideen lag noch 
in weiter Feme; erst Jena musste den preussischen Staats- 
männern die Augen darüber ülfnen, wohin eine einseitige 
Hauspolitik, nur achtend der nächsten, augenblicklichen, 
greilbaren Vorteile, notwendig führte. Dass preuisene 
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Zukonft nicht in der Erwerbung slavischer Gebiete lag, 
dass vielmehr sein Schicksal mit dem Deutschlands aufs 
innigste verbunden sei — solche Einsicht lag jenen Zeiten 
voiikuminen fern. Wie wäre es auch anders möglich ge- 
wesen? Natürlich und nur zu begreiflich war es daher, dass 
Preussen, von allen verlassen, allein auf sich gesteilt, zu 
Bich selbst, £u der PolitüL seiner glänzendsten Vergangen* 
beit zurückkehrte, dass es sich auf seine — wie es ver- 
meinte — eigensten Interessen besann, dass es ihnen nach- 
zugehen sich entschloss. 

Von dem Gedanken ist es nicht weit bis zum ersten 
Schritte. Wie er zu machen sei, hatte schon Hardenberg 
gewiesen. War einmal der Wille, ihn zu thun, vorhanden, 
so gebrach es auch an Gelegenheit dazu nicht. Dann aber, 
einmal geschehen, gab es auch kein Zurück mehr. Unwider- 
stehlich dfftngte die Macht der Ums^nde und das Schwer- 
gewicht der Folgerichtigkeit voran. Der Abschluss dieser 
Bahn ist der Friede zu Basel. 
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Landsturm und Lrandmiliz. 
Erlahmen der Volksbewallhungsbewegung. 
Anfang 1794 bis Mitte 1795. 

Das Boich hatte es abgelehnt, die Sache der Volks- 
bewaffnung zu seiner eigenen m machen. Nach wie vor 

ward sie dem Eifer und Geschick der einzelnen Landesherren 
überlassen. Es bleibt nur noch übrig, einen Blick auf die 
Entwickelung der Dinge zu werfen, wio sie in Süddeutsch- 
land, besonders in Baden, während der eben betrachteten 
Ereignisse vor sich ging. 

Die Heere der Verbündeten hatten das Land links des 
Oberrheines preisgegeben. Längs des rechten Ufers standen 
seit den letzten Tagen des Dezember 1798 die bewaflheten 
Landieute, teils schon ausgerückt, teils in Bereitscliaft, jeden 
Augenblick zur Verteidigung hinauszuziehen. 

Im Oberlande waren nach den Anordnungen dos Mark- 
grafen ein Drittel oder mehr der mit Oeiitreich ver- 
abredeten 3000 Mann ausgezogen.' Der Rhein war bis zu 
der nahe in Aussicht stehenden Ankunft Irlscher Truppen 
▼on dem Landvolk hinlänglich besetzt, und wenn es auch 
an manchen Orten au groben Geschützen mangelte, so war 

doch die Stimmung im Lande kampfesfreudig und hilfs- 

— ' 

1. Bericht des Obenunts Rötteln. Lömoh, 1« 1. 94. geneh- 
migt It Eztr. Geh. Rate Prot 7. 1. 94. (0. L. A.) lo fiettdn 
hatte man sogar nioht unter drei Fttnifcel hinabgehen wollen» 
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bereit.^ Zwar Widersetslichkeiten fehlten nicht ganz; Tor- 
ittglich im Sohwarzwald wollte man sich anfangs nicht zum 
Auszug an den Rhein bequemen. Allein mit einer einzigen 

Ausnahme Hess sich alles bald in Ordnung bringen. ^ Er- 
folglos blieben die Aussprengungen der Franzosen, 30000 
der Ihrigen hätten den Belelil erhRltoii. um jeden Preis in 
Deutschland einzudiiogen, jeden bewaffnet widerstehenden 
Landmann zu massakrieren, allen andern jedoch kein 
Härchen zu krOmmen.^ Unbeirrt durch solche Gerüchte, 
die mehr die eigne Furcht der Franzosen vor dem bewaff- 
neten deutschen Landmann verrieten, als dass sie auf diesen 
einen Eindruck gemacht hätten, zeigten sich die Leute zur 
Kriegsarbeit willig, und ganz bereit, jedem (jebergang der 
Franzosen den kräftigsten Widerstand entgegen zu setzen/ 
Als in der Gegend von Neuenburg, am Hü. Dezember 93, 
starkes Feuern yernommen wurde, zog die Gemeinde Auggen, 
freiwillig und Uber 200 Mann stark, zur Abwehr des Feindes 
hinaus.^ Als gemeldet wurde, dass die Franzosen in der 
Gtogend von Altbreisach Uber den Rhein brechen wollten, 
schlössen sich mehrere Gemeinden dem dorthin eilenden 
Militäre an.^ 

Unter dessen waren auf Aufforderung des Oberamts 



1 Bericht des Oberamts Hoohberg« Emmendingen. 4. 1. 94. 

(G. L. A.) 

2. Bericht des Oberamts Röttelii. Lörrach 1. 1. 94. Die Ge- 
meinde Schwand weigerte stob, die auf sie entfallenden 8 tfano 
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Ortenau (24. 12. 93.) am 2. Januar 1794 die Vertreter der 
sahhreichen Territorien dieser Gegend su Offenburg so- 
sannDengekommen.^ UebereinsÜramend mit dem Entwürfe 
BMiiiannB vom 1. Deserober 1793, bescbloss man elf Bhein- 
orte Ton Rust bis Goldscheuer mit je hundert Mann zu be- 
setzen. Zum Massstab der Austeilung nahm man auf 
ßlittersdorffs Antrag die Seelenzahl an; auf jedes Tausend 
entfielen danach etwas Uber 13 Mann, sodass Mahlberg 183, 
Staofenbeiig 20 Mann zu stellen hatte. An den Gedanken 
des allgemeinen Landsturms lehnte sich somit die ganze 
Einrichtung offenbar noch an. In der Form aber erinnerte 
sie nur allzusehr schon an die Landmiliz. Während Gayling 
bisher noch immer die Wehrpflicht Aller als Grundlage des 
Landauf^ebots durchgeführt hatte, ging man hier zum ersten 
Mal in Baden, dem östreichischen Vorbilde folgfend, davon 
ab. Nicht mehr alle Waffenfähigen gedachte man zur Ver- 
teidigung heranzuziehen, sondern nur die Ledigen im Alter 
Ton 18—40 Jahren.^ 

Wir begegnen hierbei zuerst jener Erscheinung, die 
sich in der Folgezeit noch oft wiederholen und den Ge* 
danken der allgemeinen Volksbewaffnung zuletzt verdrängen 
sollte. Bisher hatte man, so oft die Gefahr glücklich vor- 
übergegangen war. von den geplanten umfassenden Sicher- 
heitsanstalten vollständig abgelassen und hatte daher, mit 
erneuter Not, stets wieder vonvome anfangen müssen. 
Jetzt hatte man gelernt Man Hess das einmal Ergriffene 
nicht sogleich wieder gänzlich fallen; allein in den alten Fehler 
sank man darum doch wieder zurtick. Nicht in ihrer vollen 
Ausdehnung verwirküchLe man die Verteidigungsentwürfe, 
sondern jemehr sich die Gefahr minderte, mit desto ge- 
ringeren Anstrengungen begnügte man sich. Dem Namen 
nach hielt man wolü noch an jeAen umfangreichen Plänen 



1« Blittersdorifs fiericht Staufenboig, 4. 1. 94. (G. L. A.) 
2. Bericht des Oberamts Mahlbeig, 18. 1. 94. (G. L. A.) 
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fest; in der Thai aber dachte maa garpioht iqetar dafao, sie 

durchzufuhren. Ein anderes kommt hinzu: Die Abneigung 
gegen alles aus dem Rahmen des Gewolintcn hinausfallende. 
Die ausserordentliche Bedrängniss hatte zu ausser- 
ordentlichen Massnahmen willig gemacht. Je weiter 
die Gefahr wich, desto näher sachte man das bisher 
Oeschaffene den gewohnten Formen zn bringen; mehr und 
mehr suchte man es den herkömmlichen Begriffen ansu- 
passen. Von dem allgemeinen Aufgebot k»m man znr 
Landmiliz. 

In jedem Falle luuss man die Bildung einer Land- 
miliz an Stelle eines Landsturmes als einen Rückschritt von 
dem Gedanken der allgemeinen Volksbewaffnung auffassen. 
Freilich baut sich auch die Landmiliz auf dem Grundsätze 
der allgemeinen Wehrpflicht auf, freilich bleibt auch hier 
zumeist das Aufgebot des gesamten Volkes, der Landsturm, 
als eine Art leteter Zuflucht bestehen. Allein der Land* 
Sturm ist eben nur für den äussersten Notfall bestimmt. 
Bleibt dieser Notfall aus, so wird, je länger, desto 
mehr, die Landmiliz in den Vordergrund treten. Und 
mit ihren alsdann bei längerem Bestehen fast not- 
wendig sich entwickelnden Ausartungen, der Steil Ver- 
tretung, den JBxemtionen, den Geldablösangen u. s. f., ent- 
fernt sie sich mehr und mehr von dem Boden, auf dem sie 
erwachsen ist, Tpn der allgemeinen Wehrpflicht 

Bei dem wenig kriegerischen Sinne des Markgrafen/ 
bei der Abneigung eines Teils seiner Beamten, z. B. der 
meisten Oberforstmeister des Unterlandes, gegen eine aligo- 
meine Bewaffnung des LandToliLB, war es nur zu natürlich, 

1. „der jetzt regierende Harkgraf hftt selbst gar keine be- 
sondere Neigung zum Soldatenwesen.*' Briefe über die Verfassung 
in der Markgrafschaft Baden. I. 98. (1786.) Damit stimmt auch 
überein die Haltung Karl Friedrichs iiu Oktober 1792 (Meiers 
Tagebuch. Polit Corr. I. 550), seine Fliichtpläne, die Einsetzung 
einer interimistischeu Hegioruug u. s. i. (PoUt Corr. II. 148). 
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das« man von der ftossersten kriegariscben AnstrengiiDg^, 
d«in Landstnnn, nicht ungern zu der sozusagen gemässigteren 
Landmiliz zurückwich. Bewegte sich doch auch die Land- 
miliz weit mehr in den gewohnten Formen militärischen 
Wesens. Natürlich war es auch, dass man diesen Srliritt 
zuerst that in dem Teile Badens, der zunächst unter den 
Augen Karl Friedrichs lag, der in seiner Verwaltung Tie! 
weniger Unabhängigkeit zeigte, als die oberländisohen Aemten 
in dem Unterlande. 

Auf den 6. Januar hatte man hier eine Anzahl Be* 
amte nach Karlsruhe berufen, um mit ihnen wegen Errichtung 
einer Landrnihz Verabredung zu treffen. Nach langen Be- 
ratungen des Geheimen Kates mit Karl Friedrich, dem 
jtingeren Edelsheim, dem Obervogt v. Wöliwörth^ und den 
dazu beschiedenen Beamten^ erging denn auch am 7. Januar 
ein Reskript an die Oberforstämter der mittleren und 
unteren Markgrafscliaft, wonach ein Teil der Untertbanen 
„nach Art einer Landmiliz** in den Stand gesetzt werden 
sollte, die drohenden Uebergänge der Franzosen zu ver- 



1. Der Obervogt, nicht der Geh. Iiat v. Wöllwarth. Der 
Geb. Rat Karl v. Wöllwarth nahm, wie aus den Unterschriften 

Protokolls im Original zu ersehen ist, an jener Sitzung 

nicht teil 

2. Prot, des Geh. Rats 5. 1. 94 jn Gaylings Wohnung. 
Coutinuatum bei Hofe, Abends 6 Uhr. (G. L. A.- Hegest in der Polit. 
Corr. II. 145.) Extr. Geh. Rats Prot. 7. 1. 94. (G. L. A.*£ege8t 
in der Polit. Corr. U. 147, Anm. 8.) 

% Rescriptum clementissimum an die Ober- und Oberforst- 
ämter Pforzheinii Stein, Durlach, Karlsruhe, Rastatt, Baden, 
Eberstein, Yberg und Ettlingen. Karlaruhe» 7* 1. 94. (G. L. A.) 
Am gleioben Tage ergebt ein Reskript an sämtliche Oberämteri 
worin weitläufige Haesregeln Iftr den Fall eines Bbeinftber- 
gangs der Fnaaoem gegeben werden, ebne dase jedoob dabei 
der Volksbewaffnung gedacht wird (Q-. L. A. Regest in der 
FoUt. Corr. IL 146.) 



Digitized by Google 



— 187 - 

hüten und in Verbindung mit dem regulären Militllr den 

Feind abzuhalten und zurückzudrängen. „Sie sollen", so 
heisst es, „dabei nur in Notfällen, die wohl nicht von langer 
Dauer sein können, ausrücken und inzwischen nicht mit 
mehr KriegsUbungen, als dem nöthigsten Unterricht in der 
Geschicklichkeit, mit dem Gewehr umzugehen, beschwert 
werden.^ Dabei soUte auf möglichste Schonung der Unterr 
tbanen Bedacht genommen und jedem aus herrschaft- 
licher Kasse täglich 12 xr oder Vs P^^nd Fleisch, 2 Pfund 
Brot und das Uebrige in Geld gegeben werden „gleich 
UDserm stehenden Militär". Es waren im Ganzen etwas 
über 2000 Mann, die so von den genannton Aemtern zur 
Landmiliz gefordert wurden,^ offenbar ein Gegenstück zu 
den 3000, bezw. 15000 bewafifaeten Bauern des Oberlandes. 
Denn von einer Aufhebung des am 27. Dezember 1793 
ergangenen Aufgebots aller waffenfähigen Unterthanen zum 
allgemeinen Landsturm ist nirgends die Bede. Wie bei jenen« 
stand auch hier hint^ der Landmiliz als letzte Zuflucht der 
allgemeine Landsturm. 

Gefördert sein mochte der Gedanke, einer Landmiliz 
zunächst den Vorzug vor dem Landsturm zu geben, durch 
die enge Verbindung Badens mit Würtemberg in jener Zeit. 
Wir sahen schon, dass Louis Eugen, durch seine Landstände 
in seinen EntSchliessungen gehemmt, zwar ein allgemeines 
Aufgebot in Aussicht, vorläufig aber die Bildung einer 



1. Oberamt Karlflrnbe SSO 

Oberamt Pfonheim SOO 

Amt EtÜingea 200 

Oberamt Durhush 220 

Amt Stein 160 

Oberamt Rastatt 220 

Oberamt Yberg-Schwantach 300 

Amt Baden 200 

Oberamt Eberstein löO 

2X10 
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starken LandroiliE In Angriff ' genommen ' hatte. Kar] 
Friedridis Schreiben vom 27. Dezember 1798 nnd die Mit^ 
teünngen des kaiserlichen Oeheimrats t. Botzhelm beant- 
wortete er ^ am 2. Januar 1794 mit der Mitteilung 
seines gleichzeitigen Schreibenß an Wurmser,- sowie mit der 
Bitte, vereinigt mit ihm künftighin die Sicherheitsraass- 
regein zu treffen. In dem Schreiben an Wurmser war, 
neben den andern umfangreichen Verteidigungsanstalten, 
auch von einer Landmiliz von wenigstens 25000 Mann die 
Bede, die zur Sicherung des Landes« besonders* zur Be- 
setzung und Verteidigung der engen Pftsse bestimmt 
sein sollte. 

Tn Karlsruhe zeigte man sich sofort bereit, die An- 
stalten in den eigenen Landen mit denen Wttrtembergs 
ttberelnstimmend zu gestalten.^ Der Obervogt Ludwig 
V. Wollwarth wurde bereits am 5. Januar, dann nochmals 

am 7. Januar beauftragt, * nach Stuttgart zu gehen, „zur 
näheren Concertienmg der gcmeinsciiaftlich zu treffenden 
Verteidigungsanstalten", mit der besonderen Weisung, von 
dem badischen Landausscbuss zu berichten und sich nach 
Einrichtung und Bestimmung der würtembergischen Land- 
miliz zu erkundigen^ In Stuttgart gab man ihm bereit- 
willigst allen gewünschten Aufschluss und stellte seinerseits 
die Sendung des Generals v. Nikolai in Aussicht, der mit 



1. Louis Eugen v. Würtemberg an Karl riedrieb. Stuttgart^ 
2. 1. 94. fG. L. A.) 

2 Louis Eugen an Wurmser. Stuttgart, 2. 1. 94. (G. L. A.) 

S. Schreiben Karl Friedrichs an Louis Eugen. Konzept von 
Geh. Rat. Meiers Hand. Karlsruhe, 5. 1. 94. abgeg. per Estafette. 
6. 1. 04 (G. L. A.) 

4. Extr. Geh. Rats Prot. 5. 1. 94 und 7. 1. 94. (G. L, A. 
von beiden auch Eegeste; Polit, Corr. H. 145 uud 147.) 
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Karl Friedrioh und deiu Prinzen von Waldeck zusattmen 
einen g^memsamen Plan entwerfen sollte. ■ 

Inzwischen hatte sich wie erzUüt — der Gedanke 
der allgemeinen Volksbewaifnang in Dentschiand m&ohlig 

Bahn gebrochen. Ein Reichsstand nach dem andern hatte 
seine ünterthanen unter die Waffen gerufen, ein Kreis nach 
dem andern sicli für das allgemeine Äul>ebot entschieden. 
Im schwäbischen Kreise hatte man allerdings, trotz der Be- 
mühungen Louis Eugens zu einem endgültigen Entschlüsse 
noch nicht gelangen können. So kam es, dass für die 
badischen Oberlande der entscheidende Anstoss auch dies- 
mal wieder Yon Vorderdstreich, von den breisganischen Ständen 
lind dem rührigen Regierungsprftsifdenten v. Sumeraw aus- 
ging. 

Bereits am 24. Januar hatte Sumeraw an Gayling 
geschrieben,^ dass zwar im Augenblick die Gefahr nicht so 
drohend erscheine, dass aber nach dem Beispiel fast der 
gesamten deutschen Beichskreise in Hinsicht auf nachdrück- 
liche Verteidigung etwas geschehen müsse, und dass er selbst 
mit den Ständen und dem dortigen Diyisionskommando vor- 
läufig das Nötige eingeleitet habe. 

Das Entscheidende geschah am l. Februar.^ In Sumeraws 
Haiifse und unter seinem Vorsitz kanien der vorderöstreichische 
Regierungsrat v. Greifeneck, der breisgau-landständische Präsi- 
dent, Exzellenz Freiherr von Baden, die landständiscben 
Assessoren Freiherr v. Bollschweil . und Graf Duran, der 
unentbehrliche Syndikus Dr. Baumann und der ortenauische 
Oberamtsrat v. Dürfeid zusammen. Ex parte militari war 
der Divisionskommandant FML. v. Staader hinzugezogen. 
Auf Grund der in der letzten Zeit mit den breisganischen 

1. Bericht Wöllwarths. [Stuttgart] 11. 1. 94. — Schreiben 
Louis Eugens an Karl Friedrich. Stuttgart, 12. 1. 94. — B^cht 
Wöllwarths. Karlaruhe, 16. 1. 94. (sämtl. L. A.) 

2. Sumeraw aa Gayling. Frmburg, 1. 94. (Ö. L. A.> 
8. Protokoll der Kcnferens. Freiburg, 1. 2. 94. (G. Lh JL) 
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Ständen vorläufig geptloj?eneü l Unterredungen beabsichtigte 
man nun, nach dem Vorbilde der aodereo Eeichskreise, für 
die Sicbemog der Rheingrense zu sorgen. In Betracht 
^am die Strecke voo HUningen bei Basel bis Marten bei 
Offenburg. 

Die Besetzung des Rheinufers, die Verstärkung der 

H3 MilitärliaupLwaciitposlen von der baselscben Grenze bis 
gegen Kehl durch Landvolk mit vierzehntägiger Ablösung, 
war zwar schon am Ende des vergangenen Jahres in An- 
griff genommen worden. Allein es war augenscheinlich, dass 
die geringe Anzahl der dazu Aufgebotenen damals wohl zur 
Verstttrkung der Wachen, nicht aber jetzt zur wiiklichen 
Sicherung der Grenzen genügen konnte. Es galt darum nun* 
mehr, diese Vorkehrungen zu erweitern und einen allge- 
meinen Landstuun ins Leben zu rufen. Au der guten 
Stimmung im Volke war niclit zu zweifeln. Schon erhoben 
sich an allen erforderlichen Plätzen des Hheinufers die 
Lärmstangen, deren AnzUndung die wirkliche Gefahr an- 
zeigen und nach frttheren Verfttgangen die Gemeinden zum 
'AnsrUcken, Sturmläuten u. s. f. anweisen sollte. In der 
Hauptsache kam es nur noch darauf an, die Art und Weise 
des Auszugs genauer festzusetzen. 

Zwei Arten des Laiidsiuriiib beschloss uiau. Der erste 
sollte alle nahe dem Rheine gelegenen Ortschaften — in 
Vorderöstreich waren es 77 an Zahl — begreifen. Sein 
Zweck war: Abhaltung eines feindlichen Uebergangs Uber 
den Strom. Der zweite Landsturm sollte die entfernter 
liegenden Orte umfassen; sein Zweck sollte sein: falls der 
Feind, ungeachtet des Widerstandes des ersten Landsturms 
Über den Rhein dringen sollte, „durch Nach- und Vorrttckung 
des Landvolks aus den gesamten weiter rUckliegendeii Ort- 
schaften entweder den Feind wieder rUekziLschlagen und 
völlig ausser Landes zu jagen, oder doch demselben das 
weitere Vordringen und Ausdehnen zu erschweren und zu 
yerwehren.** 
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Zwei Arten von Sammelplätzen wurden dementsprechend 
lestgesetzt. Der erste Landsturm sollte an 13 Rheinorten^ 
sogleich zum Widerstande ausrUcken. An jedem dieser 
Orte soUteu zwei Bataillons^ d. Ii. 1440« auf der ganzen 
Strecke also 18720 Mfum stebeo. Ffir den Eweiten Land- 
sturm sollte die stoiUiche hiernach noch Übrige Mannschaft 
nach drei zurückliegenden Orten* eingeteilt werden, um sie 
von hier ganz oder luilweise nach Erfordernis, als eine Art 
Reservearmee, auf die vorwärtigen Posten nachziehen zu 
können. 

Die Wafl'en sollten die gewöhnlichen sein: Gewehr, 
soweit Im Lande vorhanden; Sensen, Aexte, Säbel u. dgl. 
fOr die Uebrigen. Um weitere Gewehre, besonders unter 
dem ersten Landsturm verteilen zu können, sollte der Hof- 

kriegsrat angegangen werden. 

Diesen allgemeinen GesichtspuukLeü gemäss, niusstea 
nun die Einzelheiten bestimmt werden. Der stets dienst- 
bereite Syndikus Dr. Baumann übernahm sofort, eine Re- 
partition zu entwerfen, wodurch sich allerdings die 
Zahlen ein wenig änderten. 18720 Mann hatte man zum 
ersten Aufgebot berechnet Nahm man nun, nach dem her- 
kömmlichen YerhiUtnis iwei Drittel, d. h. 12000 Mann Ittr 
Vorderösterreich, so blieb, wenn man 1440 Mann auf die 
üüterreichische Orten ;iu rechnete, für die übrigen ßeiclib- 
stände (Basel, Baden, iStrassburg u. s. f.) noch 5280 Mann 

1. Markt, Rheinweiler, Bteinenstatt, Neuenbing, Hartheim, 
Grezhausen, Brei«^ach, Sasbach, Weisweil, Kappel, Otteuheim, 
Ichenheim und Goldscheuer. 

2. 1 Kompagnie — 120 Mann, nämlich 1 FeJdweibel, 1 Führer, 
6 Korporale, 112 C+emeino. Dazu kamen noch 1 Hauptmann, 
1 Ober- und ] Unterleutnant, sodass die Kompagnie thateächlich 
125 Mann stark war, 3 Kompagnien bildeten 1 Division; 2 Di- 
vision (= 720 Maua) = 1 Bataillon. Jedes Bataillon fahrte lUbrist- 
leutoant. 

ft. Sohlieiig«!, ^eiburg und Mahlbarg. 
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Nun betrug jedoch, nach Baumann, die inäiiiiliche waffen- 
fähige Bevölkerung der 77 zum ersten Landsturm gehörigen 
Orte 18192 Mann. Mithin mussten, wenn man wiederum 
zwei Drittel der Bevölkerung aunn Aoezug bestimmte, in 
VorderOsterreich 12048 Mann mß JEUieio vorrücken. 
Hiersu kamen, nach des Syndikus Berecbnmg, noch die 1440 
Mann der Ortenau and die 6286 Mann, über deren Reparation 
sich die (Ihrigen Territorien ihrerseits zu einigen hatten. 
Alles in allem sollte so der Rhein durch 18 724 Mann gedeckt 
werden. Daö ist in Kurzem der Sinn der verschiedenen 
etwas umständlichen und schwerfaUiig unklaren Tabellen 
und Berechnungen Baumanas.^ 

So erging denn - am 6. Februar ein Oirkular des 
Präsidenten und der Verordneten des TorderSsterreiohisehen 
breisgau-landstftndischen Konsesses, worin die Beschlttsse 
der Freiburger Konferenz bekannt gegeben wurden. Ihm 
zufolge sollten in den 77 zum ersten Laiidstunn gehörigen 
vorderüsterreichischen Ortsciiaften zwei Drittel der männ- 
lichen Bevölkerung in dem Alter ungefähr von 16—50 
Jahren durch die Obrigkeit ausgewählt werden. Dabei 
sollte hauptsächlich auf kSiperliche und geistige Tüchtigkeit 
gesehen, keine der herkömmlichen Ausnahmen jedoch be- 
rücksichtigt werden. ^ Auch die zwar nicht zur Gemeinde 
gehörigen, aber dort in Dienst betindlichen Gesellen, Knechte 

1. Ueberschlag und Auszug des Populationsstandes männ- 
lichen Geschlechts von 16 bis über 50 Jahren in dciijen. 77 
Ortschaften, die zum Landsturm erster Art hrigezogen werden 
sollen. Von Dr. Baumann, Syndikus. Frei bürg, 3. 2. 94. — 
Verzeichnis der 13 Sammelplätze am Rhein und summarische 
Repartition der zu ihrer Bedeckung gehörigen 26 J^ataillons . . . 
in die sich Breisgau, Ortenau und die betr. 6 Reichsfürstlichen 
Oberämter zu teilen haben. Entworfen von Dr. Baumann, Frei- 
burg, 4. 2. 94. — Nota o. D. (ca. 5. 2. 'J4.) (sämtl. G. L. A.) 

2. ,.auch IjetritFt es die Verheiratete, wie die Ledige, nicht 
minder jenoi, welche eooaten von dem Bekrutierungaatande aua- 
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und Lelirbursclien gedachte man dazu herbeizuziehen. Zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Unterstützung 
sollte bei jedem Bataillon Landvolk eine verhältnismässige 
ÄDzahl regulärer Truppen sein. Anführer sollten gewählt, 
Listen gefttbrt und eingesandt werden. Vor allem aber 
sollte das Augenmerk darauf gerichtet werden, dass die 
Mannscbaft Tag und Nacht m^^glichst schnell marschfertig 
sei, „weilen", wie das Zirkular sehr hübsch sagt, „bei 
diejser Hilfsleistung das meiste daraul beruhet, dass sie zur 
rechteu Zeit erscliHine." 

Wenige Tage später, am 17. Februar 1794 erging ein 
ssweites Zirkular der breisgauischen Landstände. ^ Es betraf 
den Landsturm zweiter Art. Wieder sollten zwei Drittel 
der waffenfähigen Mannschaft von 16—50 Jahren ausrücken, 
während ein Drittel zum Schutz des eigenen Heimes zurttck- 
blieb. Die zum Auszuge Bestiiiiuiten mussten sich nach 
bestem Vernuigen bewaffnen. Sobald der Sturuiruf durchs 
Land ging und der erste Landsturm an den lihein zog, 
hatten sie sogleich, mit der notdürftigsten Nahrung für 
wenigstens einige Tage versehen, auf den nächsten der drei 
grossen Sammelplätze — Schliengen, Freiburg und Mahl* 
berg — zu eilen, um fttr den Fall, dass es dem Feinde 
gelinge, auf dem rechten Rheinufer festen Fuss zu fassen, 
dem Schritt liir Schritt zui ückweichenden MilitUr und Land- 
vi lk des ersten Landsturms als Reservearmee zu frischer 
L üterstlitzung dienen zu kcinnen. Auf diese Weise gedachte 
man den Feind wiederzurUckzudrängen oder wenigstens an 
weiterem Vordringen und Ausbreiten zu bindern. So sollte 
das Land vor Verheerungen möglichst geschätzt bleiben. 



genommen sind; da es dieshalb nicht um Rekrutierung, noch um 
eine länpjer dauorndo Autstelhing der Wachposten am Rhein, 
BOiidern um eiiu! nui 12 utli i J4 stündige allgemeine Landes- 
verteidigung zu thun ist." Zirkular. Freiburg 6. 2. 94. i^Ö. L. A.) 

1. Zirkular. Freiburg, 17. 2. 94. (O. L. A.) 
W«adl«nd. VoUub«WAf&ituag. IS 
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Für die Verwundeten und für die Hinterblicbeucn der Ge- 
fallenen Übernahm das Land die E'drsorge. 

14760 Mann rechnete man ^ auf Scbliengen, eine gleiche 
Anzahl auf Freiburg, 12646 auf Mahlbcrg. Zählte man zu 
diesen 42066 Mann Reserve noch die 18724 des ersten 
Landsturms, so war das Land von Basel bis Kebl durch 
insgesaini 60790 Landleute veitoidii^t ; gewiss eine stattliche 
Lei5?tun^. Bedenkt man ferner uocb, dass die etwa 80000 
in der Heimat Verbliebenen nicht zur Thatenlosigkeit, 
sondern zur letzten Verteidigung des eigenen Heerdes be- 
stimmt waren, so muss man gestehen: es war ein letztes 
gewaltiges Aufflammen des alten deutschen Qedankens der 
allgemeinen Wehrpflicht. 

Und nicht nur auf VordeHJsterreicIi blieb diese An- 
regung beschränkt. Die breisgaiiisclien Stände hatten vor- 
geschlagen,^ die Einrichtung Baden, Hasel u. s. f., auch 
dem scliwilbisclien Kreise bekannt zu machen, damit die 
Anstalt vielleicht von Kehl bis Philippeburg fortgeführt 
werde. Notwendig ergab sich, aus der ganzen Anlage des 
Planes, die Mitteilung und Vereinbarung mit den benach-^ 
harten Oberilmtern, also fast unumgänglich mit den be- 
nachbarten Staaten überhaupt. Am 14. Februar teilte 
Sumeraw dem Präsidenten v. Oayling d. b. der badiscbeii 
Regierung die Ergebnisse der Freiburger Konferenzen mit 
und ersuchte um BevollmächtiguDg der badischen ober- 
ländischen Oberämter zu weiteren Konferenzen und fernerem 
einverständnismässigem Handeln.^ 

In Baden war man gern dazu bereit. Blittersdorlf und 
Liebenstein wurden mit der Führung der diesbezüglichen 

1. Berechnung von Baumann. Betlage B. ad circulare v. 
17. 2. 94. (0. L. A.) 

2. Der landständ. Konsesa an Sumeraw. Freiburg, 6. 2. 94. 
(O. L. A.) 

3. Stimeräw an Gayliag. Freiburg, 14/' 2. 94. (G. L. A. 
Kügest auoh PoUi Oorr. II. 168.) 
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Verhandluncren beauftragt.' Liebenstein begab sieb naeb 
Frei bürg, wo er mit dem FML. v. Staader und dem 
Syndikus Baumann sprach und wo fUr den 6. März eine 
gemeinaanift Konferenz zu Freiburg in Aussiebt genommen 
wurde. ^ Hierauf verständigten steh zunächst die badischen 
Oberämter untereinander,, wie man ((ich zu den freiburger 
Plänen stellen solle. Tn Müllheim kamen am 27. und 
28. Februar die Oberbcamten von Baden weiler (Groos und 
Walz), Rötteln (Htitzenstein) und Hocliberg (Liebenstein) 
zusammen.^ Sie waren der Ansicht, dass der Endzweck 
der allgemeinen Lan4ilesverteidigung durch Landleute allein 
nicht erreicht werden kOnne, die Unterstützung durch 
Österreichisches Militär also auf alle Fälle zu verlangen 
sei. Der Fhein müsse ferner an mehr als 13 Stellen besetzt, 
die am Strome gelegenen Ortschaften dürften jedoch nicht 
zur Unterstützung anderer Hlieiiiorte weggezogen, sondern 
mllssten zu Hause gehalten werden. Denn das wiisste man: 
wenn der .Sturmruf erscholl, dann eilten nicht nur die zum 
Auszug bestimmten, sondern nach altem Brauche die ganzen 
wehrbaren Mannschaften dem bedrängten Dorfe zu Hilfe. Ge- 
schah also noch an einer zweiten Stelle ein französischer 
Einbruchsversuch, so durfte auch hier das Land nicht von 
dem stürmenden Landvolke cntbltfsst sein. Vor allem aber 
erkannte man die Notwendigkeit einer starken Reserve. 
Auch ohne die Kräfte des Landes gleich beim ersten Wider- 
stände zu erschöpfen, war man sich l'erner bewusst, unschwer 
das österreichische Ansinnen mehr als erfüllen zu können. Aus 
dem baseischen und badcnschen Anteil allein versprach 
man sich 4660, mit den andern Beichsständen zusammen 6240 



1. Gaylin^ au Suraeraw. Karlsruhe, 20. 2. 94. {Q. L. A. 
Auszug nuch Polit. (^oiT. TT. 159.) 

2. Bericlit LiHl»ensteins Emmen lingen, 3. 3 9-1. '^t. L. A.) 

3. Bericht LiebensUm über die Koaierenz zu Müüheim. 
28. 2. 94. (Q. L. A.) 

2t» 
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Maun^; also eine bedeutend grössere Aiizaiii, als Oestreich 
vorgescliUigeii hatte. 

Bereit«? am 5. März laiid zu Freiburg die verabredete 
Zusammenkunft statt. ^ Sumeraw, Baden, Bollschweil, 
Durao, Baumasn und Liebensteia nahmen daran teil. Der 
bischoflich baseische Landvogt v. Rotberg zu Schliengen 
hatte sich brieflich mit allem einverstanden erklSrt, was zu 
HQllheim verabredet worden war. Staader war bei der 
Besj)rechung nicht anwesend. Sclion frühei- hatte er er- 
klärt,^ er kümmere sich um die ganze Sache nicht und sei 
auch gegen seine Absicht zu der letzten l\.onferenz (1. 2. 94) 
gezogen worden. Wenn die Landleute Kriegsdienste thun 
sollten, so mttssten sie militärisch vorher erst ein wenig ge- 
schult werden, weil sie sonst mehr hinderlich, als förderiich 
wären. Wieder ist es — diesmal schon nachdrücklicher 
anftretend — die Abneigung der militärischen Kreise gegen 
die Volksbewaffnung, welche in ihrer Organisation von 
dem lie! k iiiimlichen soldatischen Schema abweichen musste. 
Es ist dieselbe Abneigung, die noch lange deui Landsturm 
misstrauisch und übelwollend in den Weg trat, die vielerorten 
die Ursache war, dass man aus dem Landsturm eine Land- 



Röttela 
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Baden inkl. Schliengen 


4860 


Schliengen 
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Badeiiweiler 


720 


EttenlieimmtYnster 


360 


Po'^hberg 
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Lahr cxkl. Stadt. 
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Mahlberg 
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RRiiterschaft 
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Beilage zum Bericht Liebensteins über die MüUheimer Konferenz 
28. 2. 94. (G. L. A.) 

2. Bericht Liebensteins, fimmendiugen, 6. 9. 94. (G. L. A. 
auch Polit. Corr. II. 160). — Auszug aus dem von dem Land- 
yogt y. Liebenstein . . . den 5. März zu Freiburg . . . über* 
gebenen Promemoria, zu dessen . . . Bericht d. d. 6. 8. 94t ge- 
hörig" (G. L. A.) 

8. Bericht Liebensteins. £mmendingen, S. 8. di. (QtJLJL.) 
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müiz machte, und die in ihrem letzten Grande darch ihre 

hartnäckige Unnacligiebigkeit es verschuldet hat, dass die 
zukunftsreiche Bewegung dennoch ohne einen andauernden 
Erfolg geblieben ist. ^ 

Das Fernbleiben Staaders mag der (irund gewejsen sein, 
dass Sumeraw die Zusammenkunft nicht als eigentliche 
Konferenz, sondern mehr als Unterredung aufgefasst wissen 
wollte. 80 ward denn auch kein Protokoll geführt, sondern 
ein Promemoria, das Liehenstein auf Grund der MOUheimer 
Beschlüsse verfasst hatte, zur Basis der Besprechung ge- 
nommen. In gewohnter Weise zeigten die Oestreicher das 
grüsstc Entgegenkommen und jede Bereitwilligkeit, die 
badischen Wünsche nach Möglichkeit zu erfüllen. 

Dem Landsturm völlig die Unterstützung des Militärs 
zu entziehen, hatte man bei diesen ganzen Plänen wohl 
nicht mehr ernstlich beabsichtigt. Schon vor einiger Zeit 
hatte Staader dem Geheirorate v. Gayling versichert, im 
Falle eines französischen Angriffes werde das Militär an 
den bedrohton Ort eilen, an jeder Rheinstation aber etwa 
8 — 10 Mann zurücklassen, um den einrückenden Bürgern 
die nötigen Anweisungen zu geben. - Die Belürchtung, 
dass die 13 Rheinorte zur Beschützung des Ufers nicht ge- 
nügen würden, hob man durch den Hinweis, dass jene 18 
Orte nur als Sammelpunkte gedacht seien, von denen aus 
das Landvolk zur Sicherung der ganzen bedrohten Strecke 
verteilt werden würde. 

Da auch Staader zu diesen VerabreduDgen nichts liia- 
zuzusetzen hatte, war das Einvernehmen zwischen Baden 
• und Ocstreich gesichert. Am 18. und 19. März fand dann 
eine weitere Konferenz zu Olfenburg statt, in der die Teil- 



1. Bader, die breisg. Stände S. 264 u. 265. 

2. Schreiben Staaders an Gayling. 24. 2. 94. praes. 10. 3. 94. 
Ong. (G. L. A.) Irrtümlich verlegt dio Handschrift 1302 des G. 
Ii, A. diesen Bnel auf den 24. Marz. 
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nahoic der übrigen Reichsstände an der Verteidigung der 
Strecke Kappel-Qoldscheuer zum ersten and besonders zum 

zweiten Landsturm geregelt wurde.' Wieder nahm man 
die Seek nzahl zum Massstabe des Austeilers. Zum zweiten 
Auf^n t)(it licsrliloss man, ausser Malilberg auch noch Offen- 
burg als 8ammel])ialz zu bestimnuMi. und zwar sollten sich 
zu Mahlbcrg 5453, zu OfTenburg 7091, insgesamt also, wie 
ja verabredet, 12544 Mann vereinigen. Auch hierbei war 
beachtet» dass die Dörfer, selbst beim Ausrücken des 
zweiten Aufgebots, nicht gänzlich alier wehrhaften Ver- 
teidiger beraubt seien. Im Oberamt Mahlberg blieben von 
1497 dienstfähigen Leuten noch 275 zum letzten Widerstand 
zu Hause. 

Wie im Oberiand mit den vorderöstreichiscben, so 
gingen im Unterlande die badischen Sicherheitsmassregeln 
mit den würtembergisch-schwäbischen Hand in Hand. Am 
12. Februar 1794 erging der Erlass der bei einem engeren 

Konvent vereinigten Fürsten und Stände des schwäbischen 
Kreises. Ihm zufolge sollte neben andern Sicherheitsmass- 
regeln „nach dem Beispiele älterer Zeiten und nach dem 
rühmlichen patrinti^rhon Vorgang einiger Kreise und Stände 
nicht nur eine bewaffnete Landmiliz von wenigstens 40000 
Mann im Kreis zu errichten, sondern auch sämtlichen 
Kreises Unterthanen ein allgemeines Landaufgebot dahin 
zu verkünden^ sein, dass sich sämtliche waffentüchtlge 
Männer von 18 bis 50 Jatircn, nach bestem Können mit 
Waffen, Munition und Nahrung versehen, unter Anführung 
ihrer Vorgesetzten an den liostimmtcn Versammlungsorten 
einzuünden hätten, „bei Verlust ihres Unterthanen- und 



1. Entwurf einer bei der zu Offenbach, 18. und 19. 3. 94 
gehaltenen Konferenz . . . verabredeten . . Landesverteidigung. 
(G. L. A.) Bericht von Mahlberg und Staufenberg. Mahlberg, 
26« 8. 94. (G. L. A.) 
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Bürgerrechts, auch anderer schwerer Strafe^ ; den oiazelnen 
Ständen wurde aufgegeben, eine „namentliche Konsigation** 
zu vorfertigen und durch die Ereisviertels-Direktoren dem 
Kreisausscbreibeamte einzusenden. ^ 

In Baden beeilte man sich nicht zu sehr, diesen Erlass 
bekannt zu geben. Hatte man doch bereits durch die 
Verfügung vom 27. Dezember 1798 die allgemeine Volks- 
bewaffnung und durch das Beskiipt vom 7. Januar 1794 
die Bildung einer Landmiüz in der mittleren und unteren 
Markgrafschaft angeordnet. Immerhin beschloss man, ^ 
das Kreispatent an sämtliche Ober^ und Aemter der ganzeu 
Markgrafschaft zu senden, die Zustellung der Verzeichnisse 
der waffenfähigen Mannschaft, Ort für Ort, binnen drei 
Wochen^ zu fordcru: mit der Erläuterung jedoch, dass die 
EreisanstaUen in iman des Markgrafen vor der Hand keine 
Aenderung machten, noch weniger aber den Untcrthanen 
eine doppelte Last auflogen sollten, sondern dass seinerzeit 
beide Anstalten zusammenfllessen würden. 

Inzwischen war man in Baden bereits zur näheren 
Organisation dieser Laiidmiliz geschritten. Am 3. Februar 
beschioö.s man, dass aus den 1-4614 vorhandenen Mann von 
18 bis 50 Jahren, 9üüü Mann in drei Brigaden (zu 6 Divi- 
sionen zu je 2 Kompagnien) herausgenommen, die andern 
als Reserve bestimmt werden sollten.^ Dazu sollten 1500 



1, Gedruckter Erlass der bei gegenwärtigem engeren Kon- 
vent anwesenden Räte, Botschaf tor und Gesandten der Fürsten 
und Stände des löblichen schwäbischen Kreises. Ulm 12. 2. 04. 
(G. L. A.) 

2» £xtr. Geh. Bats Prot 24. 2. 94. ^ Erlass mit dem Vermerk: 
„Wird auf hochfQrBtl. markgräf. bad. Befehl su jedermanns 
Nachachtung aumit verkündet. Signatum. Karlsruhe, 24. B. 04. 
hochfürstl. Geb. Kanzlei.'* Vgl. auch Eztr. Geh. Eats Prot. 
27. 3. 04. (sämtL G. L. A.) 

8. Extr. Geh. Rats Prot. C. 3. 04. (G. L. Ä.) 

4. Estr. Geh. Bats Prot 3. 2. 94. (G. L. A.) 
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— später veranflchJagte man 1700 — Mann, aus d^n 
StKdten kommen.^ Imnier ward aber auch hier an dem 

Gedanken der allgemeinen Volksbewaffnung festgehalten. 
„Die übrigen waffonfahigen Untertbanen", fögte (4ayling 
eigenhändig ini Konzepte seines Sclucibens an S'uiiieraw 
hinzu, ^ „werden ebenfalls in Divisionen eingeteilt und sind 
zur Reserve bestimmt". Die Aufsicht über das ganze Auf- 
gebot im OberJande ward dem Husarenmajor Medicus Uber- 
tragen.' Bald konnte dieser melden, dass die drei 
Brigaden Torhanden und dass aus den Städten nicht nur 
1700, sondern 1929 Mann in 14 Kompagnien aufgestellt 
seien. "* Noch galt es, Oftiziere und Sammelplätze zu be- 
stimmen, Einleitungen vorziinehmcn, Anschaffungen zu 
machen, das Einexerzieren zu leiten. Aber auch all diese 
Vorbereitungen waren bald getroffen. Lange schon hatte 
die Karlsruber Bürgerschaft mit Schiessübungen angefangen. ' 
Von anderer Seite ward gleichfalls bald gemeldet, dass mit 
dem Exerzieren begonnen sei.* Am 19. April 1794 
konnte Major Medicus berichten, dass nunmehr alles ein- 
geordnet sei." 

1. GayJing au Sumeraw. Karlsruhe, 20. 2. 94. {O. L. A. 
Aaszug auch Pol it. Corr. II. 159.) 

2. Dies« Stell« fehlt Pol. Com II. 159. 

S« Eztr. Geh. Bäte Prot 1. 8. 94. Medicus, nicht Medikus, 
ist die Schreibweise. 

4. Bericht des Major Medicus. Karlsruhe, 13. 3. 94. praes. 
20. 3. 94. (G. L. A.) 

6. Karlsruher Intelligenz- und Wochenblatt 1794 No. 10, 
1], 12. Ober- und OForstamtl. VerfQgung. Karlsruhe, 1. 3. 94. 

6. Bericht aus Baden. 14. 4. 94. (G. L. A.) 

7. Bericht des Major Medicus. 19. 4. 94. (G. L. A.) Vgl. auch 
die sehr spärliche Darstellung von Guido Schreiher „der badische 
Wehrstand** 1849. Das Werk desselben Verf. „Baden und der 
schwäbische Kreis". Karlsruhe 1B52, habe ich mir nirgends 
verschaffen können. Vgl. ferner: La Roche, der Deutsche Ober- 
rbem 1648—1801. Beilage 28. und Füllt. Journal 1794, S. 1007. 
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Nicht ohne Einfluss auf die Eniwickolnng der Volks- 
bewafinung konnte es bleiben, dass am Oberrhein während 
titeser ganzen Zeit fast votlständigo Ruhe herrschte. 

Frankreich war in der Vciidco, in Italien beschäftigt, das 
Schwerpfcwiclit der kriegerischen Operationen gegen die 
Verbündeten lag in Belgien. Dem südwestliclien Deiüscli- 
land drohte die Gefahr weit weniger, und nur zu natürlich 
war es, dass der Eifer für die Bewaffnung des Landes 
zurückging. Die Landleute, welche längs des Rheines auf- 
gestellt waren, wurden Oberflüssig. Schon nahmen manche 
kleinere Territorien die Gelegenheit wahr, ohne dadurch 
selbst gefährdet zu werden, ihre ünterthanen des kost- 
spieligen Wachtdicnstcs zu überheben. Andere folgten 
diesem Beispiel, und nur ungern h'ess sich auch der Land- 
mann zu dieser Jahreszeit am Rheine halten, wo seine 
Anwesenheit ebenso unnötig, als zu Hause erforderlich war. 

Die bischöflich-strassburgischen Ünterthanen aus Ober- 
kirch zeigten von Anfang an geringen Eifer; ' Viele kamen 
garnicht, manche liefen ohne Erlaubnis wieder weg. Nie 
hatten sie genug Gewehre, und die wenigen vorhandenen 
w aren noch dazu schlecht. \ un dem Mahlbergischen 
Kontingente entnahmen sie daher Gewehre und Patronen; 
aber oft genug gingen diese dann verloren. 

Auch sonst zeigten sich manche Mängel. Es fehlte an 
Charpie und Verbandzeug.^ Andere Uebelstänäe traten hinzu. 
Die Wohlhabenderen suchten sich ihrer Wehrpflicht dadurch 
zu entziehen, dass sie statt ihrer selbst Stellvertreter an 
den Rhein sandten. ^ Um die Gemeinden zu entlasten und 

1. Bericht des Ober- und Oberforstemts Mahlbeig, 6. 2. 94. 
— Extr. Geh. Rats Prot. 13. 2. 94. Bericht des Oberforstmeiaters 
V. Schilling. Icheiiheiui, 20. 2. 94. (sämtl. O. L. A.) 

2. Bericht des Oboramts Hochberg. Emmendingen, 21. 2. 94. 
praes. 10. 3. 94. (G. L. A.) ~ 30 xr täglich, ausser dem herrschaft- 
Uohen Solde (12 xr) war die Mindestsumme, die mau ftr einen 
Stelleuyertreter saliite. Anfangs besonders viel mehr. 
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zugleich den ewigen Ablösungen zu entgehen, schlug das 
Oberamt Hochberg vor, die Rheinwachten durch fireiwillige 
ledige Leute aus den verschiedenen Orten versehen zu 

lassen, die dann, gegen einen angemessenen Lohn, mindestens 
14 Tage lang den Dien^f zu versehen hätten: ein Vorschlag, 
dei höiiercii Ortes Billigung laiid. ' Ein Reich^fstand nach 
dem andern zog seine Leute zurUck. Anfang März rückten 
die FUrstenberger in ihre Heimat ab. - Sumeraw hatte 
schriftlich versprochen, sie durch ortenauische Unterthanen 
ersetzen zu wollen; allein diese Hessen auf sich warten. Am 
16. März zogen dann die Oberkircher davon, ohne ein 
Wort zu sagen. Doppelt schwer fastete nun der Dienst auf 
den übrigen am Rheine stehenden UnterthaoeD. Mit Mühe 
nur erhielt der ortcnaujscho i^andvogt v. Kleinbrod auf der 
Konferenz zu Üffenburg ^ das Versprechen der anderen 
Nachbarn, wenigstens noch 14 Tage lang ihre Leute am 
Rheine stehen zu lassen. Endlich am 27. Miirz 1794 cr- 
.ölFnete der FML. v. Stander dem Präsidenten v. Sumeraw, * 
dass auf der Strecke von Sasbach bis Marlen die Landleute 
zu ihren Feldgcschäften entlassen werden könnten, zumal 
luan sie ja im FslWg einer gewissen Besorgnis wieder auf- 
rufen könne. Am 1. April erhielt Mahlberg von der 
Ortenau die Nachricht, ^ dass mit dem heutigen Tage die 
Rhein be wachung aufhöre. 

£s war notwendig, dass all diese Verhältnisse nicht 



1. Extr. Gell- Rats Prot. 10. 3. 94. (G. L. A.) 

2. Bericht des Ober- und OberforBtamts Mahlberg, 19. 3« 94. 
(G. L. A.) 

3. sie fand am 18.— 19. März 1794 statt. Bericht dea Ober- 
und OberforBtamts Mahlberg. 31. 3. 94. (G. L. A.) 

4. Staader au Sumeraw. Freibufg, 27. 3. 94. (G. L. A. 
Begest: PoliL Corr. II. 161.) 

6. Bericht des Ober- und Oberforstamts Hahlberg. 31. 3. 94. 
Poatscriptum d. d. Mahlberg. 1. 4. 94. (G. L. A.) 
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ol^De Einflfiss blieben auf die Pläne, die man in Freiburg 
entwarf und umgestaltete. Zeigten die Beschlüsse der letzten 
dortigen Konferenzen den Gedanken der allgemeinen Wehr- 
pflicht noch in seinem vollsten Umfange, so ist doch nicht 
zu verkennen, dass in der Scheidung eines ersten und eines 
zweiten Landsturms ein Keim verborgen lag, aus welchem 
vsicli jener der Idee der allgemeinen Wehrpflicht entgegen- 
stehende Gedanke der Laudmiliz entwickeln konnte. Ob 
dies wirklich geschehen sollte, musste von den .allgemeinen 
Umständen und den niassgobeoden Persdnlichketten ab- 
hängen. 

Die KiiUiiilung des zweiten Landsturms auf drei tiaupt- 
sammelplätze war beschlossen. An jedem derselben sollte 
ein Oberbefehlshaber die Führung übernehmen. Man griff 
zu diesem Zweck wieder auf Sumeraws Schwager, den ver- 
abschiedeten General Maximilian von Duminique' zurück. 
Der breisgauisch landständische Konsess bat ihn feierlichst 
um Annahme einer Gencralstelle bei den Reserven zum 
Landsturm. ' Freudig ging der alte Herr darauf ein. Schon 
vor einem Jahre hatte er dem General Wurmser sowie 
dem Maik'^iafen Karl Friedrich seine Dienste zu einem 
ähnlichen Zwecke angeboten. Wurmser hatte garnicht, 
Karl Friedrich erbt nacii einem Monat und recht zurück- 
haltend geantwortet. Trotzdem wandte sich Duminique 
wiederum vertrauensvoll und mit vielen Vorschlägen an 
Baden, um die Anerkennung seiner Generalschaft ersuchend. ' 
Aber auch diesmal antwortete man ihm kUhl und aua- 



1. Max, nicht Marc, ist der Name des Generals. Die Be- 
nennung „Marc*' ist ein Lesefehler, wie sich aus den Akten des 
G. L. A. unzweifelhaft ergiebt. 

2. Schreiben des landst&ndisclien Kousesses. Freiburg, 
20. 3. 94. (6. L. A.) 

Duminique au Karl Friedrich. Freiburg, 22. 8. 94. 
(Ö. L. A.) 
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weichend, die Bestätigung bis auf unbestimmte Zelt ver- 
sagend.^ 

Dumioiquo Hess sich nicht beirren. Er plante Visi- 
tierung der Rheinwachen, Musterung und Einübung des 
gesamten Landsturms, vor allem verfasste er einen aus- 
führlichen Entwurf, wie die Landieute am besten zu ver- 
wenden seien, wenn der Feind in der Gegend von Burk- 
heiin Uber den Rhein dringen sollte.^ Der leitende Gedanlse 
hierbei war, dass der Kamp! in der Rheinebene ausschliess- 
lich dem regulären Militär Uberlassen, das Landvolk dagegen 
nur zur Besetzung von Verhauen längs der Berge verwandt 
werden solle. 

Auf einer Konferenz zu Frei bürg am 7. Mai 1794 kam 
dieser Plan zur Besprechung.^ Feldmarschallleutnant 
V. ötaader, der Volksbewaffnung, wie wir sahen, abgeneigt, 
war mit dieser ^rUckstclInng des militärisch nicht ge- 
schulten Landvolks natürlich einverstanden. Landvogt 
V. Liebenstein, der von Baden aus an der Konferenz teil- 
nahm, war von dem Vorschlage ausserordentlich entzückt 
und machte n;ieh diesem Muster sogleich einen entsprechen- 
den Plan für den Fall eines feindlichen Einbruchs in der 
Gegend von Riegel und Hecklingen."* Im übrigen aber 
scheint der Entwurf keine Ubergrossc Begeisterung erweckt 
zu haben. Man nahm ihn allerseits ad referendum, und 
damit war sein Schicksal so gut wie besiegelt. 

Ueberhaupt war der Bifer fttr die Ausgestaltung der 
Vcrteidigungsmassregeln merklich erkaltet. Der Sieg Möllen- 
dorffs bei Kaiserslautern (23. 5. 94), der Ucbergang der 



1. Extr. Geb. Rath Prot. 24. 3. 94. (6. L. A.) 

2. Promemoria Duminiques. Freiburg, 2. 4. 94. (0. L. A.) 

3. Liebensteiii an Gayling. Emmendingen, 8. 5. 94. Bericht 
Liebensteins. Emmendingen, 8. 5. 94. (beide G. L. A. der Bericht 
auch im Regest: Polit. Corr. II. 168.) 

4. Promemoria Liebeusteius. 25. 5. 94. (G. L. A.) 
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östreicLischen Annro bei Mannheim Uber den Rhein, liess 
die Lage wieder trüstlicher erscheinen. Schon über die 
Wahl der beiden andern Reservegenerale ^ konnte man 
sich nur mit Mühe verständigen - Obrist von Rathsam- 
bausen, wohlbekannt mit der Schwierigkeit, solch bunt zu- 
sammengewürfelte Iflannschaft zu befehUgcn, verbat sich in 
einem langen Schreiben' feierlichst das Kommando. 
Schliesslich ward das Schlicn^ener Korps dem ehemaligen 
k. französischen Marechal de Camp von Audlau - Hombui'g 
von Belh'ngen, das jMa bibergische dem vormals k. fran- 
zösischen Obrist und Kommandör des Malteserordens, Frei- 
berrn von Pfirdt, übertragen.^ 

Auch in Baden war man allmählich in der Durch- 
führung der allfi^emeinen Volksbevvaft'nuug lässiger gewoideii. 
Man bewies nicht mehr die erforderliche Enerpie, um alle 
etwa auftauchenden Hindernisse kurz und kräftig aus dem 
Wege zu räumen. Major Modicus hatte aus der Gesamtsumme 
der im Oberland vorhandenen waffenfähigen badischen Mann- 
schaft von 18 bis 50 Jahren die auf den badischen Landsturm 
entfallenda Anzahl von Unteroffizieren und Gemeinen her- 
ausgezogen und in Kompagnieen, Bataillons und Divisionen 



1. Liebenstein an Gayling. Euiineudingen, 31. 5. 91. 
(G. L. A.) 

2. Duminique hatte flchliesslich allseits seine Anerkennung 
gefunden. 

8. Bathsamhausen an Blittersdorff. Nonnenweier, 13. 6. 94. 
(G. L. A.) 

4. Liebenstein an Gayling. Emmendingen, 17. 6. 94. — 

Baumanii an Licbensteiii. Freiburg, 18, 0. 94. — Vortrag des 
Geheimen Rats an Karl Friedrich 11.7. '.»4. — Rosolutio Serenissimi. 
Steinbach, 12. 7. 94. — Extr. Ütli. liats Prgt. 14. 7. DL s.iDtl. 
G. L. A; der Vortrag d. d. 11. 7. 94 ist gedruckt Polit. Corr. 
U. 176.) 
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eingeteilt. Der Rest sollte nicht etwa rom Dienste frei sein, 

sondern eine Reserve bilcitu.* 

All das wurde anders, als Karl Friedrich den Major 
V. Harrant mit der näheren Durchführung dieser Organisation 
betraute.- Während man bisher auf die Schaffung eines 
möglichst zahlreichen, für den Notfall hinlänglich gerüsteten 
ich möchte sagen bürgerlichen Landsturms gesehen hatte, 
richtete Harrant sein Augenmerk darauf, die Durchführung 
des Gan8en in möglichst militftrisehen Formen m voUsiehen. 
Es war klar , dass in dieser Hinsiclit bisher so gut wie nichts 
geschehen war, hatte zu geschehen brauchen. Um die Jahres- 
wende waren die Landleute, noldürftig bewaffnet und ein- 
geUbt, an den Rhein gezogen und hatten dort ihren Zweck 
vollauf erreicht. Die ganze grosse Masse von Uber 60000 
Landleuten militärisch durchzubilden, war dagegen natürlich 
unmöglich.' Diese Erwägungen stimmten überein mit 
denen des östreichischen Militärkommandos in Freiburg. 
Dei FML. V. \'ecsay, der jetzt dort stauil, erklärte das 
Aulgebot des grossen Landsturms für eii.e Chimäre und 
wollte lieber JOOOO militärisch wohigeUbte, als 60 000 UQ- 

1. Bemerkung wegen dem Landaufgebot der oberen Mark- 
gralschaft Baden . . . von Medieus*' 28. G. 94. (G. L. A.) Die 
Leistungen der Ober- und Aemter waren danach iolgendermasseu. 
£b »teliteu: 





Unteroffiziere: 


Gemeine: 


Reserv'e: 


Summa: 


Rütteln 


130 


3G90 


1212 


6032 


Badenweiler 


48 


1120 


430 


1693 


Hochberg 


54 


940 


2476 


o470 


Mahberg 


28 


6ö0 


8o9 


1497 


Staufeuberg 


6 


90 ' 


269 


355 




261 


Ü470 


ö'il6 


1 1 94 4 


2. Resol 


ulio Seremissimi. 


Steinbach 


12. 7. 94. — 


£xtr. Geh. 



Rats Prot. 14. 7. 94. (beide G. L. A.) 

3. Berichte und Schreiben Harraiits. Besonders an Gayling. 
Lörrach SO. 7. 94 und 6. a 94. Rowie an Karl Friedrich. Karlflp 
rohe 1. 9. d4. (G. L. A.) 
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getlbto Landleute ssn seiner Vorfügiinp haben. ^ Diese bei- 

stimiuendo Meinung des Standesgenossen niusste Harraut 
in seiner Auffassung bestärken. 

Ein anderes trat hinzu: Harrant kam aus dem Unter- 
lande, wo man, in Gemässbcit der schwäbisciieu Kreia- 
Schlüsse, sein Augenmerk zunächst auf die Sehaftuag einer 
starken Lanclmiliz gerichtet hatte. Nan hatte Hiurnuit den 
Auftrag erhalten,^ nach Ifaassgabc der unterlftndischen 
Verteidfgungaanstalten und in möglichster Konformit&t mit 
den k. k. vorderöstreichischen Einriebtungen, im badischen 
Oherlande Verteidigiingsplan. Organisation und Waffen- 
Übungen einzurichten. Aus allen diesen Gründen ging 
er daher von der Vorschrilt des allgemeinen Landaufgebots 
ab; er setzte die Zahl der zum Ausrücken Bestimmten her* 
ab, sachte sie möglichst durcli die ledigen Burschen zu. er- 
fttllen und durch häufiges Einexerzieren unter militärischer 
Leitung dem regulären Militär nach Möglichkeit anzupassen.' 
Statt der fast 12 000 Mann badischen Landsturms, die 
Medicus für das Oberland bestimmt hatte, begnügte sich 
Harrant mit weniger als 3000 Mann^ 

1. Harrant an QayHiig. Emmendingen, 18. 8. 84. — Vecaay 
an Harrant. Freiburg, lU. 8. 94. — Vecaay an Albrecht von 
Sachaen-Teschen. [FreiburgJ 19. 8. 94. (aämtl. O. L. A.) 

2. £xtr. Geh. Rata Prot 14. 7. 94. (O. L. A.) 

S. Harrant an Karl FHedrich. Lörrach, 24. 7. 94. — Harrant 
an Gayling. Lörrach, SO. 'i, 94; Lörrach, 2. a 94; Lörrach, 6. 8. 94; 
Mfillheim, 9. 8. 94; Emmendingen, 18. 8. 94. ^ Liebenatein an 
Gayling. Emmendingen, 16. 8. 94. — Stetten an Gayling. Candeni,« 
17. 8. 94. — Bericht des Oberamts Höchberg. Emmendingen, 
28. 8. 94. (sämtl. G. L. A.) 

4. Bericht Harrants an Karl Friedrich. Karlsruhe, 1. 9. 94. 
(G.L. A.) Danach entfielen auf das erste Aufgebot: 1800 Mann (Röt- 
teln GOO, ßadenweiler, Höchberg und Mahlhcr^ mit Staufenberg 
je 400), auf die Reserve lOOli Mann, f Rütteln CuO, Höchberg 
400.; Zusammen 2B00 Mann. Dazu kamen noch bO Vnteroffiziera 
des erfiten Aufgebots. 
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Der tiefere Grund dieses Abgebens von den bisher be- 
folgten Grundsätzen liegt zweifellos in dem stark nos- 

geprägtcn soldatischen Standesbewusstsein der mit der Leitung 
der Massrcgelu betrauten Persünlichkciten, in dem immer 
wieder homniend borvortivtoudcü Uegeasatzn zwiscben Zivil 
und Militär.^ Solange Sumcraw und Gayliug die Führung 
gehabt hatten, war der Gedanke des allgemeinen Landaur- 
gebots massgebend geblieben. Die Männer, welche jetzt die 
Leitung Clbernahmen, Vecsay, Harrant» Duminiqne, Andlaw, 
Pfirdt, waren in den militärischen Anschauungen ihrer Zeit 
aufgewachsen, konnten sich von ihnen nicht trennen. Die 
unverkennbaren Mängel der allgemeinen VolksbewaftMung 
bewogen sie, die ihnen innerlicli völlig fremde Massregel nach 
Möglichkeit zu beseitigen, zu Gunsten der im gewohnten 
Gleise des Hergebrachten zu behandelnden Landmiliz. 

Die Lage der Dinge kam hinzu. Der Oberrhein schien 
durch die Franzosen nicht gefährdet; für die Vertreter der 
Landsturmtdee lag also weder Gelegenheit noch Veranlassung 
vor, lürihreGedanken nachdrücklich aufzutreten. Widerstands- 
los fast nahm mandieLandmiliz auf. ( )l)erforstmeister v. Stetten, 
dem Major v. Harrant zur Unterstützung beigegeben, hatte 



1. Eine bemerkenswerte Ausnahme bildet in dieser Hinsieht, 
wie schon früher betont, der General v. Wurmser. AUeseit hst 
er Biifs rührigste sich für die allgemeine Volksbewaffnung ver- 
wandt, die Ziyilbeamten an Energie und Eifer in dieser Beiiehung 
noch weit aberbietend. ■ Es ist bezeichnend für den Scharfblick 
des greisen Feldherrn, dass er diesen zukunftsreichsten militiri- 
schen Oedanken «einer Zeit erfasst und, wenn ihm auch die un- 
geheure Tragweite dieser Idee wohl noch nicht in voller Klarheit 
• zum Bewusstsein gekommen ist, ihn doch nach bestem Können 
SU verwirklichen gesucht hat. — Inwieweit die Handlungsweise 
des Major Medicus, der sich in Baden um die allgemeine Durch- 
führung der Volksbewaffnung bemüht hat, eigi.er Initiative ent- 
sprungen ist, inwieweit er nur die Weisungen seiner Vorgesetzten 
getreulich erfüllt hat, lässt sich scliwer entscheiden. 
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freilich rückhaltlos auf die Nachteile der Harrantschen 
Neueriinji^en hingewiesen iitid war für unabänderliche Rück- 
kehr zu der Vorschritt dos allgemeinen, niemand aussch Ii essen- 
den Landaufgebots aller 18- bis 50 jährigen wehrhaften 
Mannschaft eingetreten.^ Allein seine Vorstellungen blieben 
ohne Eindruck.^ Am 4. September 17d4 erklärte man sich 
in Karlsruhe mit dem Harrantschen Vorgehen einverstanden.* 
FOnf Ta^e später fand in Freiburg eine gfosse Konferenz 
statte die in der eingeschlagenen Richtung weiterführte. 
Vecsay legte den versanunelten Leitern der breisgauischen 
Volksbewaitaung^ seinen Plan vor. der allgemein ange- 
nommen und auch von Baden bestätigt wurde.'' Fortan 
blieb es zwar dem Namen nach noch bei dem Aufruf der 
60000 Landleute. Thatsächlich aber begnügte man sich 
mit einem Sechstel dieser Anzahl. 7000 Oestreicher und 
3000 Badener, in 8 und 4 Bataillons geteilt, sollten formiert, 
armiert, organisiert und zweimal wöchentlich exerziert werden. 
Nicht mehr die Welirpllicht Aller nahm man zum Grunde 
hierzu, sondern die persönliche Neigung des Einzelnen. Nur 
aus Freiwilligen sollten diese 12 Bataillons gebildet werden. 

Damit war der Gedanke der allgemeinen Wehrpflicht 
im breisgauischen Lande vorerst abgethan. Zwar versuchte 
der Geheime Hat zu Karlsruhe noch einmaF den schOch- 



1. Stetten an Gayling. Cauderii, 17. 8. B4. (Ct. L. A.) 

2. Kxtr. Geh. Rat« Prot. 21. 8. 94. (G. L. A) 

3. Extr. Geh. Rat« Prot. 4. 9. 94. (G. L. A.) 

4. Protokoll der Kunlerenz zu Freihur^, 9. 9. 94. (üiknivd- 
liohp Ahsrhrift d. d. 15. 9. 94. G. L. A.) Berirlit Tviehonsteins 
und HarrantP. Knimendiugenf 10. 9. 94. (Ü. L. A. Teilweise auch 
Polit. (V>rr. II. 202.) 

5. Anwesend waren : ex parte politica: Sumeraw, Liehen«tein, 
Harrant, Bollschweil, ßanniami, KleinliroH, Dürfeld; ex parte 
militari: Veesay, Jiri/rk, Duminique, Andlau, Ptirdt. 

G. Extr. Geh. Rat« Prot. 18. 9. 94. (G. L. A.) 

7. Extr. (^eh. Rat« Prot. IB. 9. 94. (ö. L. A.) 
W«iidlA&d. VoUulMWiil&MUig. U 



Digitized by Google 



— 310 — 

ternen Vorschlag, dass, um des guten Bindnicks wHleii, 
auch die 60 000 Mann Reserve doch einigermassen organi- 
siert und in ThaLigkeit gesetzt werden möchten. Allein 
weni^^ günstig müssen die Bescheide auf tiie^^e Anregung 
gewesen sein. Der Geheime Rat musste schliesslich selbst, 
auf die eingelaufenen Antwortsbericbte der oberländiscbea 
Oberftmter hin, dem Major v. Harraot bekennen, dass unter 
einberiehteten Umst&nden von der vorgehabten Organisation 
der nicht so den Milisbataillonen gehörigen en reserve 
bleibenden Mannschaft fUr jetzt wohl zu abstrahieren sein 
dürfte.* Der Gedanke der allgemeinen Volksbewaffnung 
im badischen Oberlando war sang- und klanglos zu Grabe 
getragen. Es kam darauf au, ob der Gang der Geschiebte 
ihn zu neuem Leben erwecken wUrde. 

Im badischen Unterlande war die Entwicklung eine 
ähnliche gewesen. W&hrend man hier wohl Plftne entwarf 
und die WalPenttbungen in Stadt und Land freudig forderte, 
war man zu einem wirklichen Ausrücken mcht gekommen. 
Es war notwendig, dass die Bewegung, neuer Antriebe ent- 
behrend, allmählich erlahmte. 

Anfangs zwar schien ein Ausrücken des Landvolks in 
naher Aussicht zu stehen. An demselben Tage, wo die 
badische Begierung erfuhr,^ dass FML. y. Staader in 
die Entlassung der am Rhein stehenden Landlenie des Ober- 
landes gewilligt habe, schrieb General t. Jordis an das Ob^r- 
amt Baden, dass eine Zusammenzfehung der k. k. Truppen 
beabsichtigt und die Besetzung des Rheins durch Landvolk 
deshalb unter Umständen erforderlich wäre.^ Vierzehn 
Tage später wandte aich* der Generalmajor v.Neu an Baden, 

1. Extr. Geh. Rats Prot. 20. 11. 94. (G. L. A.) 

2. Sumeraw an Oayling. 2b. 3. 94. praes. 31. 8. 94. 
(G. L. A.) 

3. Schrriljen des Cienerals v. Jordis. 81. 5. 94. H. Bericht 
des Oberamta ßh*]ea. Baden, 8. 4. 94. (G. L. A.^ 

4. Note des GM. v. Nea. Heideiberg, 11. 4. 94. Schreiben 
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sowie das schwäbische Kreisausschreibeamt und bat, fUr den 
Fall, dass die Rheinaniiee in verschiedene Laj<er zusanmieü- 
gezogcn werde, um eine Anzahl Landleute, welche Diogs 
des Bheines in gewissen Abständen als Beobachtungsposten 
ausgestellt werden könnten. Gin gleiches Ersuchen richtete 
der Generalleutnant des schwäbischen Kreises, Freiherr 
yon Stein zu Oifenburg, an das Oberamt Mahlberg.^ Zur 
Erfüllung dieser Biiten scheint es jedoch nicht gekommen 
zu sein. Baden suchte die Forderung, als eine Angelegen- 
heit des schwäbischen Kreises, an diesen zu bringen; 
Schwaben «uchte die Leistung auf Baden abzuwälzen.^ 
Ebenso war man in Baden einige Wochen später wenig 
geneigt, dem Verlangen des Ostreichisdien Militärs nach* 
zugeben und den Bhein durch mehr als 2000 Landleute 
decken zu lassen, wenn das k. k. Heer in acht grosse Lager 
zusammengezogen werden würde.* 

Die Bewegungen auf dem Kriegsschauplatze machten 
jede derartige Inanspruchnahme des Landvolks überüiissig. 
Die kaiserlichen Truppen hatten aUbald grösstenteils die 
Rheingrenze Torlassen und waren bei Mannheim Uber 
den Strom gezogen. An ihrer Stelle hatten die badischen 
Haustruppen die Grenzwehr übernommen. Die geplante 
schwäbische Kreismiliz, der man diese Aufgabe zugedacht 
hatte, war noch lange nicht zustande gekommen.* 

des Obristen v. Beck. Heidelberg, 12. 4. 94. Extr. Geh. Rate 
Prot. 14. '4. 94. — Antwort Becks an Neu. Heidelberg, 16.4.94. 
— Schreiben des schwäbischen KrAA. 30. 4. 94. — £ztr. 
Geh. Bäte Prot 12. 5. 94. (aftmtl. G. L. A.) 

1. fierieht des Oberamts Mahlberg. Mahlberg, 16. 4. 94. 
(G. L. A.) Es handeltfrSieh hierbei um 5^600 Muin, nicht um 6000, 
wie die Handachrilt 1802 des G. L. Ä. irrtOmUch schreibt Dm 
Original hat iteta nur 600. 

2. Extr. Geh. Rate Prot 14. 4. 94; 22. 4. 94; 12. 6. 94. 
(aftmtl. G. Ii* A.) 

8. Uebenatein an Gayling. Emmendingen, 8^ b. 94. (G. L. A.) 
4. Extr. Geh. Rata Prot. 5. 6. 94. *(G. L. A.) 
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PZMstr. Graf Cnlloredo \ fTsicherte. dass or zur Zoit die 
Zusammenbonituiig eini^ps Lancivulks durcliauü nicht für 
nötig und sogar die Ausstellung von Jäp^eravisopostcu für 
Überflüssig haltoJ Baden schien für den Augenblick, wie 
auch für die Zukunft, vor feindlichen AnläUen gesichert; 
hatte doch der Herzog Albrecht von Sacbsen-Teschen selbst 
versprochen, den badischen Landen stets seinen Schutz an* 
gedeihen lassen zu wollen.^ 

Auch von Würteniber^ kamen keine nachhaltigen An- 
rp^un^ren mehr. Die .^cliwäbische Landniiliz wollte trotz 
aller Bemühungen Louis Eugens nicht zustande kommen. 
Nicht einmal die Listen der waffenfähigen Bevölkerung, 
nach denen man die^ Austeilung hätte vornehmen können, 
wurden von den einzelnen Kreisständen eingesandt.' Karl 
Friedrich, der inzwischen bereits 3000 Mann seiner Land- 
miliz aufgeboten hatte,* schlug zur schnellen Bewerk- 
stelligung: der Angelegenheit rine Zusammenkunft der Kreis- 
viertelsdii rktoron vor;*' er erklärte .sich bereit, mit seiner 
eigenen gesamten LandmiHz vorläufig die erste Verteidi- 
dungslinie des schwäbischen Kreises zu besetzen.^ Dabei 
forderte er eine — seltsame Nachahmung des von ihm selbst 
nachdrücklich verworfenen preussischen Verpflegungsan- 
trages — dass die rtlckliegenden untbätigen Stände des 
Kreises fUr die thätigen vorderen die diesen Uber ihre Ver- 



1. £xtr. Berichts des Hauptmanns Vierordt. Rastatt, 19. 7. 94. 
(G. L. A.) 

2. Albreclit v. Sacbsen-Tes( lu ii an Karl Friedrich. Haupt- 
quartier Schwetziüg^^i), 20. 7. (G. L. A.) 

3. Louis Kugen au Karl iiViedrich. Ludwigaburg, 13. 7. 94. 
(G. L. A.) 

4. Antwortschreiben Karl Friedrichs an Louis fingen. £xtpr. 
Geh. Rats Prot, 2J. 7. 94. (G. L. A.) 

6. Extr. Geh. Rats Prot. 28. 7. 94. (G. L. A.) 
6. Karl Friedrich an das schwäb. Kr. A.^. Karlsruhe, 8. 94. 
(Polit. Corr. IL 18&) 



üigiiized by Google 



— 213 — 



pflichtuDg entstehenden Kosten Obernehmen sollten.^ Allein 
auf keine Weise glückte es, die Entfernteren zur Aufbrin- 
gung der beschlossenen Landmiliz zu bringen — der allge- 

meinen Volksbewaffnung wurde schon garnicht mehr gedacht. 
Dazu kam die Rückwirkung der Vecsayschen Pläne auch 
auf das badische Unterland. Albrecht v. Sachsen-Teschen, 
in der Hoffnung, sich durch die Landmiliz eine brauchbare 
Truppe heranzuziehen,^ drang auf schnelle Durchführung 
und Ausdehnung der freiburger Vorschlftge, womöglich im 
ganzen Reiche.^ Entsprechend den 3000 Mann im Oberlande 
bestimmte Karl Friedrich seine Landmiliz in den Unterlanden 
auf ebenfalls 3000 Mann,** auch hier nicht mehr dem allge- 
meinen Aufgebot entnommen, sondern nur aus den ledigen 
Burschen des Landes gewählt. 

In demähnlicher Weise gedachte Herzog Albrecht in dem 
schwäbischen Kreise eine Landmiliz zu schaffen.^ Formell 
sollte auch hier noch an dem allgemeinen Aufgebot sämt- 
licher Unterthanen festgehalten werden. In Wirklichkeit 
wollte man sich mit einer verhältnismässig geringen Land- 
miliz begütigen, bestimmt, in drei Reserven die Thäler und 
Pässe der Linie Nagold-Neckar-Donaueschingen-Schafihausen 
zu versperren. 

Allein selbst diese bescheidenste Form des allgemeinen 
Aufgebots in Schwaben kam nicht zu Stande. Wie einst 
der preussische Verpflegungsantrag, so trat jetzt die Forde- 
rung des Quintuplums hemmend und zersetzend zwischen 

1. Extr. Geh. Rats Prot. 5. 6. 94 und 4. 9. 94. (G. L. A.) 

2. FZlf. Graf Colloredo an die badische Eegieruag. 
Schwarzach L 9. 94. (G. L. A.) 

3. Beck an Karl Friedrich. Earlsmhe, 2. 9. 94. (0. L. A.) 

4. Eztr. Geh. Bato Prot. 4. 9. 94. 3000 Kann ;s 6 BatailloDS =& 
20 Kompagnien su 160 Kann. (G. L. A.) 

5. Albrecht von S.-T. an Beok. Hauptquartier Schwetsingen, 
27. 9. 94. mit Beilage O. D.: Nota über die Bewafibung des 
Landvolks im schwäbischen Kreise, (beide G. L. A.) 
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jene Bestrebungen. Vor seiner Entstehung noch, war der 
ganie Vmuch der Bchwäbischen Landmllis schon wieder 
zerfallen.^ 

Anch der Landmiliss in Baden ward kein langes Leben 
zuteil. Bereit« Ende Juli war Karl Friedrich auf den Vor- 
schlag des Major Medicus eingegangen,- nur noch einige 
S(MuUage das Marschieren und Laden üben zu lassen, dann 
aber die Leute nur noch alle vier oder sechs Wochen aus- 
rücken zu lassen, damit nicht alles Gelernte wieder ver- 
gessen werde* Zwar weckte dann noch einmal die Gefahr 
des Winters, infoige der Möglichkeit, dass die Franzosen 
Über den gefrorenen Rhein einen Einbruch versuchen 
könnten, die Landmiliz zu kurzem Leben. Allein schon 
im Frühjahr beslinimUi Karl Friedrich^ dass mit dem Exer- 
zieren der bewaffneten Korps in den Städten bis zum 
Spätherbst, auf dem Lande aber, im Ober-, wie im Unter- 
lande, vom 14. Juni ab zunächst drei Monate lang einge- 
halten, und dann darüber weiter angefragt werden solle. 

Damit hatte die allgemeine Volksbewaftnung in Baden 
zunächst ihren Abschluss erreicht. Der langsam vorberei- 
tete, dem Gelingen schon nahe Gedanke hatte nicht die 
Hindernisse, die sich ihm in den Weg stellten, zu über- 
winden vermocht. Schritt für Schritt war seine Kraft er- 
mattet bis zu dem schliesslicheo ruhmlosen Ende. Wenig 
Aussicht war nun, dass in baldiger Zeit die Idee des Land- 
sturms zur That wieder werde. Aitersmttde sehnte sich 
das deutsche Reich nach Frieden, und als Kurmainz seinen 
Antrag auf Einleitung von Friedensverhandlungen einge- 
bracht hatte, stritten sich die Stände des Reichs nur nuch, 
wen man am besten mit dieser Einleitung betrauen könne. 
Immerhin konnte die Erinnerung an die allgemeine Volks- 

1« Bericht der bad. Gesandtschaft am schwäb. Kreise. 24. 3 05. 
(O. L. A.) 

2. Besolutio Serenissimi. 28. 7. 94. (G. L. A.) 

3. Extr. Geh. Rats Prot, 28. 5. 95. (G. L. A.) 
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bewaffnnng der letzten Jahre nicht so schnell entschwinden ; 

denn noch immer standen drohend die Heere der Franzosen 
an den Grenzen des Reiches. Alles kam darauf an, ob die 
Not der Zeiten immer aufs neue unwiderstehlich zu Volks- 
bewaffauugsplänen drängen würde und ob sich dann endlich 
der Maiin fi&nde, im Stande, die alten, zum Teil unklaren 
und unthunlichen Ideen su läutern und in eine den For- 
derungen der Zeit gemftsse Form zu bringen. 
Ob dies geschah, musste die Zukunft lehren. 
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Noch verschiedentlich ist in den folgenden Jahren die 

Volksbewaffnung in Süddeutschland anfj» refrt und betrieben 
worden. Srlion bei der VVillielinsbadcr Ivonfcrcnz geborte 
die Aulötellung einer starken Landmiliz zu denjenigen Be- 
ratungsgegenständen, welcbo allgemeine Billigung criuhren. 
Allein der Plan eines Fürsten Vereins, der nun einmal der 
Grundgedanke bei all jenen Verabredungen war, fand bei 
den Ständen des Reiches eine nur laue Aufnahme, und bei 
der entschieden ahlebnenden Haltung des Wiener Hofes 
war auf eine Durcbfübruog des V^orgescblagenen unmöglich 
zu rechnen. Wirkungslos ging daher auch diese Anregung 
vorüber. Wirkungslos vcrlialite auch der xVufiuf Kobnrgs 
an die deutsche Natiou, durch den er die Bewohner des 
Rhein- und Mosellandcs gegen die Neufranken unter die 
Waffen zu bringen suchte. Statt der erhofften erhebenden 
Wirkung erntete er nur Spott und offen gehässigen 
Widerspruch.* Die Friedenssehnsucht war eben zu allge- 
mein geworden; aber das Reich fühlte sich nicht mehr stark 
genug, zu einer letzten eindrucksvollen Anstrengung noch 
einmal seine gesamten Kräfte aufzuraffen und durch einen 
achtungf^ebietenden Wehrstand einen annehmbaren . bYicden 
zu erzwingen. Selber thatenlos bleibend^ zog es statt dessen 
vor, seine Wohlfahrt fremder Vermittelung anheimzu- 
stellen.^ 



1. 30. Juli 1794. V. Geismar, die politiBche Litteratur der 
Deutschen im 18. Jahrhundert. I. 8. 95. 

2. FoUt Corr. II. 210 ff. besonderB 234, 324. vgl. auch 
Strippelxnann, Beiträge zur Geschichte HeBseu-Gasfiek L 8. &9ff. 
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Wenig Aussicht .war da auf einen befriedigenden Aus- 
gang. Den eigenen Vorteil sich zu sichern, traten deshalb 
die einzelnen deutschen Reicbsfttrsten in Sonderfriedensver- 
handlungon mit Frankreich. Preussen machte seinen Frieden 

zu Basel, den gleichgesinnton Reichsständen seine Vermitt- 
lung anbietend. Hessen-K as.sel scblüss sicli ihm an, und 
gerne hätte auch Baden rlcn gleichen Weg eingeschlagen. 
Allein die Nachbarschaft Ocstreichs und seiner Heere üble 
auf die Bntschticssungen zu Karlsruhe einen beträchtlichen 
Druck aus. Wieder ist es das Schwanken eines ehrlich ge* 
sinnten deutschen Landesherren zwischen der Erfüllung 
seiner reicbsständischen Pflichten und der Sorge iür die 
Wohlfahrt des ihm anvertrauten Gebietes. Wieder aucl^ ist 
es der Zw u l^ der Verhältnisse, der unwiderstehlich zum 
Abschluss eines Sondert'ricdens führte. Am 15. Dezember 
1797 folgte Karl Friedrich endlich dem Beispiele von Basel, 
Leoben und Canipo Formio.^ 

All diese Vorgänge, vereint mit dem Verlauf der grossen 
Kriegsereignisse überhaupt, mussten notwendig von mass* 
gebendem Binfluss sein auf die Entwickelung der Volks- 
bewaiiüungspläne in Süddeutschland, sonderlich in Baden. 
Noch immer, wie in den letzten Jahren, j^nrigen in 
dieser Beziehung Anregung und Beispiel vun Vorder- 
östreich aus, wie denn überhaupt die süddeutsche 
Volksbewaffnung einen nicht zu unterschätzenden, un- 
ermüdlichen Rückhalt in Wien gefunden zu haben scheint.- 

1. Pülit. Corr. II 359— (301. Eiji näheres Eingehen auf die 
berührten Ereif^nissc an dieser Htelle verbietet sich von selbst. 

2. Bezeichnend für die Stellung des wieiior Hofes zu dieser 
Frage ist die bereits erwähnte anonyme Flugschrilt Metterniciis 
(Nachgelassene Papiere I. ;U0— 345) vom August 17Ü4, also 
wenige Tage nach Koburgs Aulruf (30. 7. 94). Den Verlust der 

. östreichisoheii Niederlande schreibt sie wcs(?ntli(^h dem Umstände 
»u, dass man es versäumt habe, rechtaeiti«. den einzigen Ausweg 

, einaupchlag^n, Volksmasse gegen Volksmaase zu bewaffnen. Als 
man den Versuch schliesslich dcch noch machte, kam er «u spat 
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Ailein w&brend früher Baden in Sachen der Volksbewaff- 
nung mit der breisgauiachen Regierung stQts Hand in Hand 
gegangen war, hatten jetzt die Friedensbestrebungen den 
Markgrafen in einen natürlichen Widerspruch zu seinen 

östreichisclion Nachbarn gebracht. Schon im Hinbück auf 
seine Verhandlungen in Paris mosstc Karl Friedrich der 
Volksiiewaffnung und allen dahin zieieuiien freiburger Vor- 
schlägen ablehnend gegenüberstehen. 

In Vorderöstreich dagegen herrschte dauernd das alte 
rege Interesse.^ Schon im September 1796 hatte der breis- 
gauische Landsturm einen drohenden Ueberfall der Franzosen 
abwenden kennen. Bin Jahr später war es ihm vergönnt, 
sich in offenem Kampfe nüi regulären feiodlicheu Truppen 
aufs glänzendste zu bewähren. 

Am 24. Juni 1796 hatte Moreau d^n "Rhein über- 
schritten; die deutschen Heere zogen sich bei Kehl zusam- 
men, und im Breisgau rückte die Landmiliz in die verlassenen 
Posten ein. Sumeraw bot, in Uebereinstimmung mit dem 
(istreichischen MiiitftrlLommando, einen allgemeinen freiwil- 
ligen Landsturm auf und richtete an Baden die Bitte um 
gleiches Vorgehen. Hier aber konnte man sich dazu nicht 
entschliessen. Vor den heranziehenden Franzosen verliess 
Karl Friedrich eiligst das Land, und angstvoll besorgt, den 



,,und ewig wird er das Andenken Jener schänden, welche das 
heilßame Unternehmen im rsohten Zeitpunkt hemmten und eines 
' der blühendsten Länder einer zweiten, vielleicht immerwährenden 
I Anarchie preisgaben, vielleicht durch Kleinmfitigkeit oder Unsinn 
den Sturz von gaus Europa beförderten. Ghrosaen und ungewöhn- 
lichen Uebeln können nur grosse lud ungewöhnliche Mittel 
steuern/* 

1. Far das Folgende vgl. neben den entsprechenden Ab> 
schnittender Polit. Gorr. Karl Friedrich, besonders: Bsder» die brets- 
gau. Stande. 8. 187 ff. und S. 260 fi. Beiches Material ruht auch 
in den sftddeutschen Archiyen su Karlsruhe, Dannstadt u. s, {, 
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Feind nicht zu reizen, Idsto die badische Regierung ihre 
ietzten Landmilizcn auf. 

Anders in Vordcröstreich. Gemeinsam mit dem kaiser- 
lichen Heere drängte der östreiciusche Landsturm am 
7. Juli 1796 die Franzosen von der Bleich bei Wagenstadt 
bis auf Ettcnheim zurück. Leider niclit auf die Dauer« 
Wenige Tage Später niusste General Fröbiich vor dem 
verstärkt wieder andringenden Feinde nach Schwaben 
zurückweichen; aber mit bestem Erfolge deckten ihm die 
Landmilizen diesen Rückzug. 

Das Vordringen Moreaus verbot eine weitere Bethäti- 
gung des Landsturms. Als jedocii Krzherzog Karl den Rbein 
hinaufzog, um den Franzosen den RUckzug abzuschneiden, 
da erhoben sich die östreichischen Bauern in Breisgau und 
Ortenau wiederum, sie verlegten den Feinden die Pässe, 
sie belästigten unablässig ihren Zug und, mit den kaiser- 
lichen Heeren vereinigt, drängten sie schliesslich Moreau 
bei Hüningen über den Rhein. Am Schwabenthor zu Prd- 
bürg erinnert noch heute eine Inschrift au die Kämpfe und 
Siege der tapferen Landleute. 

Auch an Baden hatte damals Erzherzog Karl eine 
Aufforderung ergehen lassen, ihm zur Bewachung des 
Rheines eine Anzahl bewaffneter Landleute zu Uberlassen. 
Umsonst. Die Obei^mter versagten sich ihm, und in Karls- 
ruhe erklärte man ihm, infolge der politischen Lage seinem 
Verlangen nicht nachkommen zu können. 

Die Siege Napoleons in Italien liessen zu Beginn des 
Jahres 1797 auch den Oberrhein aufs neue bedroht er- 
scheinen. Wiederum erlioben sich die Landsturmideen. 
Gegen die Tiroler Pässe und gegen die elsässiscbe Grenze 
hin gedachte man in Schwaben das Volk zur Landwehr 
aufzubieten. Eine lev^e en masse der Bewohner des baui- 
schen, fränkischen, schwäbischen und oberrheinischen Kreises, 
welehe die Ausschreitungen der französischen Heere nur zu 
gut kennen gelernt hatteo, sollte unter Erherzog Karls be- 
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währter Leitung in dieser Gegend die deutschen Grenzen 
Torleidigen. ^ 

Thatettchlich kam es am Rhein zum Kampfe. Die 

ortenauischc Landmiliz zog aus und focht gegen die 
Franzosen: ein Zirkular der Landstiinde schärfte im Breis- 
gau der Bevölkerung in den Rlioinnrlen ihre Pflicht ein, 
dass im Notfälle die gesamte taugliche Maoascliaft von 16 
bis öO Jahren auszurUckea hahe. 

Die Verhandlimgen von Leoben machten diesem krieger- 
ischen Leben ein Knde. Caropo Formio folgte und der 
Bastatter Eongress. Aber sobald die Feindseligkeiten wieder 
begannen, erstand auch allerorten der Landsturm wieder in 
Süddeutsclilaiui. Nimmer war h'icr ja erloschen in Fürsten 
und Volk (las Vertrauen zu der allgenieineo Volksbewaffnung.* 
Der Kaiser rief die Heichsständc auf, ihre Reichspflichten 
zu erfüllen, er f rderto die vorderen von ihnen zu einem 
aligemeinen Aufgebot, einem Landsturm auf. ^ In seinen 

1. Lettre de Ms^;r. Coadjutfur B. de Dalhcrg sur la declaration 
orale du Minisfie directorial autrirhieii |ljarüii v. Hü^ell en date 
Erfurt Ic Jf) II. 1797. „Les quatres cercles . , . coi n. t iirnt au 
moiiiH cinq millioiis d^liabitant« .... Cette masse d'liuiiimes qvii 
defendent Icurs foyers sous un te\ i'lief souftiroit pour resister 
k leurs fureurs et rAllcmagno et le systcui politique de l'Europe 
■seroit sauvi". Hälicrlin, Staatsarchiv II. 451. 

2. „Tausend muthige Soldateu, hinter ihnen die doppelte Zahl 
zweckmässig bewaÜneter, von Zorn entflammter, nothdürftig ab- 
gerichteter Bauern; ich möchte sie sehen g^en Verheerer jeder 
Art, ein 8tücl< des Landes vertheydigen, auf welchem sie alle 
Fusssteige, Schliche zwischen Bergen, wie durch Waldungen, 
Bäche, Teiche und Sümpfe kennen, und sich dieser Ursachen 
wegen, daselbst und so untersttttat es ist ein Erfidurongs- 
sata — unüberwindlich glauben." [v. BftrenhorstJ Betracbtungen 
über die Kriegskunst, über ihre Fortschritte, Ihre Widersprüche 
und ihre Zuverlässigkeit II; 8. 162. Leipzig 1796. 

3. Am 12. Juli und am 8. Kovember 1799. v. Geismar, 
Die polit. Litt der Deutschen im 18. Jahrlu L S, 98. 
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eigenen Sta&ten ^ing er ihnen mit Beispiel voran. Uiid 

nicht nur in Vorderöstreicb, sondern auch im Mainzischen, 
wo Albini die Seele der Bewegung war, im Bambergischen 
und Wlirzburgiscben, im Gebiete des Deutscliordeiis, im 
Odenwald, in der Ortenau linden wir das Volk zum Wider- 
stande bewaffnet. Getreu den alten Ueberh'eferungen, be- 
trieb der Uerzog von Wttrtemberg Laadauswahl wie Land- 
sturm aufs rührigste in seinen Gebieten. ^ Audi diesmal 
machte die alte Lässigkeit der Deutschen und das neue 
Vordringen der Franzosen der jungen Bewegung ein schnelles 
Ende. Bereits Mitte 1800 wurden die östreichischen Land- 
milizen aufgelfist: der Breisgau fiel in Frankreichs Hände. 
Jetzt erntete Baden die Fl üchte seiner vorsichtig franzosen- 
freundlichen Politik; durch den Beichsdeputationshauptschluss 
ward dem jungen Cursiaate ein ' unerwartet grosser Länder- 
zuwachs zuteil. Fttr die Ideen der Volksbewaffnung am 
Oberrhein war dieser Ausgang natürlich wenig günstig. 
Trotzdem sind sie in diesen Gegenden lebendig geblieben, 
die ganze Zeit der iiapoleonischen Herrschaft liiiidurch. * • 

Allein trotz alleiiem wird man gestehen müssen: so an- 
erkennenswert wohl im einzelnen die Erlolge sind, die das 
bewaffnete Landvolk errungen hat, — zu einem wirklich 
nachhaltigen Ergebnis ist es nicht gekommen und hat es 
auch nicht kommen können. Die alten Formen des Land- 
sturms mochten fttr eine frühere Zeit genügt haben; den 
Anforderungen der neuen EriegsfOhrung entsprachen sie 
nicht mehr. Der Gedanke aber, der dem Ganzen zu Grunde 
lag, war brauchbar geblieben wie je zuvor. Wollte man, 
dass die vielverheissenden Keime, die in der Einrichtung 
des Landsturms schlummerten, sich entfalten sollten in 



1. Lang, Auswärt. Politik d. wthrtemb. Stände. Pr. Jb. 60. 481. 
E. Elüpfely die Friedenflunterhandlungen Wflrtemberga mit der 
franidsiflchen fiepablik. Histor. Zeitachr« 46. 416. 

2. Tgl. auch Elflber, Europaisches VoUceireoht 2. Aufl. 1861. 
S267d. 
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dner fttr die Gegenwart nutabringenden Weise« eo muaste 
man den ffern von der beengenden Schale befreien ' und fUr 

den reichen Inhalt neue Formen linden. Bisher hatte man 
stets versucht, die Volksbewaffnung dem regulären Militäre 
einzufügen, man hatte sich bestrebt, sie auch äusserlich dem 
bestehenden Heeres wesea in jeder Weise anzupassen* Ohne 
Erfolg. Sollte ein wirksames Ergebnis geschaffen werdeiit 
80 musste man umgekehrt darauf bedacht sein, das stehende 
Heer der Volksbewaffnung einzureihen, den Dienst in der 
Truppe SU einer Stufe in der Erfüllung der alten Wehr- 
pflicht zu machen. Langer und schwerer Zeiten bedurfte 
es, bis sich diise Erkenntnis durchrang, bi^ an die Stelle 
der allgemeinen Wehrpflicht die allgemeine Dienstpflicht 
trat. 

Das aber ist das Verdienst der allgemeinen Volksbe- 
waffhung in Sfiddeutschland während der Jahre 1791 bis 
.1794, dass sie diesen Ideen vorgearbeitet, dass sie die Er- 
innerung an die Wehrpflicht und Wehrkraft des deutschen 
Volkes nach langem Schlummer wieder einmal durch die 
That erweckt und dann lebendig erhalten hat, in all den Stürmen, 
in all derNot und Bedrückung, bis endlich der Mann kam, der das 
erlösende Wort fand, bis endlich die Zeit kam, wo sich der 
alte Gedanke in seiner neuen Gestalt erfüllen und bewllhren 
konnte: Die Zeit Scharnhorsts und der Befk^iungskriege. 
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